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Allgemeine  Vorbemerkungen. 

Die  Kartelle  sind  eine  Erscheinung  des  modernen  Wirt- 
schaftslebens. Sie  stehen  in  ihrer  Eigenart  nicht  vereinzelt 
da,  vielmehr  sind  sie  als  ein  Teil  einer  das  ganze  wirt- 
schaftliche Leben  umgestaltenden  Entwicklung  zu  betrachten. 
Schmoller  sagt  darüber :  ^  „Die  Kartelle  sind  nur  ein  Glied 
in  der  Kette,  die  vom  alten  lokalen  Kleinbetrieb  zur  Fabrik, 
zum  Großbetrieb,  zur  Aktiengesellschaft,  zum  Riesenbetrieb, 
von  der  freien  Konkurrenz  vieler  kleinerer  und  mittlerer  Ge- 
schäfte zur  zentralistischen  Leitung  immer  größerer  Unter- 
nehmungen, zum  halben  oder  ganzen  Monopol  derselben,  vom 
freien  individualistischen  Arbeitsvertrag  zu  Arbeiter-,  Arbeit- 
geberverbänden und  deren  Kollektivverträgen,  vom  laisser 
faire  zur  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Organisation  der 
nationalen  Arbeit,  vielleicht  gar  zur  sozialistischen  Staats - 
Wirtschaft  führt." 

Aufgabe  des  Nationalökonomen  ist  es,  der  geschichtlichen 
Entwicklung  der  Kartelle,  ihrer  Ausdehnung  und  Verbreitung 
in  den  verschiedenen  Branchen  der  Industrie  und  des  Gewerbes 
nachzugehen  und  festzustellen,  welche  wirtschaftlichen  Ver- 
hähnisse  ihr  Entstehen  begünstigen  und  welche  Wirkungen 
von  ihnen  ausgehen,  auf  die  im  Kartell  verbundenen  und  auf 
das  wirtschaftliche  Leben  im  allgemeinen.  Aufgabe  des  Juristen 
hingegen  ist  es  zu  untersuchen,  wie  diese  neue  wirtschaftliche 
Erscheinung  in  den  Rahmen  der  bestehenden  Rechtsordnung 
hineinpaßt.  Während  vom  nationalökonomischen  Gesichts- 
punkt aus  schon  einiges  über  die  schweizerischen  Kartelle 
geschrieben  worden  ist,^  haben  sich  die  Juristen  noch  kaum 


*  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  io6  S.  237  ff. 

*  Hier  ist  zu  erwähnen:   J.  Steiger,    Trusts   und  Kartelle   im  Ausland 
und  in  der  Schweiz,  1907. 

Derselbe,  Kapital-Konzentration  in  der  schweizerischen  Industrie.  Finanz- 
jahrbuch 1907. 
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an  die  Untersuchung  gemacht. ^    Sie  soll  in  dieser  Arbeit  ver- 
sucht werden. 

Eine  weitere  Aufgabe  besteht  in  der  Andeutung  des  Weges 
zu  einei  künftigen  gesetzlichen  Regelung  der  Kartelle.  Sie 
liegt  außerhalb  des  Rahmens  einer  juristisch-dogmatischen 
Untersuchung  über  die  Kartelle.  Zu  ihrer  Lösung  haben  sich 
Jurist  und  Nationalökonom  zu  vereinigen.  Wenn  auf  Grund 
der  Untersuchungen  des  Letzteren  feststeht,  welche  guten  und 
welche  schlechten  Wirkungen  von  den  Kartellen  auf  die  Volks- 
wirtschaft ausgehen  und  in  welcher  Richtung  deshalb  die 
Bildung  von  Kartellen  zu  begünstigen  oder  zu  unterdrücken 
ist,  hat  der  Jurist  zu  erwägen,  welche  gesetzlichen  Maßnahmen 
zu  dem  erwünschten  Erfolge  führen  können.^  Die  Unter- 
suchungen der  vorliegenden  Arbeit  sind  als  eine  Vorbereitung 
zu  dieser  weiteren  Aufgabe  zu  betrachten. 

Die  Schwierigkeiten,  die  sich  einer  Untersuchung,  wie 
sie  hier  vorgenommen  werden  soll,  bieten,  bestehen  einerseits 
in  dem  ganz  allgemeinen  Bestreben  der  Unternehmer,  ihre 
Kartellverabredungen  geheim  zu  halten.  Anderseits  kommt 
aber  für  die  Schweiz  speziell  hmzu,  daß  noch  nie  auf  Grund 
einer  amtlichen  Enquete  das  verstreut  vorhandene  Material, 
das  auch  dann,  wenn  es  nicht  von  den  Unternehmern  als 
geheim  behandelt  wird,  schwer  zu  beschaffen  ist,  unter  ein- 
heitlichem Gesichtspunkt  gesammelt  wurde.^  Der  Mangel  einer 
solchen  Sammlung  ist  für  den  Juristen  empfindlicher  als  für 
den   Nationalökonomen.    Allerdings  muß   dieser,   um  über  die 


Goldstein,  Über  die  Ursachen  der  schwachen  Entwicklung  der  Kartelle 
in  der  Schweiz,  Separatabdruck  aus  der  Kartell-Rundschau  1905. 

Köchlin-Geigy,  Jahrbuch  für  Statistik,  Bd.  25,  S.  149  ff. 

Airoldi,  I  sindacati  industriali  della  Svizzera.  Diss.  Zürich  1909.  Ferner 
ist  über  die  Kartelle  in  einzelnen  Branchen  schon  eingehend  gehandelt  worden. 

^  Hier  ist  zu  erwähnen  :  Keel,  Industrielle  und  kommerzielle  Ringe  und 
Kartelle  und  ihre  strafrechtliche  Behandlung.  Diss.  Zürich  1897,  Mit  der 
strafrechtlichen  Behandlung  der  Kartelle,  die  hier  allein  ins  Auge  gefasst 
wird,  ist  die  Frage  der  Stellungnahme  der  Rechtsordnung  zu  den  Kartellen 
noch  keineswegs  erschöpft. 

*  Vergl.  Menzel  S.  i  fg. 

*  Ich  denke  an  die  für  juristische  Kartellstudien  höchst  wertvolle  Kartell- 
Denkschrift  des  deutschen  Reichsamtes  des  Innern,  wo  in  Bd.  i  eine  große 
Zahl  von  Kartell-Statuten  enthalten  ist. 
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Ursachen  und  Wirkungen  der  Kartelle  auf  das  volksv^irtschaft- 
liche  Leben  im  allgemeinen  handeln  zu  können,  die  vorhandenen 
Kartelle  mit  einer  gew^issen  Vollständigkeit  berücksichtigen, 
während  für  den  Juristen  auf  diese  Vollständigkeit  weniger 
ankommt.  Anderseits  aber  kann  sich  der  Nationalökonom  mit 
einer  Anzahl  Kartell -Organisationen  beschäftigen  und  ihre 
Wirkungen  untersuchen,  ohne  den  Wortlaut  der  betr.  Verträge 
und  Statuten  zu  kennen,  während  diese  Kenntnis  für  die 
juristische  Betrachtung  wesentlich  ist. 

Zur  Erlangung  des  Materials^  war  ich  somit  zur  Haupt- 
sache auf  das  Entgegenkommen  der  an  den  einzelnen  Kartellen 
beteiligten  Industriellen  angewiesen.  Es  sei  an  dieser  Stelle 
den  betreffenden  Herren  der  verbindlichste  Dank  ausgesprochen. 
Mehrere  Statuten  und  Verträge  fand  ich  auch  im  schweize- 
rischen Wirtschaftsarchiv  in  Basel,  von  einigen  habe  ich  beim 
Handelsregister  Einsicht  genommen,  mit  einigen  weiteren  Kar- 
tellen wurde  ich  (allerdings  nur  teilweise)  bekannt  durch  ge- 
richtliche Entscheidungen. 

Bevor  wir  dazu  übergehen  können,  die  Stellungnahme 
der  Rechtsordnung  zu  den  Kartellen  zu  untersuchen,  ist  es 
erforderlich,  die  wirtschaftliche  Erscheinung,  welche  Kartell 
genannt  wird,  als  solche  etwas  näher  zu  betrachten  und  von 
verwandten   Erscheinungen   abzugrenzen. 

§  1.     Begriff  und  Wesen  der  Kartelle  und  Abgrenzung 
von  verwandten  Erscheinungen. 

Was  versteht  man  unter  einem  Kartell  ?  Wie  es  bei  einer 
solchen  Erscheinung,  die  noch  verhältnismäßig  jung  und 
deren  Entwicklung  noch  im  Flusse  begriffen  ist,  nicht  anders 
zu  erwarten  ist,  gibt  es  eine  Menge  abweichender  Definitionen  ;^ 
doch  sagt  Flechtheim  (S.  5),  daß  es  sich  im  Grunde  genom- 
men bei  dem  Streite  darüber,  was  ein  Kartell  sei,  mehr  um 
therminologische  und  methodologische  Fragen  handle.  Der 
Streit  um  das  Wesen  der  Erscheinung  sei  viel  weniger  tief. 
Es  kann  nun  hier  nicht  die  Aufgabe  sein,  „die  reiche  Schüssel 
der    v^orhan denen    Begriffs-Bestimmungen   um   ein    neues    Ge- 

®  Vergl.  die  Übersicht  unten  S.  16  fl\ 
*  Zusammenstellung  bei  Hirsch  S.  6  ff. 
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rieht  zu  bereichern"  ( Flechtheini j,  vielmehr  gih  es,  zu  einer 
der  vorhandenen  von  den  Nationalökonomen  aufgestellten  De- 
finitionen Stellung  zu  nehmen,  um  für  die  juristische  Unter- 
suchimg ein  fest  abgestecktes  Feld  zu  erhalten.  Grunzel^ 
bringt  eine  Blütenlese  von  lo  verschiedenen  Definitionen, 
kommt  dann  auf  Grund  seiner  eignen  Ausführungen  zu  fol- 
gender Definition : 

„Ein  Kartell  ist  eine  auf  dem  Wege  freien  Übereinkom- 
mens geschaffene  Vereinigung  von  selbständigen  Unterneh- 
mungen mit  gleicher  Interessengemeinschaft  zum  Zwecke  ge- 
meinsamer Regelung  der  Produktion  und  des  Absatzes." 

Diese  Definition,  die  im  wesentlichen  auch  von  Rundstein 
fS.  2)  übernommen  worden  ist,  lege  ich  den  folgenden  Aus- 
führungen zu  Grunde.  Aus  ihr  geht  deutlich  hervor,  was  für 
Probleme  uns  bei  der  juristischen  Betrachtung  der  Kartell- 
Organisationen  entgegentreten  werden ;  es  handelt  sich  in 
erster  Linie  imi  Fragen  des  Gesellschafts-  und  Vereinsrechtes. 

Aus   dieser  Definition   geht   im  einzelnen   hervor : 

I.  Das  Kartell  ist  eine  Vereinigung  von  selbständigen 
Unternehmern,  dadurch  sind  vollständige  Verschmelzimgen  von 
Unternehmungen,  wie  wir  ihnen  in  den  Fusionen  begegnen, 
von  den  Kartellen  zu  trennen.  Solche  Fusionen,  überhaupt  die 
verschiedensten  Arten  der  Kapital-Konzentration,  werden  viel- 
fach als  „trusts"  bezeichnet. ^  Dabei  muß  man  sich  aber  be- 
wußt bleiben,  daß  solche  Fusionen  mit  der  ursprünglichen 
amerikanischen  Organisationsform  eines  Trusts  bloß  das  ge- 
meinsam haben,  daß  eine  Anzahl  selbständiger  Unterneh- 
mungen zu  einer  einheitlichen  Unternehmung  imter  zentraler 
Leitung  verschmolzen  werden.^  Dieselben  oder  wenigstens 
ähnliche  Umstände,  die  zur  Bildung  von  Kartellen  führen, 
bedingen  auch  die  Bildung  von  sogenannten  „Trusts".  Als 
typisches  Beispiel  für  die  Schweiz  sei  die  Bildung  der  „Gips- 
Union"    im    Jahre    1903    genannt.     Sie    entstand    durch    eine 


^  Grunzel  über  Kartelle  S.  10  ff. 

^  Vergl.  Steiger  S.  26  fg.  Der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  bedient 
sich  des  Wortes  „Trust"  vieitach  als  Synonym  zu  „Kartell".  Vergl.  Lief- 
mann, Kartelle  und  Trusts  S.  11. 

*  Über  die  Rechtsform  des  ursprünglichen  amerikanischen  Trusts  vergl. 
Liefmann,  Kartelle  und  Trusts  S.  112  ff. 
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Fusion  von  21  bestehenden  Fabriken,  wobei  dann  14  ge- 
schlossen und  nur  noch  7  weiter  in  Betrieb  gelassen  wurden.^ 
Zu  derselben  Zeit  begnügten  sich  die  ebenfalls  schwer 
darniederliegenden  verwandten  Industrien  von  Kalk  und  Ze- 
ment mit  der  Bildung  eines  Kartells.  Mag  auch  die  Volks- 
wirtschaft die  Kartelle  als  ein  vorübergehendes  Stadium  auf 
dem  Wege  zu  festeren  Organisationen  betrachten,^  so  ist  doch 
das  Problem  des  Kartells,  als  der  Vereinigung  von  Unter- 
nehmern, von  andern  Arten  der  Kapitalkonzentration  getrennt 
vom  Juristen  zu  bearbeiten.*^ 

2.  Das  Kartell  ist  eine  Vereinigung  von  Unternehmern. 
Die  entscheidenden  Merkmale  einer  Unternehmimg  sind«  freie 
Disposition  über  Arbeit  und  Kapital  und  Produktion  für  den 
Markt.  Daher  gehören  nicht  zu  den  Kartellen  die  Arbeiter- 
Koalitionen  und  Gewerkschaften  und  auch  nicht  die  als  ilir 
Korrelat  gebildeten  Arbeitgeberverbände.  Allerdings  verfolgen 
oft  die  Unternehmer,  die  sich  zur  Regelung  der  Arbeitsverhält^ 
nisse  vereinigt  haben,  gleichzeitig  auch  kartellartige  Zwecke. 
Wohl  sind  aber  als  Kartelle  zu  betrachten  die  Vereinbarungen 
über  Preise  etc.  unter  selbständig  arbeitenden  Handwerkern; 
auch  sie  sind  Unternehmer,  wenn  auch  der  gewöhnliche  Sprach- 
gebrauch sie  nicht  als  solche  bezeichnet. ^  Diese  Kartelle 
haben  meist  einen  bloß  lokalen  Charakter,  da  die  Inseressen 
der  koalierten  Handwerker  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
sehr  verschieden  sind.  Wenn  auch  die  Produzenten-Kartelle 
häufiger  sind,  so  kommen  sie  doch  auch  unter  Händlern  vor.  10 

Femer  sind  sie  auch  zu  treffen  im  Verkehrswesen,^!  doch 
spielen  solche  Kartelle  bei  uns,  wo  das  Verkehrswesen  zur 
Hauptsache  verstaatlicht  ist,  keine  bedeutende  Rolle. 

3.  Das  Kartell  kommt  auf  dem  Wege  freier  Vereinbarung 
zustande.  Darin  unterscheidet  es  sich  von  allen  Zwangsorgarü- 
sationen  wie  z.  B.  den  alten  Zünften. 


^  Vergl.  Steiger  S.  27. 
®  So  z.  B.  Tschirschky  S.  5. 
'  Vergl.  Menzel  S.  2  {g. 

^  Philippovich,  Grundriß  der  politischen  Ökonomie  9.  Aufl.  Bd.  i  S  146. 
®  Philippovich,  a.  a.  O.  Über  Kartelle  im  Handwerk.   Wilden,  Kartell- 
lundschau  Bd.  9  S.  73  ff. 
'°  Grunzel  S.  19. 
'^  Grunzel  S.  17. 
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4.  Der  Kreis  der  Unternehmer,  die  sich  zu  einem  Kartell 
verbinden  können,  ist  ein  beschränkter.  Es  ist  notwendig,  daß 
die  koalierten  Unternehmer  derselben  Branche  angehören; ^2 
aber  auch  das  genügt  meistens  noch  nicht.  Grunzel  weist 
darauf  hin,  daß  es  in  Österreich  keine  Kartelle  der  Eisen- 
industriellen, der  Glasfabrikanten,  der  Baumwollindustriellen 
gibt,  sondern  immer  nur  ein  Kartell  für  Stabeisen,  Eisenbahn- 
schienen, Bleche,  Träger  usw.  Spiegelglas,  Tafelglas. ^-^  Aus 
der  schweizerischen  Kartellpraxis  sei  angeführt :  „Vereinigte 
Baumwollspinnereien",  ein  Kartell,  in  dem  nur  diejenigen 
Baumwollspinnereien  vereinigt  sind,  welche  ganz  bestimmte 
Garn  Sorten  herstellen.  Femer  sei  erwähnt,  daß  zum  großen 
Teil  dieselben  Unternehmer,  die  sowohl  Kalk  als  Zement 
fabrizieren,  für  die  beiden  Produkte  in  zwei  verschiedenen 
Kartellen  vereinigt  sind. 

5.  Zweck  der  Kartelle  ist  die  gemeinsame  Regelung  von 
Produktion  und  Absatz.  Sie  sollen  in  die  Regellosigkeit  der 
Produktion  und  Anarchie  des  Geschäftsverkehrs  eine  Ord- 
nung, eine  Organisation  bringen.  Das  geschieht  dadurch,  daß 
die  wirtschaftliche  Tätigkeit  der  Mitglieder  auf  eine  bestimmte 
Weise  geregelt  wird.^^  Dadurch  unterscheiden  sie  sich  von 
den  Berufs-  oder  Fachvereinen.  Die  Aufgaben,  die  sich  diese 
letzteren  stellen,  sind  in  erster  Linie  „gemeinsame  Agitation, 
Gutachten,  Petitionen  für  Anlegung  und  Einrichtung  von  Ver- 
kehrs- und  Transp>ortmitteln  aller  Art,  für  Fracht-  und  Post- 
tarife,  Schutzzölle  und  Handelsverträge,  Arbeits-  und  Fabrik- 
ordnungen, Versicherungsgesetze,  femer  Ergreifung  v^on  Maß- 
regeln zur  Einführung  neuer  billiger  Produktionsmethoden, 
zur  Vergrößerung  des  Konsums  und  Ausdehnung  des  Absatz- 
gebietes, Ermöglichung  periodischer  Besprechimgen  der  Inter- 


"  Kleinwächter  (Die  Kartelle,  Insbruck  1883  S.  126)  sagt  in  seiner 
Kartelldefinition:  ^Übereinkommen  der  Produzenten,  und  zwar  der  Unter- 
nehmer der  nämlichen  Branche." 

*'  Diese  Tatsache  berücksichtigt  Grunzel  in  seiner  Kartelldefinition  mit 
dem  pleonastischen  Ausdruck:  ^Unternehmungen  mit  gleicher  Interessen- 
gemeinschaft." 

'*  Liefmann,  Unternehmer- Verbände  S.  17.  Nach  der  Art,  wie  diese 
Regelung  geschieht^  ergibt  sich  eine  Einteilung  in  verschiedene  Arten  von 
Kartellen, 
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essenten  über  die  wirtschaftliche  Lage :  alles  Dinge,  welche 
nicht  zur  wirtschaftlichen  Tätigkeit  eines  Unternehmers  ge- 
hören, aber  auf  dieselbe  und  seine  ganze  wirtschaftliche  Stel- 
lung von  Einfluß  sind,  Dinge,  zu  deren  Erlangung  der  Ein- 
zelne sich  in  seiner  Handlungsfreiheit  nicht  beschränken  zu 
lassen  und  sich  nicht  allen  andern  gegenüber  zu  einem  be- 
stimmten Tun  oder  Unterlassen  zu  verpflichten  braucht". 
(Liefmann)  Solche  Berufsvereine  nennen  sich  oft  „Verband", 
weshalb  die  von  Liefmann  gebrauchte  Bezeichnung  „Verband" 
für  die  Kartelle  im  Gegensatz  zu  den  von  ihm  „Verein"  im 
wirtschaftlichen  Sinn  genannten  Berufs-  und  Fach  vereinen  als 
irreführend  abzulehnen  ist.  Solche  Verbände  können  leicht 
die  Vorläufer  der  Kartelle  werden,  weil  sie  den  Unternehmern 
einer  Branche  die  Gelegenheit  bieten,  sich  persönlich  näher  zu 
treten  und  (gelegentlich)  die  wirtschaftliche  Lage  zu  bespre- 
chen.1^'  Als  Beispiel  erwähne  ich  hier:  den  „Schweiz.  Ziegler- 
Verein",  in  dessen  Schoß  die  meisten  lokalen  Kartelle  der 
Ziegelindustrie,  sowie  der  Verband  schweizerischer  Ziegel- 
Fabrikanten,  der  allerdings  wieder  eingegangen  ist,  entstanden 
sind,!^  die  „Vereinigung  von  Mitgliedern  des  Schweiz.  Bank- 
faches", durch  deren  Initiative  2  „Konventionen"  zustande 
gekommen  süid.  Während  in  den  beiden  hier  genannten  Fäl- 
len der  Fachverein  nur  die  Anregung  zur  Bildung  von  Kar- 
tellen unter  seinen  Mitgliedern  gegeben  hat,  ist  auch  der  Fall 
möglich,  daß  die  Vereinigung,  die  früher  bloß  ganz  allge- 
meine Zwecke  verfolgte,  selbst  zum  Kartell  wird.  Dazu  kann 
der  „Bäckermeister-Verein  der  Stadt  Bern"  als  Beispiel  dienen, 
der,  nachdem  er  lange  Zeit  hindurch  allgemeine  Zwecke  eines 
Berufsvereins  verfolgt  hatte,  die  Einhaltung  bestimmter  Brot- 
preise von  seinen  Mitgliedern  verlangte  und  dadurch  zum 
Kartell  wurde. ^'^  Häufig  findet  sich  in  der  Schweiz  folgende 
Organisation :  Es  besteht  ein  Verband,  dessen  Mitglieder  in 
der  ganzen  Schweiz  verteilt  sind.  Dieser  Verband  ist  Berufs- 
verein niit  allgemeinen  Zwecken.  Es  unterstehen  ihm  aber  eine 


'^  Vergl.  Claudio  -  Jannet  in  Schriften  des  Vereins  für  Sozial-Politik 
Bd.  90  S.  9.  Auch  Airoldi  S.  152,  Köchlin-Geigy  a.  a.  O.  nennt  die  Kartelle 
die  „Milchgeschwister"  der  Fach-  und  Gewerbevereine. 

'«  Airoldi  S.  55  flf. 

"  Vergl.  darüber  B.  Ger.  36,  2  S.  557  ff  auch  unten  §  11. 
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Reihe  lokaler  Sektionsverbände,  die  ihrerseits  Kartellzwecke 
verfolgen.  Teilweise  ist  das  Verhältnis  so,  daß  es  den  Sek- 
tionen freisteht,  ob  sie  die  Kartellmaßnahmen  in  ihren  Tätig- 
keitsbereich aufnehmen  wollen,  teils  aber  sind  sie  als  Mit- 
glieder des  darüber  stehenden  Verbandes  dazu  verpflichtet. 
Ein  Beispiel  zum  ersteren  Fall  ist  der  „Schweizer.  Wäscherei- 
Verband",  dessen  Sektionen  Minimaltarife  aufstellen  können, 
aber  nicht  dazu  verpflichtet  sind ;  anders  der  „Verband  schwei- 
zerischer Milchhändler",  wo  von  Verbands  wegen  die  Milch- 
preise  für  die  einzelnen  Lokal -Sektionen   festgestellt   werden. 

Von  den  eigentlichen  Kartellen  sind  in  ihrem  Zwecke 
verschieden  die  Ringe  :  „Vereinigungen  von  Spekulanten  oder 
Händlern,  um  durch  Ankauf  von  Vorräten  einer  Ware  und 
Erzeugung  eines  Mangels  die  Preise  in  die  Höhe  zu  treiben 
und  davon  einen  raschen  Gewinn  zu  erzielen".!^  Sie  wollen 
nicht  wie  die  Kartelle  dauernd  die  Produktion  und  den  Absatz 
der  Mitglieder  regeln.  Diese  sjxikulativen  Ringe,  denen  die 
Ausbeutung  der  Abnehmer  wesentlich  ist,  haben  den  Kartellen, 
mit  denen  sie  in  einen  Topf  geworfen  wurden,  am  meisten 
Feinde  gemacht.  Der  Ausdruck  „Ring"  wird  auch  vielfach 
als  Synonym  zu  „Kartell"  gebraucht.^^ 

Während  die  meisten  Kartelle  das  Angebot  der  verbun- 
denen Unternehmer  regeln,  gibt  es  auch  solche,  welche  die 
Nachfrage  regeln.  Doch  genügt  eine  bloße  Zusammenfassung 
der  Nachfrage,  wie  sie  gewöhnlich  den  Einkaufsgenossen- 
schaften eigen  ist,  nicht  dem  Begriff  eines  Kartelles,  denn  hier 
sollen  bloß  die  Vorteile  des  Engros  Kaufes  ausgebeutet  wer- 
den. Von  einem  Kartell  kann  man  nur  sprechen,  wenn  eine 
wirkliche  Beeinflussung  der  Nachfrage  durch  Einschränkimg, 
Aufteilung  usw.  vorliegt. 20  Auf  diese  Weise  wird  indirekt  auch 
die  Produktion  und  der  Absatz  der  verbundenen  Unternehmer 
beeinflußt.  Deshalb  sind  auch  die  unter  der  Aufsicht  der 
„Societe  Suisse  de  Surveillance  Economique"  (sogen.  Einfuhr- 
Trust)  stehenden  Einfuhrgenossenschaften  nicht  als  Kartelle 
zu  betrachten.  Die  Aufteilung  der  Nachfrage  in  Kontingente, 
die    hier    vorgenommen    wird,    dient    nicht    dem    Zweck    einer 


I , 


1^^ 


i\ 


'^  Menzel  S.  4. 

'^  Liefmann,  Kartelle  und  Trusts  S.  15. 
20 


Vergl.  Grunzel  S.  37. 


Regelung  der  Produktions-  und  Absatzverhältnisse  unter  den 
Mitgliedern.  Auf  das  Wesen  dieser  ganzen  Organisation,  die 
ihrem  Zweck  nach  von  den  Kartellen  ganz  verschieden  ist, 
soll  hier  nicht  näher  eingegangen  werden. 

Bestritten  ist  es,  ob  das  Streben  nach  einer  Monopol- 
stellung den  Kartellen  wesentlich  ist  oder  nicht.  Liefmann^i 
nimmt  das  Streben  nach  der  Monopolstellung  in  die  Definition 
des  Kartells  hinein,  Kartelle  sind  nach  ihm :  „Freie  Verein- 
barungen zwischen  selbständig  bleibenden  Unternehmern  zum 
Zwecke  monopolistischer  Beherrschung  des  Marktes".  Unter 
einem  Monopol  versteht  man  die  ausschließliche  Verfügung 
über  Verkehrsobjekte. 22  Diese  Verfügungsgewalt  kann  auf 
Natur-Tatsachen  begründet  sein  (natürliche  Monopole),  auf 
rechtliche  Verleihung  (rechtliche  Monopole)  oder  auf  Verein- 
barung (gesellschaftliche  Monopole).  Als  solche  der  letzteren 
Art  wären  die  von  den  Kartellen  erstrebten  zu  betrachten ; 
nun  ist  aber  einschränkend  zu  sagen,  daß  ein  Kartell,  auch 
wenn  es  sämtliche  Mitglieder  der  Branche  umfaßt,  nicht  eine 
eigentliche  Monopolstellung  erreichen  kann,  da  immer  noch 
die  Möglichkeit  einer  neuen  Konkurrenz  von  Außenseitern 
besteht. 2?  Die  dem  Monopolisten  innewohnende  Macht,  die 
Preise  in  einseitiger  Berücksichtigung  des  eigenen  wirtschaft- 
lichen Vorteils  festzusetzen,  kann  ein  Kartell  nicht  ausüben, 
weil  es  sonst  Konkurrenz -Unternehmungen  hervorruft  oder 
weil  sonst  die  Abnehmer  der  Kartellprodukte  zu  eigener  Er- 
zeugung des  Materials  übergehen  oder  sich  in  den  Besitz  von 
Unternehmungen  des  vorangehenden  Produktionsabschnittes 
setzen.  Diese  Gefahren  spielen  in  der  Preispolitik  der  Kartelle 
eine  wichtige  Rolle,  ihre  Unterschätzung  rächt  sich  bitter. 
Es  sei  hier  auf  die  Vorgänge  in  der  Ostschweiz.  Ausrüster- 
Industrie  hmgewiesen.24    Charakteristisch  für  die  Gefahr,   die 

^'  Liefmann,  Kartelle  und  Trusts  S.  11. 

^^  Philippovich  a.  a.  O.  Bd.  i  S.  234. 

"  Grunzel,  S.  iio,  Kestner  S.  56  if. 

^*  Vergl.  Kartellrundschau  Bd.  13  (1915)  S.  218  ft'. 

Die  im  Jahre  1899  gegründete  „Ostschweizerische  Ausrüstergenossen- 
schaft" erhöhte  von  Jahr  zu  Jahr  ihre  Tarife.  Schließlich  schlössen  sich 
St.  Galler  Stickereifirnien  zusammen  und  gründeten  eine  eigene  Ausrüsterei 
(A.-G.  Seeriet),  worauf  die  „Ostschweizerische  Ausrüstergenossenschaft"  sich 
bequemen  mußte,  ihren  Preistarif  den  Ansätzen  der  A.-G  Seeriet  anzupassen. 


■■;R?,ir-,i,aj«g;i 


10    — 


—  II 


den  Kartellen  in  der  genossenschaftlichen  Selbsthülfe  der  Ab- 
nehmer droht,  ist  folgende  Bestimmung  aus  dem  Vertrag  betr. 
den  Bierverkauf  im  Distrikt  Basel  (Art.  8)  :  „Der  Brauerei- 
Verband  Basel -Rheinfelden  kann  seinen  sofortigen  Rücktritt 
von  diesem  Vertrag  erklären,  wenn  seitens  einer  Wirte-Genos- 
senschafts-Brauerei  dessen  Bestimm imgen  nicht  voll  tmd  ganz 
eingehalten  werden".  Der  Distrikts-Vertrag  will  die  Bierpreise 
im  Distrikts-Gebiet  auf  einer  bestimmten  Höhe  halten ;  das 
gelingt  nur,  solange  alle  in  das  Gebiet  Hefemden  Brauereien 
diese  Preise  einhalten.  Sobald  nun  die  Wirte  sich  zusammen- 
schließen und  eine  eigne  Brauerei  betreiben,  welche  sich  nicht 
an  die  Vertragsbestimmungen  hält,  ist  die  Verfolgung  des 
Kartellzwecks  verunmöglicht.  Die  MitgHeder  des  Brauerei- 
verbandes Basel -Rheinfelden,  die  namentlich  auf  den  Distrikt 
Basel  als  Absatzgebiet  angewiesen  sind,  können  nicht  mehr  zu 
den  höheren  Kartellpreisen  verkaufen.  Daher  behält  sich  der 
Brauereiv^erband  für  diesen  Fall  den  sofortigen  Rücktritt  vor. 
Eine  eigentliche-  MonopK)lstellung  eines  Karteiles  wäre  nur 
dann  möglich,  wenn  es  sämtliche  Bezugsquellen  eines  be- 
stimmten Rohproduktes  in  einem  Gebiete  in  der  Hand  hätte 
und  gleichzeitig  aus  irgendwelchen  Gründen  (Transportun- 
fähigkeit, Einfuhrverbote,  Zölle  etc.)  die  Beschaffung  von 
anderswoher  nicht  möglich  wäre.  Derartige  Kartelle  sind  aber 
in  Friedenszeiten,  als  speziell  schweizerische  wenigstens,  kaum 
denkbar.  Infolge  der  Erschwerung  der  Einfuhr  wären  sie  in 
der  jetzigen  Kriegszeit  allerdings  eher  möglich.  Es  hat  daher 
auch  der  Bundesrat  es  für  nötig  erachtet,  in  seiner  „Ver- 
ordniuig  gegen  die  Verteuertmg  von  Nahrungsmitteln  und 
andern  unentbehrlichen  Bedarfsgegenständen"  vom  lo.  August 
191 4,  eine  besondere  Bestimmung  gegen  solche  Kartelle  auf- 
zunehmen.25  Von  diesen  besondern,  durch  die  Notlage  der 
Schweiz  ermöglichten  Fällen  abgesehen,  ist  aber  schon  hier 
festzustellen,  daß  eine  Ausbeutung  der  Abnehmer  durch  die 
Kartelle,  wozu  eine  eigentliche  Monopolstellung  notwendige 
Vorbedingung  ist,  in  der  Schweiz  nie  eingetreten  und  auch 
kaum  zu  befürchten  ist.^e    Wenn  einerseits  festgestellt  wurde, 

^^  Vergl.  unten  S.  30. 

'^  Das  zeigt  sich  auch  an  der  unten  zu  besprechenden  Gerichtspraxis, 
da  in  jedem  der  einzelnen  Fälle  festgestellt  wurde,  daß  das  zur  Aburteilung 
gelangende  Kartell  nicht  ausbeuterisch  vorging.    Vergl.  unten  §  7. 
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daß  ein  Kartell,  auch  wenn  es  sämtliche  MitgUeder  einer 
Branche  umfaßt,  nicht  eine  Monopolstellung  erringt,  so  steht 
anderseits  auch  fest,  daß  es  für  das  Zustandekommen  eines 
Kartells  nicht  notwendig  ist,  daß  es  sämtliche  Unternehmungen 
einer  Branche  umfaßt.  Es  genügt  vollständig,  wenn  die  ver- 
einigten Firmen  durch  da&  Produktionsquantum,  welches  sie 
repräsentieren  oder  durch  das  Ansehen,  welches  sie  in  ihrer 
Branche  genießen,  oder  durch  das  Vertrauen,  welches  ihnen 
die  Konsumenten  entgegenbringen,  in  der  Lage  sind,  den 
Markt  im  Sinne  der  beabsichtigten  Regelung  zu  beeinflussen.^? 
Nicht  zu  den  Kartellen  gehören  die  bisweilen  auch  „Kartell- 
Verträge"  genannten  Verträge  zwischen  einem  Verband  von 
Anbietern  und  einem  Verband  von  Abnehmern,  welche  „tausch- 
wirtschaftliche  Beziehungen"  enthalten. 28 
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Die  Arten  der  Kartelle. 


Die  Kartelle  sind  Vereinigungen  von  selbständigen  Unter- 
nehmern zur  Regeltmg  der  Produktion  und  des  Absatzes.  Das 
Ziel,  das  sich  die  Kartelle  setzen,  kann  auf  verschiedene  Weise 
verfolgt  werden.  Nach  dem  von  den  Kartellen  eingeschlagenen 
Weg  ergibt  sich  eine  Einteilung  der  Kartelle.  Diese  wird  nun 
aber  von  den  verschiedenen  Schriftstellern,  die  sich  damit 
befassen,  im  einzelnen  ^anz  verschieden  durchgeführt. ^ 

Ich  übernehme  die  Einteilung  von  Grunzel   (S.  38): 

A.  Kartelle  zur  Regelung  des  Angebotes. 

/.  Konditionen-Kartelle.  Die  Mitglieder  verpfüchten  sich 
zur  Einhaltung  bestimmter  Verkaufsbedingtmgen.  Diese  Kar- 
telle kommen  am  leichtesten  zustande,  weil  der  einzelne  Unter- 
nehmer nur  einen  sehr  beschränkten  Teil  seiner  Freiheit  aufzu- 
geben braucht.    Es  wird  hier  nur  eines  der  ruinösisten  Mittel 


"  Grunzel  S.  11. 

2^  Liefmann,  Unternehmer-Verbände  S.  11.  Wir  werden  auch  sehen, 
daß  diese  juristisch  anders  zu  beurteilen  sind  als  die  Kartelle. 

'  Es  würde  zu  weit  führen,  hätte  aber  auch  keinen  Wert,  hier  die  ver- 
schiedenen Systeme  zu  erörtern,  die  aufgestellt  wurden,  um  die  Kartelle 
einzuteilen.  Vergl.  darüber  Liefmann,  Unternehmer-Verbände  S.  42  ff.  Baum- 
garten-Meszleny  S.  67  ff,  Menzel  S.  6  ff,  Tschirschky  S.  42,  Grunzel  S.  38. 
Pohle,  die  Kartelle  der  gewerblichen  Unternehmer,  Leipzig  1893  S.  13  ff. 
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des  Konkurrenzkampfes  beseitigt,  das  darin  besteht,  daß  die 
Unternehmer  durch  lange  Kreditfristen,  Rabatte  und  Ver- 
günstigungen der  verschiedensten  Art  die  Abnehmer  für  sich 
zu  gewinnen  suchen.  Sehen  bleiben  aber  die  Unternehmer 
dabei  stehen,  sie  gehen  meist  bald  auch  zur  Festsetzung  der 
Preise  über. 

2.  Preis-Kartelle.  Es  findet  eine  Festsetzung  von  für  die 
Mitglieder  verbindlichen  Verkaufspreisen  statt.  Gleichzeitig 
müssen  aber  auch  die  Verkaufsbedingungen,  wie  in  den  vorher 
erwähnten  Kartellen  festgesetzt  werden,  da  sonst  einer  Um- 
gehung der  Kartellpreise  Tür  und  Tor  offen  stehen.  Diese 
Kartelle  sind  sehr  häufig  und  wir  werden  ihnen  im  Laufe  der 
Darstellung   mehrfach   begegnen. 

3.  Reduktions-Kartelle.  Die  Regelung  der  Produktion  ge- 
schieht dadurch,  daß  in  den  einzelnen  Betrieben  eine  Reduktion 
der  Produktion  stattfindet.  Solche  Kartelle  sind  schwer  durch- 
zuführen und  daher  auch  selten.  Hieher  gehört  die  Ostschweiz. 
Ausrüster-Genossenschaft  (Statuten  1902),  in  der  eine  Nor- 
mierung und  zeitweise  Reduktion  der  Arbeitszeit  in  den  Ge- 
nossenschaftsbetrieben vorgesehen  ist. 

4.  Rayonnierungs-Kartelle .  Es  findet  eine  Aufteilung  des 
Absatzgebietes  unter  die  einzelnen  Kartellmitglieder  statt. 
Diese  Kartellart  ist  mir  in  der  Schweiz  nur  bekannt  geworden 
als  Kartell  zweiter  Stufe,  abgeschlossen  zwischen  lokalen  Kar- 
tellen. Hierher  gehören  einzelne  Verträge  zwischen  lakolen 
Kartellen  der  Ziegelei-Industrie. 

5.  Kontingentierungs-Kartelle.  Es  wird  der  Gesamtum- 
satz, der  auf  das  Kartell  fällt,  nach  bestimmten  Quoten-  unter 
die  Kartellmitglieder  verteilt.  Diese  Quote,-  Beteiligungsziffer, 
wird  häufig  auch  als  Anteil  an  der  Produktion  bezeichnet. 
Da  es  aber  für  das  Kartell  doch  letztlich  darauf  ankommt,  was 
der  Einzelne  absetzt,  nicht  was  er  produziert,  so  ist  die  Unter- 
scheidung von  Absatz-  und  Produktions-Kontingentierung  nicht 
von  wesentlicher  Bedeutung.^  Die  Durchführung  eines  Kon- 
tingentierungskartells bringt  manche  Schwierigkeiten  mit  sich, 
sowohl  in  der  Festsetzung  der  Kontingente,  als  auch  im  Aus- 
gleich  derselben. 3    Die   hierher  gehörigen   Beispiele   sind   ver- 

'  Allerdings  beeinflußt  die  Absatz- Kontingentierung  im  Gegensatz  zur 
Produktions-Koiitingentierung  nicht  die  Vorräte.     Grunzel  S.  68. 
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hältnismäßig  zahlreich.  So  fallen  unter  diese  Kategorie  die 
verschiedenen  Genossenschaften  von  Ziegelei -Besitzern  in  ihrer 
neuen  Fassung,  die  E.-G.  Portland,  der  Verband  Schweiz.  Roll- 
ladenfabriken. 

6.  V erkauf s-Kar teile .'^  Der  Verkauf  der  kartellierten  Waren 
wird  von  den  einzelnen  Unternehmern  nicht  mehr  selbständig 
durchgeführt,  sondern  er  erfolgt  für  alle  durch  eine  Zentral- 
stelle. Das  Charakteristische  in  der  Innern  Organisation  solcher 
Kartelle  ist  das  dadurch  bedingte  Lieferungsverhältnis,  das 
zwischen  dem  einzelnen  Unternehmer  und  dem  Kartell  (bezw. 
dessen  Verkaufsstelle)  besteht.^  Ein  solches  Verkaufskartell  ist 
notwendigerweise  auch  ein  Kontingentierungs-Kartell,  da  die 
Verkaufsstelle  naturgemäß  nur  so  viel  verkaufen  kann,  als  der 
Nachfrage  entspricht.^  Hierher  gehörende  Beispiele  sind :  die 
A.-G.  Schweiz.  Kalk -Fabriken,  die  ehemaüge  A.-G.  Portland, 
die  Vereinigten  Baumwollspinnereien  und  einige  früher  be- 
stehende Organisationen  der  Ziegel-Industrie. 

7.  Ausfuhr-Kartelle  sind  nach  Grunzel  solche,  die  ent- 
weder den  Export  als  eigentliches  Ziel  ins  Auge  fassen  und 
diesem  eine  größere  Rentabilität  sichern  wollen  oder  solche, 
die  den  Export  für  ihre  Inlands-Produktion  verwenden,  indem 
sie  den  Produktionsüberschuß  ins  Ausland  bringen  und  da- 
durch den  Inlandsmarkt  entlasten.  Solche  Kartelle  sind  mir 
in  der  Schweiz  nicht  bekannt  geworden  und  ich  lasse  deshalb 
diese  Organisation  außer  Betracht. 

B.  Kartelle  zur  Regelung  der  Nachfrage. 

Sie  sind  viel  seltener  als  diejenigen  zur  Regelung  des 
Angebotes.  Es  sei  hier  wiederholt,  daß  nicht  eine  jede  Ein- 
kaufs-Genossenschaft als  Kartell  erscheint,  daß  vielmehr  eine 
wirkliche  Beeinflussung  der  Nachfrage  und  damit  indirekt 
auch  der  Produktion  und  des  Absatzes  der  verbundenen  Unter- 
nehmer stattfinden  muß.  Außer  dem  „Schweiz.  Baumaterialien- 
Verbände",  der  seinen  Mitgliedern  vorschreibt,  welche   Preise 

^  Vergl.  darüber  unten  §  21. 

*  Für  diese  auch  häufig  der  Name:  Verkaufs-Syndikat.  Meist  wird 
allerdings  das  Wort  „Syndikat"  als  Synonym  für  „Kartell"  gebraucht.  Vergl. 
Flechtheim  S.  6. 

^  Vergl.  darüber  unten  §  22. 

®  Flechtheim  S.  104. 
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sie    für    bestimmte    Artikel    zahlen   dürfen,    smd    mir    in    der 
Schweiz  keine  solchen  Kartelle  bekannt  geworden. 

Die  verschiedenen  Arten  der  Kartelle  stellen  verschiedene 
Stufen  im  Prozesse  der  Kartellbildung  dar.  Das  Konditionen- 
Kartell  stellt  meist  ein  Anfangsstadium  in  der  Verständigung 
der  Unternehmer  dar,  das  auf  eine  Verständigung  über  weitere 
Punkte  naturgemäß  hinweist.  So  führt  eine  natürliche  Ent- 
wicklung vom  Konditionen-Kartell  zum  Preis -Kartell,  von  die- 
sem zum  Kontingentierungs-Kartell  und  darüber  hinaus  zum 
Verkaufs-Kartell.  Diese  Tatsache  rechtfertigt  die  Liefmann 'sehe 
Einteilung  der  Kartelle  in  solche  höherer  und  niedrigerer 
Ordnung.  7 

Ein  Beispiel  für  diese  Entwicklung  in  der  Kartellierung 
bieten  die  lokalen  Ziegelei-Kartelle,  die  in  den  letzten  Jahren 
aus  bloßen  Konditionen-  und  Preis-Kartellen  zu  Kontingen- 
tierungs-Kartellen weiter  geschritten  sind.  Doch  sind  diese, 
abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen,  dabei  stehen  geblieben 
und  nicht  auch  noch  zur  Zentralisation  des  Verkaufs  weiter 
gegangen.  Diese  allgemeine  Tendenz  der  Kartelle  schließt 
aber  nicht  aus,  daß  in  einzelnen  Fällen  eine  rückläufige  Be- 
wegung stattfmdet.  So  ist  an  Stelle  der  A.-G.  Portland,  die 
ein  Verkaufs-Kartell  darstellte,  nach  ihrer  Auflösung  im  Jahre 
1909  die  E.  G.  Portland  getreten,  die  wohl  noch  die  Kon- 
tingentierung ihrer  Mitglieder  durchfülirt,  den  zentraUsierten 
Verkauf  aber  nicht  mehr  kennt. 

Oft  treten  die  verschiedenen  Kartellarten  mit  einander 
verbunden  auf.  In  erster  Linie  ist  darauf  hinzuweisen,  daß 
meistens  em  Kartell  einer  höheren  Stufe  gleichzeitig  auch  ein 
Kartell  einer  niederem  Stufe  darstellt.  So  ist,  wie  schon  er- 
wähnt, em  Preis-Kartell  kaum  denkbar,  das  nicht  gleichzeitig 
aucli  ein  Konditionen -Kartell  darstellt.  Die  Kontmgentierungs- 
Kartelle  sind  durchweg  auch  Preis-Kartelle.  So  wird  in  der 
E.  G.  Portland  und  in  den  lokalen  Ziegelei-Kartellen  durch  die 
Generalversammlung  der  Preis  bestimmt,  zu  welchem  die  ein- 
zelnen KarteU-Mitglieder  ihr  Kontingent  absetzen  dürfen. 

Wenn  hier  in  diesen  Fällen  ein  und  dieselbe  Vereinigung 
KarteUe  verschiedener  Kategorien  darstellt,  so  kommt  es  auch 

'  Liefmann,  die  Unterneiimer- Verbände  S.  42. 
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vor,  daß  verschiedene  Kartelle  durch  eüie  übergreifende  Or- 
ganisation zu  einem  weiteren  Kartell  zusammengefaßt  sind. 
So  schließen  sich  die  lokalen  Preis-  oder  Kontingentierungs- 
Kartelle  der  Ziegelei -Industrie  bisweilen  durch  Vertrag  zu 
einem  Rayonnierungs -Kartell  zusammen. 

Die  hier  besprochenen  Arten  der  Kartelle  fallen  nicht  zu- 
sammen mit  den  verschiedenen  Rechtsformen,  unter  denen  die 
Kartelle  auftreten,   so  werden  wir  z.  B.   in  der  Form  der  Ge- 
nossenschaft neben  ausgebildeten  Verkaufs-Kartellen  auch  em- 
fache  Konditionen-  und  Preis-Kartelle  finden,  während  ander- 
seits auch  in  der  Form  der  einfachen   Gesellschaft  hoch  ent- 
wickelte   Kontingentierungs-Kartelle   vorkommen.    Dabei   darf 
aber  nicht  übersehen  werden,   daß  die  Art   der  Kartellierung 
gerade   für  die   Ausgestaltung  der  juristischen   Organisations- 
form von  Bedeutung  ist,   wenn  es  auch   vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkt  aus  berechtigt  sein  möchte,   den   Wert  der 
Einteilung    der    Kartelle    in    verschiedene    Kategorien    zu    be- 
zweifeln, indem  letzten  Endes  allen  Kartellen  die  Beschränkung 
des  Absatzes  zugrunde  liegt.«  Denn  es  liegt  auf  der  Hand,  daß 
für    Kartelle,    die    es    sich   nicht    bloß    zur    Aufgabe    machen, 
Verkaufsbedingungen  festzusetzen,  sondern  gemeinsam  zu  ver- 
kaufen,  eine   straffere   juristische   Organisation  notwendig  ist. 
Es    sind    hier    anhangsweise    die    Submissions-Kartelle    zu 
erwähnen.   Submissions-Kartelle  sind  solche  Vereinigungen,  die 
dadurch  auf  die   Produktion  und  den  Absatz  ihrer  Mitglieder 
einwirken  wollen,  daß  für  die  Beteiligung  an  Ausschreibungen 
bestimmte  Regeln  festgesetzt  werden.   Man  kann  diese  Kartelle 
nicht  als  eine  weitere  Kategorie  den  vorher  besprochenen  koor- 
dinieren, denn  je  nachdem  was  für  Regeln  für  die  Beteiligung 
an  Ausschreibungen  aufgestellt  sind,  fallen  diese  Kartelle  unter 
eine  der  oben  genannten  Kategorien.   So  fällt  ein  Submissions- 
Kartell  unter  den  Begriff  eines  Konditionen-  oder   Preis-Kar- 
tells, wenn  von  den  Mitgliedern  bloß  verlangt  wird,  daß  sie 
bei    Einreichung   ihrer    Offerten    eme    bestimmte    Berechnung 
anwenden  oder  bestimmte  Preise  verlangen.    Sind  aber  für  die 
Mitglieder   Quoten   des   Absatzes   festgesetzt   und    dürfen    sich 
diejenigen,  die  ihre  Quote  schon  erreicht  haben,  an  der  Aus- 
schreibung nicht  mehr   beteiligen,   so  liegt  ein   Kontingentie- 
'  Kestner,  S.  17, 
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rungs-Kartell  vor.»  Das  Charakteristische  aller  dieser  Sub- 
missions -Kartelle  liegt  aber  darin,  daß  der  Schein  der  freien 
Konkurrenz  gewahrt  bleibt.  Aus  diesem  Grund  rechtfertigt 
es  sich,  sie  besonders  zu  erwähnen,  denn  wie  wir  sehen  werden, 
ergeben  sich  bei  ihrer  Betrachtung  besondere  rechtliche 
Fragen.  10 


§  3      Übersicht  über  das  verwendete  Material. 

Die  schweizerische  Industrie  bietet  im  allgemeinen  keine 
günstigen  Vorbedingungen  für  die  Bildung  von  Kartellen.  Es 
ist  daher  auch  das  Kartellwesen  in  der  Schweiz  hinter  dem- 
jenigen anderer  Länder  zurückgeblieben.!  Trotzdem  ist  die 
Zahl  der  einzelnen  vorhandenen  Kartell -Organisationen  eme 
nicht  unbedeutende.  Es  wurde  aber  schon  erwähnt,  daß  die 
Beschaffung  der  einzelnen  Statuten  und  Verträge  dieser  Or- 
ganisationen nicht  ohne  Schwierigkeiten  vor  sich  geht.  Die 
folgende  Aufzählung  macht  infolgedessen  keinerlei  Anspruch 
auf  irgendwelche  Vollständigkeit.  Doch  glaube  ich  nicht,  daß 
eine  vollständigere  Materialsammlung  für  die  juristische  Be- 
trachtung der  Kartelle  wesentlich  Neues  bringen  würde.2 

Verhältnismäßig   zahlreich    sind    die    Kartelle   in    der    In- 
dustrie der   Baumaterialien.    Hierher  gehören : 
Aktiengesellschaft   der    Vereinigten    Schweiz.    Portlandzement- 
fabriken  A.-G.    Portland),   ein   Verkaufs-Syndikat   für    Port- 
land-Zement, gegründet  März  1901  mit  Sitz  in  Zürich,  wurde 

Vergl.   Grunze),    S.  69,    wo    die    Submissions- Kontingentierung    eine 
Spielart  der  Absatz-Kontingentierung  genannt  wird. 
'"  Vergl.  §  8. 

*  Vergl.  darüber  Airoldi,  S.  150,  Goldstein,  Über  die  Gründe  der  schwachen 
Entwicklung  der   industriellen  Kartelle   in  der  Schweiz.     Grunzel   S.  313  {g. 

'  Was  die  Verbände  von  Handwerkern  betrifft,  welche  neben  ihren 
sonstigen  Aufgaben  auch  Kartellzwecke  verfolgen,  wäre  es  allerdings  möglich 
gewesen,  die  Zahl  der  beigezogenen  Beispiele  unbeschränkt  zu  vermehren, 
doch  genügen  gerade  für  sie  einige  wenige  Beispiele,  da  diese  Art  von 
Kartellen  der  juristischen  Betrachtung  am  wenigsten  Schwierigkeiten  bietet. 
Von  größerem  Interesse  wäre  es  gewesen,  nähere  Einsicht  nehmen  zu  können 
z.  B.  von  der  Organisation  in  der  Müllerei.  Doch  war  es  trotz  aller  Be- 
mühungen nicht  möglich,  die  Aushändigung  von  solchen  Verträgen  und 
Statuten  zu  erlangen. 
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aufgelöst  1909.  (Statuten  und  Vertrag  von  1905.)  Nach 
kurzer  Zeit  wilder  Konkurrenz  haben  sich  die  Zementfabriken 
wieder  vereinigt  in  der : 

Eingetragenen  Genossenschaft  Portland,  Zürich  (E.  G.  Port- 
land) ein  Kontingentierungs-Kartell,  Statuten  und  Vertrag 
von  19 10,  abgeändert  191 3. 

Genossenschaft  schweizer.  Kalk- Fabrikanten,  Verkaufs-Syndikat 
gegründet  1899  mit  Sitz  in  Zürich  (Revue  der  Gerichtspraxis 
Bd.  20  S.  99ff.).    An  ihre  Stelle  ist  getreten: 

Aktiengesellschaft  der  schweizer.  Kalkfabriken  in  Zürich  (A.-G. 
Kalk),  ebenfalls  Verkaufs-Syndikat,  gegründet  1902,  Sta- 
tuten und  Verträge  von  1902,  neuere  Fassungen  1905  und 
1910.    Auf  ganz   ähnlicher  Grundlage  wurden  errichtet: 

Societc  par  actions  pour  la  vente  des  chaux  et  cinients  de  la 
Suisse  Romande,  mit  Sitz  in  Lausanne,  und  die 

Soc.  An.  des  Fabriques  Neuchäteloises  de  chaux  et  ciments 
naturels, 

beide  gerundet   1906. 

Die  größte  Zahl  der  verschiedenartigsten  Kartell-Organi- 
sationen findet  sich  in  der  Ziegel-Industrie  :3 

Schweiz.  Ziegler -Verein,  Statuten  von  1901  und  191 3,  ist  selber 
kein  Kartell,  begünstigt  aber  die  lokale  Kartellentwicklung 
und  gibt  deren  Preislisten  heraus. 

Verband  Schweiz.  Ziegel-Fabrikanten.  Genossenschaft,  Statuten 
1906,  hat  nur  bis  191 3  bestanden,  während  dieser  Zeit  hat  er 
den  Schweizer.  Ziegler-Verein  ersetzt. 

Verband  bernischer  und  solothurn.  Backstein-Fabrikanten.  Ge- 
nossenschaft mit  Sitz  in  Bern,  gegründet  1902,  ist  ein  Ver- 
kaufs-Kartell.  Statuten  1902. 

Verband  bernischer  Ziegel-Fabrikanten.  Genossenschaft,  eben- 
falls Verkaufs-Kartell,  gegründet  m  Bern  1905.  Statuten 
1905. 

Verband  Zentralschweiz.  Ziegel-Fabrikanten.  Genossenschaft 
mit  Sitz  in  Luzern,  gegründet  1906,  als  Kontmgentierungs- 
Kartell.    Statuten  1906. 

Verband  Zentralschweiz.  Ziegel-Fabrikanten  A.-G.  Verkaufs- 
Kartell.    Statuten  und  Vertrag  (Entwurf  Ölten  1907). 

^  Eine  ausführliche  Darstellung   der  Entwicklung  der   schweizerischen 
Ziegel-Industrie  bis  1908  bei  Airoldi  S.  55  ff. 

Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle.  2 
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Genossenschaft  Zentralschweiz.  Ziegelei-Besitzer,  mit  Sitz  in 
Bern,  gegründet  1914.  Kontingentierungs-KartelL  Statuten 
und  Vertrag  191 4. 

Genossenschaft  mittelschweiz.  Ziegelei- Besitzer.  Ganz  ähnlich 
wie  die  vorige,  nur  mit  etwas  anderem  Gehungsgebiet. 
Statuten  und  Vertrag  (Entwurf). 

Genossenschaft  aargauischer  Ziegelei- Besitzer.  Gegründet  1903 

in  Baden,  als  Preis-Kartell.    Statuten  1903. 
Genossenschaft  ostschweiz.  Ziegelei-Besitzer. 

a)  Statuten    1902    (revidiert    1907).    Preis-Kartell. 

b)  Statuten  und  Vertrag   191 4,  Kontingentierungs-Kartell 
Genossenschaft  Zürcher.   Ziegelei-Besitzer,  mit  Sitz  in   Zürich, 

hat  dieselbe  Entwicklung  durchgemacht  wie  die  vorige.  Sta- 
tuten  1903,   1907,  Statuten  und  Vertrag   191 4. 
Vertrag    zwischen    der    Genossenschaft   ostschweizer.    Ziegelei- 
Besitzer  und  der   Genossenschaft  zürcherischer  Ziegelei-Be- 
sitzer. 

a)  1908,  Rayonnierungsvertrag,  neue  Fassung  191 1. 

b)  191 4,   Kontingentierungsvertrag. 

Vertrag  zwischen  den  Ziegeleien  der  Kantone  Luzern,  Zug 
und  Mitkontrahenten,   1904,   Preisvertrag. 

Vertrag  zwischen :  1.  der  Genossenschaft  aargauischer  Ziegelei- 
besitzer und  2.   den  unter  §  13  des   Vertrages  angeführten 
Genossenschaften  etc.     1906,    Preisvertrag.^ 
Zum  Baugewerbe  gehören  ferner: 

Verband  der  Schweiz.  Unternehmer  für  Herstellung  von  chera- 
mischen  Wand-  und  Bodenbelägen.  Genossenschaft.  Sta- 
tuten und  ein  Regulativ,  die  Minimalpreise  enthaltend. 

Verband  Schweiz.  Rolladen-Fabriken.    Genossenschaft  mit  Sitz 
in   Zürich.    Als    Kontingentierungs-Kartell   gegründet    191 2. 
Statuten  und  Regulativ  betr.  die  Kontingentierungs-Beiträge. 
Aus  der  Textilindustrie  sind  zu  nennen  : 

Ostschweiz.  Ausrüster-Genossenschaft,  gegründet  1899  mit  Sitz 
m  St.  Gallen.  Preis-  und  Reduktions-Kartell.  Statuten  1902 
und   1910. 


*  Über    diese    letzteren  Verträge,    deren    Rechtsform    unbestimmt    ist, 
unten  §  10.       - 
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Verband    Schweiz.    Stückwaren- Ausrüst- Anstalten.      Statuten 

1910,  ganz  ähnlich  wie  die  Statuten  1910  der  vorigen. 
Verband  Schweiz.  Schiffli- Lohnstickereien.    Genossenschaft  ge- 
gründet  191 3,  mit  Shz  in  St.  Gallen.    Läßt  nicht  erkennen, 
ob    eigentliche    Kartellmaßnahmen    vorgenommen    werden. 
Statuten   191 3. 

Vereinigte    Baumwollspinnereien.     Genossenschaft    mit    Sitz   in 
Glarus.    Gegründet   191 1.    Statuten   191 1. 
Aus  der  Nahrungsmittelbranche : 

Union  libre  des  fabricants  suisses  de  chocolat.   Genossenschaft. 
Statuten. 
Seit  191 6: 

Chambre  syndicale  des  fabricants  suisses  de  chocolat.  Ge- 
nossenschaft, gegründet   191 6,  Preis-Kartell.    Statuten  191 6. 

Genossenschaft  schweizer.  Teigwarenfabrikanten.  Statuten  und 
Preisvertrag. 

Ostschweiz.  Mühlen  Aktiengesellschaft.  Gegründet  1906  mit 
Sitz  in  St.  Gallen.  Statuten  und  Vertrag  nur  teilweise  be- 
kannt, aus  B.  Ger.  39,  2  S.  247.    Verkaufs-Kartell. 

Ganz  ähnlich   sind   wohl  organisiert   die   übrigen  mit   der 

ostschweiz.    Mühlen   A.-G.    in   Verbindung   stehenden    Kartelle 

der    Müllerei,    so    Veremigte    Mühlen    A.-G.    Zürich    (jetzt    in 

Liquidation),  Vereinigte  Mühlen  A.-G.  Luzern  und  die  übrigen 

Mühlen -Kartelle  in  Aarau,  Bern,  in  der  Waadt  und  im  Tessm.^ 

Doch  ist  es  leider,  wie  schon  erwähnt,  nicht  möglich,  von  den 

betr.   Statuten  und  Verträgen  Einsicht  nehmen  zu  können. 
Aus  der  Industrie  der  Bierbrauerei  waren  mir  zugänglich : 

Verband  schweizer.  Brauereien.  Statuten  191 3,  selbst  kein 
Kartell.  Der  sogen.  „Schutzvertrag"  der  Bierbrauereien  der 
in  „Distrikts-Verträge'*  zerfällt: 

Vertrag  betr.  den  Bierverkauf  im  Distrikt  Basel  von  191 1. 

Vertrag  betr.  Bierverkauf  im  Distrikt  Zürich-Schaffhausen, 
1913. 

Contrat  reglant  les  conditions  de  vente  de  biere  dans  les  can- 
tons  de  Vaud,  Geneve,  Fribourg,  Neuchätel  et  Va/ß/s,  1914. 

Sanierungsvertrag  betr.  den  Bierverkauf  im  Distrikt  Bern- 
Solothurn  vom  i.Mai  191 1  (Berner  Sanierungsvertrag  ge- 
nannt). 

*  Vergl.  Steiger  S.  26. 
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Zu  all  diesen  Verträgen  ein  „Ausführungs-Reglement", 
das  als  integrierender  Bestandteil  des  Vertrages  bezeichnet  ist. 

Femer  aus  der  Bierbrauerei-Industrie : 
Vertrag    betr.    die    Einführung    der    Schweiz.    6  Dl.    Einheits- 
Flasche,  von  191 4. 
Flaschenpfandvertrag  für  die   Innerschweiz  vom   März    191 2. 
F laschen-Konvention  für  die  Kantone  Schaffhausen  und  Thur- 
gau  vom  März  1903. 

Diese  letzteren  drei  Verträge  stellen  Konditionen -Kartelle 
dar.  6 

Aus  der  Uhren-Industrie : 
Soclete  des  fabricants  de  cadrans  d'email.  Genossenschaft.  Sta- 
tuten und  Preiskonvention  (B.Ger.  37,  2  S.  422  ff.). 
Syndicai  des  fabricants  Suisses  de  montres  d'Or.    Preis-  und 
Konditionen-Kartell.    Statuten. 
Aus  andern  Industrien : 
Verband  Schweiz.  Seifen-Fabrikanten.    Selbst  kein  Kartell,  da- 
gegen unter  den  Mitgliedern : 
Syndicat  des  fabricants  suisses  de  bougies.    Preis-  und  Kon- 
ditionen-Kartell. 

Unter  den  Mitgliedern  des  Verbandes  Schweiz.  Seifeni 
fabrikanten  noch  eine  weitere  Preiskonvention  in  bezug  auf 
Seifen,  vergl.   Seite. 

Association  des  fabricants  et  marchands  de  preparages  et 
perfages.  Genossenschaft.  Preis-Kartell  (Schweiz.  Jur.  Zeitg. 
Band  8  S.  292). 

Von  Kartellen  unter  Händlern  sind  zu  erwähnen  : 
Verband  Schweiz.   Schreibmaschinen-Händler.    Genossenschaft 

mit  Sitz  in  Zürich.    Preise  und  Konditionen. 
Schweiz.  Milchhändler-Verband.  Genossenschaft,  regelt  die  An- 

und  Verkaufspreise  für  sämtliche  Sektionen.    Eine  solche  ist 

z.  B.  ^ : 

MilchJiändler-Genossenschaft  der  Stadt  Bern  und  Umgebung. 
Schweiz.     Großhändler -Verband    der    Wasserleitungsbranche. 
Preis-  und  Konditionen -Kartell.    Statuten  191 2. 


*  Über    alle    diese  Verträge    in    der    Bierbrauerei  -  Industrie      Näheres 
unten  §  10. 
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Verband  Schweiz.  Baumaterialien  -  Händler,  Genossenschaft, 
Statuten  191 2.  Das  Gruppen -Reglement  (Entwurf  191 5) 
sieht  Kontingentierung  der  Mitglieder  vor  in  bezug  auf  ein- 
zelne Artikel.  Der  Verband  schweizer,  Baumaterialien-Händ- 
ler ist  gleichzeitig  auch  Abnehmer-Kartell. 

Handels-Genossenschaft  des  Schweiz.  Baumeister-Verbandes. 
Statuten    1907. 

Schweiz.  Schuhhändler-Verband.  Genossenschaft.  Statuten  1908. 
Aus  dem  Verkehrswesen  emzig : 

Verein  stadtbernischer  Spediteure,  Fuhr-  und  Pferdehalter. 
Statuten   1907.    Minimal -Tarife. 

Zu  den  Handwerker -Kartellen  gehören : 

Schweiz.  Gipsermeister-Verband.  (Vergl.  Blätter  für  zürch. 
Rechtssprechung  Band  7   Nr.  134.) 

Seit   191 2: 

Schweiz.  Maler-  und  Gipse  r  meiste  r-V  er  band.  Genossenschaft. 
Die    lokalen    Sektions-Verbände    stellen    Preistarife    auf,    so 

z.B.: 

Genossenschaft  Gipsermeisterverband  Basel.    Statuten  1907. 

Malermeister-Verband   von   Basel-Land.    Genossenschaft. 

Verband  Schweiz.  Schreinermeister  und  Möbelfabrikanten.  Ge- 
nossenschaft. Statuten  1900.  Ist  in  Sektionen  eingeteilt.  Vom 
Schweiz.  Verband  wird  ein  Generaltarif  für  alle  Sektionen 
aufgestellt. 

Tapezierer-Meister-Verband  Basel.  Statuten  1901,  Preistarif 
vom  Januar  1902.  Der  Verein  ist  eine  Sektion  des  Schweiz. 
Tapezierer-Meister-Verbandes. 

Verband  schweizer.  Metzgermeister,  hat  selbst  keinen  kartell- 
artigen Charakter,  wohl  aber  viele  seiner  Sektionen. 

Metzgermeister-Verband  Zürich-Oberland.    Statuten  1910. 

Metzgermeister-Verband  Zürich-Unterland.  Statuten  191 1.  In 
diesem  Verbände  wird  die  Gründung  von  örtlichen  Sektionen 
zur  Festsetzung  der  Preise  angestrebt. 

Rheint alischer  Metzger meister-V erband.  Genossenschaft.  Sta- 
tuten 191 2.  Festsetzung  der  Preise  für  die  verschiedenen 
Gemeinden. 

Schweizer.  Bächer-  und  Konditoren-Verband.  Genossenschaft, 
setzt  selbst  keine  Preise  fest,  wohl  aber  dessen  lokale  Sek- 
tionen,  so : 
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Basler    Bäckermeister-Verein,    die    Statuten   sehen    obligato- 
rische Brotpreise  vor. 
Schweiz.    Spengler-Meister-   und   Installateur-Verband,   zerfällt 
in  kantonale  Verbände : 

Spenglermeister-  und  Metallwaren-Fabrikanten-Verband  des 
Kantons    Zürich.    Statuten    1908,    sieht    die    Bildung    von 
lokalen   Tarif -Genossenschaften  vor  : 
Genossenschaft    vereinigter    Spenglermeister    des    Bezirkes 
Winterthur    und    Umgebung.     Statuten    1908    und    Preis- 
tarifvertrag. 
Zimmermeister-Verband  von  Zürich  und  Umgebung.  Genossen- 
schaft.   Statuten  und  Regulativ,   in  dem  die   Regelung   des 
Submissionswesens  vorgesehen  ist.   Einhaltung  von  Minimal- 
preisen bei  Eingaben. 

Außer  den  hier  aufgezählten  Statuten  und  Verträgen  von 
Kartellen  sind  noch  verschiedene  andere  Kartelle  berücksichtigt 
worden,  deren  Namen  zu  nennen  mir  nicht  gestattet  ist ;  wo 
eine  Bestimmung  eines  solchen  Kartells  beigezogen  wird,  ist 
es  jeweils  erwähnt. 

Noch  funktionierende  und  bereits  wieder  aufgelöste  Kar- 
telle sind  ohne  Unterschied  berücksichtigt.  Auch  sind  neben- 
einandergestellt ältere  und  jüngere  Kartellorganisationen  der- 
selben Branche,  wobei  zum  großen  Teil  dieselben  Unternehmer 
in  beiden  verbunden  sind.  Das  ist  für  die  juristische  Betrach- 
tung gleichgültig;  für  sie  ist  jede  Veremigungsform  ein  selb- 
ständiges Objekt.  Anders  die  volkswirtschaftliche  Betrach- 
tung; sie  wird  in  solchen  Fällen  das  Fortdauern  der  Kartell- 
organisation betonen  und  ün  Wechsel  der  Rechtsform  nur 
etwas  Nebensächliches  erblicken. 
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I.  Teil. 

Die  prinzipielle  Stellungnahme  der  Rechts- 
ordnung zu  den  Kartellen. 

§  4.     1.  Ailgeiiieiiies. 

Das  Problem,  wie  sich  die  Rechtsordnung  den  Kartellen 
gegenüber  verhält,  erfordert  eine  doppelte  Fragestellung.  Die 
erste  Frage  lautet :  Wird  die  in  den  Kartellen  zutage  tretende 
Tendenz  vom  Rechte  geschützt ;  sind  die  Kartelle  erlaubt  ? 
Hier  handelt  es  sich  darum  festzustellen,  ob  nicht  bestimmte 
Normen  aus  irgend  einem  Gebiet  der  Rechtsordnung  vor- 
handen sind,  mit  denen  die  Kartelle  direkt  in  Widerspruch 
stehen.  Ergibt  sich,  daß  das  nicht  der  Fall  ist,  daß  also  die 
Kartelle  ihrer  allgemeinen  Tendenz  nach  erlaubt  sind,  so  ist 
die  zweite  Frage  zu  stellen :  Wie  passen  sich  die  Kartelle 
ihrer  juristischen  Struktur  nach  den  vorhandenen  Gesellschafts- 
und Vereins-Formen  des  O.  R.  und  Z.  G.  B.  an  ?  Die  erste 
Frage  soll  uns  zunächst  beschäftigen,  während  die  zweite 
Fragestellung  dem  zweiten  Teil  dieser  Arbeit  zugrunde  liegt. 

Wenn  hier  diese  beiden  Fragestellungen  auseinander  ge- 
gehalten  werden,  so  muß  man  sich  dessen  bewußt  bleiben,  daß 
sie  in  letzter  Linie  doch  wieder  in  engem  Zusammenhang  zu- 
einander stehen.  Das  ergibt  sich  aus  folgender  Überlegung  : 
Wenn  wir  auch  im  Gebiete  der  gesamten  Rechtsordnung  keinen 
gesetzlichen  Bestimmungen  begegnen  sollten,  welche  direkt  ein 
Kartellverbot  enthalten,  es  sich  aber  zeigen  sollte,  daß  keine 
der  vorhandenen  Gesellschafts-  und  Vereinsformen  für  solche 
Personenverbindungen,  die  unter  den  Begriff  eines  Kartells 
fallen,  geeignet  sind,  so  würde  zu  bedenken  sein,  ob  nicht  die 
Kartelle  mit  einem  allgemeinen  Grundsatz  der  Rechtsordnung, 
der  in  den  verschiedenen  Gesellschafts-  und  Vereinsformen 
seine  Ausprägung  gefunden  hat,  in  Widerspruch  stehen.  Denn 
in  der  Ausgestaltung  dieser  Rechtsformen  zeigt  es  sich,  in  wie 
starkem.  Maße  die  Rechtsordnung  die  Bindung  der  Individuen 
zur  Erreichung  eines  gemeinsamen  Zweckes  für  zulässig  hält. 
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§  5.     2.  Bundesverfassung  Art.  31. 

Besteht  in  einer  Branche  ein  Kartell,  so  ist  das  Spiel  der 
freien  Konkurrenz  bis  zu  einem  gewissen  Grade  aufgehoben. 
Dem  einzelnen  Branchegenossen  ist  es  nicht  mehr  möglich 
sein  Gewerbe  ganz  nach  seinem  freien  Entschluß  zu  betreiben. ^ 
Es  fragt  sich  nun,  ob  nicht  die  Kartelle  gegen  den  in  B.  V. 
Art.  31  ausgesprochenen  Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbe- 
freiheit verstoßen  und  deshalb  als  rechtswidrig  erscheinen. ^ 

Um  diesen  Punkt  klar  legen  zu  können,  ist  es  erforderlich, 
etwas  näher  auf  den  Begriff  der  Handels-  und  Gewerbe - 
freiheit  einzugehen.  Dieser  nunmehr  in  allen  Kulturländern 
anerkannte  Grundsatz  wurde  zuerst  in  Frankreich  proklamiert. 
Das  Gesetz  vom  2.  bis  17.  März  1791  ^  bestimmt  in  Art.  7  : 
„ä  compter  du  !*'■  avril  prochain  il  sera  libre  ä  toute  personne 
de  faire  tel  negoce,  ou  d'excercer  teile  profession,  art  ou  metier 
qu'elle  trouvera  bon;  mais  eile  sera  tenue  de  se  pourvoir  au- 
paravant  d'ime  patente,  d'en  acquitter  le  prix  suivant  les  taux 
ci-apres  determines,  et  de  se  conformer  aux  r6glemens  de 
police  qui  sont  ou  pourront  etre  faits".  Aber  damit  glaubte 
man  noch  nicht  genug  getan  zu  haben.    Der  Haß  gegen  die 


*  Zweifellos  besteht  in  einer  Branche  unter  den  Mitgliedern  eines  Kartells 
keine  „freie"  Konkurrenz  mehr,  das  gilt  auch  dann,  wenn  ausdrücklich  in 
den  Kartellstatuten  gesagt  wird,  daß,  bei  Aufrechterhaltung  der  freien  Kon- 
kurrenz, unter  den  Mitgliedern  einer  ungesunden  Konkurrenz  gesteuert 
werden  soll.  So  im  Beschluß  des  Brauerei-Verbandes  Bern-Solothurn,  den 
Berner  Sanierungsvertrag  zu  unterzeichnen.  In  diesem  Vertrag  werden 
bestimmte  Preise  und  Konditionen  bis  ins  kleinste  Detail  festgesetzt,  an  die 
sich  die  Mitglieder  unter  Androhung  schwerer  Konventionalstrafen  zu  halten 
haben.  Die  gegenseitige  Preisunterbietung  der  Konkurrenten  ist  eines  der  für 
die  Abnehmer  deutlichsten  Merkmale  der  freien  Konkurrenz.  Da  wo  diese 
nicht  mehr  stattfindet,  kann  von  einer  freien  Konkurrenz  nicht  mehr  die 
Rede  sein. 

'  Die  Frage,  ob  die  Kartelle  gegen  die  Handels-  und  Gewerbe-Freiheit 
verstoßen,  wurde  lebhaft  erörtert  auf  dem  26.  deutschen  Juristen-Tag  (1903) 
vergl.  Menzel  Bd.  3  S.  280  und  auf  dem  27.  deutschen  Juristen-Tag  (1904) 
vergl.  insbes.  Gutachten  Schneider  Bd.  i,  S.  5,  Gutachten  Scharlach  Bd.  2,  S.  29. 

'  Decret  portant  suppression  de  tous  les  droits  d'aides,  de  toutes  les 
maitrises  et  jurandes,  et  etablissement  de  patentes,  Duvergier,  collection 
complete  de  lois  ordonnances  et  reglements,  2.  Auflage,  Paris  1834,  Bd.  2, 
S.  231. 
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gestürzte  Zunftverfassung  und  der  Doktrinarismus  in  bezug 
auf  die  individuelle  Freiheit  war  so  groß,  daß  man  jedwede 
Vereinigtmg  von  Gewerbegenossen  untersagte.*  Das  Gesetz 
vom  14.  bis  17.  Juli  1791^  bestimmt:  Art.  i  :  L'aneantissement 
de  toutes  les  especes  de  corporations  des  citoyens  du  meme 
6tat  et  profession  etant  une  des  bases  fondamentales  de  la 
Constitution  frangaise,  il  est  defendu  de  les  retablir  de  fait,  sous 
quelque  pre texte  et  quelque  forme  que  .  ce  soit.  Art.  4  :  Si, 
contre  les  principes  de  la  liberte  et  de  la  Constitution,  des 
citoyens  attach^s  aux  memes  professions,  arts  et  metiers,  pre- 
naient  des  deliberations,  ou  faisaient  entre  eux  des  Conventions 
tendant  ä  refuser  de  concert  ouän'accorder  qua  un  prix  deter- 
mine  le  secours  de  leur  Industrie  ou  de  leurs  travaux,  lesdites 
deliberations  et  Conventions,  accompagnees  ou  non  du  serment 
sont  declar^es  inconstitutionnelles,  attentatoires  ä  la  liberte  et  ä 
la  declaration  des  droits  de  Thomme  et  de  nul  effet.  (Es  folgen 
die  Angaben  über  die  Höhe  der  zu  verhängenden  Strafen). 
Aus  diesem  letztern  und  einem  weitern  Gesetz  ist  dann  im 
Jahre  18 10  der  jetzt  noch  geltende  Art.  419  code  penal  her- 
vorgegangen. ^  Aus  dieser  kurzen  Betrachtung  der  franzö- 
sischen Gesetzgebung  geht  hervor,  daß  die  „liberte  de  1 'In- 
dustrie et  du  commerce"  in  Frankreich  im  Sinne  einer  absolut 
freien  Konkurrenz  der  einzelnen  Individuen  einer  Branche 
imtereinander  verstanden  wurde,  nicht  nur  im  Sinne  der  Be- 
freiung von  der  staatlichen  Vormundschaft.  Von  diesem  Stand- 
punkt aus  müssen  die  Kartelle  reprobiert  werden,  denn  jede 
Regelung  der  Produktion  und  des  Absatzes  unter  den  Mit- 
gliedern einer  Branche  muß  notwendigerweise  diese  absolut 
freie  Konkurrenz  bis  zu  einem  gewissen  Grade  beeinträchtigen. 
Es  ist  deshalb  nur  folgerichtig,  wenn  die  ältere  französische 
Rechtssprechung  die  Kartelle  als  widerrechtlich  betrachtet  hat,^ 


*  Vergl,  Bertheau,  die  bundesrechtliche  Praxis  betreffend  die  Nieder- 
lassungsfreiheit, Gewerbe-Freiheit  und  politische  Stimmberechtigung.  Diss. 
Zürich  1895,  S.  88. 

'  Duvergier,  a.  a.  O.,  Bd.  3,  S.  22. 

"  Vergl.  Dalloz,  table  1887/97  v.  coalition,  Note  6—8. 

'  Vergl.  Kohler  „Die  Ideale  im  Recht",  Arch.  für  bürgerl.  Recht  Bd.  5, 
S.  161  ff.,  insbes.  S.  220. 
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auch  abgesehen  von  dem  fast  alle  größeren  Kartelle  treffenden 
Art.  419  c.  pen.s 

So  hat  der  Appellhof  Bourge  am  11.  August  1826  (mit 
Zustimmung  des  Kassationshofes  am  18.  Juni  1828)  eine  Koa- 
lition für  ungültig  erklärt,  worin  sich  verschiedene  Fabrikanten 
verpflichtet  hatten,  die  Waren  nicht  unter  einem  bestimmten 
Preise  zu  liefern.  Es  heißt  in  der  Begründung:  „Les  fabri^ 
cants  en  s'associant  au  nombre  de  huit  et  en  determinant  un 
prix  fix  de  vente  ont  nui  ä  1 'ordre  pubHc  qui  exige  pour  le 
commerce-  la  plus  entiere  liberte".^  In  einer  weitem  Entschei- 
dung heißt  es :  10  ^^Les  Conventions  avaient  pour  but  d'eteindre 
la  cohcurrence  qui  existe,  et  qui  doit  exister  dans  le  commerce ; 
cette  concurrence,  en  tant  quelle  est  renfermee  dans  de  sages 
limites,  affecte  essentiellement  l'interet  pubHc.  Des  Conven- 
tions particulieres  qui  tendent  ä  la  restreindre  ou  ä  la  sup- 
primer,  dans  un  interet  prive,  sont  illicites  et  contraires  ä 
l'ordre  public." 

Doch  steht  die  neuere  Rechtssprechung  in  Frankreich 
nicht  mehr  auf  diesem  extremen  Standpunkt.  Die  von  der 
Doktrin  ausgebildete  Lehre  von  den  guten  und  schlechten 
„trusts"  hat  in  der  Rechtssprechung  Eingang  gefunden.  Nur 
die  Letzteren  werden  noch  als  dem  Prinzip  der  Handels-  und 
Gewerbefreiheit  entgegenstehend  erachtet.  11 

Von  Frankreich  aus  hat  sich  die  Gewerbefreiheit  über  alle 
zivilisierten  Länder  des  europäischen  Kontinents  verbreitet.  So 
gewann  in  den  50er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  der  Gedanke 
der  Gewerbefreiheit  in  Deutschland  allgemein  Boden.  12  In  der 
Schweiz  spielte  sich  der  Vorgang  so  ab,  daß  zunächst  in  ein- 
zelnen Kantonen  allgemeine  Gewerbe -Ordnungen  oder  spezielle 


^  Vergl.  Claudio-Jaiinet.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  60, 
S,  21  ff.  „les  tribunaux  voient  dans  cet  article  (c.  pen.  419)  une  deduction 
d'un  principe  general  selon  lequel  tout  concert  ayant  pour  but  de  faire  hausser 
ou  baisser  le  prix  d'une  marchandise  est  contraire  ä  la  liberte  du  commerce 
et  de  l'industrie  teile  que  l'ont  comprise  les  legislateurs  constituants  de  1791". 

®  Dalloz,  Jurisprudence  generale,  v.  Obligation  Nr.  613,  Note  2. 

^°  Dalloz,  rec.  per.  53,  2,  S.  27. 

''  Dalloz,  rec.  per.  1810,  2,  S.  337,  Note  i. 

*^  Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Vervvaltungsrechtes,  III.  Aufl. 
S.  412,  Note  I. 
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Gesetze   die   Freiheit   des   Handels    und   der   Gewerbe   prokla- 
mierten.   Diese  Bewegung  setzte  in  den  30er  Jahren  des   19. 
Jahrhunderts  ein.i^    Erst  die  Bundesverfassung  von   1874  hat 
den    Grundsatz   der    Handels-   und    Gewerbe-Freiheit    für    das 
ganze    Gebiet    der    Eidgenossenschaft    einheitlich    festgesetzt. 
Unter  dieser  Handels-  und  Gewerbefreiheit  wird  nun  aber  in 
der  Schweiz  nicht  dasselbe  verstanden,  wie  in  der  französischen 
Revolutionsgesetzgebung.    Wie   wir   gesehen  haben,   begnügte 
man  sich  in  Frankreich  nicht  damit,  Handel  und  Gewerbe  von 
der   staatlichen  Vormundschaft   zu  befreien,   sondern   in   dok- 
trinärem   Glauben   an   die   segensreiche   Wirkung   einer   unbe- 
schränkten Konkurrenz  aller  Gewerbegenossen  unter  sich,  hielt 
man  es  auch  für  nötig  zu  verbieten,  daß  diese  Konkurrenz  aus 
eigenem   Willen   der   Gewerbegenossen   durch  freiwillige   Ver- 
einbarungen  derselben  beschränkt   werde.    Wie  wir   aus   noch 
zu   besprechenden   kantonalen   Verbotsnormen   gegen   Kartelle 
ersehen   werden    (Seite   30 ff.),    standen   auch   die    Kantone   in 
ihren  Gewerbeordnungen  noch  auf  diesem  Boden.   Anders  aber 
B.  V.   Art.  31.    Auch  er  bezweckt  das  System  der  freien   Kon- 
kurrenz.i4    Aber  —  und  darin  besteht  der  große  Unterschied 
gegenüber  der  französischen  Auffassung  —  die  freie  Konkur- 
renz  unter  den   Gewerbegenossen  wird  ermöglicht,   es   stehen 
ihr  keine  Schranken  von  selten  des  Staates  entgegen,  sie  wird 
aber  nicht  erzwungen.    Der  Bundesrat  hat  in  einem  Rekurs- 
entscheid ausgeführt :  15  „Indem  der  Art.  31   der  Bundesverfas- 
sung ganz  allgemein  die  Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe 
gewährleistet,  überläßt  er  dessen  Ausübung  den  Handel-  und 
Gewerbetreibenden,  ohne  darüber  irgendwelche  Bestimmungen 
aufzustellen,  ob  die  Ausübung  durch  die  einzelnen  Individuen 
für  sich  allein,  oder  in  Verbänden  in  dieser  oder  jener  Form, 
m  dieser  oder  jener  numerischen  und  ökonomischen  Stärke  vor 
sich  zu  gehen  habe,  mit  andern  Worten,  die  verfassungsmäßige 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  soll  in  unbedingter  Freiheit  der 
wirtschaftlichen  Konkurrenz  sich  äußern  dürfen."    Im  Gegen- 
satz   zu    Frankreich    wird    also    hier    nicht    verlangt,    daß    die 

'■'  Vergl.  Schollenberger,  die  schweizerische   Handels-  und   Gewerbe- 
Ordnung,  1889,  S.  39  ff. 

'^  Bertheau  a.  a.  O.  S.  107. 
^^  Bundesblau  1887,  2,  S.  687. 
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Gewerbegenossen  als  Einzelne,  ohne  sich  vertraglich  zu  binden, 
ihr  Gewerbe  ausüben. ^^ 

Aus  dieser  Interpretation  von  B.  V.  Art.  31,  welche  letzthin 
maßgebend  ist,  indem  keine  gesetzUchen  Bestimmungen  den 
Art.  31  authentisch  interpretieren,!'  geht  hervor,  daß  ein  Kartell 
niemals  wegen  Verstoß  gegen  das  Prinzip  der  Handels-  und 
Gewerbefreiheit  als  widerrechtlich  betrachtet  werden  kann.i^ 
Im  weitem  folgt  daraus  logischerweise,  daß  es  nicht  richtig 
ist,  wenn  im  einzelnen  Fall  untersucht  wird,  ob  nicht  das  be- 
treffende im  Urteil  zu  behandelnde  Kartell  wegen  seines  Stre- 
bens  nach  einem  tatsächlichen  Monopol  etc.  gegen  die  Handels- 
und Gewerbefreiheit  verstoße.  Das  einzelne  Kartellmitghed, 
dem  die  Bindung  im  Kartell  zu  stark  ist,  kann  sich  nicht  auf 
die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  berufen.  Hier  steht  nur  in 
Frage,  ob  nicht  eine  unzulässige  Beschränkung  der  Freiheit 
schlechthin  vorliegt  (Z.  G.  B.  Art.  27  Abs.  2).i9 

*•'  Dieselbe  Auffassung  vom  Wesen  der  Handels-  und  Gevverbe-PVeiheit 
die  der  schweizerische  Bundesrat  gestützt  auf  B.  V.  Art.  31  vertritt,  ist  auch 
in  Deutschland  anerkannt.  Schneider,  Gutachten  27.  deutscher  Jur.-Tag  (1904) 
Bd.  I,  S.  3  ff.  „Im  Gegensatz  zu  Frankreich  ist  in  Deutschland  die  Freiheit 
der  Vergesellschaftung,  soweit  man  ihr  nicht  aus  politischen  Rücksichten 
entgegentrat,  als  selbstverständliches  Begleitrecht  der  Gewerbefreiheit  be- 
trachtet worden."  Ähnlich  Scharlach  a.  a.  O.,  Bd.  2,  Seite  28  ff.  Er  be- 
trachtet die  Gewerbeordnung  gegen  Kartelle  nicht  tur  anwendbar,  da  sie 
lediglich  die  Freiheit  von  gesetzlichen  Schranken  herstelle.  A.  A.  Kestner, 
S.  317  ff.  Die  Gewerbeordnung  steht  auf  dem  Boden  der  Konkurrenzfreiheit. 
Der  Begriff  der  Gewerbefreiheit  erschöpft  sich  keineswegs  in  der  Negation 
der  behördlichen  Schranken,  vielmehr  ist  damit  die  freie  Konkurrenz  der 
Gewerbegenossen  unter  sicii  gemeint.  Die  Kartelle  mit  ihrem  Streben  nach 
Monopolstellung  verletzen  die  Freiheit  der  Konkurrenz.  Wenn  die  Gewerbe- 
ordnung gegen  solche  Monopole  keine  Vorkehrungen  getroffen  hat,  so  liegt 
es  daran,  daß  man  bei  ihrer  Einführung  das  Aufkommen  solcher  „Privat- 
monopole" nicht  für  möglich  hielt.  Doch  hat  die  Gewerbeordnung  in  anderem 
Zusammenhang  die  Absicht  zu  erkennen  gegeben,  ihre  Grundnormen  der 
Konkurrenztreiheit  zu  schützen,  auch  wenn  dies  nur  durch  eine  Verletzung 
der  Vertragsfreiheit  möglich  war.  Das  ist  nach  Kestner  in  §§  7—10  der 
der  G.  O.  geschehen.  Darnach  stehen  also  die  Kartelle  mit  ihrer  mono- 
polistischen Tendenz  im  Widerspruch  zu  dem  Prinzip  der  (iewerbefreiheit. 

''  Vergl.  darüber  auch  die  Ausführungen  von  Jellineck,  System  der 
öffentlichen  subjektiven  Rechte,  Seite  92  ff. 

■*  Dasselbe  für  Deutschland  ausgeführt  von  Menzel,  S.  17  fg.  Vergl. 
auch  Maschke,  „Boykott,  Sperre  und  Aussperrung"  S.  60. 

'^  Vergl.  C.  Burckhardt,  Seite  251.     Auch  Jellineck  a.  a.  O.  S.  108. 
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Auch  der  Außenseiter,  dem  infolge  eines  Kartells  die  ge- 
werbliche Betätigung  in  der  betreffenden  Branche  unmögHch 
wird,    kann    nicht    B.  V.    Art.  31    zu    Hülfe    anrufen,    denn    es 
handelt  sich  nicht  um  Beschränkungen  in  der  Ausübung  eines 
Gewerbes,  die  ihm  vom  Staat  auferlegt  wurden  und  nur  solche 
können  gegen  den  Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbefrei- 
heit   verstoßen. 20    Es    ist    also    nicht    folgerichtig,    wenn    das 
Bundesgericht    ausführt    (B.Ger.    31,    2,    S.  914  ff.)    das    be- 
treffende abzuurteilende  Kartell  verstoße  deshalb  nicht  gegen 
die   gewährte  Handels-  und   Gewerbefreiheit,  weil  neben  dem 
Kartell  kartellfreie  Betriebe  derselben  Branche  noch  bestehen 
konnten.    Nach  der  hier  vertretenen  Auffassung  können  sich 
schließlich  auch  die  Abnehmer  der  kartellierten  Produkte  nicht 
auf   B.V.   Art.  31     berufen.     Wie    das    Bundesgericht    richtig 
ausgeführt   hat    (B.Ger.    22,   S.  183)    hat   das    Publikum   nicht 
ein  Recht  auf  freie  Preisbildung,  das  durch  Art.  31   der  B.V. 
garantiert    wäre.     Nicht    zustimmen    können    wir    dem    zürche- 
rischen   Obergericht    (Bl.  für    zürch.    Rechtsspr.    Bd.  2,    Nr.  6) 
wenn  es  untersucht,  ob  ein  spezielles  Kartell  „vom  Standpunkt 
des   durch  die   Gewerbefreiheit  geschützten   Interesses   aus   zu 
beanstanden    sei    oder    nicht".     Denn    hier    wird    davon    aus- 
gegangen,  daß  unter  Umständen  ein  Kartell  doch  gegen  die 
Handels     und    Gewerbefreiheit    verstoßen    könne,    was    nach 
unserer  Auffassung  dieses  Rechtsgrundsatzes  nicht  möglich  ist. 

§  6.     3.  Strafrechtliche  Bestimmungen. 

a.  Allgemeines. 

Der  französische  c.  pen.  enthält  in  seinem  schon  erwähnten 
Artikel  419  eine  Bestimmung,  welche  sich,  wie  gegen  Arbeiter 
Koahtionen,  auch  direkt  gegen  die  Kartelle  richtet.  Das  Rechts- 
gut, das  durch  diese  Bestimmung  geschützt  werden  soll,  ist 
die  ÜTi  Interesse  aller  liegende  Konkurrenzfreiheit.  Dieser 
Art.  419  hat,  wie  in  andern  Ländern,  so  auch  in  der  Schweiz 
Schule  gemacht.  Es  bestehen  3  Bestimmungen  in  der  Gesetz- 
gebung der  Kantone,  welche  deutlich  zeigen,  wo  der  Gesetz- 
geber bei  der  Abfassung  geschöpft  hat.    Es  ist  aber  noch  eine 

'^  Vergl.  Bundesblatt  a.  a.  O.  Seite  688. 
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Strafrechtliche  Reaktion  anderer  Art  gegen  die  Kartelle  denk- 
bar ;  so  nämlich,  daß  das  Kartell  an  sich  nicht  schon  strafbar 
erscheint,  sondern  erst  dann,  wenn  feststeht,  daß  die  Aus- 
beutung der  Abnehmer  bezweckt  wird.  Der  Gesichtspunkt, 
von  dem  aus  gegen  die  Kartelle  vorgegangen  wird,  ist  hier 
nicht  mehr  die  Konkurrenzfreiheit,  sondern  der  Wucher.  Auf 
diesem  Standpunkt  steht  die  Verordnung  des  schweizerischen 
Bundesrates  gegen  die  Verteuerung  \on  Nahrungsmitteln  und 
andern  unentbehrlichen  Bedarfsgegenständen  vom  10.  August 
191 4,  Art.   I   lit.  b.i 

b.  Kantonale  Kartell-Verbote. 

a)   T essin. 

Der   Codice  penale   della   republica  e   cantone   del  Ticino 

von    1816   (§  205)    strafte  die   riunioni  o  coalizioni  fra  i 

principali  negozianti  o  detentori  d'una  stessa  mercanzia  o 
derata  tendenti  a  non  comprarla  o  a  non  venderla  oppure  a 
comprarla  o  venderla  solamente  ad  un  dato  prezzo,  wenn  da- 
durch eine  Preiserhöhung  oder  Preiserniedrigung  hervorge- 
rufen wird.-  Der  neue  Codice  penale,  der  am  i.  Mai  1873  in 
Kraft  getreten  ist,  hat  diese  dem  französischen  code  penale 
nachgebildete  Bestimmung  nicht  fallen  gelassen,  sondern  er 
hat  sie  in  etwas  veränderter  Gestalt  in  Art.  235  beibehalten. 
Art.  235  lautet:  §  i:  Chi  con  false  notizie  o  mediante  coa- 
lizione  e  con  ogni  altro  mezzo  fraudolento  produce  un  aumcnto 
o  una  diminuzione  dei  prezzi  di  merce  e  derate  od  altro  effetto 
commerciabile  e  punito  colla  detenzione  dal  primo  als  secondo 
grado  (d.i.  nach  Art.  15  :  3  Tage  bis  i  Jahr)  e  colla  multa  dal 
secondo  als  quarto  grado  (d.i.  nach  Art.  29  §  i  :  26—500  Yr.) 
§  2 :  Se  dai  fatti  incriminati  e  derivato  aumento  del  prezzo 
dei    generi    alimentari    di    prima    necessitä    o    diminuzione    del 

Es  handelt  sich  hiebei  allerdings  um  eine  Notverordnung,  die  ihren 
Ursprung  der  jetzigen  Notlage  der  Schweiz  verdankt.  Aber  es  rechtfertigt 
sich  trotzdem,  sie  an  dieser  Stelle  zu  behandeln,  da  sie,  wie  Ziircher  ,SociaI- 
wucher  im  Kriegs-  und  Friedcnsrecht"  in  der  Festschrift  für  Cohn's.  690 
ausführt,  entwicklungsfähige  Keime  einer  Gesetzgebung  gegen  die  Über- 
griffe von  Trusts  und  Kartellen  enthält. 

2  Vergl.   Keel   „Industrielle  und  kommerzielle  Ringe   und  Kartelle   und 
ihre  strafrechtliche  Behandlung".  Diss.  Zürich   1897,  •'^-  86. 
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prezzo  di  derate  che  deperiscono  in  breve  tempo  o  la  cui  con- 
servazione  riesce  onerosa  le  sudette  pene  sarabbo  aumentate  di 
un   grado.    Diese   Bestimmung  umfaßt  nach  dem  Muster   des 
französischen  code  penale  eine  Reilie  ganz  verschiedener    Tat- 
bestände, denen  aber  gemeinsam  ist,  daß  eine  Erhöhung  oder 
Erniedrigung  desjenigen   Preises  der  Waren  eintritt,   der  sich 
durch   das   Spiel   der  freien   Konkurrenz   ergeben   würde.     Für 
uns   ist   hier   nur   von   Interesse,    daß   derjenige   bestraft   wird, 
der  „mediante  coalizione"  diese  Erhöhung  oder  Erniedrigung 
der    Preise   hervorbringt.     Dazu   ist   zu    bemerken :    Das    Wort 
Koalition    trifft   sowohl    die   loseste    Konvention    als    auch    das 
festgefügteste    Kartell.    Im    Gegensatz   zur   alten    Bestimmung 
von   1816  und  zum  Art.  419  des  französischen  code  penale  ist 
hier  nicht  erforderlich,  daß  das  Kartell  die  hauptsächlichsten 
Unternehmer    einer    Branche    umfaßt.     Dadurch    ist    eine    im 
einzelnen   Fall  schwer  zu  beantwortende  Frage  beseitigt,  aber 
gleichzeitig    bedeutet    das    auch   eine    Verschärfung    der   Maß- 
nahmen gegen  Kartelle.   Das  Gesetz  führt  exemplifizierend  auf 
Koalitionen,  die  sich  beziehen  auf  „merce"  ( Wareni  und  ,,der- 
rate"    (Lebensmittel),    aber    das    beigefügte    „od    altro    effetto 
commerciabile"  läßt  keinen  Zweifel  darüber,  daß  auf  die  Art 
der   kartellierten   Gegenstände   nichts   ankommt.    Die   Bestim- 
mung ist  so  gefaßt,  daß  jedes  einzehie  Mitglied  eines  Kartells 
als  selbständiger  Alleintäter  der  strafbaren  Handlung,   die  in 
der  Erhöhung  bezw.  Erniedrigung  der  Preise  mittels  Teilnahme 
an  einer  Koalition  besteht,  erscheint.  Doch  wird  die  Teilnahme 
an  einer  Koalition  nur  dann  bestraft,  wenn  diese  wirklich  zu 
einer    Erhöhung   oder    Erniedrigung    der    Preise    geführt    hat. 
Wie  wir  bei  der  Betrachtung  der  Arten  der  Kartelle  gesehen 
haben,    geben    sich    alle    Kartelle    mit    Ausnahme    der    reinen 
Konditionen-Kartelle    damit    ab,    die    Preise   zu    regeln.     Diese 
Regelung  der  Preise  bedeutet  immer  gegenüber  den  durch  die 
freie    Konkurrenz   entstehenden    Preisen   eine    Erhöhung    oder 
Erniedrigung.     Es   erfüllt    also   jedes    überhaupt    in    Tätigkeit 
tretende  Kartell  dieses  Erfordernis. ^ 


Ks  sind  mir  keine  Anwendungsfälle  dieser  gesetzlichen  Bestimmung 
bekannt  geworden.  Auch  Keel,  der  insbesondere  die  strafrechtliche  Be- 
handlung der  Kartelle  bearbeitet  hat,  kennt  keine  solchen. 
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ß)  Zürich. 

Das  zürcherische  Gesetz  über  das  Gewerbewesen  im  all- 
gemeinen und  über  das  Handwerkswesen  im  besondern  vom 
9.  Mai  1831  bestimmt  in  §  17:  ,Jede  bindende  Verabredung 
der  Genossen  eines  Handwerks  oder  andern  Gewerbes  zur 
Festhaltung  oder  Steigerung  der  Preise  der  zu  verkaufenden 
Waren  oder  Fabrikate  oder  des  Arbeitslohnes  für  deren  Ver- 
fertigung ist  bei  einer  von  dem  Richter  nach  Maßgabe  der 
Umstände  zu  bestimmenden  Strafe  verboten."  *  Diese  Be- 
stimmung wurde  im  Jahre  1864  angewendet.  Der  Fall  war 
folgender :  ^  Eijie  Anzahl  schweizerischer  Zündholzfabrikanten 
hatte  sich  zu  einem  Verein  zusammengetan  und  als  Zweck  des- 
selben in  §  I  der  vom  Dezember  1862  datierten,  von  sämt- 
lichen Vereinsmitgliedern  unterzeichneten  Statuten,  wesentlich 
angegeben,  die  Zündhölzchen  zu  möglichst  hohen  Preisen  zu 
verkaufen.  Der  Verein  teilte  sich  in  2  Sektionen,  in  eme  ost- 
und  eme  westschweizerische  und  jede  hatte  ein  eigenes  Comp- 
toir,  durch  welches  der  \'erkauf  der  fabrizierten  Waren  an  die 
Konsumenten  vermittelt  wurde.  Jede  Sektion  hatte  die  Be- 
fugnis den  festgesetzten  Preis  zu  erhöhen,  nicht  aber  zu  er- 
niedrigen. Der  Regierungsrat  des  Kantons  Zürich,  dem  die 
Statuten  des  Vereins  zur  Genehmigung  vorgelegt  wurden,^ 
hob  durch  Beschluß  vom  18.  Februar  1864  den  Verein,  so- 
w^eit  er  auf  den  Kanton  Zürich  sich  bezog,  als  polizeiwidrig 
auf,  gestützt  auf  §  17  des  oben  genannten  Gesetzes.  Der  Tat- 
bestand dieser  Gesetzesbestimmung  ist  so  gefaßt,  daß  jedes 
Preiskartell  darunter  fallen  muß  und  darüber  hinaus  über- 
haupt jedes  Kartell ;  denn,  ob  die  Verabredung  direkt  eine 
Fi.x'ierung  der  Preise  betrifft  oder  ob  eine  Festsetzung  der 
Produktionsmenge  oder  die  V^erteilung  der  Absatzgebiete  ver- 
einbart ist,  der  Wirkung  nach  wird  in  allen  Kartellen  der  Preis 


*  Off.  Samml.  Bd.  2,  S.  29,  Sammelwerk  "der  zürch.  Gesetzgebung 
Verwaltungs-Bd.  I,  S.   1  \o\. 

^  Zt-^chr.  '[VW  Kunde  und  Fortbildung  der  zürch.  Rechtspflege  Bd.  15 
(1865)  S.  52. 

^  \)\Q  Genehmigung  war  erforderlich  nach  §  22  des  zürch.  Privat- 
Gesetzbuches.  §  22  spricht  zwar  nur  von  Aktien  vereinen,  aber  per  analogiam 
fand  diese  Bestimmung  auf  alle  Vereine  mit  wirtschaftlichem  Zweck  An- 
wendung.    Bluntschli,  Kommentar  zu  §  22,  Anmerk.    i. 
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der  Ware  m  einer  Höhe  gehalten,  der  durch  die  freie  Kon- 
kurrenz nicht  zu  halten  wäre.^  Trotzdem  nun  aber  im  Kanton 
Zürich  seither  eine  große  Zahl  von  Kartellen  der  verschie- 
densten Art  entstanden  ist,  wurde  diese  Bestimmung  m  neuerer 
Zeit  nie  mehr  angewendet;  formell  wurde  sie  aber  nie  auf- 
gehoben.§ 

y)  Bern. 

Hieher  gehört  auch  eine  bernische  Verordnung  vom  16.  Ok- 
tober   18469    betreffend    den    freien    Verkehr    mit    Nahrungs- 
mitteln.  §  2  bestimmt :  „Mit  den  nämHchen  Strafen  (Gefangen- 
schaft bis  zu  3  Monaten  und  mit  einer  Geldbuße  von  Fr.  30 
bis   Fr.   400)   werden   bedroht:   die   Verbreitung   falscher  oder 
entstellter  Tatsachen,  das  Anbieten  höherer  Preise  als  die  Ver- 
käufer selbst  fordern,  die   Vereinigung  von  Inhabern  gleicher 
Verkaufsgegenstände,   um   diese  entweder  gar  nicht  olier  nur 
zu    einem    hestimmten    höhern    Preise    zu    verkaufen,    Schein- 
verträge  und   sonstige   Kunstgriffe,    wenn   dadurch   absichtlich 
das    Steigen    des    Preises    von    Getreide,    Futterkörnern,    Mehl 
oder    mehligen    Substanzen,    Kartoffeln    oder    Brot    veranlaßt 
worden  ist."    Die  Formulierung  der  emzelnen  Straftatbestände 
und   ihre  Reüienfolge  zeigt   auf  den  ersten  Bück,   an  welches 
Vorbild   der   bernische  Gesetzgeber  sich  angelehnt  hat,   es   ist 
der  Art.  419  code  penale.    Uns  interessiert  hier  bloß  das  Ver- 
bot von  Veremigungen  von  Inhabern  gleicher  Verkaufsgegen- 
stande,  um  diese  zu  einem  bestimmten  höhern   Preise  zu  ver- 
kaufen.   Die  Verordnung  enthält  also  ein  Verbot  von  Kartellen 
m  der  Lebensmittelbranche.    Auch   diese  Bestünmung  ist  for- 
mell nie  aufgehoben  worden. 

Diese  kantonalen  Bestimmungen  smd  daraufhin  zu  prüfen, 
ob  sie  nicht  gegen  ein  in  der  Bundesverfassung  garantiertes 
Individualrecht   verstoßen.  10    In  erster   Lüüe   könnte   man   an 

'  Vergl.  das  von  Menzel  S.  20  über  die  Anwendbarkeit  des  öster- 
reichischen Koalitions-Gesetzes  §  4  Gesagte. 

^  Vergl.  Sammelwerk  der  zürch.  Gesetzgebung  a.  a.  O.  N.   i  zu  §   17 

•  Neue  off.  GesetzessaFiimlung,  Bd,  5  S.   182. 

'°  Beiläufig  sei  erwähnt,  daß  auch  in  Amerika  die  Verfassungsmäßigkeit 
der  verschiedenen  „Antitrust- Gesetzgebungen"  der  einzelnen  Staaten  nicht 
emwandfrei  feststeht.     Vergl.  Grunzel  S.   155. 

Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle.  o 
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einen  Verstoß  gegen  die  i„  H.  V.  Art.  56  garantierte  Vereu,s- 
frciheU  denken.  Da  ergibt  sich  aber  folgendes:  Nur  die  Jäil- 
düng  solcher  Vereme  ist  gewährleistet,  die  weder  ih rein  Zweck 
noch  Ihren  Mitteln  nach  rechtswidrig  sind.  Rechtswidrig  ist 
aber,  was  n,u  den,  gehendei,  objektiven  Recht  in  Widerspruch 
teht  un.  xw,,r  nut  einen,  anderweitig,.,  Crun.lsatz  ,les  gel- 
unden  Rechtes  als  „,i,  ,,,.,„  r,n,„dsalz  der  Vereinsfreiheit 
selbst^,  der  gerade  ,„  dieser  Beziehung  betn^ffend  die  !■  ,„., 
der  Kechtswid,igkeit  sei,,,.  Ansleg,,,,,.    ,„,„  ub,,gc„   k,.  h„.  " 

emi-fangen  hat.n    s,H„  , „  d„-  Ka,„.|le  in  Wid,  ,  .,„,„  h  ,„„ 

den  oben  genannten   k,,nl..„;,|,.„    |i,.s,„n„ g,.„,    ,„  .  ,  „  b,„„,, 

sie   als   rechtswidrig    „„    -.„„e   von    V..V.   Art.  ?r,    ,„„1    l;,,,,,.., 
''"'"■'.""'"   '"■    V,  „.,nsfre,h.„    ,,„    ..„  |,  ;„.,„.,„l   ,.„„  )„„  .  • 

Wenn    w„    a„.  h     ,,  |„.„    ,,„„|,  „    (s  u^,   ,|al.i    ein    Versh.r, 
.••;'/'f1   er.    ka,„.,n.,|..-.    Ve,b„lj.,,   .,„    n,.|„    die    Nid.ligk.-!,    n.„  I, 

'  ,/'     :"  '"''"'VI'.'.  .,„  .,„.,„,„.1,    ,„,„„, l„„  ein   \Vi,|,,    ,, 

""■•    ^«"■"'■^    '""    •—      "l'l-'    '■•    M.    d.„.,||,..„    .„    ,.„„,„ 

"■""'^''''■'•- ■ ■•'■""     Hund,   ,,,|.,..„„;:    ,\,,    ,,.,    ,,„„ 

■""  '  "■       '■'■■'■    '■'    '    •    ■'''■'•    "'•    ""l'l    dl.    ,.■    I.,,,,l.,n.d.,,    V,-l'l,otS. 
''"■"""    -'""    '""■"    ■""'•"'    '.Hn.d,.,,.    ,|.,     Rund.    ,w,l.,      ' 

';■'■"';';"'  '■• '— "  I"-  '"  i'."..nh,  Rv.  A,,  .;,,  .le,  ,ii?. 

Uandci:  „„d  ..,-w,,b,.(„.,h,„  ^,.wal„l..,,,H  \V„.  ,,j,  ,,|,„n 
festgestelh  l,.,b,.„,  versloß..,,  „a- h  .chweixe,  .scher  Auflass,,,,.. 
2';'/:'";;"'-ide,  Ruber  „,  R,a„k,eich  ve,ue,enen  .Ans,,  h'l" 
die    Ka,,e||,.    ;,„     .,„1,    „i,.|„     ,,,^„^^,^    j_^^     ,,^.^^^.^^    ^^^^     n.unlrU- 

•"nl  <„.n,l„,n;kcU.    ll,,-,   b,,ben   wir  ..u  „.,„,  suel,,-,,,  „b  n„  h, 

';;"-'','•""'"■;  '''"■■"■^  'i"-  '"i'i"„g  .„„  Ka,,..ii,„  ,i,„,h  ,i„. 

Hand,b,     und   <  „.u.-,b,h,.,hei,  gewahrleistet   ers,  l,,-,,,,    ,uul   u. 

<.ge,less<„   ,he  kantonal,,.  ( ;esetze.   u,lche   Ka,„lh ,.  I„,te  ent 
".ille,.,  als  ^e.R,ssungswul.,g  zu  bel,..,l.„.„  siu.l     |  ,„-.,.  K  ..,,  || 
verbon^-    war«.    ,.u.,    aller.lings    ni,  |„    ,,|„    lu.scl..anku..g    .h-r 
Handels-     .„.d     Ceuerbel.e.he.,.     u  ae     s.,-     ,|„.„,,|s     vers.a.ule,, 
un,d,,    autges.,,!,      >„.,.,.  |„     „..„„n     sie    ,„.,,.    ........tische,,, 

o,.,l,,  ,,  n.„„|,.|s.  u,„|..,...-,L,,,.e.heuimSi,u,ederdu,,l, 
nichts  gebnul.-rten  Ko..ku,rt.n.  all,.-  C,  u,-,  bencosse.,  er- 
^>un^wn_h.aen.     Es   w,..de   .sei >.,„„..    „„■   ,„     |„.,,„.„|„ 

"  ^<"'"^Mei.l.ergfr.  Kuimtientar  ».1  li  \'    \,.   54 
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Verordnuno    des  Jahres    1846  direkt  auf  code  penale   Art  419 
zurückzuführen    ist,    welche   BcstininuinK   ihrerseits   wieder   auf 
die  alten   Koalitionsverbote  der  französischen  Revohitions-Gc- 
setz^ebuiiK    zurückweist.     Bezeichnend    ist    audi,    daß    in    Hern 
kurz    \or   dem   Erlaß   dieser   Verordnun-   im    selben     fahre   ein 
Gesetz  über  das  (icwerbewesen,i  •  in  §  ^  d;is   Rc-cht   der  freien 
Ausübung    euies    jeden    Gewerbes,    proklanüerl    worden     wai 
Auch    das    tessini^che    (;esetz    weist    deutlich    auf    code    p.'nal 
Art.  419   hin.     In  demsell)en   zürcherischen   (lesetz,  dessen   i>  1 7 
das  Kartellverbot  aufstellt,   lautet   ^   i:  „In   Cemäßh.ii   d   s' S  7 
der   Stant^vrrfassunK    (vom    lo.Marz    18  ^i    wird    die    I-ivihril 
'l'"^   Handels  und  der  Gewerbe,  soweit  sie  nn'i    dem   W  nhl   «In 
K'  «.'innn    l'MirKrrschall    und   dcmicni.i^.M.   d,-,    Handel,  Gew.-.bc 
"Md    ILn.dwerk   I  r.-ibrnd.n   Klassen   v.nn.ba.    ist.  als  Grunds,!/ 
•'"';--"•"'  "      N-in     is(    ..Iht.    wie    SClM.n    an;:.fnlnl     wu.d.-.    ,|,., 
J'"r,Mfl   .\r^    H.u..lels-  un.l  (  i.-w.i  brf,  .Mlirn   .1,-,    1;    \     All     ;i    <ni 
'""     ''"■''•'     •'"■     '■<.".l:i.i,  I,     ,,vi,,H-ilrn     Aull.r.Min:.     .hii.'li.nis 
VCMs.  I.M-d.-nri.     In   d.in    bmils   /iln-Mm    l.nis.  h.ad   ,|r.s    iHii.d.s^ 
'^"'•■'    "'Und.-sbl.Hi.     ,KS7.    ,,    :,   08;    und    „b.-n    h.   27)    wunU^ 
K«'sa;M.    ,|aIA    All.   p    dn     H.  V.    darüb.i    „„hl.    .niss.,:-,-     oh    di.> 
Ausubunr    d,-s    Hand,-Is   und   ,lr,    (ieu.rbr  dni.h   dir   .•n./.lnm 
Individuen    oder    dun  h     Verl,and<-     ii-endwelehe,     An     /n    e, - 
t"lK.-n    iiah,-.     Wahrend    hi.-r    der    Hundesral    daraus    nur    den 
Schluß   zieht,   daß   <ler    ßiMun.,    vun    K.n.Hlen    buiuleM  .ehMiel, 
m.hls  eillKt'Kenstehe.  ^vU\   d.,s    ßui.des,,;ei  „  ht   an  andeie,    Stelle 
^;-"<''^"'<l  saKt  (H.Gei.   lid.  ^.^,  .,  S    1.6):  Das  Knaht.unsieeh, 
•''*'    ^-^verbetre.b.uden    habe    m    d.-i     ll.nidels     und    lieueibe 
|'-^'''''-n    11«    \(rbiiidunK    iint    de,     W-icinsf  1  eihni    seine    rinmd 
läge.    Wie  schon  cinn.,Iii,i    u  urde,  im,  da   kein   Gesetz  <l.,^  ,,,  der 
Hundesverfassung    An     ;i    ausgesprochene    alh.enuine    l'nn/ip 
authentisch  mterpretierl,  diese  vom   Hundesrat,  in  lu  n.iei    /ni 
^'•"'    HiiiHlesgerichi,   angenonuuene   Iniei  p,  et<,li,Mi    leutluu  gül- 
tig.'^    So  ergibt  sich  folgeiules:   Das  m  dei    BuiulesNerfassmig 
Aic.ii    gewalu  leistete  ludivuluairei  ht  ist   weitergehend    aK  die 
von  den  Kantonen  tmter  dem  Finfhil'.  der  ttauzo.isc  lu  n'  ( ieset*- 

♦«  Oft;  %mmi  ua,  §,  |5i,  i|^  a; 

'♦  All^r^io«^  nm  bßanstand.u  .mch  i\m\  pb^n  m^^.imm  (.S.  3.) 
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gebung  gewährleistete  Handels-  und  Gewerbefreiheit,  indem 
sie  den  einzelnen  Gewerbetreibenden  gestattet,  sich  in  bezug 
auf  die  Ausübung  des  Gewerbes  vertraglich  zu  binden.  Als  ein 
Ausfluß  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  im  Sinne  von  B.  V. 
Art.  31  erscheint  das  Koalitionsrecht,  das  Recht  der  Gewerbe- 
genossen, sich  zu  Verbänden  und  Kartellen  aller  Art  zusammen- 
zuschließen. Infolgedessen  stehen  diejenigen  kantonalen  Ge- 
setze, welche  Vereinbarimgen  unter  den  Gewerbetreibenden 
betreffend  Ausschaltung  der  Konkurrenz  unter  sich  verbieten, 
mit  B.  V.  Art.  31  in  Widerspruch.  Für  die  Kartelle  ist  es  nicht 
ohne  Bedeutung,  daß  dieses  festgestellt  werde.  Sie  brauchen 
also  nicht  bloß  zu  hoffen,  daß  gegebenenfalls  der  Richter 
nach  Art  der  französischen  Praxis  betreffend  code  penal  Ar- 
tikel 419  durch  eine  geschickte  Interpretationskunst  die  An- 
wendung der  fraglichen  Verbotsnormen  umgehen  werde,!^ 
sondern  sie  haben  das  viel  sichere  Gefühl,  gegen  die  Anwen- 
dung dieser  Gesetzesbestimmung  mit  Erfolg  den  staatsrecht- 
lichen Rekurs  ergreifen  zu  können. 

C.  Verordnung  gegen  die  Verteuerung  von  Nahrungsmitteln 

und  andern  unentbehrlichen  Bedarfsgegenständen 

vom  10.  August  1914."' 

Der  Art.  i  dieser  Verordnung  lautet :  „Wegen  Wuchers 
mit  Nahrungsmitteln  und  andern  unentbehrlichen  Bedarfs- 
gegenständen wird  mit  Gefängnis  und  Buße  bis  zu  Fr.  10  000 
oder  mit  Buße  allein  bestraft : 

a»  wer  für  Nahrungsmittel,  oder  andere  unentbehrliche 
Bedarfsgegenstände  Preise  fordert,  die  gegenüber  dem  An- 
kaufspreis einen  Gewinn  ergeben  würden,  der  den  üblichen 
Geschäftsgewinn  übersteigt ; 

b)  wer  an  emer  Verabredung  oder  Verbindung  teilnimmt, 
welche  die  Erzielung  solcher  Preise  zum  Zwecke  hat."  Während 
die  oben  besprochenen  kantonalen  Bestimmungen  ihren  Aus- 
gangspunkt in  der  absoluten  Konkurrenzfreiheit  im  Siime  der 
französischen  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  haben,  ist  hier 
der    Grundtatbestand   die   Ausbeutung    der  Abnehmer. ^^    Aus 

'»  Airoldi  S    159. 

'*  Eidg.  Gesetzessammking  n.  F.  Bd.  30.  S.  376. 

''  Zürcher  a.  a.  O.  S.  4. 
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diesem  Grunde  kann  hier  von  einer  Verletzung  des  verfassungs- 
mäßigen Rechtes  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit,  ganz  ab- 
gesehen von  der  Frage,  ob  in  diesem  Falle  eme  Staatsrechte 
lieber  Rekurs  möglich  wäre,  nicht  die  Rede  sein ;  denn  der 
Verstoß  der  kantonalen  Gesetze  gegen  die  Handels-  und  Ge- 
werbefreiheit besteht  darin,  daß  sie  es  erzwingen  wollen,  daß 
die  Gewerbetreibenden  als  Einzelne  Gewerbe  ausüben  und 
nicht  auf  Grund  einer  Vereinigung,  was  ihnen  durch  die 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  erlaubt  ist.  Hier  hingegen  ist 
den  Gewerbetreibenden  nicht  die  V^erständigung  und  Verbin- 
dung an  sich  verboten,  sondern  bloß  dann,  wenn  sie  zum 
Zwecke  der  Ausbeutung  der  Konsumenten  gebildet  wurde. 
Sucht  man  nach  dem  legislativ-politischen  Motiv,  warum  eine 
derartige  Bestimmung  gerade  in  der  jetzigen  Zeit  eingeführt 
wurde,  so  findet  man  es  in  der  Notlage,  in  der  sich  die  Be- 
völkerung der  Schweiz  durch  die  vielfachen  Beschränkungen 
und  Behinderungen  der  Zufuhr  von  Waren  geraten  ist.^^ 

Wenn  wir  oben  gesehen  haben,  daß  eine  Verständigung 
oder  eine  Verbindung  der  Unternehmer  einer  Branche,  wenn 
sie  auch  zu  einem  sogenannten  tatsächlichen  Monopol  führt, 
noch  nicht  eme  eigentliche  Notlage  der  Abnehmer  begründet, 
indem  immer  noch  die  Möglichkeit  des  Entstehens  einer  neuen 
Außenseiter-Konkurrenz  oder  genossenschaftlicher  Selbsthülfe 
besteht  und  darum  die  Gefahr  der  Ausbeutung  der  Konsumenten 
durch  die  Kartelle  nicht  so  groß  ist,  wie  es  von  den  Kartell - 
feinden  behauptet  wird,!^  so  ist  die  Sachlage  dann  sofort  eine 
ganz  andere,  wenn  durch  andere  Umstände,  wie  jetzt  durch 
den  Krieg,  eine  Notlage  geschaffen  ist.  Hier  ist  es  den  Ge- 
nossen einer  Branche  leicht  möglich,  ihre  Verbindung  zum 
Zwecke  der  Ausbeutung  auszunützen,  ohne  daß  die  Konsu- 
menten sich  dagegen  schützen  könnten. 


18 


Eine  weitere  Maßregel,  die  aus  demselben  Grunde  entstanden  ist, 
sind  die  vielfach  eingeführten  Höchstpreise,  für  welche  die  hier  besprochene 
Verordnung  in  Art.  2  die  gesetzliche  Grundlage  enthält.  Von  dieser  Fest- 
setzung von  Höchstpreisen  wird  im  Kreisschreiben  des  Schweiz.  Justiz-  und 
Polizeidepartements  betreffend  diese  Verordnung  ausdrücklich  erklärt,  sie  sei 
nicht  unvereinbar  mit  B.  V.  Art.  31  (Bundesbl.   1914  IV  S.  43). 

^^  Dies  zeigt  sich    im  einzelnen    auch    in  der   unten   zu    besprechenden 
Judikatur  Schweiz.  Gerichte,  S.  43  ig. 
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Die   Mitglieder  eines    Kartells   können   nach   Art.  i    lit.  b 
der  Verordnung  vom   lo.  August    191 4  nur  dann  wegen   ihrer 
Teilnahme  am   Kartell  unter  Strafe  genommen  werden,  wenn 
feststeht,  daß  der  Zweck  der  Verständigung  oder  Verbindung 
darauf  gerichtet   ist,   für   die   Waren   Preise  zu   verlangen,   die 
gegenüber    dem    Ankaufspreis    bezw.    dem    Herstellungspreis 
einen    Gewinn   ergeben   würden,    der   den    üblichen    Geschäfts- 
gewinn übersteigt.    Für  die   Feststellung,  ob  dieser  verbotene 
Zweck    vorhanden    ist    oder    nicht,    kann    man    nicht    auf    die 
subjektive   Absicht    der   Unternehmer    bei   der    Gründung    des 
Kartells  abstellen.    Eine  solche  wird  schwer  festzustellen  sein, 
da    sich    die    betreffenden    Unternehmer   hüten    werden,    diese 
ihre   Absicht   im   Vertrag   bezw.   in   den   Statuten   des   Kartells 
zu  dokumentieren.    Es  kann   daher  nur  auf  den  objektiv  ver- 
wirklichten  Zweck,   auf  den   Erfolg,   abgestellt   werden.    Zeigt 
es  sich,  daß  das  Kartell  selbst,  oder  falls  dieses  nicht  juristische 
Persönlichkeit    besitzt,    einzelne    Kartelhnitgheder    auf    Grund 
der  Kartellbestimmungen  solche  Preise  fordern,  die  unter  die 
Verordnung    fallen,    so    kann    gegen    die    Mitglieder    mit    den 
Strafen  von  Art.  i    vorgegangen   werden   und  zwar   sind   nicht 
nur  diejenigen  Mitglieder  dieser  Strafe  verfallen,  welche  wuche- 
rische   Preise    im    Sinne    dieser    Verordnung    gefordert    haben 
(gegen  diese  würde  die  Bestimmung  von  Art.  i  lit.  a  genügen), 
sondern   auch   alle   andern   Mitglieder.-o    EigentümHch   ist   der 
Begriff   des   wucherischen   Geschäftes,    der  dieser   Verordnung 
zugrunde  liegt.  Während  nach  der  Definition  des  O.  R.  Art.  21 
eüi  wucherisches  Geschäft  erst  dann  vorliegt,  wenn  ein  „offen- 
bares Mißverhältnis"  zwischen  der  Leistung  und  der  Gegen- 
leistung   besteht,   oder  nach    Art.  92,   Ziff.  i    des   Vorentwurfes 
zu   einem    schweizerischen    Strafgesetzbuch    (von    1908),    wenn 


'**  Das  schon  erwähnte  Kreisschreiben  führt  aus  (Bundesbl.  a.  a.  O.): 
„Besonders  gefährlich  sind  zurzeit  die  Ring-  und  Trustbildungen,  die  für 
Nahrungsmittel  und  andere  unentbehrliche  Bedarfsgegenstände  Preissteige- 
rungen herbeizuführen  suchen.  Der  Bundesrat  hat  sich  deshalb  veranlaßt 
gesehen,  schon  die  Teilnahme  an  Verabredungen  und  Vereinbarungen  zu 
diesem  Zwecke,  also  eine  bloße  Vorbereitungshandlung  zum  Wucher,  unter 
die  Wucherstrafe  zu  stellen."  Übrigens  ist  zu  sagen,  daß  schon  Art.  i  lit  a 
Vorbereitungshandlungen  zum  Wucher  und  nicht  erst  das  wucherische 
Geschäft  bestraft,  indem  das  Vergehen  schon  vollendet  ist  mit  der  wuche- 
rischen Preisforderung.    (Vergl.  auch  Zürcher  a.  a.  O.  S.  7.) 
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die  Vermögensvorteile,  die  sich  einer  geben  oder  versprechen 
läßt,  mit  den  Vermögensvorteilen,  die  er  gewährt,  „in  keinem 
Verhältnis"  stehen,  ist  hier  der  strafbare  Tatbestand  schon 
gegeben,  wenn  der  Gewinn  aus  einem  Geschäft  den  „üblichen 
Geschäftsgewiim"  übersteigt.  Diese  ungewöhnlich  strenge 
Maßregel  findet  ihre  Erklärung  darin,  daß  eben  die  ganze 
Verordnung  auf  die  außerordentlichen  Verhältnisse  zugeschnit- 
ten ist.  In  der  jetzigen  Zeit  erscheint  es  als  ein  strafbares  Be- 
ginnen, wenn  die  Unternehmer  auf  den  Gegenständen,  die 
hier  allein  in  Betracht  kommen,  nämlich  Nahrungsmittel  und 
andere  unentbehrliche  Bedarfsgegenstände  emen  größern  als 
den  üblichen   Geschäftsgewinn  machen  wollen. 

Diese  hier  besprochene  Bestimmung  bildet  einen  Teil  einer 
Notverordnung,  die  bei  Wiedereintritt  normaler  Verhältnisse 
wieder  xerschwinden  wird.  Doch  ist  Zürcher  der  Ansicht,  daß 
die  Keime  einer  Kartell-Gesetzgebung,  die  darin  enthalten 
sind,  entwicklungsfähig  sind  und  nach  dem  Krieg  zu  einer 
weitern  Gesetzgebung  gegen  die  Übergriffe  der  Kartelle  zu 
verarbeiten  s-em  werden. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  darauf  hinzuweisen,  daß 
Keel-^  als  Postulat  die  strafrechthche  Behandlung  der  Ringe 
und  Kartelle  unter  den  Gesichtspunkten  des  Wuchers  (von  ihm 
speziell  als  Ringwucher  bezeichnet)  aufgestellt  hat.  Keel  dachte 
dabei  nicht  an  die  Aufstellung  eines  besondern  Straftatbestan- 
des, wie  es  hier  in  dieser  Verordnung  geschehen  ist,  sondern 
bloß  an  die  Anwendung  der  bestehenden  kantonalen  Wucher- 
gesetze und  des  Art.  84  des  Vorentwurfes  (von  1896)  zu  einem 
schweizerischen  Strafgesetzbuch.-'  Dasjenige  Mitghed  einer 
Preiskonvention,  das  auf  Grund  der  Preisvereinbarungen  einen 
Kauf  mit  einem  Dritten  abschließt,  der  sich  als  ein  wucherisches 
Geschäft  qualifiziert,  begeht  den  Wucher  als  Allcintäter.  Die 
übrigen  Kartellmitglieder  sind  als  Gehilfen  zu  betrachten,  denn 
nur  durch  das  Zusammenarbeiten  aller  Kartellmitglieder  ist  die 
Notlage  geschaffen  worden,  die  dem  einen  Mitglied  die  Aus- 
übung des  Wuchers  ermöglicht  hat.  Wenn  man  schon  die  Kar- 
telle von  diesem  Gesichtspunkt  aus  strafrechtlich  verfolgen  will, 
so  bietet  allerdings  eüie  Bestimmung,  wie  die  der  Verordnung 

^'  a.  a.  O.  Seite  130  ff. 

22  Dieser  Art.  84   entspricht  dem  Art.  92   des  Vorentwurfes   von  1908. 
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vom  10.  August  eine  geeignetere  Handhabe,  als  die  bisherigen 
Wucherbestimmungen,  die  immer  nur  den  „Einzelwucher"  ins 
Auge  fassen,  während  es  sich  bei  der  Ausbeutung  durch  Kar- 
telle um  „Sozialwucher'*  handelt.  (Zürcher  a.  a.  O.  S.  6.)  Nach 
dem  oben  iS.gig.)  Ausgeführten  glaube  ich  aber  kaum,  daß 
je  unter  normalen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  ein  Kartell 
dazii  kommen  wird,  sich  eine  solche  Macht  zu  erringen,  daß 
die  Kartellgeschäfte  als  solche  wucherisch  erscheinen  werden, 
auch  wenn  man  den  Wucherbegriff  so  fassen  wollte,  wie  es 
in  dieser  Notverordnung  geschehen  ist. 

§  7.     4.  Zivilrecht. 

Nachdem  wir  festgestellt  haben,  daß  die  wenigen  Kartell- 
verbote der  Kantone  verfassungswidrig  sind  und  idaß  der  Art.  i 
lit.  b  der  Verordnung  vom  10.  August  191 4  nur  auf  eine  ganz 
beschränkte  Zahl  von  Kartellen  eine  Anwendung  findet,  ist 
weiter  zu  untersuchen,  ob  Kartell  Verabredungen  vom  Zivilrecht 
als  gültig  betrachtet  werden.  Im  gesamten  Bundes  Zivilrecht 
besteht  keine  Bestünmung,  die  ausdrücklich  die  Ungültigkeit 
der  Kartelle  ausspricht.  Bei  den  Beratungen  der  Experten- 
Kommission  für  das  O.  R.  wurde  allerdüigs  die  Anregung  ge- 
macht, eine  besondere  Bestimmung  aufzunehmen,  um  Trust- 
bildungen mit  Bezug  auf  Herstellung  \on  im  Verkehr  not- 
wendigen Verbrauchsgegenständen  entgegenzutreten.  Insbe- 
sondere wurde  an  den  damals  berüchtigten  sogenannten  Bier- 
trusi  gedacht.  Doch  wurde  dieser  Anregung  nicht  P^olge  ge- 
geben, in  der  Meinung  O.  R.  Art.  20  genüge.i  Von  allen  euro- 
päischen Staaten  ist  es  allein  Österreich,  das  eine  derartige 
Bestimmung  kennt. ^  Das  österreichische  Koalitionsgesetz  von 
1870  geht  zwar  von  Verabredungen  von  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebern aus,  welche  bezwecken,  ungünstigere  Arbeitsbedingungen 
aufzuerlegen  bezw.  bessere  Arbeitsbedingungen  zu  erzielen. 
Solche  Verabredungen  haben  keine  rechtliche  Wirkung.  Nach 
§  4  des  Gesetzes  sollen  diese  Bestimmungen  auch  Anwendung 
finden  „auf  Verabredungen  von  Gewerbsleuten,  zu  dem  Zwecke, 

'  Prot,  der  Exp.-Komm.  vom  5.  Mai   1908.  S.  4. 

2  Ger^etz    vom    7.   April    1870    betr.    das    Koalitionsrecht,    insbes.   §   4. 
Vergl.  Menzel  S.  19  ff. 
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um  den  Preis  emer  Ware  zum  Nachteil  des  Publikums  zu 
erhöhen".  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  wurden  in  Österreich 
verschiedene  mächtige  Kartelle  als  widerrechtlich  erklärt  und 
aufgehoben. 3  Auch  die  deutsche  Gewerbeordnung  erklärt  in 
§  152  Abs.  2  Vereinigungen  und  Verabredungen  für  kraftlos, 
die  zum  Zwecke  der  „Erlangung  günstigerer  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen"  eingegangen  wurden.  Doch  bleibt  hier 
die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  auf  Arbeiterkoalitionen 
beschränkt.  Sie  ist  nicht,  wie  in  Österreich,  auch  auf  Unter- 
nehmerverbände ausgedehnt  worden. 

Da  wir  in  der  Schweiz  keine  der  österreichischen  ent^ 
sprechende  Bestimmung  haben,  ist  weiter  zu  untersuchen,  ob 
nicht  aus  ekiem  allgemeinem  Grundsatz  unseres  Zivilrechtes 
die  Ungültigkeit  der  Kartelle  hervorgeht.  O.  R.  Art.  20  bestimmt, 
daß  ein  Vertrag,  der  emen  widerrechtlichen  Inhalt  hat,  oder 
gegen  die  guten  Sitten  verstößt,  nichtig  ist.  Ist  nun  ein  Kartell 
em   solcher  von  O.  R.   Art.  20  verpönter  Vertrag  ?  * 

O.  R.  Art.  20  bestinmit,  daß  ein  Vertrag,  der  einen  wider- 
rechtlichen Inhalt  hat  und  ein  Vertrag,  der  gegen  die  guten 
Sitten  verstößt,  nichtig  ist.  In  bezug  auf  die  Unterscheidung 
der  beiden  Fälle  ist  zu  sagen :  Überall,  wo  das  Gesetz  auf  die 
guten  Sitten,  die  Sittlichkeit  etc.  verweist,  handelt  es  sich  um 
einen  Rechtsbegriff. 5  Ein  Vertrag,  der  gegen  die  guten  Sitten 
verstößt,  ist  somit  auch  widerrechtlich.  Wenn  O.  R.  Art.  20 
diesen  Verträgen  aber  andere  entgegenstellt,  die  einen  wider- 
rechtlichen Inhalt  haben,  so  muß  es  sich  hier  um  einen  engeren 
Begriff  der  WiderrechtHchkeit  handeln. 6  Unter  den  Verträ^-en 
mit  widerrechtlichem  Inhalt  sind  solche  gemeint,  die  gegen 
ein   in   der   Rechtsordnung    ausdrücklich   aufgestelltes    Verbot 

^  Grunzel  S.   145  ti". 

*  Ist  ein  Kartell  korporativ  organisiert,  so  kommt  die  Bestimmung  von 
Z.  G.  B.  Art.  52  Abs.  3  in  Betracht.  Ist  ein  Kartell  als  eine  Verbindung  zu 
einem  widerreciitlichen  oder  unsittliclien  Zweck  zu  betrachten,  so  kann  es 
trotz  korporativer  Organisation  nicht  Rechtspersönlichkeit  erlangen.  Art.  62 
Z.G.  B.  findet  hier  nicht  Anwendung.  Die  einfache  Gesellschaft,  die  bestehen 
sollte,  ist  nach  O.  R.  Art.  20  nichtig.  Vergl.  Egger  zu  Art.  52  Z.  G.B.  Anm.  5e. 

^  Vergl.  Stammler,  die  Lehre  von  dem  richtigen  Rechte,  S.  57  ff., 
Egger  zu  Z.  G.  B.  27  IV,  4  und  5a. 

^  Vergl.  auch  Oser  zu  O.  R.  Art.  20,  Anm.  III,  i. 
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verstoßen,  während  unter  die  Verträge,  die  gegen  die  guten 
Sitten  verstoßen,  alle  diejenigen  zu  rechnen  sind,  die,  ohne 
mit  einni  ausdrücklichen  Verbot  der  Rechtsordnung  in  Wider- 
spruch zu  stehen,  deshalb  als  unerlaubt  zu  betrachten  sind, 
weil  sie  gegen  den  Grundgedanken  des  Rechtes  selbst  ver- 
stoßen.' Es  handelt  sich  hier  um  den  Gegensatz  der  beiden 
Wege  und  Mittel  der  Gesetzgebung:  einerseits  die  technisch 
geformte  Satzung  und  anderseits  das  Urteil  nach  dem  Grund- 
gedanken des  Rechtes  selbst. 

Was  nun  den  Vertrag  „mit  widerrechtlichem   Inhalt"  be- 
trifft, gilt  für  die  Kartelle  folgendes  :  In  erster  Linie  ist  darauf 
hinzuweisen,  daß  ein  Kartell  nicht  deshalb  nach  O.  R.  Art.  20 
als  widerrechtlich   und  daher  nichtig  betrachtet  werden  kann, 
weil  es  gegen  ein  kantonales  Verbotgesetz  verstößt  ;  ganz  ab- 
gesehen davon,  ob  diese  Gesetze  zu  Recht  bestehen  oder  nicht, 
ist  hier  zu  sagen,  daß  die  Widerrechthchkeit  des  O.  R.  Art.  20 
em    bundesrechtlicher    Begriff    ist.«     Außer    in    den    wenigen 
Fällen,    wo    zugunsten    der    Kantone    ein    ausdrücklicher    Vor- 
behalt  aufgestellt   ist,   bestimmt   das   Bundesrecht   die   Voraus- 
setzungen,   unter    denen    einem    privatrechtlichen    Vertrag    die 
Anerkennung    zu    gewähren    oder    zu    versagen    ist.     Die    Be- 
deutung  von   kantonalrechtlichen   Bestimmungen,   wie  die  hier 
in   Betracht   kommenden   Kartellverbote,   beschränkt   sich   dar- 
nach auf  das  öffentliche  Recht.»  Etwas  anderes  wäre  es,  wenn 
die  Kartelle  in  Widerspruch  stehen  zum  Grundsatz  derllandels- 
und    Gewerbefreiheit,    denn   hier    handelt   es   sich    um    Bundes- 
recht    Die   Kartelle  wären   dann  widerrechtlich  im   Sinne   von 
Art.  20    und    deshalb   nichtig.     Wie   wir   aber   oben    ausgeführt 
haben,   verstößt  ein   Kartell  nie  gegen  die   Handels-   und   Ge- 
werbefreüieit,     viehiiehr    haben     wir     festgestellt,    daß     dieser 
Grundsatz   die    Kartelle    vor   kantonalen   Verboten   schützt.     In 
dem  bereits  zitierten  Entscheidio  führt  das  Bundesgericht  aus, 
daß  das  Koalitionsrecht  der  Gewerbegenossen,  welches  in  der 
Handels     und    Gewerbefreiheit    seine    Grundlage    hat,    grund- 
sätzlich im   Pri\atrecht  auch  anzuerkennen  sei.    Daher  ist,  wie 


'  Stammler  a.  a.  O.  insbes.  S.  410 

^  Becker,  Kommentar  zu  O.  R.  Art.  20,  Nr.  4. 

•  Vergl.  auch  B.  Ger.  34.  II  S.  686  ff. 

'«  B.  Ger.  32  II  S.  ti6. 
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schon  festgestellt  wurde,  denjenigen  Entscheidungen  nicht  bei- 
zustimmen, welche  untersuchen,  ob  die  Rechtswidrigkeit  nicht 
gegeben  sei  wegen  Verstoß  gegen  die  Handels-  und  Gewerbe- 
freiheit.   So  lange  die  Verordnung  vom   10.  August    1914^1   in 
Kraft   steht,    smd   alle   diejenigen   Kartelle   widerrechtlich   und 
daher  nichtig,   die   unter   diese   besondere   Bestünmung   fallen. 
Ist  ein  Kartell  em  Vertrag,  der  gegen  die  guten  Sitten  ver- 
stößt ?     Es    würde    über    den    Rahmen    dieser    Arbeit    hinaus- 
gehen, das  weittragende  und  schwierige  Problem,  das  im  Hin- 
w^eis   der   Rechtsordnung   auf   die   guten    Sitten    erhalten    ist,i2 
grundsätzlich  "zu  erörtern.    Ich   begnüge  mich  zur  Hauptsache 
damit,    darzulegen,    wie   sich   die   schweizerische   Judikatur   bis 
heute  zu  dieser  Frage  gestellt  hat.    Wie  in  allen  die  Kartelle 
betreffenden  Angelegenheiten  ist  auch  in  dieser  Frage  die  Zahl 
der  in   Betracht  kommenden  Gerichtsentscheidungen  eine  sehr 
geringe.    Es  hängt  das  mit  der  den  Kartellen  eigentümlichen, 
oft  ganz  unberechtigten  Scheu  vor  den  öffentlichen  Gerichten 
zusammen,  welche  die  Kartelle  veranlaßt,  wenn  irgendmöglich 
ihre  internen  Streitigkeiten  vor  ein  Schiedsgericht  zu  bringen. 
Die  Unsittlichkeit   und  damit  die  Unverbindlichkeit   von   Kar- 
tellverpflichtungen   wird    bisweilen    von    einzelnen    Kartellmit- 
gliedern   selbst   geltend   gemacht,    wenn   ihnen   die   Einhaltung 
derselben    unbequem    wird,    oder    wenn    sie    wegen    Zuwider- 
handelns   gegen    die    Kartellvereinbarungen    auf   Zahlung    der 
festgesetzten    Konventionalstrafe    belangt    werden.     In    daraus 
entstehenden  Prozessen  haben  dann  die  Gerichte  Gelegenheit, 
sich  über  die  Frage  der  Unsittlichkeit  der  Kartelle  zu  äußern 
Es  sei  nun  gleich  vorausgeschickt,  daß  in  den  konkreten  zur 
Aburteilung    gelangten    Fällen    in    der   Schweiz,    wie    übrigens 
auch   in    den   vom    deutschen   Reichsgericht   abgeurteilten    Fäl- 
leni'>  noch  nie  die  Unsittlichkeit  des  betreffenden  Kartells  aus- 
gesprochen wurde.    Daraus  geht  hervor,  daß  die  in  den   Kar- 
tellen   zu    Tage    tretende    Tendenz    mi    allgemeinen    nicht    als 
gegen  die  guten  Sitten  verstoßend  betrachtet  wird.^^   Es  kann 

^'  S.  oben  S.  36. 

'"  Egger  zu  Z.  G.  B.  Art.  27. 

''  Die    von    ganz    andern    Voraussetzungen    ausgehende    französische 
Praxis  ist  hier  nicht  heranzuziehen. 

''  So  ausdrücklich   B.  Ger.  22  S.  183,   Bl.   für    ziirch.  Rechtssprechung 
II  Nr.  6.  PS 
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sich  also  nur  darum  handeln,  festzustellen,  aus  welchen  Grün- 
den in  den  einzelnen  Fällen  der  Verstoß  gegen  die  guten 
Sitten  nicht  angenommen  wurde. 

In  jedem  einzelnen  Fall  ist  das  Kartell  für  die  Beurteilung 
der  Frage  nach  der  Unsittlichkeit  einer  doppelten  Unter- 
suchung zu  unterziehen.  Diese  hat  sich  sowohl  auf  den  Zweck 
des  Kartells,  als  auch  auf  die  zu  dessen  Verwirklichung  ver- 
wendeten Mittel  zu  erstrecken. ^5 

a.  Der  Kartellzweck. 

Für  die  Beurteilung  des  Kartellzweckcs  kann  nicht  einzig 
und  allein  auf  die   statutarische  Zweckangabe  abgestellt  wer- 
den.   Diese  ist  häufig  farblos  und  nichtssagend  und  gibt  kein 
Bild  von  der  wirkhchen  Tätigkeit  des  Kartells.    So  lautet  in 
der  E.  G.  Portland,  einem  straff  durchgeführten  Kontingentie- 
rungs-Kartell,    die     statutarische    Zweckangabe    bloß:     (§    3) 
„Zweck  der  Genossenschaft  ist  die  Beseitigung  und  Verhütung 
ungünstiger    Konkurrenzverhältnisse     in    der     schweizerischen 
Cementindustrie".    Selten   ist  ein   Kartell   so   unvorsichti«;,   als 
Zweck   anzugeben,   die    Preise   einer  Ware  möglichst  hoch   zu 
halten,   wie  das  bei  der  Gründung  des   Syndikates   für  Zünd- 
hölzer mi  Jahre  1862  geschah. i^  Vielmehr  ist  auf  den  objektiv 
verwirklichten  Zweck,   auf  den  Erfolg,   abzustellen.  ^"^    Ein  un- 
erlaubter   Zweck    ist    die    schrankenlose    Ausbeutung    der   Ab- 
nehmer  auf   Grund    der    durch   den   Zusammenschluß   gewon- 
nenerr  wirtschaftlichen   Machtstellung.     So    Blätter   für   zürch. 
Rechtssprechung   Bd.  II    Nr.  6:   „Herbeiführung   eines   tatsäch- 
lichen   Monopols    und   die    wucherische   Ausbeutung   des   kon- 
sumierenden Publikums";  B.Ger.  :,7  II  S.  211  :  „unerträgliche 
Monopolisierung    eines    allgemein    unentbehrlichen    Nahrungs- 
mittels  behufs  künsthcher   Preisbeeinflussung";   B.Ger.    31    II 
S.914:  „L'exploitationabusive  du  public";  B.  Ger.  39  II   S.  250: 
„Schrankenlose  Ausbeutung  des   Publikums  durch  die  gewon- 
nene   Monopolstellung".     Das    Entscheidende    in    allen    diesen 
Fällen    ist    die    Ausbeutung    der   Abnehmer,    der    wucherische 

"*  Bundesgericht  Bd.  31,  II  S.  914.  Vergl.  dazu  auch  tCgger  Z.  G.  B.  Art  27. 
Anm    VI  2c. 

^*  Vergl.  darüber  das  oben  S.  32  ^g.  ausgeftihrte. 

'^  Egger  a.  a.  O.  Anm.  V  ^\\  ähnUch  auch  Menzel  S.  37. 
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Charakter    der    Kartell-Geschäfte.     Die    Monopolstellung    als 
solche  wird  selbst  nicht  unsittlich  genannt.    Sie  ist  bloß  Vor- 
aussetzung für  die  Ausbeutung.    Diese  letztere  kann  erst  dann 
Platz  greifen,  wenn  alle   oder  wenigstens  fast  alle   Branchen- 
genossen zu  emem  Kartell  vereinigt  sind,  sodaß  die  Abnehmer 
gezwungenermaßen  ihren  Bedarf  bei  Kartellmitgliedern  decken 
müssen.    Wenn  das  Streben  nach  Monopolstellung  selber  als 
etwas  Unerlaubtes  betrachtet  wird,  handelt  es   sich  nicht   um 
eine   Beurteilung  nach  den   guten  Sitten,   sondern  man   denkt 
dabei    an    einen    Verstoß    gegen    einen    „technisch    geformten 
Rechtssatz"  (Stammler)  nämlich  gegen  B.  V.  Art.  31. i«    Wenn 
nach  den  oben  erwähnten  Entscheidungen  die  Tatsache,   daß 
wucherische    Geschäfte   gemacht   werden,    die    Kartelle   zu   un- 
erlaubten Rechtsgeschäften  stempelt,  so  ist  zu  sagen,  daß   es 
streng  genommen  auch  bei  dieser  Beurteilung  nicht  nötig  ist, 
auf   den   letzten*  Grundgedanken    des   Rechtes   zurückzugehen, 
sondern  die  Unerlaubtheit  ergibt  sich  indirekt  aus  einem  posi- 
tiven Rechtssatz,  nämlich  „aus  der  grundlegenden  Betonung" 
(Stammler)    von   O.  R.   Art.  21.     Nach  O.  R.   Art.  21    sind   Ver- 
träge, durch  die  ein  offenbares  Mißverhältnis  zwischen  Leistung 
und  Gegenleistung  gegründet  wird,  für  denjenigen  unverbind- 
lich,   der   durch   die   Ausbeutung   der    Notlage   zum    Vertrags- 
abschluß bewegt  wurde.    Ein  Kartell,  das  den  Zweck  verfolgt, 
eine    Notlage   zu   schaffen,    um   sie    zur   Ausbeutung    der   Ab- 
nehmer auszunützen,  indem  es  für  seine  Produkte  Preise  ver- 
langt,  die  in  offenbarem  Mißverhältnis  zu  ihrem   Gebrauchs- 
wert stehen,  verstößt  gegen  den  dem  O.  R.  Art.  21   zugrunde 
liegenden    Rechtsgedanken. i^     Es    ist    nicht    ohne    Bedeutung 
festzustellen,  daß  für  die  Frage  der  Erlaubtheit  der  Kartelle 
in    ihrem    Verhältnis    zu    ihren    Abnehmern    nicht    eine    Beur- 
teilung  nach    den   guten    Sitten,    d.  h.    also   nach    dem   letzten 
Grundgedanken   des  Rechtes  notwendig   ist,   sondern   daß   die 
„technisch    ermittelten    Folgesätze"    (Stammler)    einer    positiv 
gefaßten  Norm,  die  Beantwortung  der  Frage  ergeben. 

Aus  dem  hier  erwähnten  Urteil  geht  hervor,  daß  der 
Zweck  der  Kartelle  nicht  vorbehaltlos  als  ein  rechtmäßiijer 
anerkannt    wird;    vielmehr    schweben    gerade    die    mächtigen 

'^  Darüber  oben  S.  24  ff. 

^®  Stammler  a.  a,  O.  S.  406  ff. 
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Kartelle,   die  eine  monopolartige   Stellung  einnehmen,   in   der 
Gefahr,  dann  als  unerlaubte  Zwecke  verfolgend  betrachtet  zu 
werden,   wenn  sie  mit  ihren  Abnehmern  solche  Geschäfte  ab- 
schließen, die  unter  O.  R.   Art.  21   fallen.    Man  könnte  also  in 
der   Schweiz   auch   von  emem   „System   der   beschränkten   An- 
erkennung"  sprechen.    Runstein    (S.37)    hat   diesen   Ausdruck 
für  Deutschland  gebraucht,  wo  die  gesetzlichen  Voraussetzungen 
für  die  Tätigkeit  der  Kartelle  ganz  ähnlich  liefen  wie  bei  uns 
Runstein  stellt  dieses  System  dem  „System  der  absoluten  und 
relativen    Kartellverbote"    gegenüber,    das    in    Frankreich    und 
Osterreich    gilt.     Daß    es    sowohl    in    Deutschland    als    in    der 
Schweiz  noch  nie  dazu  gekommen  ist,  em  KarLcll  aus  diesem 
Grund    für    unerlaubt    zu    erklären,    erkLärt    sich    daraus,    daß 
lange  bevor  es  zu  einer  derartigen  Ausbeutung  der  Abnehmer 
kommen  kann,  ein  neuer  Außenseiter  mit  Erfolg  den   Kampf 
gegen   solche   Tendenzen   des    Kartells   aufnehmen   kann,   oder 

die    Abnehmer    zu    genossenschaftlicher    Selbsthilfe    -egriffen 
haben. -^' 

Höchst   bedeutsam    für   die    Kartelle   im   allgemeinen    sind 
die    Ausführungen    des    Bundesgerichtes    betreffend    die    ,.Ost- 
schweizerische   Mühlen-Genossenschaft".-'i    Entgegen   den    Be- 
hauptungen   des    Klägers,    das    Kartell   sei    unsittlich,    weil    es 
darauf  abziele,  die  außerhalb  des  Ringes  stehenden  Gewerbe- 
genossen wirtschaftlich  zu  vernichten  und  durch  die  gewonnene 
Monopolstellung  das  Publikum  schrankenlos  auszubeuten,  stellt 
das  Bundesgericht  fest,  aus  den  Statuten  und  auf  Grund  der 
aktenmäßigen  Ausführungen  der  Vorinstanz  gehe  hervor,   die 
Organisation   bestrebe  einzig  und   allein   die   ostschweizerische 
Müllerei  vor  dem  teilweise  schon  eingetretenen  und  drohenden 
Lntergang   zu    retten   durch    Zusammenschluß   zu   einem    Ver- 
bände,  mittels   dessen    die    Produktion    dem    Bedarf   angepaßt 
und  stabilere  Preisverhältnisse  geschaffen  werden  sollten.  Die 
Verfolgung    dieses    Zweckes    der    Ostschweizerischen    Mühlen 
A.-G.,   die  emen  Teil   der  damals  überaus  mächti-en   Alüller- 
Organisation    ausmacht,    ist    nach    der    Ansicht    des    Bundes- 
gerichtes nicht  nur  nicht   unerlaubt,  sondern  dieses  Vorgehen 
hegt    im    Interesse   aller,    auch   des    Publikums.    Das    Bundes- 

^  Vergl.  oben   S.  9  (in  der  Einleitung) 
"  B.  Ger.  39MI  S.  250  (g. 
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gericht  stellt  sich  damit  auf  denselben  Boden,  den  vor  längerer 
Zeit  das  deutsche  Reichsgericht  in  emer  berühmten  Entschei- 
dung betreten  hat,  die   in  der  Literatur,  je  nach  dem   Grade 
der  Kartellfreundlichkeit  des  betreffenden  Schriftstellers,  ganz 
verschieden  beurteilt  worden  ist.  Das  Reichsgericht  führt  aus  .-22 
„Sinken   in   einem   Gewerbszweige   die   Preise   der   Produktion 
allzu  tief  herab  und  wird  hierdurch  der  gedeihliche  Betrieb  des 
Gewerbes  unmöglich  gemacht  oder  gefährdet,  so  ist  die  dann 
eintretende  Krisis  nicht  nur  dem  Einzelnen,  sondern  auch  der 
Volkswirtschaft  im  allgemeinen  verderblich  und  es  liegt  daher 
im  Interesse  der  Gesamtheit,  daß  nicht  dauernd  unangemessen 
niedrige     Preise    in     einem     (^ewerbszweige     bestehen.      Hier- 
nach kann  es  auch  nicht  schlechthin   und   im   allgemeinen  als 
dem   Interesse  der  Gesamtheit  zuwiderlaufend  angesehen  wer- 
den, wenn  sich  die  an  einem  Geschäftszweig  beteiligten  Ijnter- 
nehmer  zusammenschließen,   um  die  gegenseitigen   Preisunter- 
bietungen und  das  dadurch  herbeigeführte  Sinken  der   Preise 
ihrer    Produkte    zu    verhindern,    oder   zu    mäßigen.     Es    kann 
vielmehr,   wenn   die    Preise   wirklich   dauernd   so   niedrig   sind, 
daß    den    l-nternehmern    der    wirtschaftliche    Ruin    droit,    ihr 
Zusammenschluß   nicht   bloß   als   eine   berechtigte   Betätioung 
des  Selbsterhaltungstriebes,  sondern  auch  als  eine  dem   Inter''- 
esse   der   (Gesamtheit   dienende   Maßregel   erscheinen." 

b.  Die  Mittel  zur  Erreichung  des  Kartellzweckes. 

Es  liegt  im  Wesen  eines  jeden  Kartells,  daß  die  einzelnen 
Mitglieder  sich  eine  gewisse  Beschränkung  ihrer  geschäft- 
lichen Selbständigkeit  gefallen  lassen  müssen.  Ohne  diese 
Mittel  kann  kein  Kartell  seinen  Zweck  erreichen.  Das  Bundes- 
gericht führt  aus  :  ^^^  „Der  Einzelne  gibt bei  einem  der- 
artigen Zusammenschluß  ein  Stück  seiner  FreDieit  und  seiner 
Selbständigkeit  auf,  aber  nur,  um  in  der  Stärkung  der  All- 
gemeinheit der  Berufsgenossen  auch  seine  eigene  Stärkung  zu 
finden."  Diese  Beschränkung  der  Freilieit  der  einzelnen  Mit- 
glieder darf  ein  gewisses  Maß  nicht  überschreiten,  sonst  er- 
scheint das  Kartell,  wenn  es  auch  einen  an  sich  richtigen 
Zweck    verfolgt,    als    unsittlich.     Neben   O.  R.    Art.  20    konimt 

--  Knlsch.  des  R.  G.  in  Z.  S.  Bd.  38  S.  157 
-•"  B.  Ger.  33  II  S.  116. 
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hier    Z.  G.  B.    Art.  27    Abs.  2    in    Betracht,    doch   enthäk    auch 
diese  Bestimmung  keine  positiven  Angaben  über  das  erlaubte 
Maß  der  Freiheitsbeschränkung,  sondern  sie  verweist  wie  O.  R. 
Art.  20  auf  die  SittHchkeit.    Auf  jeden  Fall  steht  fest,  daß  die 
Unterwerfung    des    Einzelnen   unter    den   Willen   der    Kartell- 
mehrheil  nicht  unbegrenzt  sein  darf. 2*  Von  diesem  Standpunkt 
aus  hat  das  Bundesgericht  die  Bindung  der  Mitglieder  in  dem 
jetzt   noch    bestehenden   „Kalk-Syndikat"    nicht    als    über   das 
erlaubte  Maß  hinausgehend  betrachtet,  da  die  Kartellverpflich- 
tungen auf  eine  begrenzte  von  3   Jahren  und  unter  ganz  be- 
stimmten näher  geregelten  Bedingungen  eingegangen  worden 
sind.    Ähnlich   hat   die   Appellationskammer  des   zürcherischen 
Obergerichts  ausgeführt  :-^  „Die  Verpflichtung,  nur  mit  einem 
bestimmten    Kreis    von    Personen    in    geschäftliche    Beziehung 
zu  treten,  bedeutet  an  sich  keinen  derart  einschneidenden  Ein- 
griff  in    die   individuelle    Freüieit   der   betreffenden   Gewerbe- 
treibenden,   daß    der   ganze    Vertrag   als    unsittlich    erscheinen 
würde,  insbesondere  wenn,  wde  im  abgeurteilten  Fall,  dem  be- 
treffenden Gewerbetreibenden  eine  verhältnismäßig  kurze  Kün- 
digungsfrist  eingeräumt   wurde."    Diese   Entscheidimgen   sind 
namentlich   deshalb   von   Bedeutung,   weil  hier  auf  die   relativ 
kurze    Frist    der    Bindung    abgestellt    ist.     Wie    sich    aus    der 
spätem    Darstellung    ergeben    wird,    geht    das    Bestreben    der 
meisten   Kartelle   dahin,   die   emzelnen  Mitglieder  auf  längere 
Zeit  hinaus  absolut  fest  zu  binden  und  die  Kündigung  zu  er- 
schweren, wenn  möglich  für  eine  längere  Zeitdauer  überhaupt 
zu  verunmöglichen.    In  den   verschiedenen,   den   Kartellen  zur 
Verfügung  stehenden  Gesellschafts-  und  Vereinsformen  stehen 
diesem    Streben    allerdings    positiv    normierte    Schranken    ent- 
gegen.   Um  diese  ihnen  unbequemen  Schranken  zu  umgehen, 
greift  die  Kartellpraxis,  wie  wir  sehen  werden,  zu  dem  Mittel 
verschiedene  Rechtsformen  zu  kombinieren  bezw.  eine  Rechts- 
form zu  wählen  (die  Aktiengesellschaft),  die  für  die  Aufnahme 
der  Kartellpflichten  gar  nicht  geeignet  ist,  aber  den  Vorteil 
bietet,    daß    sie   eine    stärkere   Bindung    der    Kartellmitglieder 


**  So  B.  Ger.  31  II  S.  914  ff.  Vergl.  auch  Stammler,  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften  v.  Vertrag  und  Vertragsfreiheit  und  derselbe  Lehre 
vom  richtigen  Recht  S.  444  und  211. 

"  Bl.  für  zürch.  Rechtssprechung  Bd.  II  Nr.  6. 
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ermöglicht.  Dem  gegenüber  ist  schon  hier  festzustellen,  daß 
die  Rechtssprechung  allgemein,  ohne  speziell  auf  die  Rechts - 
form  des  betreffenden  Kartells  einzugehen,  die  Möglichkeit 
nach  kürzerer  Zeit  aus  dem  Kartell  auszutreten,  als  ein  not- 
wendiges Korrelat  zu  den  inhaltlich  weitgehenden  Kartell- 
Verpflichtungen  betrachtet. 

In  dem  oben  zitierten  Urteil  des  Bundesgerichtes-*^  wird, 
um  die  Erlaubtheit  der  Bmdung  der  Mitglieder  zu  begründen, 
hervorgehoben :  die  Mitglieder  „se  sont  librement  engages". 
Es  wird  also  Gewicht  darauf  gelegt,  daß  die  Mitglieder  frei- 
willig, ohne  Anwendung  von  unerlaubtem  Zwang,  die  Kartell- 
verpflichtungen auf  sich  genommen  haben.  Nun  ist  hier  zu 
sagen :  Die  ursprünglichen  MitgÜeder  eines  Kartells  werden 
kaum  je  geltend  machen  können,  daß  sie  nicht  freiwillig  die 
Kartellpflichten  auf  sich  genommen  haben.  Etwas  anderes 
ist  es  mit  solchen  Mitgliedern,  die  erst  später  zum  Beitritt  ver- 
anlaßt wurden.  Hier  ist  es  wohl  möglich,  daß  sie  nur  durch 
Anwendung  von  Zwang  veranlaßt  wurden  ihre  bisher  selb- 
ständige Außenseiter-Stellung  aufzugeben.  Für  solche  Mit- 
glieder kann  sich  die  Un Verbindlichkeit  der  übernommenen 
Kartell  Verpflichtungen  aus  O.  R.  Art.  29  ergeben,  wenn  das 
Mittel,  durch  das  sie  zum  Beitritt  gezwungen  wurden,  z.  B. 
der  Boykott,  widerrechtlich  war.^^  Doch  ist  ein  vom  Kartell 
ausgeübter  Zwang  auf  die  Außenseiter  nicht  ein  solches  Mittel 
zur  Erlangung  des  Kartellzweckes,  welches  das  Kartell  an  sich 
als  unerlaubtes  Rechtsgeschäft  erscheinen  läßt ;  vielmehr  han- 
delt es  sich  hierbei  um  eine  emzelne  Handlung  des  Kartells, 
oder,  falls  das  Kartell  keine  Rechtspersönlichkeit  besitzt,  der 
im   Kartell  verbmidenen  Einzelunternehmer. -^ 


2«  B.  Ger.  31  II  S.  914  ff. 

^'  Oser,  Kommentar  zu  O.  R.  Art.  29  Anm.  I  7c. 

^^  So  führt  auch  das  Bundesgericht  aus,  daß  die  Frage  nach  der  Un- 
sittlichkeit  des  Kartells  an  sich  scharf  zu  trennen  sei  von  der  Frage  ob  eine 
einzelne  vom  Kartell  ausgeführte  Handlung  (in  specie  der  Boykott)  wider- 
rechtlich sei.  (B.  Ger.  32,  II  S.  364  fg.  ferner  auch  B.  Ger.  33,  II  S.  116.)  Es 
gehört  daher  nicht  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit  die  Erörterung  darüber, 
wann  das  von  den  Kartellen  viel  verwendete  Kampfmittel  des  Boykotts  als 
widerrechtlich  zu  betrachten  ist. 


Zoclly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle. 
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§.  8. 
Die  rechtliche  Behandlung  der  Submissions-Kartelle. 

Wie  wir  schon  erwähnt  haben, ^  besteht  das  Wesen  der 
Submissionskartelle  darin,  daß  der  Schein  der  freien  Konkur- 
renz unter  den  Kartell-Mitgliedern  gewahrt  bleibt.  Wegen 
dieser  Tatsache  ergeben  sich  für  die  rechtliche,  Behandlung 
besondere  Fragen. 

Derjenige  der  für  die  Ausführung  eines  Werkes  oder  die 
Lieferung  einer  W^are  eine  Ausschreibung  vornimmt,  tut  es  in 
der  bestimmten  Erwartung,  eine  Anzahl  selbständiger,  in  ihrer 
Höhe  durch  den  Wettbewerb  der  in  Betracht  kommenden 
Unternehmer  unter  sich  bedingter  Offerten  zu  erhalten,  aus 
denen  er  die  ihm  am  meisten  zusagende  auswählen  kann.  Diese 
Erwartung  wird  durch  vertragliche  Verabredungen  der  Unter- 
nehmer ( pacta  de  non  licitando)  vereitelt. 2 

In  der  ausländischen  Gesetzgebung  finden  sich  vereinzelte 
strafrechtliche  Bestimmungen,  die  sich  gegen  das  x-VblialtLii 
von  Bieten  bei  Ausschreibungen  richten,  so  der  französische 
Code  Penal  Art.  412,  preußisches  Strafgesetzbuch  \on  1851.^ 
Die  letztere  Bestimmung  betrifft  zwar  dem  W^ortlaut  nach  nur 
Submissionen  die  von  (öffentlichen  Behörden  oder  Beamten 
vorgenommen  werden,  aber  die  Rechtssprechung  hat  sie  auch 
auf  andere  Ausschreibungen  ausgedehnt.^  Solche  Bestim- 
mungen sind  in  dieser  Allgemeinheit  nur  verständlich  auf 
Grund  der  früheren  doktrinären  Auffassung  der  Handels-  und 
Gewerbefreiheit. ^ 

In  der  Schweiz  haben  wir  keine  entsprechenden  Bestim- 
mungen, Der  Ausschreibende  hat  kein  Recht  auf  freie  Kon- 
kurrenz   unter    den   Mitbewerbern,    das   durch   Vereinbarungen 

'  Vergl.  oben  S.   16. 

-  Vergl.  Wohlwill,  Submissionen-  und  Ringbildung  I).  J.  Z.  Bd.  17  (1902) 
Sp.  1443. 

^  Vergl.  Silberberg  S.  300. 

*  R.  G.  in  Z.  S.  Hd.  51  S.  401,  anders  aber  R.  G.  in  Z.  S.  Bd.  60  S.  273. 

*  Vergl.  oben  S.  24  ff".  Auch  Kestner  S.  141,  wo  mitgeteilt  wird,  daß 
in  Preußen  mehrfach,  so  von  der  Handelskammer  Düsseldorf  im  März  1909, 
der  Wunsch  auf  Beseitigung  dieser  Gesetzesbestimmung  ausgesprochen  wurde 
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unter  ihnen  verletzt  würde  und  da  die  regelmäßige  Wirkung 
solcher  Ausschreibungen  darin  besteht,  auf  die  Preise  zu 
drücken,  haben  die  Lieferanten  das  gute  Recht,  sich  ihrerseits 
gegen  solche  unter  Umständen  ruinöse  Maßnahmen  zu  schützen 
und  sachbezügliche  Vereinbarungen  mit  einander  einzugehen. 
Das  trifft  insbesondere  dann  zu,  wenn  wegen  Schwierigkeiten 
in  der  Kalkulation  die  Gefahr  schädigender  Preisunterbietungen 
durch  unerfahrene  Lieferanten  besonders  groß  ist.*'  Das 
Deutsche  Reichsgericht  ist  sogar  so  weit  gegangen,  auszu- 
sprechen, daß  derartige  Verembarungen  Billigung  xerdienen 
vom  Standpunkt  einer  gesunden  Wirtschaftspolitik.' 

Eine  erlaubte  Regulierung  des  Submissionswesens  ist 
zweifellos  diejenige  des  Baumeisterverbandes  Basel :  ^  „Bei 
Beteiligung  an  Submissionen  haben  sich  die  Mitglieder  bloß 
an  die  vereinbarten  Minünalpreise  für  bestimmte  Arbeiten  zu 
halten,  abgesehen  davon  sind  sie  in  ihren  Eingaben  vollkom- 
men frei."  Eine  ähnliche  Regulierung  des  Submissionswesens 
enthält  z.  B.  der  Zimmermeisterverband  von  Zürich  und  Um- 
gebung, wo  aber  die  Festsetzung  der  Höhe  der  Offerten  im 
einzelnen  Fall  erfolgt.  Submissions-Regulativ  §  4  :  ,,Zur  Fest- 
setzung der  definitiven  Preiseingaben  werden  die  rechtzeitig 
angemeldeten  Bewerber  vom  Aktuar  zu  einer  gemeinschaft- 
lichen Sitzung  eingeladen.  Vor  Beginn  der  Verhandlungen 
hat  jeder  Bewerber  dem  Vorsitzenden  seine  durchgerechnete 
Offerte  vorzulegen." 

Oft  begnügen  sich  aber  die  Unternehmer  nicht  damit, 
bestimmte  Preise  festzusetzen,  an  die  sich  die  einzelnen  bei 
ihren  Eingaben  zu  halten  haben,  sondern  es  wird  darüber  hin- 
aus noch  verembart,  daß  jeweils  nur  einer  oder  einige  unter 
ihnen  eine  ernsthaft  gemeinte  Offerte  abgeben  sollen,  während 
die  andern  sogenannte  ,, Schutzofferten"  einreichen.  Dabei  ist 
oft  auch  noch  bestimmt,  daß  derjenige,  der  auf  Grund  dieses 


^  Vergl.  Becker,  Kommentar  zu  O.R.Art.  19  Nr.  30.  Anderer  Ansicht 
ist  Stammler  (Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Art.  Vertrag  und 
VertragsfreiheitX  Nach  ihm  sind  solche  Abkommen  allgemein  als  zivil- 
rechtlich ungültig  zu  betrachten. 

'  Seufferts  Archiv  Bd.  63  S.  350,  auch  mitgeteilt  in  Kartellrundschau 
Bd.  9  (1911)  S.  435. 

*^  Wirtschafts-Archiv  Kat.  629. 
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Verfahrens  einen  Zuschlag  erhält,  dem  Kartell  eine  Abgabe 
zu  entrichten  hat,  die  nacliJier  als  Gewinn  allen  zugute  kommt 
oder  daß  er  direkt  den  andern  Mitgliedern  einen  gewissen 
Prozentsatz  des  Preises  als  Entschädigung  abzugeben  hat. 
Mit  Hilfe  dieses  Verfahrens  kann  auch  eine  Kontingentierung 
der  Kartelhnitgiiedcr  durchgeführt  werden,  indem  der  Einzelne 
in  einem  bestimmten  Turnus  Anspruch  hat,  daß  seine  Offerte 
durch  Schutzofferten  geschützt  werde.  Als  Beispiel  führe"  ich 
folgende  Bestimmungen  aus  schweizerischen  Verbänden  an, 
deren  Namen  mir  zu  nennen  nicht  gestattet  ist.  Art.  5  :  „Schutz- 
preise müssen  den  Angebotspreis,  der  von  den  für  die  Ausfüh- 
rung der  betreffenden  Anlage  in  Betracht  kommenden  Kartt^ll- 
firmen  abgegeben  wird  und  der  den  Zuschlag  gemäß  Art.  6 
enthält,  um  mindestens  6  0/0  übersteigen,  in  der  Meinung,  daß 
der  Schutz  auf  jeden  Fall  wirksam  werden  muß".  Art. 6:  „Die 
konkurrierenden  Kartellfirmen  setzen  ihre  Preise  und  Be- 
dingungen im  voraus  gemeinschaftlich  so  fest,  daß  eine  der- 
selben vermutlich  den  Auftrag  erhalten  solle.  Als  Norm  für 
die  Offertpreise  wird  angenommen,  daß  die  Selbstkosten  mit 
12  0/0  als  Verdienst  majoriert  werden.  Die  so  erhaltene  Summe 
wird  noch  um  weitere  4  0/0  als  Abgabe  an  das  Kartell  erhöht. 
Diese  Abgabe  außer  i  0/0  kommt  zur  Verteilung  unter  die  Mit- 
bewerber, die  bei  diesem  Geschäfte  ausgefallen  sind,  wenn  sie 
zur  Bewerbung  zugelassen  waren  und  Kostenanschläge  ein- 
gereicht haben,  zur  Deckung  ihrer  unnütz  aufgewendeten  Vor- 
arbeiten und  Spesen,  i  0/0  fließt  in  die  Verbandskasse  zur  Be- 
streitimg der  Verwaltungskosten  und  zur  Bildung  eines 
Reservefonds."  x\us  emem  andern  Verband:  Art.  4  :  „Für  die- 
jenigen Firmen,  die  dem  Verbände  bereits  vor angehört 

haben,  sind  die  normalen  jährlichen  Maximalquoten  durch  be- 
sondere Übereinkunft  festgesetzt".  Art.  4,  Abs.  5  :  „Für  neu 
eintretende  Firmen  wird  die  jährliche  Produktionsquote  durch 
den  Vorstand  bestimmt".  x-\rt.  14:  „Bei  öffentlich  ausgeschrie- 
benen Submissionen  hat  diejenige  Firma  verbandsrechtlichen 
Anspruch  auf  ein  zur  Vergebung  gelangendes  Objekt,  welche 
unter  Berücksichtigung  der  ihr  aus  öffentlichen  Submissionen 
bereits  zugewiesenen  Aufträge  mit  Hinzurechnung  des  betr. 
Objektes  im  Verhältnis  zu  ihrer  daherigen  Produktionsquote 
alle    andern    Verbandsfirmen    prozentual    am   wenigsten    über- 
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.9  Art.  14  Abs.  5  :  „Jede  Firma,  die  verbandsrechtlichen 
Anspruch  hat  auf  ein  Objekt,  kann  von  den  andern  Verbands- 
firmen, die  ebenfalls  Offerte  stellen,  wirksamen  Schutz  für  die 
von  ihr  einzureichende  Offerte  verlangen".  Art.  17:  „Die 
Offertpreise  werden  auf  Grund  der  vom  Vorstande  aufgesteUten 
normalen  Preise  unter  Berücksichtigung  der  Natur  der  Arbeit 
und  der  damit  verbundenen  Aufwendungen  für  jedes  Objekt 
von  emer  Versammlung  der  beteihgten  Firmen  durch  Stimmen- 
mehrheit der  anwesenden  oder  vertretenen  Firmen  festgesetzt". 
Durch  ein  solches  Verfahren,  eine  Einreichung  von  „Schutz- 
offerten", wird  ein  freier  Wettbewerb  unter  den  Kartellmh- 
gliedem  vorgetäuscht.  Wird  dieses  Verfahren  nur  zu  dem 
Zwecke  angewendet,  um  eme  den  vereinbarten  Kontingenten 
entsprechende  Verteilung  der  Aufträge  auf  die  Kartellmit- 
glieder herbeizuführen,  wobei  aber  die  geschützte  Offerte  nicht 
übermäßig  hoch  erscheint,  sodaß  derjenige  der  die  Ausschrei- 
bung veranstaltet  hat,  sie  auch  angenommen  hätte,  wenn  er 
gewußt  hätte,  daß  es  sich  nicht  um  eine  aus  dem  freien  W^ett- 
bewerb  hervorgegangene  niedrigste  Offerte  handelte,  so  kann 
er  die  Unverbindlichkeit  des  Vertrages  wegen  Täuschung  nicht 
geltend  machen.  O.  R.  Art.  28  kann  nicht  in  Anwendung  kom- 
men, indem  die  Täuschung  für  den  Vertragsabschluß  nicht 
kausal  war.^^  Infolgedessen  kann  auch  nicht  das  Kartell  als 
solches,  das  dieses  Verfahren  anwendet,  als  unsittlich  be- 
zeichnet werden. 

Anders  liegt  der  Fall,  wenn  die  geschützte  Offerte,  also 
die  einzige  ernsthaft  gemcmtc,  übermäßig  hoch  ist,  sodaß  der 
Ausschreibende,  wenn  er  nicht  durch  die  noch  höheren  Schutz- 
offerten irregeführt  worden  wäre,  niemals  zu  diesen  Preisen 
den  Vertrag  abgeschlossen  hätte.  Hier  kann  er  geltend  machen, 
der  Vertrag  sei  für  ihn  nicht  \erbindlich,  weil  er  durch 
Täuschung  zum  Vertragsabschluß  verleitet  worden  war.  In 
diesem  Fall  wird  man  das  Kartell,  weil  es  durch  diese  Rege- 
lung des  Submissionswesens  eine  Täuschung  der  Abnehmer 
bezweckt,  als  unsittlich  und  daher  ungültig  erklären  müssen. 
In  solchen  Fällen  wird  sich  aber  auch  die  Frage  erheben,  0)3 
nicht  der  Tatbestand  eines  strafrechtUchen  Betruges  vorliegt, 

^  Es  wird  also  in  diesem  Verband  eine  Kontingentierung  vorgenommen. 
'«  Oser  zu  O.  R.  Art.  28  Anm.  II  4a  (S. 
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denn  wenn  der  Zweck  der  Schutzofferten  dahin  geht,  einen 
viel  höheren  Preis  zu  erlangen,  als  denjenigen,  welcher  der 
Gegenleistung  entspricht,  so  handelt  es  sich  um  einen  rechts- 
widrigen V^ermögensvorteil,  der  auf  Grund  eines  erregten  Irr- 
tums (Annahme  des  Bestehens  des  freien  Wettbewerbs  unter 
den  Kartellmitgliedern)  erlangt  werden  soll.  Dii'  für  den 
strafrechtlichen  Betru"  notwendiire  Schädis^um»  an  der  Person 
desjenigen,  der  in  Irrtum  xersetzt  wird,  liegt  auch  vor,  >  Zür- 
cher Strafgesetzbuch  §  191  ;  \ Orentwurf  zu  einem  Schweiz.  Straf- 
gesetzbuch   (1908)    Art.  90). 

Keine  Täuschung  wird  bezweckt  und  darum  ist  auch  das 
ganze  Verfahren  als  erlaubt  zu  betrachten,  wenn  nur  ein 
Einziger  \on  den  Kartellmitgliedern  in  einer  Submission  eine 
Offerte  abgibt,  und  die  andern  dafür  von  ihm  eine  Entschä- 
digung bekommen.  Hier  kann  der  Ausschreibende,  der  aus 
der  ganzen  Sachlage  das  Vorhandensein  einer  bestimmten 
Abmachung  ersehen  muß,  sich  nicht  getäuscht  fühk'u.  Tat- 
sächlich sind  in  einem  solchen  Fall  nicht  ernstlich  gemeinte 
Offerten  überhaupt  nicht  abgegeben  worden.  ^^  Der  Ausschrei- 
bende hat  nicht  Anspruch  auf  einen  durch  den  freien  Wett- 
bewerb erzielten,  für  die  l/nternehmer  oft  viel  zu  niedrigen 
Preis,  sondern  bloß  auf  einen  üblichen  und  angemessenen. ^^ 
So  muß  auch,  wenn  eine  Täuschung  vorgekommen  ist  und  der 
getäuschte  Ausschreibende  den  für  ihn  unverbindlichen  Vertrag 
(O.  R.  Art.  28  Abs.  n  genehmigt  (O.  R.  Art.  31  Abs.  i)  für 
die  Berechnung  des  Schadens  (O.R.  xVrt.  31  Abs.  3  1,  der  (ein- 
tritt infolge  Abschluß  zu  andern  Bedingungen,  als  es  ohne 
Dazwischenkommen  der  Täuschung  der  Fall  gewesen  wäre, 
\on  dem  angemessenen  Preis,  nicht  von  dem  der  durch  freie 
Konkurrenz  erzielt  worden  wäre,  ausgegangen  werden. 

Wenn  demnach  die  Regelung  des  Submissionswesens  im 
allgemeinen  berechtigten  Interessen  der  Unternehmer  dient, 
so  liegt  darin  allerdings  eine  gewisse  Gefahr  für  diejenigen, 
welche  Ausschreibungen  vornehmen.    Die  meisten  öffentlichen 


"  So  wird  von  Schieß  (Kartell -Rundschau  Bd.  9  S.  435  Ü.)  der  Vor- 
schlag gemacht,  das  obengenannte  \'crfahren  anzuwenden,  um  alles  zu  ver- 
meiden, was  geeignet  ist,  das  Vorhandensein  eines  freien  Wettbewerbs  vor- 
zutäuschen, 

'-  V'ergl.  Wohlwill  a.  a.  O. 
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Ausschreibungen  finden  bei  Arbeiten  und  Lieferungen  für  den 
Staat  statt.  Die  zürcherische  Verordnung  betr.  „Vergebung 
von  Arbeiten  und  Lieferungen  für  den  Staat "^-^  schreibt  allge- 
mein vor,  daß  die  xVrbeiten  und  Lieferungen  für  den  Staat 
auf  dem  Wege  der  öffentlichen  Ausschreibung  zu  vergeben 
sind,  doch  wird  ein  Vorbehalt  gemacht :  §  3  :  ,,Ohne  Aus- 
schreibung können  Arbeiten  vergeben  werden:  fi  in  Fällen 
von  §2.]  Abs.  2  dieser  Verordnung".  Dieser  §24  Abs.  2  lautet: 
„Ergibt  eine  Prüfung  von  Kollektiveingaben,  daß  durch  Ring- 
bildung eine  illoyale  Preissteigerung  beabsichtigt  ist,  so  kann 
die  Arbeit  freihändig  vergeben  werden".  Mit  Hilfe  dieser  Be- 
stimmung will  sich  der  zürcherische  Staat  da\or  schützen,  auf 
überspannte  Forderungen  der  Imternehmer  eingehen  zu  müs- 
sen. Zu  diesem  Zw^eck  ist  aber  dieser  Vorbehalt  zu  eng,  denn 
wie  wir  oben  gesehen  haben,  erfolgt  eine  Preissteigerung  durch 
Ringbildung  keinesw^egs  bloß  durch  Kollektiveingaben. 
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Vom  16.  Febr.  1906  O.  S.  Bd.  28  S.  364,  Sammelwerk  Bd.  I  S.  205. 
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II.  Teil. 

Die  Rechtsformen,  in  denen  die  Kartelle 

auftreten. 

§  9.     Allgemeines. 

Wie  wir  bereits  gesehen  haben,  gibt  es  keine  vom  Gesetz 
besonders  normierte  Kartell-Rechtsform,  an  die  sich  die  Unter- 
nehmer, die  ein  Kartell  gründen  wollen,  zu  halten  hätten.  Nach 
ihrem  freien  Belieben  wählen  daher  die  Kartellgründer  für 
ihre  Vereinigung  die  ihnen  am  meisten  zusagende  Rechtsform. 
In  Betracht  kommen  die  verschiedenen  Vereins-  und  Gesell- 
schaftsformen des  Z.  G.  B.  imd  O.  R.  und  zwar  sowohl  solche 
mit  als  solche  ohne  juristische  Persönlichkeit.  Denn  so  groß 
auch  der  Unterschied  zwischen  einer  Societas,  die  eine  \er- 
traglichc  Bindung  der  Mitglieder  darstellt,  von  einer  Kor- 
poration sein  mag,  so  sind  sie  doch  insofern  m  eine  Linie  zu 
stellen,  als  sie  beide  nach  dem  Ausdruck  Steinbachs'-  in  erster 
Linie  den  Zweck  wirtschaftlicher  Organisation"  verfolgen. 

Einzelne  der  im  O.  R.  geregelten  Gesellschaftsformen  sind 
von  vorneherein  aus  der  Betrachtung  auszuschließen,  da  sie 
zu  Kartellzwecken  nicht  verwendet  worden  sind.  So  sind  mir 
keine  Kartelle  bekannt  geworden,  die  sich  der  Form  einer 
Kollekti\ -Gesellschaft  'O.R.  Art.  532  ff.)  oder  einer  Komman- 
dit-Gesellschaft  'O.R.  Art.  590  ff. )  bedient  hätten.  Der  Grund 
hiezu  ergibt  sich  ohne  weiteres  aus  der  Betrachtung  der  Legal- 
definition dieser  beiden  Handelsgesellschaften.  Die  Mitglieder 
eines  Kartells  wollen  nicht  „unter  einer  gemeinsamen  Firma 
ein  Handels-,  ein  Fabrikations-  oder  ein  anderes  nach  kauf- 
männischer Art  geführtes  Gewerbe  betreiben"  fO.  R.  Art.  552) 
sei  es  ohne  ihre  Haftbarkeit  zu  beschränken  (O.R.  /\rt.  552) 
oder  mit  der  Beschränkunir  der  Haftbarkeit  eines  Teiles  der 
Gesellschafter  (O.R.  Art.  590 1.  Jeder  L'nternehmer,  der  an 
einem    Kartell    teilnimmt,    will    sein    Gewerbe    vielmehr    selb- 
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ständig  ausüben.  Er  will  sich  nur  im  Interesse  der  Gesamtheit 
in  der  Ausübimg  gewisse  Beschränkungen  gefallen  lassen. 
Schließen  sich  ehemals  selbständige  Unternehmer  zu  einer 
Kollektiv-  oder  einer  Kommandit-Gesellschaft  zusammen,  so 
liegt  nicht  die  Gründung  eines  Kartells  vor,  sondern  eine 
Fusion.-  Auch  m  Deutschland  finden  die  entsprechenden  Ge- 
sellschaftsformen, die  offene  Handelsgesellschaft  und  die  Kom- 
manditgesellschaft, für  Kartelle  kaum  je  Verwendung.^  Eine 
besondere  Stellung  nimmt  die  Aktiengesellschaft  ein.  Wir 
finden  in  der  Schweiz  keine  Kartelle  in  dieser  Form.  Doch 
wird  sie  in  Verbindung  mit  einem  System  von  Verträgen  ver- 
wendet zur  Konstruktion  der  (in  Deutschland  berühmt  ge- 
wordenen) Dopj>elgesellschaften.  Mit  einem  System  von  Ver- 
trägen kombiniert  tritt  in  der  Schweiz  auch  die  Genossenschaft 
auf.^  Die  Genossenschaft  wird  daneben  aber  auch  als  ein- 
heitliche Kartellrechtsform  viel  verwendet.  Demnach  reduziert 
sich  der  Kreis  der  einheitlichen  Kartellrechtsformen  auf  fol- 
gende Gesellschafts-  und  Vereinsformen  : 

1.  Einfache  Gesellschaft  (O.R.  Art.  530 ff.). 

2.  Verein  nach  Z.  G.  B.  Art.  60  ff . 

3.  Genossenschaft  (O.R.  Art.  678  ff.). 

Diese  Einteilung  der  verschiedenen  Kartellrechtsformen 
fällt  nicht  zusammen  mit  der  oben  vorgenommenen  Einteilung 
in  verschiedene  Arten  von  Kartellen.  Vielmehr  tritt  eine  jede 
dieser  Arten  von  Kartellen  in  den  verschiedenen  Rechtsformen 
auf.  Im  einzelnen  allerdings  wird  die  gewählte  Rechtsform 
je  nach  der  Art  des  Kartells  eine  besondere  Ausgestaltung 
der  Organisation  erfahren.  Aber  auch  abgesehen  von  diesen 
durch  die  Kartellierungsmethode  bedingten  Besonderheiten 
weisen  sämtliche  Kartelle,  welche  Rechtsform  sie  nun  auch 
gewählt  haben  mögen,  in  ihrer  Organisation  gewisse  Eigen- 
tümlichkeiten auf,  die  im  Wesen  der  Kartelle  begründet  sind. 


^  Steinbach,  Rechtsgeschäfte  der  wirtschaftlichen  Organisation  S.  2  fg. 


^  So  auch  Bauch,  S.  34,  über  den  Unterschied  zwischen  Kartell  und 
Fusion  oben  S.  4.     Vergl.  auch  Zeller  zu  O.  R.  Art.  552,  Anm.  3. 

^  Vergl.  Bodmer,  S.  45  ff.,  doch  sieht  Silberberg  S.  88  in  der  Komman- 
ditgesellschaft eine  gewisse  Eignung  für  Kartelle,  aber,  wie  Bodmer  mit 
Recht  bemerkt,  wenig  überzeugend. 

*  Über  die  rechtliche  Natur  dieser  kombinierten  Kartellrechtsform  vergl. 
unten  §  16. 
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Dahin  gehören  insbesondere  :  die  Erschwerung  des  Austrittes 
der  einzehien  Mitglieder,  die  I^flicht  zur  Übertragung  der  Mit- 
gliederstellung auf  Rechtsnachfolger,  der  Ausschluß  von  Mit- 
gliedern, die  für  die  Kartellgeschäfte  nicht  mehr  in  Betracht 
kommen.  Aus  der  Betrachtung  der  verschiedenen  Kartell-i 
rechtsformen  wird  es  sich  zeigen,  wie  sich  eine  jede  derselben 
fiir  die  Aufnahme  dieser  für  die  Kartelle  typischen  Bestim- 
mungen eignet. 

A.  Einheitliche  Kartellrechtsformen. 

§  10.     Einfache  Gesellschaft  (O.  R.  Art.  530  ff). 

Die  einfachste  Art  und  Weise,  ein  Kartell  zu  bilden  be- 
steht darin,  daß  eine  Anzahl  Unternehmer  einer  Branche  sich 
durch  vertragliche  Abmachung  verpflichten,  bestimmte  Preise 
und  Konditionen  einzuhalten,  oder  eine  bestimmte  Menge  der 
Produktion  oder  des  Absatzes  nicht  zu  überschreiten.  Der- 
artige Kartelle  sind  häufig.  Da  aber  für  solche  Verträge, 
häufig  Konvention  genannt,  weder  Formvorschriften  noch  eine 
Pflicht  zur  Veröffentlichung  bestehen,  können  sie  mündlich 
oder  schriftlich  unter  den  Kontrahenten  vereinbart  werden, 
ohne  daß  irgend  ein  xVußenstehender  von  ihrem  Zustande- 
kommen etwas  erfährt.  Erst  an  den  Wirkungen  des  Kartells, 
die  in  der  Erhöhung  des  Preises,  einer  Änderung  m  den 
Zahlungsbedingungen,  einem  geringeren  Angebot  u.  s.  w.  be- 
stehen, merken  dann  später  die  Abnehmer,  daß  eine  Verein- 
barung unter  den  Unternehmern  besteht.  Eben  aus  diesem 
Czrunde,  weil  eine  Veröffentlichung  nicht  stattzufinden  hat,  wie 
es  z.  B  bei  Statuten  von  als  Genossenschaften  organisierten 
Kartellen  der  F\all  ist,  ist  es  auch  am  schwierigsten,  von  der 
juristischen  Struktur  solcher  Kartelle  Einsicht  zu  nehmen. 
Immerhin  sind  mir  doch  einige  Beispiele  von  solchen  Konven- 
tionen  zugänglich  geworden. 

So  gehören  hierher  : 

I.  „Syndicat  des  fabricants  suisses  de  bougies".  Die  ver- 
tragschließenden Firmen  sind  sämtlich  Mitglieder  des  „Ver- 
bandes schweizer.  Seifen-Fabrikanten".  Kap.  I  des  Vertrages 
enthält  die  .Vngaben  über  die  Flöhe  der  einzuhaltenden  Preise. 
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Weiter  sind  Verkaufs-  und  Zahlungsbedingungen  festgesetzt. 
(Kap.  II)  Zur  Besprechung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten 
treten  die  Kontrahenten  zu  „Generalversammlungen"  zusam- 
men, so  oft  es  nötig  scheint.  Aus  ihrer  Mitte  wählt  diese 
„assemblee  generale"  ein  Comite  (Kap.  V).  Die  Mitglieder 
dieses  Comites  „representent  valablement  tous  les  signaiaires 
sans  avoir  besoin  d'tm  autre  mandat  que  celui  resultant  de  la 
presente  Convention".  Auf  Vertragsverletzungen  sind  Kon- 
ventionalstrafen gesetzt,  deren  Höhe  im  einzelnen  Fall  durch 
die  Generalversammlung  festgesetzt  wird;  gegen  deren  Ent- 
scheidung ist  kein  Rekurs  mögHch  (Kap.  VI).  Die  Mitglieder 
zahlen  einen  jährlichen  Beitrag  von  75  Fr.  zur  Bestreitung  der 
Unkosten  (Kap.  VII).  Die  Dauer  des  Vertrages  ist  auf  2  Jahre 
festgesetzt.  Der  Schweiz.  Treuhandgesellschaft  in  Basel  ist  die 
Überwachung  der  Durchführung  des  Vertrages  übertragen. 

Unter  den  Mitgliedern  des  „Verbandes  Schweizerischer 
Seifen-Fabrikanten"  besteht  noch  eine  zweite  Konvention  be- 
treffend die  Preise  der  Seifen.  An  der  Preiskonvention  sind 
nicht  alle  Mitglieder  beteiligt.  Es  sind  keine  Konventional- 
strafen vereinbart.  F)as  Ganze  ist  aber  auch  (wie  mir  von 
einem  Beteiligten  versichert  wurde)  ohne  große  Bedeutung, 
indem  fortwährend  Preisunterbietungen  \orkommen,  die  nicht 
geahndet  werden.  Aus  diesem  Beispiel  geht  hervor,  eine  wie 
große  Bedeutung  die  Konventionalstrafen  für  das  richtige 
P^unktionieren  der  Kartelle  haben.  Wird  eine  Preiskonvention, 
die  keine  solche  vorsieht,  von  einem  Kontrahenten  nicht  ein- 
gehalten, so  ist  der  einzige  Rechtsbehelf  für  die  Übrigen  das 
Fordern  des  Schadenersatzes  wegen  nicht  Erfüllen  des  Ver- 
trages nach  O.  R.  Art.  97,  speziell  Art.  98  Abs.  2.  Es  ist 
aber  in  solchen  Fällen  außerordentlich  schwierig,  den  effektiv 
entstandenen  Schaden  festzustellen  und  schließlich  kann  ein 
noch  so  hoch  bemessener  Schadenersatz  die  Sache  nicht  wieder 
gut  machen.  Das  Präventivmittel  einer  drohenden  Konven- 
tionalstrafe ist  daher  für  die  Kartelle  eine  unumgängliche 
Notwendigkeit. 

2.  Unter  den  Mitgliedern  der  „Vereinigung  \on  Vertretern 
des  schweizerischen  Bankfaches"  sind  im  Juli  191 4  zwei  Kon- 
ventionen zustande  gekommen,^  die  eine  betreffend  Vergütung 


er 


^  Abgedruckt  im  2.  jaliresbericht  der  Vereinigung  von  Vertretern  des 
Schweiz.  Bankfaches. 
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von  Zinsen  in  Check-  und  Girorechnungen,  die  andere  be- 
treffend den  Inkasso  und  die  Gutschrift  von  Wechseln,  sowie 
die  Berechnung  \on  Verzugszinsen.  In  allen  den  hier  ge- 
nannten Punkten  haben  sich  die  Mitglieder  der  Konventionen 
im  Verkehr  mit  ihren  Kunden  an  ganz  bestimmt  festgesetzte 
Bedingungen  zu  halten.  Es  handelt  sich  also  um  zwei  Kon- 
ditionen-Kartelle. Wiederum  sind  es  nicht  sämtliche  Mitglieder 
des  genannten  allgemeinen  Verbandes,  die  dabei  beteiligt  sind. 
Als  Mitglieder  der  Vereinigung  sind  sie  nicht  zur  Einhaltung 
irgendwelcher  kartellartiger  Verpflichtungen  verbunden.  Kon- 
ventionalstrafen sind  nicht  vorgesehen.  Die  Dauer  der  Kon- 
vention ist  eine  unbestimmte,  doch  ist  den  einzelnen  Beteiligten 
ein  Rücktritt  vorbehalten.  Art.  3  der  einen  Konvention  'gleich- 
lautend Art.  5  in  der  zweiten  Kon\ention)  bestimmt  darüber: 
„Sie  idie  Konvention)  kann  von  jedem  Mitglied  für  sich  auf 
Ende  eines  Jahres  durch  eine  mindestens  3  Monate  vorher  er- 
folgende .Anzeige  an  das  Sekretariat  der  Bankier-Vereinigung 
(das  die  Durchführung  der  Konvention  beaufsichtigt)  gekün- 
digt werden.  Von  erfolgten  Kündigungen  ist  sämtlichen  Mit- 
gliedern sofort  Kenntnis  zu  geben,  welche  alsdann  das  Recht 
haben,  sich  Lnnert  eines  Monates  einer  solchen  Kündigung 
anzuschheßen,  auch  wenn  bis  zum  Ende  des  Jahres  nicht  mehr 
volle  drei  Monate  laufen  sollten." 

3.  Die  verschiedenen  ,, Distriktsverträge"  in  der  Brauerei- 
industrie. Bei  diesen  handelt  es  sich  nicht  mehr  um  einen  in 
der  ganzen  Schweiz  bestehenden  Kundenschutz  unter  den 
Brauereien,  wie  er  im  Vertrage  vom  Jahre  1907  vorgesehen 
war.-  Die  Distrikts  vertrage  sind  Preis-  und  Konditionen -Kar- 
telle für  ein  ganz  bestimmt  abgegrenztes  Gebiet,  l^nter  den 
einzelnen  Distriktsverträgen  besteht  ein  enger  Zusammenhang, 
an  die  Bestimmungen  sind  nicht  nur  die  jeweils  im  Distrikt 
domizilierten  Brauereien  gebunden,  sondern  auch  alle  die- 
jenigen, die  von  außen  her  in  den  betreffenden  Distrikt  liefern. 

Einer  dieser  Verträge  nennt  sich:  „Sanierungsvertrag  be- 
treffend den  Bierverkauf  im  Distrikt  Bern-Solothurn"  vom 
I.Mai  191 1.  Zur  Durchführung  der  Preisregulierung  ist  das 
ganze  Vertragsgebiet,  umfassend  die  Kantone  Bern  und  Solo- 


Vergl.  Airoldi  S.   124  ig. 


1 


t 


61    — 


thum,  in  9  Kreise  eingeteilt  (Art.  i,  Ziff.  3  des  Vertrages). 
Die  für  Faßbier  und  für  Flaschenbier  verschieden  festgesetzten 
Preise  (Art.  6)  sind  wiederum  verschieden  abgestuft  für  Wirt- 
schaften, sonstige  Wiederverkäufer  und  Private.  (Art.  5)  Über 
Flaschenmaße,  Flaschenaustausch  sind  ebenfalls  detaillierte 
Bestimmungen  enthalten  (Art.  7j.  Den  Kontrahenten  ist  es 
ferner  untersagt,  Flaschenbier  zu  liefern,  ohne  ein  Flaschen- 
pfand von  20  Cts.  pro  Flasche  zu  erheben.  Kontrahenten  sind 
zunächst  41  einzelne  Brauereien,  darunter  in  erster  Linie  die 
Mitglieder  des  bernisch  -  solothurnischen  Brauerei  -  Verbandes, 
daneben  aber  auch  andere  in  das  Vertragsgebiet  liefernde 
Brauereien.  Doch  gehören  auch  dazu  der  „Wirteverein  des 
Kantons  Bern"  und  der  „Solothurnische  kantonale  Wirte- 
verein", Bemerkenswert  ist  es,  daß  diesen  W'irte vereinen 
gegenüber  als  Kontrahenten  nicht  die  einzelnen  Brauereien 
erscheinen,  sondern  der  Bernisch-Solothurnische  Brauerei-Ver- 
band als  solcher.  Dieses  Kartell  ist  auch  insofern  cigentümHch, 
als  hiei'  nicht  nur  die  Bierproduzenten,  sondern  auch  die  Wirte 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Wiederverkäufer  miteinbezogen  sind. 
Auch  sie  haben  sich  bei  ihrem  Ausschank  an  die  festgesetzten 
Preise  und  Konditionen  zu  halten.  (Art.  6,  II)  Wir  haben  es 
also  hier  mit  einem  solchen  Kartell  zu  tun,  das  nicht  nur  die 
Mitglieder  einer  bestimmten  Stufe  in  der  Produktion  und  dem 
Absatz  einer  Ware  zusammenfaßt.  Charakteristisch  ist  die 
Aufzählung  von  verbotenen  Vergünstigungen  (Art.  8),  weil  sie 
zeigt,  auf  welche  Art  oft  Kartellmitglieder  die  Kartellverein- 
barungen zu  umgehen  versuchen.  So  wird  genannt :  Die  Be- 
zahlung von  Patentvergütungen  an  die  W^iederverkäufer ;  die 
Hingabe  von  Geschenken  direkt  oder  auf  Umwegen ;  Bezah- 
lung von  Mietzinsen,  Steuern,  Annoncen,  Telephongebühren ; 
der  Ankauf  von  Pferden,  von  Heu  oder  andern  Futtermitteln 
und  von  Liegenschaften  zu  höhern  als  Tagespreisen,  oder  dem 
einer  sachverständigen  Schätzung  entsprechenden  Wert.  Über 
die  Dauer  des  Vertrages  ist  bestimmt:  ,,Sie  läuft  vom  i.  Mai 
1911  bis  31. Dezember  1915"  (Art.  16).  Wird  er  nicht  spä- 
testens 3  Monate  vor  dessen  Ablauf  gekündigt,  so  verlängert 
er  sich  je  um  ein  weiteres  Jahr.  Ähnlich  sind  die  Verträge 
betreffend  den  Bierverkauf  ün  Distrikt  Basel  und  im  Distrikt 
Zürich -Schaffhausen,  sowie  der  „Contrat  reglant  les  conditions 
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de  vente  de  biere  dans  les  cantons  de  Vaud,  Geneve,  Fribourg. 
Neuchätel  et  Valais,  ainsi  quc  dans  les  zones  franches  de  la 
Savoie  et  du  pays  de  Gex,  conclu  entrc  Ja  societe  des  brasseries 
de  la  Suisse  Romande,  d'une  part,  et  les  brasseries  soussignees 
entr'elles  ot  avec  la  societe  prenommee  d'autre  part,  et  les 
societes  de  cafetiers  soussignees".  Über  die  Dauer  dieses  Ver- 
trages ist  bestimmt  (Art.  21  Ziff.  2 )  ,,Ce  contrat  entre  en 
vigueur  le  i  avril  1914  pour  durcr  jusqu'au  ^imars  1919.  U 
est  resiliable  pour  cette  date  moyenant  un  avertissement  prea- 
lable  de  6mois  adresse  au  comite  de  la  societe  des  brasseries 
de  la  Suisse  Romande  ä  quel  defaut  il  est  cense  tacitement 
renouvelf  pour  une  periode  de  3  ans  et  ainsi  de  suite." 

f^ür  alle  diese  Verträge  besteht  ein  „Ausfü/irunfrsrei^lcmcnt, 
das   integrierender  Bestandteil  des  eigentlichen   Vertrages  ge- 
nannt wird.    Es  sind  darin  Bestimmungen  enthalten  über  Kon- 
ventionalstrafen    (Ausführungsregl.     zum     Berner    Sanicrungs- 
vertrag    Art.    1—4)     über    das    schiedsgerichtliche     Verfahren 
(Art.  ^—7)    über    die    Leistung    \on    jährlichen    Beiträgen    zur 
Deckung  der  Inkosten   (Art.  9)    soweit  sie  nicht   schon  durch 
die    erhobenen    Konventionalstrafen    gedeckt    sind.     In    diesen 
Ausführungsreglementen  ist  aber  namentlich  auch  eine  gewisse 
Organisation   der   Kontrahenten   vorgesehen;   Art.  10  des   Aus- 
führungsreglementes    zum    Berner    Sanierungsvertrag    :  ähnlich 
Art.  17    des    reglement    d'execution    zum    „Contrat    reglant    la 
vente    de    biere    dans    les    cantons    de    Vaud    etc."i    sieht    eine 
Jahresversainmlung    sämtlicher    Kontrahenten    \or.      Die    Be- 
sorgung der  laufenden  (reschäfte  ist  dem  Vorstand  des  im  be- 
treffenden Distrikt  domizilierten  Brauereix  erbandes  übertragen. 
( Ausführungsregl.    zum    Basler    Distriktsvertrag    Art.  i     Ziff.  i 
und  Art.  2,  Zürcher  Distriktsvertrag  idem.   Berner  Sanierungs- 
vertrag Regl.  Art.  10  Abs.  2).    Aus  der  Brauerei-Industrie  sind 
außerdem  zu  erwähnen  : 

,,Flaschenpfand-Vertracr  für  die  Innerschweiz''  \om  März 
191  2.  Die  Kontrahenten  verpfhchten  sich,  bei  der  Abgabe  von 
Flaschenbier,  die  Flaschen  nicht  zu  Eigentum  an  die  Abnehmer 
zu  übertragen  (§  2)  und  zwar  zur  Sicherung  der  Rückgabe 
ein    Pfand    von    10   Cts.    per    Flasche    zu  erheben    (§  4).-^    Die 

^  Es  handelt  sich  um  ein   „irreguläres  Pfand"  Wieland  Sachenrecht  zu 
Z.  G.  B.  Art.  884  Bern.  4. 
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Bedeutung  der  vertraglichen  Abmachung  über  die  einheitüche 
Behandlung  des  Flaschenpfandes  besteht  darin,  daß  dadurch 
ein  geeignetes  Mittel  für  gegenseitige  Unterbietungen  behoben 
wird.  Die  Dauer  des  Vertrages  ist  fest  bis  31.  Dezember  191 7. 
Bei  Nichtkündigung  auf  diesen  Zeitpunkt  dauert  er  je  3  Jahre 
weiter  (§16  lit.  a)  ;  mit  ^/^  Mehrheit  der  Kontrahenten  kann  er 
auch  vorzeitig  aufgelöst  werden  (§  16  lit.  c).  i^  13  nennt  als 
„Vertragsorgane":  i.  Kontrahentenversammlung,  2.  Konmiis- 
sion,    3.    Schiedsgericht. 

„Vertrag    betreffend    die    Ein  führ  an  g    der    Schweiz.    6  Dl. 
Einheitsflasche''    vom    Jahre    191 4.     Vertragsgebiet    sind    die 
Kantone    Luzern,    l'ri,    Schwyz,    Unterwaiden    und   Zug    (§  9). 
§  3  enthält  die  Bestimmungen  über  die  einzuführende  Xormal- 
flasche.     Bemerkenswert   ist   die   Bestinunung   über   die   Iraner 
des    Vertrages    (§10   Abs.  3).    „Dieser    Vertrag    wird    auf   die 
Dauer    von     12    Jahren    d.h.    bis    zum     i.  April    1926    fest    ab- 
geschlossen.   Wird   der  Vertrag  nicht   zwei   Jahre   vor   Ablauf, 
d.h.    am    i.  April    1924    \on    irgend   einer    Seite   gekündigt,    so 
gilt    er    stillschweigend    für    je    weitere    5    Jahre    mit    gleicher 
Kündigungsfrist  als  erneuert"  (§11   Abs.  3).    „Auf  Antrag  der 
Mehrheit     der     Kontrahenten    kann     dieser     Vertrag-     jederzeit 
\orzeitig    aufgehoben    werden,    wenn    seitens    eines    Outsiders 
im   Vertragsgebiet  andere   Flaschengrößen   als   \ertragsgemäß 
gestattet,      in     Verkehr     gebracht      und     dadurch     die     Kon- 
trahenten   erheblich   geschädigt    werden."    Da    dieser    \x'rtrag 
dieselben     Kontrahenten     umfaßt,     wie    der     vorher    erwähnte 
,, Flaschenpfand-Vertrag   für   die    Innerschweiz",    sind   die   glei- 
chen Organe  für  die  Durchführung  der  beiden  Verträge  kom- 
petent. 

4.  Hierher  gehören  auch  verschiedene  Verträge  aus  der 
Ziegelindustrie,  in  der  eine  vielgestahige  Kartellierung  schon 
seit  einer  Reihe  von  Jahren  besteht.^ 

Vertrag  vom   5.  Dezember   1905  zwischen: 

1.  der  im  Handelsregister  eingetragenen   Genossenschaft  aar- 
gauischer Ziegelei-Besitzer, 


*  Vergl.  darüber  Airoldi  S.  55  ff.,  wo  eine  ausführliche  Darstellung  der 
Entwicklung  der  Organisation  der  Ziegelbranche  bis  zum  Jahre  1908  ent- 
halten ist. 
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2.  den  unter  §  13  angeführten  Genossenschaften  (d.  s.  die 
Genossenschaft  zürcherischer  Ziegelei-Besitzer  und  die  Ge- 
nossenschaft Ostschweizerischer  Ziegelei-Besitzer), 

3.  den  anter  §  14  aufgeführten  Ziegelei-Besitzern  (d.  s.  die 
Ziegeleien,  die  der  Sektion  Luzern  des  Schweiz.  Ziegler-Ver- 
eins  angehören). 

Nach  §  I  des  Vertrages  werden  als  Kontrahenten  auch  die 
einzelnen  Mitglieder  der  Genossenschaft,  welche  als  solche 
kontrahieren,  betrachtet.^  §  2  des  Vertrages  enthält  die  Ver- 
pflichtung zur  Einhaltung  bestimmter  Verkaufspreise,  doch  ist 
nur  für  das  Gebiet  der  Genossenschaft  aargauischer  Ziegelei- 
besitzer ein  detaillierter  Preiskatalog  für  die  verschiedenen 
Ziegelsorten  aufgestellt.  Für  die  Gebiete  der  beiden  andern 
Genossenschaften  und  der  Sektion  Luzern  des  schweizerischen 
Ziegler- Verems  ist  auf  diejenigen  Preise  verwiesen,  welche 
diese  Verbände  für  sich  schon  festgesetzt  haben.  Bei  Über- 
tretung dieser  Preisbestimmungen  greifen  Konventionalstrafen 
Platz  (§  3;.  Die  MitgHeder  der  einen  Genossenschaft  dürfen 
in  das  Gebiet  der  andern  Verbände  liefern  und  zwar  ohne 
Abgabe  und  Ausgleich.  Es  handelt  sich  also  nicht  um  ein 
Rayon ierungs-Kartell,  aber  —  und  das  ist  die  Bedeutung  dieses 
Vertrages  —  die  verschiedenen  lokalen  Preiskartelle^  aner- 
kennen sich  gegenseitig  und  bilden  dadurch  ein  großes  Preis- 
kartell mit  verschiedenen  Preiskatalogen  für  drei  genau  ab- 
gegrenzte Gebiete.  Über  die  Dauer  des  Vertrages  ist  be- 
stimmt. (§  9j  „Dieser  Vertrag  gilt  fest  bis  Ende  1906.  Sollte 
er  bis  zum  15.  November  von  keinem  Kontrahenten  gekündigt 
werden,  so  besteht  er  jeweilen  für  ein  folgendes  Jahr  zu 
Recht/' 

Vertrag  zwischen  den  Ziegeleien  der  Kantone  Luzern, 
Zug  und  Mitkontrahenten  (vom  S.November  1904)  enthält 
ähnlich  wie  der  vorige  Minimalpreise,  an  welche  die  Kon- 
trahenten gebunden  sind.  Bemerkenswert  sind  folgende  Be- 
stimmungen: §  21  „Allfällige  Konventionalstrafen  (über  deren 


^  Wir  haben  also  dieselbe  Erscheinung,  wie  oben  S.  6r. 

*  Damals  waren  die  Genossenschaft  zürcherischer  Ziegelei-Besitzer  and 
die  Genossenschaft  ostschweizerischer  Ziegelei -Besitzer  noch  nicht  Kon- 
tingentierungskartelle wie  jetzt. 
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Höhe  §  20)  fallen  in  eine  Kasse  und  es  wird  hierüber  später 
beschlossen,  zu  welchem  Zwecke  solche  verwendet  werden 
sollen".  §  24:  „Zur  Leitung  der  laufenden  Geschäfte  wird 
ein  Ausschuß  von  4  Mitgliedern  bestellt,  bestehend  aus  dem 
Präsidenten,  dem  Vizepräsidenten  und  zugleich  Kassier,  dem 
x'lktuar  und  einem  Beisitzer.  Derselbe  ruft  die  Vertragsmit- 
glieder zur  Erledigung  der  Angelegenheiten  so  oft  zusammen, 
als  er  es  für  nötig  hält."  Die  Dauer  des  Vertrages  ist  gleich 
bestimmt  wie  in  dem  vorher  besprochenen  Beispiel  (§  23). 

Vertrag    zwischen    der    Genossenschaft    ostschweizerischer 
Ziegelei-Besitzer  und  der  Genossenschaft  zürcherischer  Ziegelei- 
Besitzer:^    Bei  diesem  Vertrag  (von  191 4)  handelt  es  sich  nicht 
nur,    wie   bei   den   beiden   vorigen,    um    eine   gegenseitige    An- 
erkennung der  Genossenschaftspreise.    Hier  wird  darüber  hin- 
aus  noch    vereinbart    (§  3)  :    „Am    Gesamtabsatz,    der    auf   die 
beiden    Genossenschaften   zusammen   entfällt,   erhält    jede    der 
beiden    Genossenschaften   eine   Beteiligungsziffer,    die   in    Pro- 
zenten ausgedrückt  ist.    Überschreitet  eine  Genossenschaft  ihre 
Beteiligungsziffer,    so   hat   eüie   Ausgleichung   in    bar    stattzu- 
finden".^   Es  handelt  sich  also  hier  um  ein  Kontingentierungs- 
Kartell,    abgeschlossen    zwischen    zwei    Genossenschaften,    die 
ihrerseits  auch  Kontingentierungs-Kartelle  zwischen  ihren  Mit- 
gliedern darstellen.   Der  Vertrag  ist  auf  eine  Dauer  von  5  Jah- 
ren fest  abgeschlossen   (§  17).    Der  frühere  Vertrag  zwischen 
den    beiden    Genossenschaften    (von    191 1)    enthält   wesentlich 
andere  Bestimmungen.   Außer  der  gegenseitigen  Anerkennung 
der  Preisbestimmungen  in  den  beiden  Genossenschaftsgebieten 
(§  4)  ist  bestimmt:  (§§  10  und  11)  „Für  jedes  Tausend  Stück 
Ziegelware,    das    die    eine    Genossenschaft    m    das    Gebiet    der 
andern   liefert,  hat  sie  dieser  andern  Genossenschaft  eine  be- 
stimmte   Entschädigung    zu    bezahlen,    die    nach    den    jeweils 
geltenden    Preisen  abgestuft  ist".    Die  Ziegeleien  im   Gebiete 
der  Genossenschaft  ostschweizerischer  Ziegelei-Besitzer  haben 
aber    das   Recht   pro   Jahr   3  Millionen    Stück    abgabenfrei   m 
das  Gebiet  der  andern  Genossenschaft  zu  liefern  (§  10).    Erst 
bei  Lieferungen  darüber  hinaus  beginnt  die  Entschädigungs- 

'  Verschiedene  F'assungen  von  1908,  191 1  und  1914. 

'^  Das  Nähere  über  die  Beteiligungsziffer  und  den  Ausgleich  unten  §  21. 

Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartell*,  c 


MMt&^mws^mmm'^ 


i^"~        ■%.       s<^  *., 


66 


pflichi.  Die  nach  Maßgabe  dieser  Bestimmungen  gegenseitig 
erwachsenden  Ansprüche  werden  zu  Ende  des  Jahres  ver- 
rechnet. (§13)  Hier  haben  wir  es  mit  einem  charakteristischen 
Rayonierungskartell  zu  tun.  Die  Dauer  des  Vertrages  ist  auf 
3  Jahre  festgesetzt,  doch  bestimmt  §  24  Abs.  2  :  ,, Sollte  jedoch 
der  Saldo  der  für  die  beiden  Jahre  191 1  und  191 2  zu  ver- 
gütenden Überlieferungen  von  einer  Genossenschaft  über  5  Mil- 
lionen Stück  Ziegelware  betragen,  so  ist  die  betreffende  Ge- 
nossenschaft berechtigt  schon  auf  Ende  des  Jahres  191 2  von 
diesem  V^ertrage  zurückzutreten."^ 

Alle  hier  genannten  Kartelle  sind  abgeschlossen  unter  Mit- 
gliedern von  größeren  Verbänden,  die  nicht  spezielle  Kartell- 
zwecke verfolgen.  Das  gilt  auch  für  die  letzten  Beispiele,  denn 
die  Ziegelei-Genossenschaften  sind  sämtlich  Sektionen  des 
Ziegler  -  Verbandes.  So  lange  der  Verband  schweizerischer 
Ziegelfabrikanten  bestand,  waren  sie  dessen  Kreis  verbände.^ 
Auf  die  Tatsache,  daß  allgemeine  Fach-  und  Berufsverbände 
der  Karlellbildung  förderlich  sind,  wurde  schon  oben  (S. /fg.) 
hingewiesen. 

Es  erhebt  sich  nun  die  Frage  nach  der  juristischen  Natur 
dieser  Konventionen.  Sind  es  gegenseitige  Verträge,  bezw.  wenn 
mehr  als  zwei  Kontrahenten  vorhanden  sind,  ein  System  \'on 
gegenseitigen  Verträgen, i"  die  unter  keine  der  vom  Gesetz 
besonders  normierten  Vertragstypen  fallen,  also  als  unbenannte 
Verträge  nach  den  allgemeinen  Regeln  über  V^erträge  zu  be- 
urteilen sind,  oder  sind  es  einfache  Gesellschaften  im  Sinne 
von  O.  R.  Art.  330  ff.  ?  Die  betreffenden  Kartelle  nennen  sich 
nicht  einfache  Gesellschaften,  aber  deshalb  kann  diese  Frage 
doch  gestellt  werden.  Eine  einfache  Gesellschaft  kann  zustande 
kommen,  ohne  daß  sich  die  Beteiligten  dessen  bewußt  sind, 
daß  sie  ein  so  benanntes  Rechtsgebilde  schaffen  und  ohne  daß 
sie  es  so  benennen.    Anders  ist  es  z.  B.  bei  der  (iründung  einer 


"'  Ähnlich  sind  offenbar  auch  die  Verträge  zwischen  der  „S.  A.  des 
tuileries  de  la  Suisse  Romande",  dem  „Verband  bernischer  und  solothurnischer 
Backsteinfabrikanten"  und  dem  „Verband  bernischer  Ziegelfabrikanten", 
welche  Airoldi  S.  68  fg.  erwähnt,  doch  sind  sie  mir  dem  Wortlaut  nach 
nicht  bekannt  geworden. 

»  Vergl.  Airoldi  S.  85  fg. 

"  Silberberg  S.  27. 
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Aktiengesellschaft.    Diese  kommt  nur  zustande,   wenn  die  ge- 
bildete   Korporation    sich    Aktiengesellschaft    nennt    und    als 
solche    im    Handelsregister    emgetragen    wird.     Eine    Organi- 
sation, die  in  ihrem  Aufbau  noch  so  viel  Ähnlichkeit  mit  der 
■  im  Gesetz  normierten  Aktiengesellschaft  hätte,  wäre  noch  kerne 
solche,   wenn   sie   nicht   unter  dieser   Bezeichnung   eingetragen 
wäre.     Bei   der  einfachen   Gesellscliaft    gilt   hmgegen    die   all- 
gemeine Auslegungsregel,  wonach  die  Bezeichnung  des  Rechts- 
geschäftes   nicht    maßgebend    ist,    sondern    auf    dessen    wirt- 
schaftlichen Zweck  abzustellen  ist.^^    Die  hier  erörterte  Frage 
ist   für  die   Kartelle   von  weittragender   Bedeutung   wegen   der 
zwingenden     Norm    von    O.  R.    Art.  345    Abs.  2,    wonach    ..aus 
wichtigen  Gründen"  „die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf 
der  Vertragsdauer",  oder  bei  unbestimmter  Dauer  der  Gesell- 
schaft „ohne  vorherige  Aufkündigung  verlangt  werden  kann". 
Diese  Frage  ist  in  Deutschland,  wo  in  B.  C;.  B.  §  723  enie  dem 
O.R.    Art.  545    ähnliche    gesetzliche    Regelung    enthalten    ist. 
lebhaft  erörtert,  i- 

Eine  Gesellschaft  ist  (O.R.  Art.  s  Soff. )  ,,die  Vertrags- 
mäßigem  Verbindung  \on  zwei  oder  mehreren  Personen  zui- 
Erreichung  eines  gemeinsamen  Zweckes  mit  gemeinsamen 
Kräften  oder  Mitteln".  Das  Charakteristische,  das  die  Gesell- 
schaft \on  andern  gegenseitigen  Verträgen  unterscheidet,  ist 
das,  daß  die  Leistung  einer  jeden  vertragschließenden  Partei 
nicht  ausschließlich  der  andern  zu  gute  kommen  soll,  sondern 
daß  durch  das  Zusammenwirken  der  Leistungen  aller  ein 
Erfolg  erzielt  werden  soll,  welcher  allen  zu  gute  kommt. ^^  Das 
ist  bei  den  Kartellen  immer  der  Fall.  Der  Erfolg,  der  durch  das 
Zusammenwirken  aller  erreicht  werden  soll,  ist  die  Beseitigung 
einer  illoyalen  Konkurrenz,  ganz  allgemein  die  Hebung  des 
betreffenden  Gewerbes,  manchmal  auch  direkt  die  Erhöhung 
der  Preise.  Allerdings  sucht  in  letzter  Linie  das  einzelne  Mit 
glied  durch  die  Reahsierung  des  Gesellschaftszweckes  Befrie- 
digung seiner  Sonderinteressen,  die  höhere  Rentabilität  seines 
Unternehmens.  Aber  dieses  egoistische  Mittel  des  Beitrittes 
der  Einzelnen  hindert  nicht,  daß  der  Zweck   der  Gesellschaft 

'*  Vergl.  Danz,  die  Auslegung  der  Rechtsgeschäfte  S.  72. 

'^  Vergl.  Bodmer  S.  30  ff  und  die  dort  zitierten. 

''  Windscheid,  Pandekten  9.  Aufl.  §  405  Bd.  II  S.  776. 
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ein  gemeinsamer  ist.  Der  gemeinsame  Zweck  muß  nach  der 
Legaldefinition  von  O.  R.  /\rt.  530  mit  gemeinsamen  Kräften 
oder  Mitteln  verfolgt  werden.  Die  Leistungen  der  Kartell- 
mitglieder bestehen  vielfach  in  Unterlassungen J^  Daß  solche 
im  allgemeinen  Inhalt  eines  \'ertrages  sein  können  steht  fest.^"> 
Es  fragt  sich  aber,  ob  eine  solche  Unterlassung  als  geselU 
schaftlicher  Beitrag  genügt.  O.  R.  Art.  531  Abs.  i  bestimmt: 
, Jeder  Gesellschafter  hat  einen  Beitrag  zu  leisten,  sei  es  in 
Geld,  Sachen,  Forderungen  oder  Arbeit".  Die  hier  genannte 
Beitragspflicht  ist  Essentiale  des  Gesellschaftsvertrages.  Es 
.  ist  niemand  Gesellschafter,  der  nicht  in  irgend  einer  Form 
einen  Beitrag  leistet. ^^  Nach  der  Auffassung  \on  Zeller  ist 
diese  Aufzählung  eine  erschöpfende.  Danach  wären  solche 
Kartelle,  die  nur  l'nterlassungspflichten  kennen,  nicht  als 
Gesellschaften  aufzufassen.  Doch  ist  m.  E.  dieser  Auffassung 
von  Art.  531  Abs.  i  nicht  beizustimmen.  Die  Aufzählung  der 
Arten  der  Beiträge  ist  exemphfizierend  zu  \erstehen.  FJer 
Zweck  der  Aufzählimg  ist  nicht  der,  gewisse  Arten  von  Bei- 
trägen gegenüber  andern  an  sich  auch  denkbaren  abzu- 
grenzen, sondern  es  sollen  vielmehr  neben  den  gewöhnlichen 
Geldbeiträgen  andere  Arten  von  Beiträgen  auch  zur  (jcltung 
kommen.  Darnach  können  die  kartellartigen  Pflichten  ins- 
gesamt gesellschaftliche  Beiträge  sein,  t'brigens  glaube  ich, 
daß  man  auch  von  einer  andern  Auffassung  des  Begriffes  des 
gesellschaftlichen  Beitrages  ausgehend^'  zu  demselben  Re- 
sultat gelangen  kann,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  Kartell- 
pflichten, wenn  sie  auch  zunächst  nur  in  Unterlassungen  be- 
stehen, in  ihrer  Gefolgschaft  auch  ein  positives  Tun  \x)n  den 
Kontrahenten  erfordern.  Es  ist  zu  beachten,  daß  der  Zwang, 
bestimmte  Geschäfte  zu  unterlassen,  indirekt  auch  den  Zwang, 
Geschäfte  bestimmten  Inhalts  zu  schließen,  in  sich  schließt.  ^^ 


14 


So  kommt  namentlich  die  Pflicht  in  Betracht,  mit  einem  bestimmten 
Kreis  von  Personen  nicht  zu  verkehren,  insbesondere  nicht  mit  solchen 
Lieferanten  oder  Abnehmern,  die  sich  nicht  zur  f^inhaltung  der  vom  Kartell 
vorgeschriebenen  Bedingungen  verpflichten  wollen. 

'^  Oser  Vorbem.  zum  ersten  Titel  VIII  2  b. 

'^^  Zeller  zu  O.  R.  Art.  531  Bem.  i. 

'•  Wie  sie  Zeller  a.  a.  (.).  vertritt. 

'■*  Vergl.  Flechtheim  S.  139. 
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Es  muß  also  der  einzelne  Kontrahent  infolge  der  Kartell- 
abmachungen seinen  ganzen  Geschäftsbetrieb  anders  gestalten. 
Das  darin  hegende  positive  Tun  kann  als  „Arbeit"  im  Sinne 
von  O.R.  Art.  531   Abs.  i   aufgefaßt  werden. 

Aus  verschiedenen  Bestimmungen  des  24.  Titels  des  O.  R. 
ergibt  sich,  daß  das  Gesetz  von  einer  Gesellschaft  ausgeht, 
in  der  ein  gememschaftliches  Vermögen  gebildet  wird  'so 
Art.  544,  545  Ziff.  3,  549).  Doch  ist  ein  solches  für  den  Be- 
griff der  Gesellschaft  nicht  wesentlich.  Das  geht  für  das 
schweizerische  Recht  direkt  aus  O.R.  Art.  531  Abs.  1  her\or, 
wo  ausdrücklich  den  Beiträgen  in  Geld,  Sachen  und  Forde- 
rungen auch  solche  in  Arbeit  gleichgestellt  sind.  Es  sind  also 
Gesellschaften  möglich,  in  denen  Arbeit  der  einzige  gesell- 
schaftliche Beitrag  ist.  In  emer  derartigen  Gesellschaft  ent- 
steht aber  nicht  notwendig  ein  gemeinschaftliches  Vermögen. 
In  Deutschland,  wo  B.  G.  B.  §  705  über  die  Art  der  Beiträge 
gar  nichts  aussagt,  ist  es  bestritten,  ob  zum  Begriff  der  Gesell- 
schaft das  gemeinschaftliche  Vermögen  wesentlich  ist.i^  Nicht 
erforderlich  ist  für  den  Begriff  der  Gesellschaft  das  Bestehen 
einer  Organisation.  Rundstein  (S.  20)  will  m.  E.  ganz  unzu- 
treffend die  Kartelle  nur  dann  als  Gesellschaften  aufgefaßt 
wissen,  wenn  sie  eine  wenn  auch  nur  rudimentäre  Organisation 
unter  den  Kontrahenten  aufweisen.20  Die  Organisation  ist  das 
Merkmal  der  Korporation,  nicht  der  Societas.  S.o  komme  ich 
zum  Resultat,  daß  sämtliche  als  einfache  „Verträge"  oder 
Kon\entionen  bezeichneten  Kartelle  einfache  Gesellschaften 
darstellen.  Daß  allerdings  diese  Kartell-Gesellschaften  mangels 
eines  gemeinschaftlichen  Vermögens  nicht  der  \'om  Gesetz 
vorgesehenen  normalen  Gesellschaft  entsprechen,  wurde  schon 
erwähnt.-i     Einen    ähnlichen    Standpunkt    wie    den    hier    \er- 

''  Vergl.  Bodmer  S.  33  und  die  dort  Zitierten,  ferner  R.  G.  in  j.  W. 
12  S.  74:  Das  Vorhandensein  eines  Gesellschaftsvermögens  gesetzliche  Norm, 
aber  nicht  zwingendes  Recht. 

*"  Ähnlich  auch  Hüttner  S.  24  ff. 

-'  Keine  einfachen  Gesellschaften  sind  die  oft  auch  als  Kartellverträge 
bezeichneten  Verträge  zwischen  einem  Anbieter-  und  einem  Abnehmer- 
Verband.  Hier  handelt  es  sich  um  modifizierte  Kaufverträge.  Der  Käufer 
verpflichtet  sich,  seinen  ganzen  Bedarf  bei  dem  im  Vertrag  genannten  Ver- 
käufer zu  decken,  wofür  ihm  der  Verkäufer  einen  besondern  Abzug  gewährt, 
den  er  in  dieser  Höhe  andern  Käufern  nicht  zu  gewähren  verpflichtet.     Es 
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tretenen  nimmt  eine  viel  besprochene  Entscheidung  des  deut- 
schen Reichsgerichtes  ein.--  In  dem  zur  Aburteilung  gekom- 
menen Fall  handelte  es  sich  um  eine  Preiskonvention  mehrerer 
Gerüste  verleiher.  Ein  Konventionsmitgüed  hatte  die  Preis - 
Vereinbarungen  nicht  eingehalten,  ein  anderes  Mitglied  klagte 
hierauf  seinen  Anteil  an  der  verfallenen  Vertragsstrafe  ein.  Das 
Reichsgericht  hat  ausgeführt,  eine  solche  Preisvereinbarung 
falle  nicht  völlig  unter  den  Begriff  einer  Gesellschaft,  aber  sie 
stehe  dieser  nach  ihrer  rechtlichen  Natur  nahe.  Es  läßt  daher 
eine  Klage  jedes  Teilnehmers  auf  seinen  Anteil  an  der  Ver- 
tragsstrafe zu,  was  nach  Gesellschaftsrecht  nicht  möglich  wäre, 
gewährt  aber  anderseits  —  und  darin  liegt  die  Bedeutung 
dieser  Entscheidung  —  jedem  Teilnehmer  entsprechend  den 
Grundsätzen  über  die  Gesellschaft  ein  Kündigungsrecht  aus 
wichtigem  Cirunde  (  B.  G.  B.  §723  Abs.  i  ).-'^  Wenn  man,  wie 
es  hier  geschieht,  die  Kündigung  aus  wichtigem  (irund  zuläßt, 
was  wir  als  die  wichtigste  Konsequenz  der  Annahme  einer 
Gesellschaft  bezeichnet  haben,  so  ist  es  schließlicli  ein  müßiger 
Streit,  ob  man  die  Kartelle  als  echte  Gesellschaften  oder  nur 
als  gesellschaftsähnliche  Verträge  bezeichnet.  Das  ist  ins- 
besondere in  bezug  auf  die  Ausführungen  von  Silberberg 
(S.  23ff. )  zu  sagen,  der  ausdrücklich  die  (resellschaft  ablehnt, 
aber  in  allen  entscheidenden  Punkten  Gesellschaftsrecht  analog 
Anwendung  finden  läßt.-^ 

Die  französische  Rechtssprechung  hat  solche  , .Convention" 
genannten  Kartelle  weder  als  „societe"  im  Sinne  von  code 
civil  Art.  1832  ff.   noch  als  ,,association"  im  Sinne  des  (lesetzes 


liegt  hier  eine  Art  Meistbegünstigungsklausel  vor.  Doch  sollen  diese  Verträge, 
auch  Exklusivverträge  genannt,  wie  schon  in  der  Einleitung  gesagt  wurde, 
hier  nicht  näher  behandelt  werden.  Beisp.  sind  :  Die  Verträge  der  Ziegel- 
Genossenschaften  mit  dem  Schweiz.  Baumaterialien  -  Händler  -  Verband. 
Ein  weiteres  Beispiel  ist  der  „Portlandzementverband",  den  die  frühere 
A.-G.  Portland  mit  ihren  Abnehmern  abschloß.  Es  bestand  ein  gleiches 
gedrucktes  Formular  (üv  alle  Händler. 

•-  Entsch.  des  R.  G.  in  Z.  S.  Bd.  53  S.  19  ff. 

-^  Diesem  prinzipiellen  Entscheid  haben  sich  angeschlossen  Staudinger, 
Kommentar  zu  B.  G.  B.  §  705  Bem.  IV  2b,  Kommentar  von  Reichsgerichts- 
räten Vorbem.  zu  §  705,  Anm.  3. 

-*  An  der  Bezeichnung  der  Kartelle  als  lose  Verträge  halten  auch  fest: 
Müller  S.  II  ft",  Bauch  S.  22  ff,  .Schülein  S.  10  ff,  (3ertmann  Schuldverhältnisse 
§  705,  Anm.  2a. 
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vom  I.Juli  1901  anerkannt.-'^  Falls  solche  Conventions  nicht 
überhaupt  als  ,,mauvais  trusts"  gegen  code  penal  Art.  419 
verstoßen-*'  werden  sie  als  Innominat-Kontrakte  für  verbindlich 
betrachtet.  In  der  Doktrin  ist  die  Frage  der  Subsumtion  unter 
die  ,,societe"  oder  die  ,,association"  lebhaft  erörtert.-*  Die 
Annahme  einer  „societe"  wird  ziemlich  allgemein  aus  dem 
Grunde  abgelehnt,  weil  für  die  Gesellschaft  des  franzcisischen 
code  civil  erforderlich  ist,  daß  die  Gesellschafter  ..convien- 
neni  de  mettre  quelque  chose  en  commun  de  la  \  ue  de  par- 
tager  Ic  benefice  qui  pourra  en  resulter".  Die  Kartelle  stre- 
ben aber  nicht  nach  einem  Gewinn,  den  sie  unter  sich  teilen 
wollen.  Anders  die  ,,association".  Art.  i  des  Gesetzes  \  om 
I.Juli  1901  lautet:  „L'association  est  la  Convention  par  la- 
quelle  deux  ou  plusieurs  personnes  mettent  en  commun  d'une 
fa(;on  permanente  leurs  connaissances  ou  leur  acti\ite  dans  un 
but  autre  que  de  partager  des  benefices".  Diese  Definition 
paßt  auf  die  Kartelle,  insbesondere  wenn  man  annimmt,  wie 
viele  Schriftsteller  es  tun,  daß  es  nicht  nötig  sei.  daß  der  ver- 
folgte Zweck  altruistisch  sei  (,.desinteresse").  So  faßt  Levy 
Ullmann-^  die  Kartelle  als  ,,association"  auf.  Da  das  (lesell- 
schaftsrecht  des  schweizerischen  O.  R.  \'iel  mehr  .Ähnlichkeit 
aufweist  mit  dem  deutschen  Recht  als  mit  dem  französischen, 
ist  die  französische  Rechtssprechung  in  dieser  Frage  für  uns 
\'on  weniger  großem  Interesse  als  die  entsprechende  deutsche. 
Neben  solchen  Kartellen,  deren  gesellschaftliche  Xatur 
immerhin  bestritten  ist,  gibt  es  auch  eine  Reihe  solcher,  bei 
denen  es  ohne  weiteres  auf  der  Hand  liegt,  daß  Gesellschafts- 
verlräge  vorliegen.  Das  ist  insbesondere  dann  der  Fall,  wenn 
zur  Erreichung  des  Vertragszweckes  die  Leistung  von  Geld- 
beiträgen vorgesehen  ist  und  daneben  Bestimmungen  enthalten 
sind,  welche  zeigen,  daß  zur  Erreichung  des  V^ertragszweckes 
ein  stetes  Zusammenarbeiten  der  Kontrahenten  erforderlich  ist. 
Wenn,  wie  wir  bereits  erwähnten,  die  Organisation  der  Ver- 
tragsmitglieder für  den  Begriff  einer  Gesellschaft  nicht  er- 
forderlich ist,  so  weist  doch  deren  Bestehen  besonders  deutlich 


-^  Dalloz  rec.  per.  1910.  Bd.  2,  S.  237. 
26  Vergl.  oben  .S.  29. 
-'  Dalloz  a.  a.  O.  N.  i. 


Sirey  1901  Bd.  2  S.  225,  zitiert  bei  Rundstein  S.  28. 
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darauf  hin,  daß  es  sich  bei  dem  betreffenden  Vertra^^"  um  die 
Verfolgung  eines  gemeinsamen  Zweckes  durch  gemeinsames 
Vorgehen  handek  und  daher  eine  einfache  Gesellschaft,  nicht 
ein  einfacher  unbenannter  Vertrag  \orUegt.  Wie  sich  aus  den 
oben  S.  38  ff.  mitgeteihen  Bestimmungen  ergibt,  ist  eine  solche 
Organisation    unter  den   Kartellmitgliedern  häufig. 

Wenn  nun  aber  die  betreffenden  Verträge  auch  ausdrück- 
lich von  „Vertragsorganen"  reden,  so  handelt  es  sich  trotzdem 
nicht  um  Organe  im  Rechtssinne  (Z.  G.  B.  Art.  35).  Organe 
hat  nur  eine  solche  Personenverbindung,  die  juristische  Per- 
sönlichkeit besitzt,  was  bei  diesen  Kartellen  nicht  der  Fall  ist. 
Die  sog  „Vertragsorgane"  sind  als  Geschäftsführer  (O.  R. 
Art.  333)  aufzufassen;  daf5  sie  oft  nicht  selbst  auch  Gesell- 
schafter sind,  hindert  nicht  an  dieser  Auffassung  (Art.  333 
Abs.  2).  Für  ihr  rechtsgeschäftliches  Handeln  kommt  nicht 
Z.  G.  B.  Art.  33  Abs.  2  in  Betracht,  sondern  O.  R.  Art.  343  ;  die 
Gesellschaft  d.h.  die  Gesellschafter  werden  durch  die  Geschäfte 
der  „Vertragsorgane"  nach  den  Regeln  über  die  Stellvertretung 
verpflichtet  (O.R.  Art.  343  Abs.  2).  Für  das  Verhältnis  der 
„Organe"  zu  den  Gesellschaftern  gilt  O.R.  Art.  340,  wonach 
im  allgemeinen  die  Regeln  über  den  Auftrag  ( O.  R.  Art.  394  ff. ) 
Anwendung  finden. 

Wenn  also  feststeht,  daß  die  Kartelle  einfache  Gesell- 
schaften sind,  so  ist  weiter  zu  untersuchen,  welche  Bedeutung 
der  Anwendung  der  Normen  des  Ciesellschaftsrechtes  im  ein- 
zelnen für  die  Kartelle  zukommt.  In  erster  Linie  kommen  die 
Bestimmungen  über  die  Aujlösiinor  der  (;esellschaft  in  Be- 
tracht, denn  hier  zeigen  sich,  wie  schon  beiläufig  bemerkt,  die 
vvichtigsten  Konsequenzen  aus  der  Annahme,  daß  die  Kartelle 
als  Gesellschaften  zu  betrachten  sind.  Ist  ein  Kartell  auf  eine 
unbestimmte  Dauer  abgeschlossen,  was  allerdings  nicht  der 
Regelfall  ist,  so  kann  es  \on  jedem  Mitglied  auf  6  Monate 
gekündigt  werden  (O.R.  Art.  346),  wenn  nicht  im  Vertrag 
eine  noch  kürzere  Kündigungsfrist  vorgesehen  ist.-^  Eine  un- 
bestimmte Dauer  ist  auch  dann  vorhanden,  wenn  im  Wrtrae 
bestimmt  ist,  daß  er  zunächst  für  eine  bestimmte  .Anzahl  von 
Jahren  fest  abgeschlossen  sei,  falls  aber  nicht  auf  diesen  Zeit- 

-^  Über    die    Kündigung    eines    Kartells    mit    unbestimmter  Dauer   aus- 
führlich  Fuld  in   Holdlieim   1906  S.  36  ft". 
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punkt  hin  ein  Auflösungsbeschluß  erfolge,  er  je  für  eine  be- 
stimmte Zeitperiode  weiter  zu  Recht  bestehe.  Die  Dauer  ist  hier 
deshalb  eine  unbestimmte,  weil  die  Endigung  nach  dem  Ablauf 
der  bestimmten  Anzahl  Jahre  nicht  ohne  weiteres  eintritt, 
sondern  von  dem  Auflösungsbeschluß  abhängig  gemacht  wird, 
einem  Ereignis,  von  dem  nicht  sicher  ist,  ob  es  eintritt. •^'^  In 
solchen  Fällen  gih  O.R.  Art.  346  Abs.  i.  Es  kann  also  nicht 
die  Kündigung  für  eine  Anzahl  von  Jahren  ausgeschlossen 
werden.  Eine  derartige  Bestimmung  wäre  nichtig.  Ein  deut- 
sches Gericht'^i  hat  sich  dahm  ausgesprochen,  daß  wegen  der 
Nichtigkeit  der  Bestimmung,  daß  vor  Ablauf  einer  bestimmten 
Zeit  ein  Kartellvertrag  nicht  gekündigt  werden  könne,  der 
ganze  Vertrag  als  nichtig  zu  betrachten  sei  (B.G.  B.  §  139), 
da  bei  solchen  Verträgen  die  Bestimmung  der  Zeitdauer,  für 
w^elche  der  Vertrag  zu  gelten  habe,  der  Natur  der  Sache  nach 
sehr  wesentlich  sei  und  wohl  kaum  ein  Interessent  einen  Ge- 
sellschaftsvertrag, daß  jeder  Gesellschafter  jederzeit  kündigen 
dürfte,  eingehen  würde. 3^'  Ohne  vorherige  Aufkündigung  kann 
die  Auflösung  verlangt  werden  beim  Vorliegen  wichtiger 
Gründe  (O.  R.  Art.  345  Abs.  2). 

Viel  häufiger  werden  aber  die  Kartelle  auf  eme  bestimmte 
Zeitdauer  abgeschlossen.  Ist  im  Gesellschaftsvertrag  bestimmt, 
daß  der  Vertrag  auf  eine  Reihe  von  Jahren  fest  abgeschlossen 
sei,  ei-  aber  weiter  dauere,  wenn  er  nicht  auf  diesen  Zeitpunkt 
von  irgend  einem  Kontrahenten  gekündigt  werde,  so  handelt 
es  sich  auch  um  eine  Gesellschaft  mit  bestimmter  Dauer. 
Dieser  Fall  ist  von  dem  oben  besprochenen,  wo  das  Aufhören 
der  Gesellschaft  von  einem  Auflösungsbeschluß  der  Mehrheit 
der  Kontrahenten  abhängig  gemacht  ist,  verschieden.  Denn 
hier  ist  jeder  einzelne  Gesellschafter  nur  bis  zu  dem  festen 
Zeitpunkt  gebunden,  es  steht  in  sehiem  freien  Belieben,  ob  er 
über  diesen  Zeitpunkt  hinaus   die  gesellschaftlichen    Pflichten 

=^"  Vergl.  über  solche  Fälle  Leipziger  Zeitschrift  1911  S.  1918  ff  „§  723 
B.  G.  B.  eine  Klippe  für  Kartellvereine"  von  Klarenaer  und  Kartell-Rund- 
schau Bd.  8  S.  605  ff. 

'■'^  Oberlandesgericht  Stuttgart  in  Recht  Bd.  13  Nr.  2161. 

^'  Vergl.  auch  Klarenaer  a.  a.  O.  Zu  derselben  Entscheidung  käme 
man  auch  auf  Grund  der  etwas  abweichenden  Formulierung  von  O.  R. 
Art.  20,  Abs.  2. 
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weiter  auf  sich  nehmen  will;  wird  von  keiner  Seite  gekündigt, 
so  handeh  es  sich  um  eine  stillschweigende  Erneuerung  des 
Vertragsverhältnisses. "^^  Bei  solcher  bestimmter  Dauer  des  Ge- 
sellschaftsvertrages ist  keine  Kündigung  vor  Ablauf  dieser 
Dauer  möglich,  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  im  Vertrag  vor- 
behalten worden  ist  ((3.R.  Art.  545  Ziff.  6).  Doch  kann  aus 
wichtigen  Gründen  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf 
der  Vertragsdauer  \erlangt  werden  ( O.  R.  Art.  345  Abs.  2). 
Die  Auflösung  der  Gesellschaft  erfolgt  in  diesem  Fall 
durch  richterliches  Urteil,  welches  konstituti\e  Wirkung  hat 
l  An.  543  Ziff.  7).  DaI3  diese  Bestimmung  eine  derjenigen 
ist,  die  auch  auf  die  besondere  Art  von  Gesellschaften,  wie 
sie  die  Kartelle  darstellen,  .Anwendung  zu  finden  hat,  scheint 
zweifellos.  Der  Zweck  dieser  Bestimmung  geht  dahin,  die 
Gesellschafter  vor  einer  allzu  starken  Bindung  zu  schützen. 
Wenn  man  bedenkt,  eine  wie  weitgehende  Beschränkung  in 
der  Ausübung  ihres  (Gewerbes  die  Mitglieder  eine^  Kartells 
auf  sich  nehmen,  so  ergibt  sich,  da  15  dieser  Schutz  der  einzelnen 
Gesellschafter  in  einer  Kartellgesellschaft  eine  besondere  I^e- 
deutung  hat.  Von  diesem  Gedanken  ausgehend,  haben  daher 
auch,  wie  wir  gesehen  haben,  deutsche  Autoren,  welche  die 
Annahme  einer  Gesellschaft  abgelehnt  haben,  doch  diese  Be- 
stimmung des  Gesellschaftsrechts  analog  angewendet.  Doch 
ist  auch  die  entgegengesetzte  Ansicht  \ertreten.  Nach  Staub^^ 
sind  wegen  der  Eigenartigkeit  des  Kartellvertrages  die  Grund- 
sätze des  B.  G.  B.  über  Gesellschaften  lücht  immer  unbedingt 
anwendbar,  so  ist  insbesondere  nicht  immer  enie  vorzeitige 
Kündigung  nach  §  723  B.  G.  B.  möglich  z.  B.  wenn  es  an  einer 
Einlage  fehlt.  Diese  Ansicht  scheint  mir  nach  dem  oben 
Ausgeführten  wenig  einleuchtend. 

Das  Ciesetz  sagt  nichts  darüber  aus,  wann  ein  solcher 
die  vorzeitige  Auflösung  bedingender  wichtiger  (irund  vor- 
liegt. Es  kann  sich  hier  nicht  darum  handeln,  eine  .\uf- 
zählung  aller  eventuell  in  Betracht  kommenden  Gründe  vor- 
zunehmen.-"^^     Es    soll    hier    nur    derjenige    Fall    kurz    erörtert 

^^  So  auch  ausdrücklich  in  verschiedenen  der  oben  S.  58  ft.  mitgeteilten 
Bestimmungen  z.  B.  S.  61. 

■^*  Kommentar  z.  H.  G.  B.  Exkurs  zu  §  346,  Anm,  33. 

''  Über  die  in  der  Rechtssprechung  allgemein  anerkannten  Gründe 
Zeller  zu  O.  R.  Art.  545  Anm.  12. 
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werden,  der  in  einer  Kartell-Gesellschaft  eine  besondere  Rolle 
spielt.  Für  die  Kartelle  ist  es  namentlich  von  großer  Be- 
deutung, ob  eine  \'on  einem  Mitglied  begangene  X'ertrags- 
verletzung  für  die  übrigen  ein  wichtiger  Grund  ist,  um  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  zu  verlangen. -^^^  In  einem  Preis- 
kartell, der  ,, Association  des  Fabricants  et  Marchands  de 
preparage  et  pergage",  hat  das  Obergericht  des  Kantons  Bern 
die  Preisunterbietungen  eines  Mitgliedes  als  wichtigen  Grund 
anerkannt  für  die  vorzeitige  Auflösung.-^'  Das  Mitglied,  das 
die  Auflösung  (bezw.  den  Austritt)  verlangte,  hatte  infolge 
der  von  andern  Mitgliedern  begangenen  Preisunterbietungen 
nachgerade  einen  großen  Teil  seiner  Kundschaft  verloren. 
Mit  Rücksicht  darauf  anerkannte  das  bernische  Obergericht 
das  Recht  des  betreffenden  Mitgliedes  vorzeitig  auszutreten. 
Diese  Tatsache  ist  hier  von  Bedeutung.  Die  von  einem  Mit- 
glied begangene  Preisunterbietung  genügt  an  sich  noch  nicht, 
um  den  andern  das  Recht  zu  gewähren,  aus  wichtigem  (jrund 
die  Auflösung  der  Kartell-Gesellschaft  zu  verlangen.  Das  wird 
insbesondere  dann  nicht  der  Fall  sein,  wenn  das  \  erletzte 
Kartellmitglied  die  Möglichkeit  hat  die  Konventionalstrafe  des 
Kartellvertrages  mit  Erfolg  in  Anspruch  zu  nehmen,  denn 
wenn  eine  solche  verwirkt  und  bezahlt  ist,  ist  damit  auch  die 
Verletzung  des  Gesellschaftsxertrages  ausgeglichen.-^^  Ein 
wichtiger  Grund  für  die  Auflösung  ist  aber  zweifellos  dann 
gegeben,  wenn  trotz  der  im  Kartellvertrag  festgesetzten  Kon- 
xentionalstrafe  die  l-nterbietungen  nicht  mehr  eingedämmt 
werden  können,  wenn  ein  großer  Teil  aller  Geschäfte  der 
Kartellmitglieder  auf  iJnterbietungen  beruht.  In  einem  solchen 
Falle  wird  dem  kartelltreuen  Gesellschafter  die  FLrfüllung 
seiner    Kartellverpflichtungen    unmöglich    gemacht,    denn    sie 


^^  Das  deutsche  B.  G.  B.  bezeichnet  ausdrücklich  die  von  einem  Ge- 
sellschafter begangene  vorsätzliche  oder  grobfahrlässige  Verletzung  einer 
wesentlichen  Verpflichtung  für  die  andern  als  wichtigen  Grund  für  die  vor- 
zeitige Kündigung  §  723,  Abs.  i,  Satz  2. 

•^'  S.  J.  Z.  Bd.  8  S.  292.  Die  hier  in  Betracht  kommende  Association 
ist  allerdings  eine  Genossenschaft.  Das  tut  aber  msofern  nichts  zur  Sache, 
als  das  Obergericht  die  Auflösung  aus^  wichtigem  Grund  in  bewußter  Ana- 
logie mit  dem  Recht  der  einfachen  Gesellschaft  zugelassen  hat. 

^*  Vergl.  Weiß:  Unterbietungen  und  Kündigungsrecht  in  Kartellen, 
Kartell-Rundschau  Bd.  9  S.  844  ff. 
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würden    seinem   geschäftlichen   Ruin   gleichkommen,   da   er   zu 
den    festgesetzten    Preisen    Waren    überhaupt    nicht    mehr    ab- 
setzen kann.  5^*   Es  ist  für  die  Kartelle  wichtig,  daß  festgestellt 
werde,,    daf5    nicht    jeder    Kontraventionsfall    einen    wichtigen 
Grund    bedeutet,   den   die   andern   MitgHeder   geltend   machen 
können,   um   die  Auflösung  des   Kartells  zu  \erlangen.    Schon 
ohnehin   bedeutet  die  Regelung  von  O.  R.  Art.  545  Abs.  2  eine 
stete   (Gefahr  für  den   Bestand   der   Kartelle,    in   viel   höherem 
Maße   dann,    wenn   fortwährend   zu   befürchten   wäre,   daß   ein 
kartellmüdes    Mitglied    eine    geringfügige    Vertragsverletzung 
emes  andern  Gesellschafters  als  willkommenen  Anlaß  benützt, 
um  die  sofortige  Auflösung  der  Gesellschaft  herbeizuführen. 40 
In    einem    Urteil    eines    deutschen    Gerichtes-^i    wird    als 
wichtiger    Grund,    der   zur    vorzeitigen    Kündigung    berechtigt, 
der   Umstand  betrachtet,  daß   verschiedene  andere  Mitglieder 
ausgetreten    sind    und    infolgedessen    die   Erreichung    des    ge- 
wollten Zweckes,  in  casu  die  Hochhaltung  der  Preise,  unmöglich 
wird.    Gestalten  sich  aber  einmal  die  Verhältnisse  so,  daß  die 
Erreichung  des   Kartellzweckes  unmöglich  wird,  so  ist  es  gar 
nicht  mehr  notwendig,  daß  ein  Kartellmitglied  die  Aufl()sung 
durch  richterliches  Urteil  verlange  (  m  Deutschland  nach  B.  G.  B. 
§  723  kündige),  vielmehr  tritt  m  einem  solchen   Fall  die  Auf- 
lösung automatisch  ein  (O.R.   545  Ziff.  i  i.*- 

Da  O.R.  Art.  345  Abs.  2  und  Art.  546  zwingendes  Recht 
enthalten,  kaim  in  den  Kartellen  nicht  vermieden'werden,  daß, 
falls  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  gegeben  sind,  die  Kartell- 
Gesellschaft  von  einem  Mitglied  gekündigt  bezw.  deren  Auf- 
lösung verlangt  werde.  Häufig  kann  ein  Interesse  daran  Nor- 
handen  sein,  daß  in  einem  solchen  Fall  unter  Ausschluß  des- 
jenigen, der  die  Kündigung  ausspricht  bezw.  die  Auflösung 
verlangt,    das    Kartell    unter   den    übrigen    Mitgliedern    weiter- 

'^  Was  liier  von  Preisunterbietunc^eii  gesagt  ist,  gilt  in  Kartellen  anderer 
Art  auch  vom  Nichteinhalten  von  Konditionen,  Überschreiten  von  ßeteiligunas- 
zifl'ern  etc.  *      * 

^"  Allerdings  fuhrt  Rössel  Bd.  3  S.  593  ganz  allgemein  aus  :  „on  tiendra 
pour  de  justes  motifs  puisque  la  societe  est  un  contrat  de  mutuelle  confiance 
]e  fait  que  l'un   des  associes  manque  ä  ses  engagements." 

*•  Urteil  des  Kammergerichtes  mitgeteilt  in  Kartell-Rundschau  1915S.  163. 

■*-   Vergl.  Zeiler  Kommentar  zu  ().  R.  Art.  545   Anm.    1    und  2. 
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dauere.      So    sehen    wir    in    der    oben    18.59  fg.)    mitgeteilten 
Bestimmung     aus    den    Konventionen    der    „Vereinigung    von 
Vertretern    des    schweizerischen    Bankfaches",    daß    von    einer 
Kündigung  der  einzelnen  Mitglieder  für  sich  die  Rede  ist,  der 
sicli    aber    andere    Mitglieder   auch    anschließen    können.     Die 
Kündigung    soll    also    nicht    die    Auflösung    des    Kartells    be- 
deuten, sondern  nur  den  Austritt  der  kündigenden  Mitglieder 
bewirken.    Der  Titel  23   des   O.  R.    enthält   im   Gegensatz   zum 
deutschen  B.  G.  B.  keine  Bestimmung,  in  der  vom  Ausscheiden 
der    einzelnen    Gesellschafter    aus    der    Gesellschaft    die    Rede 
wäre.    Nach  B.  G.  B.  §  736  ist  es  möglich  zu  bestimmen,  daß 
eine   jede    Kündigung   eines   Gesellschafters,   so   auch   die   vor- 
zeitige aus  wichtigem  Grund,  nicht  die  Auflösung  der  (lesell- 
schaft  herbeiführt,  sondern  bloß  den  Austritt  des  kündigenden 
Mitghedes.    Das  O.  R.  enthält  im  Recht  der  Kollektiv-Gesell- 
schaft   (Art.  577)    eine    dem    B^G.  B.    §736    analoge    Bestim- 
mung.^-^   Während  aber  Bestimmungen  über  die  einfache   Ge- 
sellschaft  in   vieler  Beziehung   auch   für   die    Kollektiv-Gesell- 
schaft   Geltung  haben,   wenn   sich   aus   dem    Gesetz   keine   Ab- 
weichungen   ergeben    (O.R.    Art.  555    Abs.  2),    können    nicht 
auch    umgekehrt    die    besondern    Bestimmungen,    die    für    die 
Kollektiv-Gesellschaft   gelten,   analoge  Anwendung   finden  auf 
einfache    Gesellschaften.     Insbesondere    trifft    das    hier   zu,    da 
die    besondere   Regelung    von    B.  G.  B.    §  736    wie    Staudinger 
ausführt   (Kommentar  zu  B.  G.  B.   §  736  Bem.  1,  i)   nicht  dem 
Wesen   der  Gesellschaft   entspricht,   wenn   sie   allerdings   auch 
einem  unverkennbaren  praktischen  Bedürfnis  entgegenkommt. 
Wenn  demnach  nach  schweizerischem   O.  R.   der  Austritt   ein- 
zelner   Mitglieder   aus    der   einfachen    Gesellschaft    nicht    vor- 
gesehen ist,  so  können  sich  die  Gesellschaften  so  helfen,  daß 
für  den  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  Kündigung 
seitens    eines   Mitgliedes   oder   durch    richterliches    Urteil    auf 
Verlangen    eines   Mitgliedes   eine   neue    Gesellschaft   mit    den- 
selben   gesellschafthchen    Pflichten   bestehen   soll,    an   der   das 
betreffende    Mitglied   nicht   teil  hat.    Diese   neue    Gesellschaft 
wird  schon  bei  der  Bildimg  der  ersten  suspensiv  bedingt  ver- 


4:; 


Sie  entspricht  auch  dem  §  138  des  deutschen  H.  G.  B.  für  die  oft'ene 


Handelsgesellschaft. 
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einbart.^^  In  diesem  Sinne  sind  auch  Bestimmungen  wie  die 
oben  mitgeteilten  auszulegen. 

Das  schweizerische  O.  R.  kennt  für  die  einfache  Gesell- 
schaft auch  keine  dem  §  737  B.  G.  B.  entsprechende  Bestim- 
mung, wonach  ein  Gesellschafter,  in  dessen  Person  eine  die 
übrigen  Gesellschafter  zur  Kündigung  berechtigender  wich- 
tiger Grund,  wie  X'erletzung  einer  ihm  obliegenden  wesent- 
lichen \'erpf licht ung  eintritt,  aus  der  Gesellschaft  ausgeschlos- 
sen werden  kann.  Es  ist  wiederum  das  Recht  der  Kollektiv- 
Gesellschaft,  das  in  O.  R.  Art.  376  eine  analoge  Bestimmung 
enthält.  Da  diese  Bestimmung  für  die  einfache  Gesellschaft 
nicht  gelten  kann/''  bleibt  auch  hier  nur  der  Ausweg,  daß, 
wenn  ein  Gesellschafter  x^nlaß  zur  vorzeitigen  Auflösung  bietet, 
diese  von  den  übrigen  Gesellschaftern  verlangt  wird  und  sie 
dann  zu  einer  neuen  Gesellschaft  zusammentreten.  Es  steht 
auch  nichts  im  Wege,  die  Verpflichtung  zum  Beitritt  in  diese 
neue   Gesellschaft   \on   Anfang  an  festzusetzen. 

Für  das  Kartell  hat  die  Mitgliedschaft  der  einzelnen 
rnternehmer  nur  so  lange  Wert,  als  sie  die  Fabrik,  in  der  die 
kartellierten  Waren  hergestellt  werden,  innehalten.  Es  besteht 
für  die  Kartelle  die  große  (lefahr,  daß  die  Mitglieder  ihre 
Fabrik  \eräußem,  um  sich  dadurch  \  on  den  ihnen  lästig 
gewordenen  Kartellverpflichtungen  zu  befreien.^''  Ein  in  dem 
Kartelh  ertrag  aufgenommenes  Verbot,  die  Fabrik  nicht  zu 
xeräußern,  würde  nicht  hindern,  daß  eine  solche  Veräußerung 
trotzdem  gültig  wäre.  W>nn  wir  im  schweizerischen  Recht 
auch  keine  Bestimmung  haben,  die  es  ausdrücklich  ausspricht 
wie  B.  G.  B.  ^  137,  so  folgt  daraus,  daß  die  Parteien  nicht  \on 
sich  au^  die  das  Eigentum  emer  Sache  umschreibenden  Rechts- 
sätze, wozu  die  Verfügung  nach  freiem  Belieben  gehört,  ab- 
ändern können. i"  Immerhm  wäre  die  Verpflichtung,  die  Fabrik 
nicht  zu  \  eräußern,  an  sich  gültig.  ^^  Es  könnte  daher  eine 
auf    ihre    Verletzung   gesetzte    Konventionalstrafe   eingefordert 


45 


48 


Vergl.  auch  Windscheid  §  408  ZiÜ\  3,  Hd.  2  S.  794. 

Für  diesen  Fall  ausdrücklich  Zeller  Art.  545,  Anm.   17. 

Vergl.  Silberberg  S.  263   über    einen  eigentümlichen  Weg,    den    ein 
Kartell  zur  Vermeidung  dieser  Gefahr  betreten  hat,  unten  §  15  lit.  B. 
*'  Oser  zu  O.  R.  Art.  20,  Bern.  III,  3e  /?. 
^'^  So  auch  B,  G.  B.  §  137,  Satz  2. 
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werden.    Doch  ist  damit  dem  Kartell  wenig  gedient,  wenn  der 
Erwerber  die  Fabrik  nicht  im  Sinne  des  Kartells  weiterbetreibt. 
Für  das  Kartell  ist  von  viel  größerer  Bedeutung,  daß  der  Er- 
werber an  Stelle  des  Veräußerers  in  das  Kartell  eintrete.  Aber 
es   besteht    für   die    Kartellmitglieder   nicht    ohne   weiteres   die 
Pflicht,   einem  etwaigen  Geschäftsnachfolger  die  gleichen  \>r- 
pflichtungen,  die  er  übernommen  hatte,  zu  überbinden.'i-*    Da- 
her werden  in  den  Kartellverträgen  Bestimmungen  aufgenom- 
men wie  folgende:  (Berner  Sanierungsvertrag,  Art.  16  Ziff.  II) 
„geht  eine  Brauerei  an  einen  Rechtsnachfolger  über,  so  ist  ihm 
die    Innehaltung   dieses   Vertrages   zu   überbinden.    Bei    Nicht- 
achtung dieser  Vorschrift  verfällt  die  fehlbare  Brauerei  in  die 
nach    diesem    Vertrag    höchst    zulässige    Konventionalstrafe". 
(Dies(^  beträgt  Fr.  25000  nach  Art.  2  Ziff.  3  des  Ausführungs- 
reglements.)   Aus  einem  andern  Verband:  (Art.  2  Abs.  3)  „Die 
Mitgliedschaft    der   Verbandsfirmen   geht    auch   auf   deren    all- 
fällige   Rechtsnachfolger  über.    Jede   Verbandsfirma  ist   dafür 
verantwortlich,    daß   bei    Übergang    ihres    Geschäftes    an    eine 
neue  Firma  die  letztere  sich  so  lange  an  diese  Konvention  hält, 
bis   sie  nach  Maßgabe  der  Statuten  ihren   Rücktritt   erklären 

kann."  -^^^ 

In  bezug  auf  die  rechtliche  Natur  des  Vorganges,  der  sich 
dabei  abspielt,  ist  folgendes  zu  sagen  :  Die  Mitgliedschaft  geht 
nicht,  wie  es  in  dem  zweiten  Beispiel  ausgesprochen  ist,  ohne 
weiteres  auf  den  Rechtsnachfolger  über.  Das  wäre  nur  der 
Fall,  wenn  diese  verdinglicht  und  als  dingliche  Belastung  der 
Fabrik  von  der  Person  des  VertragschHeßenden  losgelöst  wäre. 
'  Eine  solche  Verdinglichung  der  Mitgliedschaft  in  einer  ein- 
fachen Gesellschaft  ist  aber  nicht  möglich.^i  Vielmehr  ist  hier 
folgendes  gemeint :  Während  im  allgemeinen  em  Gesellschafter 
keinen  Dritten  in  die  Gesellschaft  von  sich  aus  aufnehmen  kann 


"  Vergl.  R.  G.  in  Holdheim  1809,  S.  86.  Wenn  allerdings  die  Über- 
tragung einzig  und  allein  zu  dem  Zweck  vorgenommen  wird,  um  den  Kartell- 
vertrag zu  umgehen,  wie  z.  B.  bei  einer  Veräußerung  an  einen  Strohmann, 
so  hat^'der  Veräußerer  dafür  einzustehen,  daß  die  Kartellverabredungen  vom 
Erwerber  eingehalten  werden,  vergl.  Recht  1908  Nr.  3012  Spalte  534. 

<*«  Ganz  ähnliche  Bestinmiungen  finden  sich  auch  in  Kartellen,  die  in 
anderer  Rechtsform  auftreten.     Vergl.  darüber  in  den  betr.  §§. 

*•  Vergl.  Näheres  §  15  lit.  B. 
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(O.K.  Art.  542  Abs.  I  ),  haben  hier  die  einzehien  Mitglieder 
nicht  nui  das  Recht,  sondern  auch  die  PfHcht,  im  Falle,  daß 
sie  ihr  Geschäft  veräußern  (handle  es  sich  nun  um  Verkauf, 
Vermietung  oder  Verpachtung),  den  Erwerber  in  die  Gesell- 
schaft an  ihre  Stelle  aufzunelunen.  Für  die  übrigen  Gesell- 
schafter besteht  die  Pflicht,  den  Erwerber  als  Gesellschafter 
anzuerkennen,  falls  er  den  Kartellpflichten  in  dem  Umfange 
nachkommt,  wie  sie  seinem  Rechtsvorgänger  Überbunden  waren. 
Kommt  aber  der  Erwerber  des  Kartellgeschäftes  den  Kartell- 
verpflichtungen nicht  nach,  so  kann  sich  die  Gesellschaft  nur 
an  den  Veräußerer  halten. 

Aus  dem  erwähnten  Grunde,  daß  das  Innehaben  einer 
Fabrik  bezw.  eines  Geschäftes  die  notwendige  Voraussetzung 
der  Mitgliedschaft  ist,  ist  anzunehmen,  daß  der  Auflösungs- 
grund von  O.R.  Art.  545  Ziff.  2,  der  Tod  eines  Gesellschafters, 
bei  Kartellgesellschaften'^2  keine  Anwendung  zu  finden  hat.  Es 
ist  immer  eine  stillschweigende  yercinbarung  anzunehmen, 
daß  die  Ciesellschaft  mit  den  Erben  des  verstorbenen  Mit- 
gliedes fortbestehen  soll. 

Zu  den  einfachen  Gesellschaften  gehören  auch  solche 
Kartelle,  die  zwar  korporativ  organisiert  sind,  aber  nicht  die 
besonderen  Erfordernisse  einer  wirtschaftlichen  Korporation  des 
O.R.  [Z.B.  der  Genossenschaft)  erfüllen  und  als  solche  ins 
Handelsregister  eingetragen  worden  sind.  Als  Verein  mit  nicht- 
wirtschaftlichem Zweck  (Z.  G.  Art.  60  ff.),  denen  die  Rechts- 
persönlichkeit auch  ohne  Eintragung  zukommt,  können  sie 
nicht  aufgefaßt  werden.  Daß  einzelne  Verbände,  die  als  „Ideal- 
Vereine"  anerkannt  sind,  nebenher  auch  Kartellzwecke  ver- 
folgen, sagt  nichts  dagegen.^^  Die  typischen  Kartellzwecke 
sind  zweifellos  nicht  ideale,  sondern  wirtschaftliche  (vgl. 
S.  125  fg.).  Ein  Verband,  der  ausschließlich  zu  Kartellzwecken 
gegründet  worden  ist,  kann  daher  nicht  als  idealer  Verein 
gelten.  Vor  der  Einführung  des  Z.  G.  B.  war  in  O.  R.  Art.  717 
eine  besondere  Bestimmung  für  solche  wirtschaftliche  Vereine 
ohne  Persönlichkeit  enthalten.  Jetzt  sind  sie  nach  Z.  G.  B.  Art.  62 

^-  Wenn  es  sich  überhaupt  um  Gesellschaften  unter  physischen  Personea 
handelt,  wo  er  einzig  in  Betracht  kommt. 
°^  Darüber  im  folgenden  §. 
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den  einfachen  Gesellschaften  gleichgestellt.^*  Ein  hierher  ge- 
höriges Beispiel  ist  ein  Verband,  dessen  Statuten  zu  verwenden 
mir  nur  ohne  Nennung  des  Namenes  gestattet  ist.  Es  ist  ein 
Submissionskartell  mit  Kontingentierung.^-^  Das  Kartell  nennt 
sich  „Verband"  und  hat  schriftliche  „Statuten".  Art.  31  der- 
selben nennt  die  Organe :  Generalversammlung,  X'orstand  und 
Geschäftsführung;  zwei  Mitglieder  des  Vorstandes  vertreten 
gemeinschaftlich  den  Verband  rechtsverbindlich  nach  außen. 
(Art.  33)  Aus  den  beträchtlichen  Eintrittsgeldern,  den  Kon- 
tingentsabgaben, den  event.  Konventionalstrafen  wird  ein  Ver- 
bandsvermögen gebildet.  (Art.  30  und  41)  Mit  Zustinmiung 
von  Dreiviertel  der  Verbandsfirmen  können  jederzeit  weitere 
Mitglieder  aufgenommen  werden.  Mitglieder,  die  ihren  Ver- 
pflichtungen gegenüber  dem  Verbände  nicht  nachkommen, 
können  auf  Antrag  des  Vorstandes  durch  Beschluß  der  General- 
versammlung auf  den  Schluß  des  Geschäftsjahres  und  in 
„besonders  gravierenden  Fällen"  sofort  aus  dem  Verbände 
ausgeschlossen  werden  (Art.  38).  Für  die  Dauer  des  Verbandes 
ist  die  bestimmte  Zahl  von  5  Jahren  festgesetzt.  Aus  dem 
Ganzen  der  Statuten  ist  der  Wille  ersichtlich,  eine  Körper- 
schaft zu  bilden.  Das  genügt  nach  Z.  G.  B.  Art.  60  zur  Er- 
langung der  Rechtspersönlichkeit.  Der  Wille  der  Körper- 
schaft zu  bestehen  braucht  nicht  besonders  zum  Ausdruck  zu 
kommen. 56  Aber  der  nichtwirtschaftliche  Zweck  ist  bei  diesem 
Verbände  nicht  gegeben  und  es  kann  daher  die  Rechtspersön- 
lichkeit nicht  erlangt  werden.  Allerdings  wird  in  Art.  i  der 
Statuten  nach  Art  von  Fach-  und  Berufsvereinen  gesagt,  der 
Verband  sei  in  der  Absicht  gegründet,  die  gemeinsamen  Inter- 

^*  Dabei  ist  nicht  die  Meinung,  daß  es  sich  um  eine  besondere  Kategorie 
von  Vereinen  handle,  für  die  aber  das  Gesellschaftsrecht  Anwendung  zu  finden 
habe.  Es  sind  vielmehr  einfache  Gesellschaften  (Egger  zu  Z.  G.  B.  Art.  62, 
.Anm.  2  b)  und  bilden  eine  besondere  Abart  derselben.  Anders  im  deutschen 
B.  G.  B.  Auch  hier  gilt  für  Vereine,  welche  die  Rechtsfähigkeit  nicht 
erlangt  haben,  Gesellschaftsrecht.  (B.  G.  B.  §54.)  Doch  haben  diese  Vereine 
trotzdem  passive  Prozeßfähigkeit  (Z.  Pr.  O.  §  50  und  735).  Da  in  Deutsch- 
land im  Gegensatz  zu  der  Schweiz  keine  Vereine  Rechtsfähigkeit  erlangen 
ohne  Eintragung  (B.  G.  B.  §  21)  sind  die  nicht  rechtsfähigen  Vereine  sehr 
häufig. 

°^  Über  die  Art  der  Ausgleichung  s.  unten  §  21. 
56  Egger  zu  Z.  G.  B.  Art.  60  Bern.  3c  Abs.  2. 

Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle.  6 
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essen  im  allgemeinen  zu  wahren.  Berufsvereine  aber,  die  oft 
eine  so  allgemeine  Zweckangabe  enthalten,  werden  als  ideale 
Zwecke  v^erfolgend  anerkannt.  Doch  zeigt  sich  aus  den  Sta- 
tuten dieses  hier  besprochenen  Verbandes,  daß  trotz  dieser 
Bestimmung  in  Art.  i  die  Haupttätigkeit  auf  die  Regelung  der 
Beteiligung  am  Submissionswesen  gerichtet  ist.  Auf  diesen 
wirklichen  Zweck  ist  darum  abzustellen.-''^  Zur  Erlangung  der 
Rechtspersönlichkeit  hätte  dieser  Verband  sich  als  Genossen- 
schaft konstituieren  und  als  solche  eintragen  lassen  sollen.  Der 
Grund,  warum  das  nicht  geschah,  ist  darin  zu  suchen,  daß  die 
nach  O.  R.  Art.  681  erforderte  Veröffentlichung  der  Statuten 
gescheut  wurde,  und  darüber  hinaus  überhaupt  die  Bekannt- 
gabe de?  Bestehens  des  Verbandes.  Wie  sich  aus  den  Aus- 
führungen über  die  Submissionskartelle  ergeben  hat,-^^  haben 
allerdings  diese  am  meisten  Grund  *ihr(^  Tätigkeit  geheim  zu 
halten. 

In  diesem  Verband  ist  über  den  Austritt  der  Mitglieder 
nichts  bestimmt,  aber  gerade  für  diese  in  einem  Kartell  so 
wichtige  Frage  macht  es  einen  großen  Unterschied  aus,  ob  der 
Verband  als  Verein  (nach  Z.  G.  B.  60  f  f . )  oder  als  einfache  Ge- 
sellschaft zu  betrachten  ist.  Im  Verein  kann  die  Freiheit  des 
Austrittes  nicht  mehr  beschränkt  werden,  als  es  Art.  70  Abs.  2 
Z.  G.  B.  zuläßt.  Damach  kann  jedes  Mitglied  unter  Beob- 
achtung einer  halbjährlichen  Frist  auf  Ende  des  Jahres,  oder 
wenn  eine  besondere  Verwaltungsperiode  vorgesehen  ist,  auf 
deren  Ende  seinen  Austritt  nehmen.  In  unserem  Verbände 
könnte  also,  da  keine  besondere  Verwaltungsperiode  \'orgesehcn 
ist,  jedes  MitgHed  auf  Ende  des  Kalenderjahres  austreten.  Da 
der  Verband  als  eine  einfache  Gesellschaft  zu  quahfizieren  ist, 
so  gelten  die  Bestimmungen  von  O.  R.  Art.  545,  546.  Da  der 
Verband  auf  eine  bestimmte  Dauer  abgeschlossen  ist  und  keine 
Kündigung  vorgesehen  ist  (O.  R.  Art.  343  Ziff.  6),  kann  der 
Einzelne  nur  beim  Vorliegen  wichtiger  Gründe  die  Auflösung 
der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Vertragsdauer  verlangen.. 
Diese  Auflösung  betrifft  aber  nur  das  vertragliche  Verhältnis 
dessen,  der  sie  verlangt.  Unter  den  übrigen  Gesellschaftern 
bleibt  das  Gesellschaftsverhältnis  bestehen,  genauer  gesprochen, 

^^  Egger  a.  a.  O.  Bern.  2d  Abs.  2. 
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Vcrgl.  oben  S.  50  ff. 
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die  übrigen  Gesellschafter  bilden  eine  neue  Gesellschaft.-^^ 
Das  ergibt  sich  hier  aus  der  sinngemäßen  Interpretation  eüier 
solchen  korporativ  gestalteten  Gesellschaft^^  auch  ohne  daß  es 
im  Vertrag  ausdrücklich  bestimmt  zu  sein  brauchte.  Die  in  den 
Verbandsstatuten  enthaltene  Bestimmung  über  den  Ausschluß 
von  Mitgliedern  kann,  da  der  Verband  eine  Gesellschaft  dar- 
stellt, auch  nur  so  aufgefaßt  werden,  wie  oben  S.  yS  ausgeführt 
wurde.  ^^^  * 

An  diesem  zuletzt  erörterten  Beispiel  zeigt  sich  eine 
wie  große  Bedeutung  der  Rechtsform  zukommt  für  die  in  den 
Kartellen  so  wichtige  Frage,  in  einem  wie  starken  Maße  die 
einzelnen  Mitglieder  an  das  Kartell  gebunden  werden  können. 


§  11.     Der  Verein  nach  Z.  G.  B.  Art.  60  ff. 

Als  Verein  im  Sinne  von  Z.  G.  B.  Art.  60  f f .  können  nur 
solche  Personenverbindungen  die  Rechtspersönlichkeit  nach 
dem  Prinzip  der  freien  Körperschaftsbildung  erlangen,  „welche 
sich  nicht  wirtschaftlichen  Aufgaben"  widmen,  sogenannte 
„ideale  Vereme".  Personen  Verbindungen,  die  einen  wirtschaft- 
lichen Zweck  verfolgen,  stehen  unter  den  Bestimmungen  über 
die  Gesellschaften  und  Genossenschaften  des  O.  R.  (Z.  G.  B. 
Art.  39  Abs.  2).  Sie  können  also  Rechtspersönlichkeit  nur  er- 
langen, wenn  sie  als  Aktiengesellschaft  oder  als  Genossen- 
schaft organisiert  und  als  solche  ins  Handelsregister  einge- 
tragen sind.  Wenn  wir  uns  hier  die  Frage  stellen,  ob  der 
Verein  des  Z.  G.  B.  für  solche  Personenverbindungen,  die  wir 
Kartelle  nennen,  überhaupt  in  Betracht  kommt,  müssen  wir  den 


*^  Vergl.  oben  S.  77. 

^"^  Egger  zu  Z.  G.  B.  Art.  62  Bern.  2  d. 


^'  In  diesem  Zusammenhang  ist  darum  der  Großhändlerverband  der 
Wasserleitungsbranche  zu  erwähnen.  Dieser  Verband  will  sich  als  Verein 
eintragen  lassen,  vergl.  darüber  den  folgenden  §.  §  23  der  Statuten  bestimmt 
nun:  „Bis  zur  Eintragung  des  Vereins  und  in  dem  Ealle,  daß  derselbe  die 
Rechtsfähigkeit  nicht  erlangen  oder  wieder  verlieren  sollte,  gelten  folgende 
Bestimmungen:  i.  Der  Verein  soll  als  einfache  Geseilschaft  bestehen. 
2.  Durch  Austritt,  Tod  etc.  eines  Mitgliedes  wird  der  Bestand  des  Vereins 
nicht  berührt."  Wenn  der  in  den  Statuten  vorgesehene  Fall  eintreten  würde, 
hätten  wir  es  also  auch  hier  mit  einem  korporativ  organisierten  Verbände 
zu  tun,  auf  den  die  Normen  des  Gesellschaftsrechtes  Anwendung  zu  finden 
hätten. 
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typischen    Kartellzweck    darauf   hin    prüfen,    ob    er    wirtschaft- 
licher Natur  ist  oder  nicht. 

Nach  der  von  uns  angenommenen  Definition  (S.  4)  geht 
der  Zweck  der  Kartelle  auf  die  Regulierung  von  Produktion 
und  Absatz.  Die  Vorteile,  die  dadurch  erlangt  werden  sollen, 
sind  zweifellos  ökonomischer  Natur.  Damit  ist  aber  noch  nicht 
gesagt,  daß  ein  wirtschaftlicher  Zweck  im  Sinne  \  on  Z.  G.  B. 
Art.  60  gegeben  sei.  Denn  dazu  m  notwendig,  daß  diese  öko- 
nomischen Vorteile,  wenn  auch  zunächst  dem  Verein  als  sol- 
chem, in  letzter  Linie  den  MitgUedern  zu  gute  kommen  und 
nicht  außenstehenden  Dritten. ^  Ob  das  bei  den  Kartellen  der 
Kali  ist,  geht  aus  unserer  Definition  nicht  ohne  weiteres  her- 
vor. Es  ist  denkbar,  daß  die  Art  und  Weise,  wie  die  Regulie- 
rung der  Produktion  und  des  Absatzes  durchgc' führt  wird, 
all  denjenigen,  die  als  Produzenten,  Händler,  oder  Verbraucher 
an  der  kartellierten  Ware  interessiert  sind,  zum  Vierteil  ge- 
reicht. Ich  erinnere  hier  an  das  auf  S.  46  mitgeteilte  bundes- 
gerichtliche Urteil  über  die  Ostschweizerische  Mühlen  A.  G., 
wo  ausgeführt  wird,  daß  dieses  Kartell  im  Interesse  der  Ge- 
samtheit eine  stabile  Preislage  geschaffen  habe.  Aber  so 
richtig  es  auch  sein  mag,  daß  oft  ein  Kartell  weit  über  seinen 
Mitgliederbestand  hinaus  einen  günstigen  Einfhiß  ausübt,  so 
wird  man  doch  nicht  so  weit  gehen  dürfen,  zu  behaupten,  daß 
die  Unternehmer,  die  ein  Kartell  gründen,  den  Zweck  ver- 
folgen einen  für  die  Allgemeinheit  günstigen  Stand  ihrer 
Branche  zu  schaffen.  Wäre  das  der  Fall,  so  würden  die  Kar- 
telle nicht  so  häufig  das  Bestreben  haben,  ihre  Tätigkeit 
möglichst  wenig  an  die  Öffentlichkeit  zu  bringen.  Vielmehr 
geht  der  Endzweck  aller  Kartelle  dahin,  durch  die  Regulie- 
rung der  Produktion  und  des  Absatzes  die  Gewinnchancen  der 
einzelnen  beteiligten  Unternehmer  zu  erhöhen,  zum  mindesten 
aber  Nachteile,  die  *durch  das  Einreißen  einer  immer  wildern 
Konkurrenz  einzutreten  drohen,  abzuwenden.-  Zeigen  sich  in- 
folge der  Kartellbildung  für  die  gesamte  Branche  und  darüber 


'  Egger  zu  Z.  G.  B.  Art.  60  Bern.  2d  ,:'  und  die  dort  Zitierten:  Wiede- 
mann  S.  307  ig.,  Blattner  S.  26. 

-  Silberberg  (S.  17)  geht  so  weit,  den  Zweci<  der  Erhöhung  d^r  Renta- 
bilität der  kartellierten  Unternehmungen  in  die  Begriffsbestimmung  des 
Kartells  aufzunehmen. 
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hinaus  für  die  Abnehmer  günstige  Wirkungen,  so  kann  das 
den  Kartellteilnehmern  nur  angenehm  sein,  weil  sie  dann 
weniger  Anfeindungen  ausgesetzt  sind.  Das  Bewußtsein  aber, 
daß  die  Kartellierung  für  die  außenstehenden  Produzenten, 
insbesondere  aber  für  die  Abnehmer  der  betreffenden  Produkte 
große  Nachteile  mit  sich  bringt,  liält  die  Unternehmer  nicht 
davon  ab  zu  ihrem  Vorteil  ein  Kartell  zu  bilden.  Es  erstreben 
demnach  die  Kartelle  ökonomische  Vorteile  einzig  für  ihre 
Mitglieder. 

So  kommen  wir  zu  dem  Resultat,  daß  eine  Personen - 
Verbindung,  die  ausschließlich  als  Kartell  (zur  Verfolgung  des 
typischen  Kartellzweckes)  gegründet  wdrd,  nicht  als  „idealer 
Verein"  im  Sinne  von  Z.  G.  B.  Art.  60  ff.  die  Rechtspersönlich- 
keit erlangen  kann.  Dieses  Resultat  wurde  schon  oben  ( S.  80) 
vorweg  genommen.  Wir  haben  dort  gesehen,  daß  daher  ein 
Kartell,  das  korporativ  organisiert  ist,  aber  nicht  als  Genossen- 
schaft eingetragen  wurde,  nach  Z.  G.  B.  Art.  62  als  einfache 
Gesellschaft  zu  betrachten  ist. 

Anders  lagen  die  Verhältnisse  vor  der  Einführung  des 
Z.  G.  B.  Die  Unterscheidung  der  wirtschaftlichen  und  idealen 
Vereine  war  damals  höchst  bestritten.-^  Nach  der  altern  Auf- 
fassung des  Bundesgerichts  liegt  das  Kriterium  im  Vorliegen 
eines  Gewerbebetriebes.*  Da  nun  in  einem  Kartell,  insofern  es 
sich  nicht  um  ein  Verkaufskartell  handelt,  ein  Gewerbebetrieb 
nicht  notwendig  ist,  könnte  sich  nach  dieser  Auffassung  ein 
Kartell  sehr  wohl  als  Verein  organisieren  und  als  solcher  ein- 
getragen die  Rechtspersönlichkeit  erlangen  (O.  R.  alt  Art.  716). 
So  sehen  wir,  daß  der  „Schweizerische  Großhändler-Verband 
der  Wasserlekungsbranche"  als  Verein  organisert  ist.  Be- 
merkenswert ist  §  2  der  Statuten.  Hier  wird  zunächst  der 
Zweck  angegeben:  Feststellung  von  Verkaufspreisen,  Verkaufs- 
und Lieferungsbedingungen.  Im  fernem  ist  dann  bestimmt  : 
„Der  Verein  darf  jedoch  nicht  eine  auf  Erzeugung  oder  Umsatz 
von  Gütern  gerichtete  erwerbsmäßige  Tätigkeit  entfalten.  Es 
ist  vielmehr  die  Einführung  oder  Betätigung  eines  wirtschaft- 


3  Vergl.  die  Literaturangaben  bei  Egger  zu  Z.  G  B.  Art.  60  Anm.2b. 

^  B.Ger.  Bd.  24,  II,  S.  562;  so  auch  die  Zürcherische  Praxis,  Handels- 
rechtliche Entscheidungen  Bd.  20  S.  99  ff.  und  260,  Bl.  für  zürch.  Rechts- 
sprechung Bd.  7  Nr.  134. 


A 


—  86 


87  - 


f\ 


liehen  Geschäftsbetriebes  seitens  des  Vereins,  sowie  der  Ab- 
schluß von  Rechtsgeschäften,  die  auf  eine  wirtschaftliche  Be- 
tätigung abzielen,  ausgeschlossen." 

Diese  ältere  Auffassung  des  Bundesgerichts  hat  Ähnlich- 
keit mit  dem  vom  deutschen  B.  G.  B.  für  den  eingetragenen 
Verein  vertretenen  Standpunkt.  §21  B.  G.  B.  setzt  für  Ein- 
tragung eines  Vereins  voraus,  daß  „der  Zweck  des  Vereins 
nicht  auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet  ist". 
Die  Auslegung  dieser  Gesetzesstelle  ist  äußerst  bestritten.^' 
Was  die  Kartelle  betrifft,  so  wird  im  allgemeinen  angenom- 
men, daß  Preis-  und  Konditionen  Kartelle,  die  keinen  eigenen 
Geschäftsbetrieb  haben,  eintragungsfähig  sind.<=  So  gibt  es 
auch  in  Deutschland  eine  ziemlich  beträchtliche  Zahl  Kartell- 
vereine dieser  Art."^ 

Schon  vor  der  Emführung  des  Z.  G.  B.  hat  sich  in  der 
Schw^eiz  mehr  und  mehr  die  Auffassung  Bahn  gebrochen,  daß 
für  die  rnterscheidung  der  beiden  Vereinskategorien  auf  den 
Zweck  des  Vereins  abzustellen  sei.^  So  erklärt  es  sich  auch, 
daß  dem  ,, Verein  Schweiz.  Lithographie-Besitzer",  der  all- 
gemein berufliche  Zwecke  verfolgt,  daneben  aber  für  gewisse 
Artikel  Preise  festsetzt  und  also  als  Kartell  erscheint,  die  Ein- 
tragung als  Verein  nicht  bewilligt  wurde,  sondern  nur  als  Ge- 
nossenschaft. •• 

Wenn  aus  dem  oben  Angeführten  folgt,  daß  eine  Personen- 
verbindung, die  ausschließlich  als  Kartell  gegründet  ist,  nicht 
als  idealer  Verein  nach  Z.  G.  B.  aufgefaßt  w^erden  kann,  so 
hindert  das  nicht,  daß  ein  Verein,  der  ideale  Zw^ecke  verfolgt 
und  infolgedessen  die  Rechtspersönlichkeit  nach  den  freien 
Grundsätzen   des  Z.  G.  B.  erlangen   kann,   daneben   auch   noch 

*  Vergl.  Oertmann  B.  G.  B.     §  21,  Anm.  i. 

^  Oertmann  a. a.  O. ;  Flechtheim  S.  142,  Silberberg S.  100,  a.  A. Tschierschky 
Kartell-Rundschau  Bd.  ir,  S.  968;  Er  faßt  den  Begriff  des  wirtschaftlichen  Ge- 
schäftsbetriebes so  weit,  daß  ein  jedes  Kartell  darunter  fällt;  gegen  ihn 
Wassermann  Kartell-Rundschau  Bd.  12,  S.  249  ff. 

'  Vergl.  Flechtheim  a.  a.  O.  und  die  dort  aus  der  Kartell-Denkschrift 
zitierten  Beispiele. 

'  So  insbes.  Bundesbl.  1894  I  S.  33  und  1896  IV  S.  83,  auch  B.  Ger.  27 
II  S.  178  fg. 

^  Vergl.  Jahresbericht  des  Vereins  Schweizer.  Lithographiebesitzer 
1907/08  S.  13. 


^i 


kartellartige  Zwecke  verfolgt.  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob 
dieser  Kartellzweck  als  Nebenzweck,  oder  als  zweiter  selb- 
ständiger Zweck  neben  dem  andern  erscheint.  Auch  in  letz- 
terem Fall  ist  dem  Art.  60  Genüge  getan. ^^ 

Wir  haben  oben  (S.  7 )  gesehen,  wie  leicht  allgemeine  Be- 
rufsvereine Anlaß  bieten  zur  Bildung  von  Kartellen  unter 
ihren  Mitgliedern,  wobei  dann  eine  beliebige  Anzahl  derselben 
daran  beteiligt  sind.  Wenn  nun  sämtliche  Mitglieder  eines 
solchen  Vereins  sich  zur  Übernahme  der  Kartellverpflichtungen 
bereit  erklären,  ist  es  nicht  notwendig  eine  besondere  einfache 
Gesellschaft  zu  diesem  Zweck  zu  bilden,  die  rechtlich  von  dem 
Verein  ganz  unabhängig  ist.  Die  Einhaltung  der  Kartell- 
pflichten kann  den  Mitgliedern  als  solchen  auferlegt  werden; 
doch  kann  das  eben  nur  dann  geschehen,  wenn  sämtliche 
Mitglieder  damit  einverstanden  sind.  Der  Widerstand  eines 
Einzigen  genügt,  um  dieses  Vorgehen  zu  verhindern,  da  eine 
Umwandlung  des  Vereinszweckes  —  und  als  solche  ist  die  Auf- 
nahme von  Kartellbestrebungen  zweifellos  aufzufassen  -  kei- 
nem Mitgliede  aufgezwungen  werden  kann  (Z.  G.  B.  Art.  74). ^^ 
Einen  Ansatz  zu  einer  solchen  Entwicklung  zeigt  der 
„V^erein  schweizerischer  Maschinen-Industrieller".  Dieser  ist 
ein  Berufsverein  mit  allgemeinen  Zwecken  (§  i  der  Statuten 
vom  24.  August  1883J.  In  der  ordentlichen  Generalversannn- 
lung  vom  30.  Juli  1910  wurden  Lieferungsbedingungen  ver- 
einbart. So  wird  u.  a.  festgesetzt,  daß  bei  Lieferungen  der 
Mitglieder  folgende  Zahlungsbedingungen  gelten   sollen  : 

i/:>  des  Preises  soll  im  Moment  der  Bestellung  bezahlt  werden, 

V;5  bei  Anzeige  der  Versandtbereitschaft, 

1 -5  drei  Monate  später. 

Durch  diese  Maßnahmen  soll  die  Konkurrenz  zwischen  den 
Mitgliedern,  wenn  auch  in  einem  sehr  geringen  Maße,  be- 
schränkt werden.  Da  aber  diese  Lieferungsbedingungen  für 
die  Mitglieder  nicht  als  verbindlich  erklärt  wurden,  sondern 
nur  als  Normalien  gelten  sollen,^-  kann  man  hier  nicht  von 
einem   eigentlichen    Konditionen-Kartell    sprechen. 

'"  Egger  zuZ.  G.B.  Art. 60  Anm.  2d.  anders  Schneider  &  Fick  zu  O.R. 
678  N.  4:  Sobald  ein  wirtschaftlicher  Zweck  dabei  ist,  soll  die  Eintragung 
notwendig  sein. 

'*  Egger  zu  Z.  G.  B.  Art.  74,  Nr.  2  a. 

*^  Protokoll  der  27.  Generalversammlung  vom  30.  Juli   1910. 
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Ein  Beispiel  eines  Berufsvereins,  der  nebenbei  auch  Kartell- 
zwecke   verfolgt,    ist    der    ^, Schweizerische    Gipsermeister-Ver- 
band*'.   Als  Zweck  nennen  die  Statuten   i^^Art.  2   Ziff.  4):  „An- 
strebung   reeller    Grundlagen    im    Submissionswesen,    Aufstel- 
lung    einheitHcher    Normen    über    Ausmaß    und    sogenannte 
Nebenarbeiten".    Der   Gipsermeister-Verband   will   also   neben 
seinen  allgemeinen  beruflichen  Zwecken  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  die  Konkurrenz  ausschalten,  indem  er  seinen  Mitgliedern 
gewisse  Vorschriften  über  das  Submissionswesen   und  gewisse 
Konditionen,  die  sie  bei  ihren  Arbeiten  einzuhalten  haben,  auf- 
stellt.   Er  verfolgt   auch  kartellartige   Zwecke   wirtschaftlicher 
Natur.    Nun  ist  aber  gerade  der  Gipsermeister-Verband  Gegen- 
stand einer  gerichtlichen  Aburteilung  gewesen  und  als  idealer 
Verein    anerkannt   worden. i*^    Es  geschah  dies  allerdings  ohne 
besondere  Berücksichtigung  dieses  kartellartigen  Zweckes.  Das 
Gericht   beschäftigte  sich  bloß  mit  der  Frage,   ob  die  in  den 
Vereinsstatuten  enthaltenen  Streikbestimmungen  nicht  den  Ver- 
ein   zu  einem   wirtschaftlichen   stempeln.    Doch  ist,    wie   schon 
erwähnt    wurde,    für    den    Begriff    eines    idealen    V'ereins    ge- 
nügend,  daß  der  Hauptzweck,  oder  wenigstens  einer  der  ver- 
schiedenen  selbständigen   Zwecke,  ein  idealer  sei.     Es  hindert 
also   in    Fällen,    wie   dem   hier   aufgeführten,    der   kartellartige 
Nebenzweck  nicht,  daß  der  Verein  als  solcher  ein  idealer  ist. 
In  einem  ganz  ähnlichen  Fall  hat  ein  deutsches  Gericht  einen 
andern    Standpunkt    vertreten. ^^     In    einem    Berufsverehi    wird 
eine    Anmeldestelle   für   die    Beteiligung   an   Submissionen   er- 
richtet.    Die    Eintragung    der    diesbezüghchen    Satzungsände- 
rungen   ins   Vereinsregister   wurde   nach   der   Ansicht    des    Ge- 
richtes   mit    Recht     verweigert,    weil    mit    den    abgeänderten 
Satzungen,  wonach  eine  unmittelbare  Einwirkung  auf  die  wirt- 
schaftliche   Lage    der    vereinigten    Einzelunternehmungen,    na- 

'^  Bl.  ftir  zürch.  Rechtssprechung  Bd.  7  Nr.  134.  Die  zürch.  Appellations- 
kammer stand  allerdings  auf  dem  Boden,  daß  das  Kriterium  für  die  Unter- 
scheidung des  idealen  und  wirtschaftlichen  Vereins  in  der  wirtschaftlichen 
Betätigung  liege  (S.  302,  Spalte  2)  doch  wird  ausgeführt,  daß  auch  nach  der 
vom  Bundesgericht  (Bd.  27,  II,  S.  188»  vertretenen  Anschauung,  wonach  es 
lediglich  auf  den  Zweck  ankomme,  hier  ein  idealer  Verein  vorliege,  da  der 
wirtschaftliche  Zweck  der  Streikbestimmungen  nicht  alleiniger  Hauptzweck, 
sondern  bloß  ein  Nebenzweck    sei. 

^^  Rechtssprechung  des  Oberlandesgerichtes  Bd.  24  T.  2  .S.  237  fi. 
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mentlich  durch  Hebung  ihrer  Rentabilität,  erstrebt  wird,  die 
Vereinigung  nicht  mehr  geeignet  sei  für  die  Rechtsform  eines 
eingetragenen  Vereins.  An  die  Stelle  des  „Schweizerischen 
Gipsermeister-Verbandes"  ist  1912  der  „Schweizerische  Maler- 
und Gipsermeister-Verband"  getreten.  Es  ist  bezeichnend,  daß 
in  seiner  Tätigkeit  die  Kartellzwecke  schon  einen  weitern 
Raum  einnehmen.  §  2  der  Statuten  bestimmt  als  Zweck  :  .ans- 
besondere:  a)  Anstrebung  reeller  Grundlagen  im  Submissions- 
wesen, Aufstellung  einheitlicher  Preistarifc  und  einheitlicher 
Nonnen  über  Ausmaß  und  Arbeitsbedingungen".  Nach  §  18 
sind  die  Mitglieder  verpfhchtet,  die  am  Arbeitsort  xon  der 
betreffenden  Sektion  aufgestellten  und  in  Kraft  stehenden 
Preistarife  einzuhalten.  Dieser  Verband  ist  nun  aber  nicht 
mehr  ein  Verein  nach  Z.  G.  B.,  sondern  er  hat  sich  als  Genos- 
senschaft konstituiert  und  eintragen  lassen. 

Weitere  Beispiele  \on  als  Verein  nach  Z.  G.  B.  organi- 
sierten Berufsveremen,  welche  nebenbei  Kartellzwecke  ver- 
folgen, sind:  „Tapezierermeister-Verein  Basel".  Laut  §  2  der 
Statuten  verfolgt  dieser  als  Zweck  allgemeines  Festhalten  der 
übhchen  Preise.  Am  20.  Januar  1908  hatte  er  einen  verbind- 
lichen Preistarif  beschlossen,  der  jeweüs  durch  die  Vereins- 
versammlung abgeändert  werden  kann.  Ferner  der  „Bäcker- 
meister-Verein Basel".  §  20  der  Statuten  erklärt  die  ßrot- 
preise,  die  in  Vereinsversammlungen  festgesetzt  werden,  für 
obligatorisch.  Dreiviertel  der  Mitglieder  müssen  in  solchen 
Versammlungen  anwesend  sein,  der  Brotpreis  muß  mit  Zwei- 
drittel der  anwesenden  Stimmen  beschlossen  werden. 

Die  gesetzliche  Regelung  der  Vereine  in  Z.  G.  B.  Art.  60  ff. 
kommt  in  gewisser  Hmsicht  solchen  Berufsvereinen,  die  Kar- 
tellbestrebungen in  ihren  Wirkungskreis  aufnehmen  wollen, 
sehr  entgegen.  Günstig  ist  Art.  71,  da  er  über  die  Art  der  Bei- 
träge nichts  aussagt,  diese  also  mnerhalb  der  allgemeinen 
gesetzlichen  Schranken  durch  die  Statuten  frei  festgesetzt  wer- 
den können.  1-^  So  ist  keine  Schwierigkeit  vorhanden,  die  typi- 
schen Kartellpflichten,  die  Einhaltung  bestimmter  Preise  und 
Bedingungen  oder  eine  Reduzierung  der  Produktion  festzu- 
setzen.   Möglich  sind  ferner  Sonderrechte  und  Sonderverpflich- 


15 


Egger-zu  Z.  G.  B.  Art.  71  Anm.  2a. 
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tungen,  die  ohne  Mitwirkung  der  betreffenden  Mitglieder  nicht 
abgeändert  werden  können. 1^  Günstig  ist  auch  Art.  72,  wo- 
nach der  Ausschluß  der  MitgHeder  in  den  Statuten  frei  be- 
stimmt werden  kann.  Im  Gegensatz  zu  diesen  Bestimmungen 
ist  fiir  Kartellzwecke  ganz  ungünstig,  daß,  wie  wir  oben  ge- 
sehen haben,  die  Möglichkeit  des  Austrittes  sehr  wenig  be- 
schränkt werden  kann  (Z.  G.  B.  Art.  70  Abs.  2).  Nach  dieser 
Bestimmung  ist  die  höchstzulässige  Erschwerung,  daß  nur  auf 
Ende  des  Jahres  bezw.  der  Verwaltungsperiode  unter  Ein- 
haltung einer  halbjährlichen  Frist  der  Austritt  genommen 
werden  kann.  Andere  Beschränkungen  sind  unzulässig.  Ein 
Versprechen,  nicht  auszutreten,  hat  keine  rechtliche  Wirkung, 
weshalb  eine  diesbezügliche  Konventionalstrafe  ungültig  ist.i'' 
Nach  deutschem  B.  G.  B.  (§  39)  kann  das  Recht  des  Austrittes 
auch  nur  durch  eine  höchstens  2Jährige  Kündigungsfrist  be- 
schränkt werden.  Dieser  Umstand  hat^«  die  Kartellverbände 
der  Seidenindustrie  bewogen,  von  der  Eintragung  ins  Vereins- 
register Abstand  zu  nehmen. 

Die  Freiheit  des  Austrittes  steht  im  Zusanmienhang  nüt 
der  weitgehenden  Autonomie  des  Vereins  nach  Z.  (i.  B.,  die  es 
ermöglicht,  daß  der  Verein  tief  eingreift  in  die  Privatrechts- 
sphäre seiner  Mitglieder.  Es  zeigt  sich  darm  ein  allgemeines 
Prinzip,  wonach  die  zeitliche  Bindung  in  einer  Korporation  um 
so  weniger  lang  sein  darf,  je  weitgehender  die  Mitgliedschafts- 
pflichten sind.  Es  ist  wichtig,  dieses  hier  festzustellen,  weil 
sich  aus  diesem  (Grundsatz,  wie  sich  aus  der  folgenden  Dar- 
stellung ergeben  wird,  für  die  Kartelle  die  Schwierigkeiten 
ergeben,  sich  rechthch  emwandfrei  zu  organisieren. 

§  12.     Genossenschaft  (O.  R.  Tit.  27). 

Die  Zahl  der  als  Genossenschaften  organisierten  Fnter- 
nehmer\crbände  ist  eine  sehr  große,  doch  verfolgen  sie  keines- 
wegs alle  kartellartige  Zwecke,  wollen  also  nicht  auf  die   Pro- 


'«  Eggera.  a.  O.  Anm.4  und  die  dort  Zitierten  über  die  Bedeutung  von 
Sonderverptlichtungen  in  Kontingentier ungskartellcn  vergl.   unten  §  21. 

'^  Egger  zu  Z.  G.  B.  Art.  70  Anm.  5  c. 

'^  Wie  Beckerath,  die  Kartelle  der  deutschen  Seidenweberei-Industrie 
S.  55  (zitiert,  bei  P'lechtheim  S.  143I  mitteilt. 
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duktion  und  den  Absatz  der  einzelnen  beteiligten  Unternehmer 
einwirken  und  dadurch  die  freie  Konkurrenz  teilweise  aus- 
schalten. Ein  großer  Teil  dieser  Verbände  verfolgt  vielmehr 
allgemeine  Zwecke,  die  in  Beziehung  stehen  mit  den  von  den 
einzelnen  Mitgliedern  betriebenen  Berufen  und  Gewerben.  Sie 
unterscheiden  sich  oft  kaum  von  den  als  Verein  nach  Z.  G.  B. 
organisierten  Berufs-  und  Fach -Verbänden.  1  Wenn  man  den 
Standpunkt  vertritt,  daß  ein  idealer  Verein  als  Nebenzweck 
auch  wirtschaftliche  Zwecke  verfolgen  könne  und  daß  ander- 
seits eine  Personenverbindung  als  Genossenschaft  organisiert 
sein  könne,  wenn  auch  nur  ein  Nebenzweck  wirtschaftlicher 
Natur  sei,^'  so  ergibt  sich  von  selbst,  daß  die  Grenzen  zwischen 
den  beiden  Kategorien  von  Per&onenverbindungen  fließend 
sein  muß.-  Solche  Verbände  sind  häufig  die  Vorläufer  von 
Kartellen,  einerseits  in  dem  Sinne,  daß  der  Verband  Anlaß 
bietet  zum  Zustandekommen  einer  Konvention  unter  den  Mit- 
gliedern, ohne  daß  der  Verband  zum  Kartell  würde,'^  ander- 
seits aber  auch  dadurch,  daß  der  Verband  selber  dazu  über- 
geht (wie  es  bei  idealen  Vereinen  auch  der  Fall  sein  kann)'' 
Kartellzwecke  zu  verfolgen.  Diese  letztere  Entwicklung  geht 
bei  einer  Genossenschaft  viel  leichter  \on  statten,  als  bei  einem 
Verein  nach  Z.  G.  B.  Bei  einem  solchen  Verein  ergibt  sich  die 
Schwierigkeit,  daß  die  Einführung  von  kartellartigen  Pflichten 
der  Mitglieder  doch  immer  eine  Änderung  des  Vereinszweckes 
bedeutet,  der  auch  einer  noch  so  geringen  Minderheit  gegen- 
über nicht  erzwungen  werden  kann.^  In  dem  oben  (S.  88) 
zitierten    deutschen    Gerichtsentscheid    wird    ausgeführt,     daß 

'  Solche  Beispiele  sind:  Verband  Schweiz.  Papierfabrikanten,  Verband 
Schweiz.  Seidenstoff-Fabrikanten. 

*'  O.  R.  Art.  678  und  Bachmann  zu  diesem  Artikel  Anm.  5. 

^  Ein  drastisches  Beispiel  dafür,  wie  bisweilen  Verbände  in  der  Wahl 
zwischen  den  beiden  Rechtsformen  schwanken,  bieten  die  Statuten  des 
„Schweiz.  Wirkerei- Verbandes"  (§  i):  „Unter  dem  Namen  Schweiz.  Wirkerei- 
Verein  (Verband)  besteht  mit  Sitz  jeweilen  am  Wohnort  des  Präsidenten 
eine  berufliche  Vereinigung,  die  in  der  Rechtsform  eines  Vereins  (Z.  G.  B. 
Art.  60)  eines  Verbandes  d.  h.  Genossenschaft  nach  O.  R.  Art.  678  konsti- 
tuiert ist." 

^  Über  .solche  Beispiele  oben  S.  7. 
'  Vergl.  S.87ff. 
^  Vergl.  oben  S.  87. 
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wenn  in  den  Satzungen  eines  als  eingetragener  Verein  organi- 
sierten   ßerufsvereins    die    Durchführung    „sonstiger    geeignet 
erscheinender    Maßnahmen"    zur    Verfolgung    der    beruflichen 
Zwecke    vorgesehen    ist,,    unter   diesen   nur    solche    nicht    wirt- 
schaftlicher  Natur  verstanden   sein  können.    Anders   bei  einer 
Genossenschaft.    Auch   hier   kann   keinem   Mitglied    eine    Um- 
wandluncr  des  Vereinszweckes  aufgenötigt  werden.    Wenn  dies 
im  Genossenschaftsrecht  auch  nicht  ausdrückUch  bestimmt  ist, 
so  geht  da-  aus  folgendem  hervor:  Nach  O.  R.  Art.  682  können 
iiberhaupt  die  Statuten,  wenn  nichts  anderes  darin  bestimmt  ist, 
nur  mit  Einstimmigkeit  abgeändert  werden.    Ist  eine  Änderung 
derselben    mit   einer   Majorität   zulässig,   so   betrifft   das   nicht 
auch    die    wohlerworbenen    Rechte.    Als   solches    gilt    aber   im 
Zweifel    die    NichtUmwandlung    des    Genossenschaftszweckes.«^ 
Aber  bei  einem  als  Genossenschaft  organisierten  Verband  (und 
hierin    zeigt    sich   der   l'nterschied   zum    idealen    Verein)    geht 
die    Präsumption    dahin,    daß    wirtschaftliche   Zwecke    \erfolgt 
werden.    Es  kann   daher  bei  einer  ganz  allgemein  gehaltenen 
Zweckangabe  die  Durchführung  von  kartellartigen  Maßnahmen 
als    ein    geignetes   xMittel   zur   Verfolgung    dieses   Zweckes   er- 
scheinen   und    nicht    als    eine    Änderung    des    Genossenschafts- 
zweckes.   Der  „Bäckermeister-Verem  der  Stadt  Bern  und  Um- 
gebung",   eine    im    Jahre    1891    eingetragene    Genossenschaft, 
verfolgt    laut   Statuten   folgenden  Zweck:    (§  i)    ^,Die   Hebung 
und  Wahrung  des  Berufes,  der  Standesehre  und  die  Pflege  der 
Kollegialität   unter  den   Mitgliedern".    Am   26.  März    1907   be- 
schloß der  Verein  eine  Erhöhung  der  ßrotpreise.  (Bisher  waren 
die  Preise  frei  gewesen.    Es  ist  also  eine  Festsetzung  obligato- 
rischer Preise,  die  gegenüber  den  tatsächlich  vorher  auch  schon 
einheitlichen    Preisen    eine    Erhöhung    bedeutete).     Durch  Zir- 
kular   brachte    er    den    Mitghedern    diese    Preiserhöhung    zur 
Kenntnis,    mit   der   Einladung,    sie  in    ihren   (Geschäften   einzu- 
führen  und  pünktlich  zu  halten  und  mit  der  Bemerkung,  daß 
Zuwiderhandlung  laut  Vereinsbeschluß  mit  einer  Buße  bis  zu 
f'^-   loo-       belegt  würde.   Ein  Mitglied  hielt  sich  nicht  an  diese 
Brotpreise,    indem    es    die    Kompetenz    der    Genossenschafter- 
versammking, durch  Beschluß  eine  solche  Festsetzung  der  Preise 


T 


f 


i 


Vergl.  Bachinann  zu  O.  R.  Art.  682  N.  i. 


—  93  — 

vorzunehmen,  bestritt.  In  dem  daraus  entstandenen  Rechtsstreit 
hat  des  Bundesgericht  ausgeführt:'  ,, Freilich  bezeichnen  die  Sta- 
tuten als  Vereinszweck  nur  in  allgemeiner  Weise  die  Hebung 
und    Wahrung   des   Berufes   etc.    Aber   die   einheitliche    Preis - 
regulierung   fällt  bei  dem  wirtschaftlichen   Interessenverbande 
vorliegender  Art  naturgemäß  in  den  ordentlichen  Bereich  ihrer 
Tätigkeit    und   man   dürfe   daher   annehmen,    daß   sie   in    jener 
allgemeinen     Umschreibung    des    Vereinszweckes    inbegriffen 
sei".    Nach  dieser  vom  Bundesgericht  vertretenen  Auffassung 
kann     jeder     als     Genossenschaft     organisierte     Unternehmer- 
verbano    mit   Leichtigkeit   zum    Kartell   werden.    Das   Bundes- 
gericht hat  in  diesem  Urteil  eine  m.  E.  für  die  Kartelle  höchst 
bedeutsame    Anerkennung    der    Kartellzwecke    ausgesprochen. 
Wenn  so  das  Bundesgericht  es  für  zulässig  erklärt,  daß  durcli 
Majoritätsbeschluß   eine   Genossenschaft,   die   ganz   allgemeine 
Zwecke  verfolgt,  zum  Kartell  wird,  muß  in  den  Statuten  eine 
Bestimmung    aufgenommen    werden,   wenn    die   einzelnen    Mit- 
glieder davor  geschützt  sein  sollen,  gegen  ihren  Willen  kartell- 
artige    Pflichten    übernehmen    zu    müssen.     Eine    solche    Be- 
stimmung  findet   sich   in   den   Statuten   der  „l^nion   libre   des 
Fabricants   suisses   de   Chocolat",   die  als   Genossenschaft   ein- 
getragen   ist.     (Art.  2)    „L'association   a   pour    but    le   groupe- 
ment  des  adherents  pour  la  defense  des  interets  generaux  de 
leur    Industrie.    Elle   peut    en   tout    temps   etendre    son   champ 
d'activite    et    developper    ses    Services    notamment    en    ce    qui 
concerne    lapplication    de    conditions    uniformes    de    \ente    en 

Suisse  et   sur  les  marches  etrangers Ces  decisions  toute- 

fois  ne  peuvent  engager  les  membres  par  un  vote  de  majorite."^ 
Eine  ähnliche  Bestimnmng  findet  sich  in  den  Statuten  der 
„Schweizerischen  Ausrüster-Genossenschaft",  nachdem  diese 
Genossenschaft  früher  ein  mit  drakonischer  Strenge  durch- 
geführtes Preis-  und  Reduktions-Kartell  war,  ist  sie  infolge 
Überspannung  ihrer  Preisforderungen  zu  Grunde  gegangen. 
In  den  neuen  Statuten  vom  Juli  191  5  heißt  es  nun:  (§7)  ,,Für 
die    Aufstellung   eines    verbindlichen    Preistarifes    nebst    Kon- 

'  B.  Ger.  36,  2,  S.  557  ft. 

®  In  den  Statuten  der  „Chambre  syndicale  des  Fabricants  suisses  de 
Chocolat",  welche  an  die  Stelle  der  „Union  libre  des  Fabricants  Suisses  de 
Chocolat"  getreten  ist,  ist  diese  Bestimmung  nicht  mehr  enthalten. 
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ditionen  ist  die  Einstimmigkeit  aller  Mitglieder  erforderlich. 
Plbenso  für  die  Normierung  der  Arbeitszeit  etc. . . .  "  ^ 

Neben  solchen  Gesellschaften,  bei  denen  der  Kartellzweck 
nicht  der  alleinige  ist,  gibt  es  auch  eine  Reihe  solcher,  die 
ausschließlich  als  Kartelle  gegründet  sind  und  zwar  finden 
wir  Kartell-Genossenschaften  der  verschiedensten  Art,  vom 
einfachen  Preis-  und  Konditionen  -  Kartell  bis  zur  straffen 
Organisation  eines  Verkaufssyndikates.  Häufig  ist  auch  die 
Regelung  des  Submissionswesens.  Bei  der  Genossenschaft  zeigt 
sich  besonders  deutlich,  daß  die  Rechtsform  des  Kartells  nicht 
unmittelbar  \on  der  Art,  wie  das  Kartell  seinen  Zweck  ver- 
folgt, abhängig  ist. 

In  der  Ausgestaltung  aller  dieser  Kartell-Genossenschaften 
finden  sich  aber  doch  gewisse  Besonderheiten.  Es  handelt 
sich  um  diejenigen  Punkte,  die  schon  oben  (S.  38)  als  für  die 
Kartelle    wesentlich   bezeichnet   wurden. 

1.  Der  Austritt  einzelner  Mitglieder. 

In  den  meisten  Genossenschaften  ist  der  Austritt  eines 
Genossenschafters  für  die  Verfolgung  des  Genossenschafts- 
zweckes ohne  weitere  Konsequenzen,  so  insbesondere  nicht  in 
vielköpfigen  Konsumgenossenschaften  oder  Produktivgenossen- 
schaften. Auch  für  einen  als  Genossenschaft  organisierten 
Berufsverband  bedeutet  der  Austritt  eines  Einzelnen  keinen 
großen  Verlust.  Anders,  wenn  ein  solcher  Verband  zum  Kartell 
ausgebaut  worden  ist.  Der  Austritt  einzelner  Mitglieder  be- 
deute? immer  eine  große  Gefährdung  für  die  Chancen,  den 
Kartellzweck  durchführen  zu  können. i"  Es  finden  sich  daher 
in  den  Statuten  von  Kartell-Genossenschaften  Bestimmun sren 
verschiedener  Art,  die  eine  Erschwerung  des  Austrittes  der 
Mitglieder  im  Auge  haben. 

a)   Verbot  des  Austrittes  vor  Ablauf  einer  lungern  Zeitperiode. 

„Genossenschaft  Ostschweizerischer  Ziegelei  -  Besitzer", 
Statuten   1907  §  6:  ,,Der  Austritt  kann  nach  Ablauf  einer  fünf- 


*  Ganz  ähnlich  auch  „Verband  der  Schweiz.  Stückwaren -Ausrüst -An- 
stalten" Statuten   1910,  §  4. 

"^  Vergl.  auch  oben  S.  76   und  den   dort   zitierten    deutschen  Gerichts- 
entscheid. 
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jährigen  Periode  und  nach  vorangegangener  schriftlicher  sechs- 
monatlicher Kündigung  auf  Ende  des  Rechnungsjahres  er- 
folgen". So  auch  schon  in  den  Statuten  von  1902.  Eine  drei- 
jährige Periode,  vor  deren  Ablauf  der  Austritt  nicht  erlaubt 
ist,  sehen  vor:  ., Genossenschaft  Zürcherischer  Ziegelei-Be- 
sitzer", Statuten  1907,  §  6,  „Verband  Zentralschweizerischer 
Ziegel-F^abrikanten",  Statuten  1906  §  9,  „Verband  Zürche- 
rischer Seidenfärbereien"  §  6  Abs.  i,  ..Ostschweizerische  Aus- 
rüster-Genossenschaft" Statuten  1902  §  3  Abs.  i  imd  2.  Die 
längste  zeitliche  Bindung  bestimmen  die  Statuten  der  ,.E.  G. 
Portland"  vom  6.  Mai  191 3  (§6  Zif f .  i )  :  ,,Der  Austritt  ist 
nur  auf  31.  Dezember    1920  zulässig". 

Über  den  Austritt  der  Genossenschafter  bestimmt  O.  R. 
Art.  684  Abs.  3  :  „Ist  über  die  Kündigungsfrist  und  den  Zeit- 
punkt des  Austrittes  in  den  Statuten  nichts  festgesetzt,  so  kann 
der  Austritt  nur  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  nach  min- 
destens vierwöchentlicher  Kündigung  stattfinden."  Wenn  man 
diese  Bestimmung  zusammenhält  mit  O.  R.  Art.  684  Abs.  i,  wo 
festgestellt  wird,  daß  der  Austritt  jedem  Genossenschafter 
prinzipiell  freisteht,  so  folgt  daraus,  daß  eine  längere  zeitliche 
Beschränkung  des  Austrittes  als  auf  Ende  eines  Geschäfts- 
jahren nicht  zulässig  sein  soll.^^  Wird  aber  diese  Bestimmung 
dahin  ausgelegt,  daß  das  Geschäftsjahr  eine  in  den  Statuten 
beliebig  lang  festgesetzte  Zeitperiode  von  einigen  Kalender- 
jahren sein  kann,  so  ist  eine  zeitliche  Bindung  von  einigen 
Jahren  zulässig. ^-  Dem  gegenüber  vertritt  Bachmann ^-^  die 
Ansicht,  unter  Geschäftsjahr  sei  das  Kalenderjahr  zu  ver- 
stehen, wenn  man  auch  zugeben  müsse,  daß  die  praktischen 
Verhältnisse  eine  extensive  Interpretation  wünschenswert  er- 
scheinen ließen.  Aus  diesem  Streit  der  Meinungen  geht  her- 
vor, daß  es  zum  mindesten  für  die  Kartelle  zweifelhaft  ist,  ob 
bei  einer  gerichtlichen  Entscheidung  eines  Streitfalles  die  oben 
mitgeteilten  Bestimmungen,  die  aus  dem  Bedürfnis  entstanden 


"  Anderer  Ansicht  Hafher-Goll  N.  3  zu  684.  Er  betrachtet  den  ver- 
tragsmäßig vereinbarten  Verzicht,  eine  bestimmte  nicht  allzu  lange  Zeit  nicht 
austreten  zu  wollen,  als  zulässig.     So  auch  Rössel  Bd.  3  S.  743. 

'-  So  Blattner,  die  Rechtsverhältnisse  der  Mitglieder  in  der  Krwerbs- 
und  Wirtschafts-Genossenschaft  l)iss.  Bern   1899  S.  66. 

"  Zu  O.  R.  Art.  684  N.  3. 
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sind,  die  einzelnen  iVIitglieder  möglichst  lange  an  das  Kartell 
zu   binden,   als  rechtlich  zulässig  anerkannt   würden. 

b)  Austritts-Gebühren. 
Offenbar  von  dem  Gedanken  ausgehend,  daß  ein   Verbot 
längere  Zeit  nicht  auszutreten,  nicht  zulässig  sei,  greifen  viele 
Kartelle    zu   dem   Mittel   Austrittsgebühren    festzusetzen.     Bei- 
spiele: „Societe  des  Fabricants  de  Cadrans  d'Email".i*  Art.  9  : 
„Le   demissionnaire   excepte   le   cas   de   cessation   complete   de 
son  commerce  est  tenu  de  payer  la  cotisation  entiere  de  l'annee 
au   cours   de   laquelle   sa   demission   echoit  et   une  finance   de 
sortie    de    frs.    200.—".     „Spenglermeister    und    Metallwaren- 
F^abrikanten-Verband    des     Kantons    Zürich"     Art.  6:     „Jedes 
austretende    Mitglied    hat    Fr.    50.-    Austrittsgebühr    zu    ent- 
richten,  mit  Ausnahme  derjenigen  Mitglieder,  vv^clche  ihr  Ge- 
schäft außerhalb  des  Kantons  Zürich  verlegen,  oder  dasselbe 
nicht  mehr  weiter  betreiben  wollen".    Der  „Malermeister  von 
Baselland"  erhebt  jetzt  laut  Statuten  §  4  eine  Austrittsgebühr 
von  Fr.   100.—,  nachdem  er  sich  früher  mit  einer  solchen  von 
Fr.     30.—    begnügte.     Austrittsgebühren    verschiedener    Höhe 
sind    auch    festgesetzt    in    den    verschiedenen    Sektionen     des 
„Schweizerischen  Metzgermeister-Verbandes",!'^  in  dem  ,, Rhein- 
talischen Metzgermeister-Verband"  eine  solche  von  Fr.   100.— 
(Art.  9   der   Statuten),   während   sich   andere   damit   begnügen, 
geringere  Austrittsgebühren  zu  erheben.    Der  schon  erwähnte 
Art.  68z!   des  O.  R.  bestimmt,  daß,  solange  die  Auflösung  der 
Genossenschaft  nicht   beschlossen  ist,  jedem  Genossenschafter 
der  Austritt  frei  steht.    Es  fragt  sich  ob  die  Auferlegung  einer 
Austrittsgebühr,    welche   eine   Erschwerung   des   Austrittes   be- 
zweckt,  nicht  mit  dieser  Gesetzesbestimmung  in   Widerspruch 
steht.    Das  Bundesgerichti^'  hat  in  einer  Entscheidung,  die  sich 

'*  Diese  Genossenschaft  ist  allerdings  an  sich  kein  Kartell.  Sie  wird 
€s  erst  im  Zusammenhang  mit  einer  gleichzeitig  unter  den  Mitgliedern  ab- 
geschlossenen Konvention.  Da  aber  nach  der  Ansicht  des  Bundesgerichtes 
Genossenschaft  und  Konvention  in  Wirklichkeit  eine  Einheit  bilden,  kann 
diese  Genossenschaft  trotzdem  hieher  gezogen  werden.  Näheres  über  die 
Besonderheiten  dieser  Organisationsform  unten  §  16. 

'^  Diese  Sektionen  erscheinen  da  als  Kartelle,  wo  obligatorische  Fleisch- 
preise für  die  Mitglieder  festgesetzt  werden 

'«  B.Cer.37,  n,  S.  417  ff. 
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auf  die  oben  erwähnte  „Societe  des  Fabricants  de  Cadrans 
d 'Email"  bezieht,  die  Austrittsgebühr  von  Fr.  200.  als  un- 
zulässig erklärt.  Eine  solche  Austrittsgebühr  hat  den  Cha- 
rakter einer  Konventionalstrafe  für  den  Fall  des  Austrittes. ^^ 
Deutlich  zeigt  sich  dieser  Strafcharakter  an  einer  Bestimmung 
der  „Genossenschaft  Schweiz.  Kalk-Fabrikanten"  ( Stat.  1899). 
Nach  §  19  hat  jeder  Genossenschafter  für  die  genaue  Ein- 
haltung der  Statuten  eine  Garantiesumme  in  Schuldscheinen 
zu  deponieren.  Allfällige  Strafen  werden  von  dieser  Summe 
abgezogen.  (§9  Abs.  i )  Tritt  nun  ein  Mitglied  vor  Ablauf 
der  „fixierten  Vertragsdauer"  aus,  so  geht  er  nicht  bloß  aller 
Ansprüche  an  des  Genossenschaftsvermögen  verlustig,  sondern 
es  verfällt  auch  diese  Garaiitiesumme  der  Genossenschaft. 
(§  3  Abs.  \)  Der  Austritt  zieht  also  hier  den  gleichen  Nachteil 
für  die  Mitglieder  nach  sich,  den  eine  Verletzung  der 
statutarischen  Pflichten  mit  sich  bringt.  Wenn  aber  in  der 
Genossenschaft  das  Recht  des  freien  Austritts  laut  zwingendem 
Rechtssatz  gewährt  sein  soll,  so  ist  eine  Konventionalstrafe  für 
den  Fall  der  Ausübung  dieses  Rechtes  widerrechtlich.^«  In 
dem  erwähnten  Entscheid  hat  das  Bundesgericht  ausdrücklich 
gesagt,  daß  eine  solche  Austrittsgebühr  grundsätzlich  unzu- 
lässig sei,  nicht  nur  dann,  wenn  sie  im  einzelnen  Fall  dem 
austretenden  Mitglied  eine  unerträgliche  Last  sei. 

c)  Verlust  der  Ansprüche  an  das  Genossenschaf tsverniögeu. 

Eine  zulässige  Erschwerung  des  Austrittes  besteht  darin, 
daß  in  den  Statuten  bestimmt  wird,  der  Austretende  gehe  aller 
Ansprüche  an  das  Genossenschaftsvermögen  verlustig  ( O.  R. 
Art.  687).  Davon  wird  in  Kartellgenossenschaften  darum  auch 
häufig  Gebrauch  gemacht.  Beispiel:  „Ostschweizerische  Aus- 
rüster-Genossenschaft" Stat.  1902  §3  Abs.  4;  „Verband  Ber- 
nischer und  Solothurnischer  Backstein-Fabrikanten"  Stat.  §9; 
„Genossenschaft  Schweizerischer  Kalk-Fabrikanten"  Stat.  1899 
§  3   Abs.  I. 


Gesagte. 


''  Rössel  Bd.  3  S.  742. 

Vergl.  das  oben  S.  90  über  den  Austritt  aus  den  Vereinen  nach  Z.  G.  B. 
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d)  Austritt  aus  wichtigem  Grund. 

Wichtig  ist  für  die  Kartelle  die  schon  bei  der  einfachen 
Gesellschaft   erörterte    Frage   des    vorzeitigen   Rücktrittes    aus 
wichtigem  Grund. i^   Im  Genossenschaftsrecht  ist  ein  Rücktritt 
aus   wichtigem   Grund   nicht    vorgesehen.    Es   kann   sich   aber 
fragen,  ob  die  Bestimmung  von  Art.  545   Abs.  2,  der  die  vor- 
zeitige   Auflösung    einer    Gesellschaft    aus    wichtigem    Grund 
vorsieht,  nicht  auf  dem  Wege  der  Analogie  herbeizuziehen  ist. 
Das  Obergericht  das  Kantons  Bernau  hat  diese  Frage  in  einer 
ausführlich   begründeten  Entscheidung  bejaht.    Das  Bernische 
Gericht    führt    aus,    diese   Analogie   erscheine    nicht    bloß    aus 
Gründen  praktischer  Notwendigkeit  geboten,  sondern  die  ganze 
Struktur    des    Verhältnisses    der    Genossenschafter    unter    sich 
sei  in  seinen   wesentlichen  Grundsätzen  durch   nichts  von   den 
internen    Verhähnissen    der    Gesellschafter    unterschieden    und 
daher  erscheme  es  also  zulässig,  auch  auf  die  eingetragenen 
Genossenschaften,   soweit  die   besondern  Vorschriften   \'on   Ti- 
tel 27  O.  R.  nicht  entgegenstehen,  die  Bestimmungen  über  die 
einfache    Gesellschaft    analog    anzuwenden    und    darnach    auch 
den  vorzeitigen  Austritt  eines  Genossenschafters  aus  wichtigem 
Grund  prmzipiell  als  zulässig  zu  erklären. 21    Es  ist  nun  nicht 
zu   leugnen,  daß  diese  Ansicht  viel  für  sich  hat,  denn  gerade 
die  Kartellgenossenschaften  sind  in  besonders  hohem  Maße  als 
Personalgesellschaften    ausgebaut.     Jedes    Kartell    beruht    auf 
gegenseitigem    persönlichem    Vertrauen    und     dieses    Moment 
spricht    für    die    Annahme    eines    Rücktrittes    aus    wichtigem 
Grund.2?   Betrachtet  man  allerdings  die  von  uns  angenommene 


'»  Vergl.  oben  S.  75  ^g.  über  den  bei  Kartellen  besonders  in  Betracht 
kommenden  Fall. 

'*'  S.  j.  Z.  Bd.  8  S.  292. 

2'  Im  Gegensatz  zur  Bestimmung  von  O.  R.  Art.  545  Abs.  2  erachtet 
aber  das  Bernische  Obergericht  die  richterliche  Mitwirkung  für  den  Rücktritt 
nicht  für  notwendig.  Aus  dem  korporativen  Charakter  der  Genossenschaft 
erklärt  es  sich,  daß  dre  analoge  Anwendung  von  O.  R.  Art.  545  Abs.  2  nicht 
die  Auflösung  der  ganzen  Genossenschaft,  sondern  nur  die^  Auflösung  des 
Mitgliedschaftsverhältnisses  einzelner  Mitglieder  also  ihren  Rücktrkt  be- 
deuten kann. 

"  So  hat  das  deutsche  R.  G.  in  J.  W.  1912  S.  504  aus  H.  G  B.  §§  92, 
133,  B.  G.  B.  §§  626,  723  den  allgemeinen  Grundsatz  entnommen,  daß  bei 
Rechtsverhältnissen  von    längerer  Dauer,   die   ein   persönliches  Zusammen- 
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Interpretation  von  O.  R.  Art.  684  für  richtig,  so  ist  die  Frage 
des  vorzeitigen-  Rücktrittes  nicht  von  so  großer  Wichtigkeit. 2*^ 
Anders  wenn  man  annimmt,  daß  eine  mehrjährige  Bindung 
in  einer  Genossenschaft  zulässig  sei.  In  diesem  Fall  wäre  es 
nicht  emzusehen,  warum  der  Gesetzgeber  dazu  gekommen 
wäre,  in  der  Genossenschaft  eine  so  starke  Bindung  der  ein- 
zehien  Mitglieder  zuzulassen,  die  m  der  einfachen  Gesellschaft 
durch  die  zwingende  Vorschrift  der  Auflösung  aus  wichtigem 
Grund    gemildert    erscheint.  2* 

Wir  sehen  also,  daß  auch  die  den  Kartellen  günstigere 
Auslegung  der  Bestimmungen  über  den  Rücktritt  der  Ge- 
nossenschafter, die  eine  mehrjährige  Bindung  anerkennt,  durch 
die  Zulassung  des  vorzeitigen  Rücktrittsrechtes  aus  wichtigem 
Grund  das  für  den  Bestand  der  Kartelle  immer  eine  gewisse 
Gefahr  bedeutet,  dem  Bedürfnis  der  Kartelle  nach  absolut 
sicherer  Bindung  der  Kartellmitglieder  nicht  vollständig  ent- 
gegenkommt. 

2.  Verpflichtungen  der  Genossenschafter  bei  Veräußerung 
ihrer  Fabrik  bezw.  ihres  Geschäftes. 

Wenn  wir  oben  (S.  79)  festgestellt  haben,  daß  es  nicht 
möglich  ist,  allgemein  die  Kartellverpflichtungen  auch  für 
eventuelle  Rechtsnachfolger  zu  übernehmen,  so  gilt  das  auch 
hier,  wo  sie  als  Teil  der  Genossenschafterstellung  erscheinen. 
Die  Mitghedschaft  m  emer  Genossenschaft  kann  nicht  xer- 
dinglicht  werden  und  dann  als  dingliche  Belastung  mit  der 
Fabrik,  in  der  die  Kartellprodukte  hergestellt  werden,  auf  den 
Erwerber  übergehen.  Daher  sind  für  die  Kartelle  von  äußerster 


arbeiten  der  Beteiligten  und  daher  ein  gutes  Einvernehmen  erfordern,  wegen 
•VorHegen  eines  wichtigen  Grundes  jederzeit  die  Autkündigung  erfolgen  kann. 
In  Bezug  auf  die  Kaitelle  hat  Flechtheim  S.  91  den  Gedanken  ausgesprochen, 
daß  der  Rücktritt  aus  wichtigem  Grund,  ganz  abgesehen  von  der  speziellen 
Rechtsform,  ein  notwendiges  Korrelat  sei  zu  den  weitgehenden  persönlichen 
Beschränkungen. 

-•''  Vergl.  Bachmann  Art.  684  N.  3,  wo  außerdem  diese  Praxis  deshalb 
als  bedenklich  erachtet  wird,  weil  sie  übersieht,  daß  die  Genossenschaft  nicht 
nur  Personen-,  sondern  auch  Kapitalvereinigung  ist. 

2^  So  nimmt  Hafner-Goll  zu  O.  R.  Art.  684  N.  3,  der  eine  mehrjährige 
Bindung  für  zulässig  erklärt,  eine  analoge  Anwendung  von  O.  R.  (alt) 
Art.  547  an. 
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Wichtigkeit  Bestimmungen  wie  die  folgende:  „Genossenschaft 
Schweizerischer    Ziegelei-Besitzer"    Stat.    1907    §  5  :    ,.für    den 
Fall,  daß  das  Etablissement  eines  Genossenschafters  in  andere 
Hände    übergehen    sollte,    wird    folgendes    bestimmt :    b;    Ein 
Käufer    muß    durch    den    Kaufvertrag    rechtsverbindlich    zum 
Eintritt    in   die   Genossenschaft   an   Stelle   des   Verkäufers   ver- 
pflichtet werden,     c)   (Ähnlich  für  den  Fall  der  \^erpachtimg.) 
Im  Falle  der  Nichterfüllung  oder  der  ungenügenden  Erfüllung 
dieser  unter  lit.  b  und  c  erwähnten  Auffassung  wird  der  Fehl- 
bare  der  Genossenschaft  gegenüber  schadenersatzpflichtig  und 
wird  das  Minimum  dieses  Schadens  auf  Fr.  5000.       festgesetzt." 
„Verband  Schweizerischer  Rolladen-Fabriken"  §4:  ,,Die  Mit- 
gliedschaft   erlischt:    d)    bei    Übertragung    des    Geschäftes    an 
einen   Dritten.    Dem  Erwerber  ist  die  Verpflichtung  zum  Ein- 
tritt in  die  Genossenschaft  unter  Androhung  einer  Konventional- 
strafe Non  Fr.  5000.  -    zu  überbinden.    Tritt  der  neue  Erw^erber 
innert    3    Monaten    in    die    Genossenschaft    ein,    so   gilt    er   als 
Ersatz  für  das  ausgetretene  Mitglied  mit  allen  dessen  Rechten 
und    Pflichten.    Ein  Eintrittsgeld  fällt  weg.    Erfolgt  der   Ein- 
tritt   innert   drei   Monaten    nicht,    so    muß    das   ausgeschiedene 
Mitglied     der     Genossenschaft     eine     Konventionalstrafe     \on 
Fr.    3000.—    bezahlen,    oder   ihr   alle    Rechte   mit    den    nötigen 
Urkunden    auf   Geltendmachung   der   dem   Erwerber   überbun- 
denen  X^erpflichtung  zur  Zahlung  einer  Konventionalstrafe  ab- 
treten."  Ähnliche  Bestimmungen  enthalten:  „Vereinigte  Baum- 
w^oll-Spinnereien"    Art.  7  ;    „Verband    bernischer    und    solothur- 
nischer    Backstem-Fabrikanten"    §  3  ;   „Ostschweizerische   Aus- 
rüster-Genossenschaft" Stat.   1902  8  IG  Abs.  I.    Die  mit<reteilte 
Bestimmung  aus  den  Statuten   des  Verbandes  Schweizerischer 
Rolladen -F'abriken   bringt   den    rechtlichen   Vorgang,   der   sich 
bei    einer    Veräußerung    abspielt,    am    besten    zum    Ausdruck.' 
Die  Mitgliedschaft  an  der  Genossenschaft  ist  resolutiv  bedingt, 
durch    die    Veräußerung,    welche    diese    Bedingung    darstellt, 
wird    sie   ohne   weiteres   beendigt. -'5    Da   die   Art   der   Beiträge 
und    Mitgliederpflichten    in    der    Genossenschaft    absolut    frei 
ist,2^'  steht  dem  nichts  entgegen,  daß  die  Mitglieder  statutarisch 

"  Eine  solche  Bestimmung  ist  m.  E.  möglich.   Das  geht  aus  der  Natur 
der  Genossenschaft  als  Personalgesellschaft  und  insbes.  aus  Art.  685  hervor. 
2«  Vergl.  darüber  Bachmann  zu  ().  R.  Art.  680  Nr.  3  e. 
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verpflichtet  sind,  bei  Veräußerung  ihres  Geschäftes  dem  Er- 
werber die  Pflicht  zu  überbmden,  seinen  Beitritt  zur  Genossen- 
schaft anzumelden.  Meldet  der  Erwerber  seinen  Beitritt  an, 
so  wird  er  ohne  weiteres  Mitglied.  Es  ist  nur  das  gesetzlich 
vorgeschriebene  Minimum,  die  schriftliche  Anmeldung,  erfor- 
derlich (O.R.  Art.  683). 27  Erfolgt  der  Beitritt  nicht,  so  kann 
sich  die  Genossenschaft  nur  an  den  Veräußerer  halten,  da  der 
Erwerber  ihr  gegenüber  keine  Verpflichtung  übernommen  hat. 
Durch  die  Bestimmung  aber,  daß  der  Veräußerer  dem  Er- 
werber die  Pflicht  zum  Beitritt  unter  einer  Konventionalstrafe 
von  Fr.  3000.  zu  überbinden  hat  und  die  Genossenschaft  im 
Falle  des  Nichteintretens  des  Erwerbers  vom  Veräußerer  eine 
Konventionalstrafe  von  derselben  Höhe  fordern  kann,  oder  die 
Forderung  auf  die  Konventionalstrafe  gegen  den  Erwerber  zu 
zedieren  ist,  wird  erreicht,  daß  der  Schaden  nicht  auf  dem 
Veräußerer  bleibt. 


3.  Tod  von  Genossenschaftern. 

Nach  O.  R.  Art.  686  erlischt  bei  Mangel  abweichender 
Bestimmungen  der  Statuten  die  Mitgliedschaft  durch  den  Tod. 
Aus  der  Tatsache,  daß  die  Bedeutung  der  Mitgliedschaft  in 
eüier  Kartell-Genossenschaft  nicht  an  der  Person  der  l^nter- 
nehmer,  sondern  am  Besitz  einer  die  kartellierten  Produkte 
herstellenden  Fabrik  liegt,  geht  hervor,  daß  durch  den  Tod  die 
Mitgliedschaft  nicht  erlöschen  soll,  sondern  daß  der  Erbe  auch 
Mitghed  der  Genossenschaft  sein  soll  mit  allen  Kartellpflichten, 
die  sein  Vorgänger  hatte.  Ausdrücklich  enthalten  derartige  Be- 
stimmungen z.  B.  die  ,.Cienossenschaft  Zentralschweizerischer 
Ziegelei  -  Besitzer"  §  6,  „Genossenschaft  Ostschweizerischer 
Ziegelei-Besitzer"  §  7. 

Neben  solchen  Besonderheiten  im  Ausbau  der  Kartell - 
Genossenschaft,  die  unabhängig  sind  von  der  speziellen  Art 
der  Kartellierung,  finden  sich  auch  noch  solche,  die  mit  der 
Art  und  Weise,  wie  der  Kartellzweck  verfolgt  werden  soll  in 
Zusammenhang  stehen. 


'-''  Bachmann  zu  O.  R,  Art.  683  N.  3. 
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4.  Die  Preisfestsetzung  in  den  Genossenschaften,  welche 

Preiskartelle  darstellen. 

Wie  schon  beiläufig  erwähnt,  ist  es  den  Genossenschaften 
möghch,    den    Mitghedern    Beiträge    der    verschiedensten    Art 
aufzuerlegen.28     O.  R.    Art.  680    Ziff.  5    bestimmt    bloß,    daß 
Art   und  Größe  der  Beiträge  in  den  Statuten   festgesetzt  sein 
müssen.     Es    besteht    daher   keinerlei   Schwierigkeit,    den    Ge- 
nossenschaftern  die    Pflicht   aufzuerlegen,   beim   Verkauf  ihrer 
Waren  bestimmte  Preise  einzuhalten.    Die  Art  und  W^eise,  wie 
die  Preise  der  kartellierten  Ware  festgesetzt  werden,  kann  aber 
verschieden  sein.    Da  wo  die  Preise  lange  Zeit  auf  einer  ganz 
bestimmten    Höhe    gehalten    werden    können,    ist   es    möglich, 
direkt  in  die  Statuten  die  fixen  Preise  und  Konditionen  aufzu- 
nehmen. Das  ist  der  Fall  im  ,A^erband  Schweizerischer  Schreib- 
maschinen-Händler",   wo    im    dritten    Abschnitt    der    Statuten 
ein   genauer   Katalog  der  einzuhaltenden    Preise   enthalten   ist. 
Der   Nachteil   dieser   Preisfestsetzung   besteht   darin,   daß   eine 
Änderung  in  gleicher  Weise  wie  die  Festsetzung  der  ursprüng- 
lichen Preise  im  Handelsregister  einzutragen  ist  (O.  R.  Art.  682  ). 
Darum  ist  die  Aufstellung  eines  Preistarifes  in  einer  besondern 
l'rkunde    viel    häufiger.      Die    Statuten    enthalten    dann    bloß 
die  Pflicht  der  Genossenschafter  zur  Einhaltung  des  durch  die 
kompetenten    Organe    aufgestellten    Tarifes.     Beispiele:    „Ost- 
schweizerische Ausrüster-Genossenschaft"   Statuten    1902   §16: 
„Der  Genossenschaftstarif,   sowie  Änderungen   und   Nachträge 
zu    demselben,    sind    für    sämtliche    Ckuiossenschafter    rechts'- 
verbindlich,    sofern    die    Mehrheit    aller    Genossenschafter    die- 
selbe beschließt".    Ähnliche  Preistarife,  die  für  die  Genossen- 
schafter verbindlich   sind,   sind   vorgesehen  in  der   „(Genossen- 
schaft Gipsermeister-Verband  Basel"  Statuten  1907  §  10;  „Ver- 
ein Stadtbernischer  Spediteure,   Fuhr-  und   Pferdehalter"  §  2; 
„Schweizerischer    Spenglermeister-    und    Installateur-Verband" 
§  20  ;  „Zimmermeister-Verband  von  Zürich  und  Umgebung"  §  8. 
Die  nähere  Regelung  von  Genossenschafterpflichten  in  solchen 
Tarifen    oder    Regulativen    ist    zulässig,    da    keine    gesetzliche 
Bestimmung  verlangt,  daß  die  Mitgliederrechte  und  -pflichten 
bis     in     alle    Einzelheiten    in     den    Statuten     selbst     geregelt 


2« 


Vergl.  B.  Ger.  27,  II,  Nr.  57  und  29,  II  S.  627. 
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sein  sollen. 2y  Dem  Art.  680  Ziff.  5  ist  Genüge  getan, 
wenn  in  den  Statuten  die  Pflicht  zur  Einhaltung  von  Preisen 
bezw.  die  PfHcht  zur  Unterordnung  unter  den  beschlossenen 
Preistarif  enthalten  ist.  Es  ist  nicht  erforderlich,  daß  die  ein- 
zelnen Preise  in  den  Statuten  enthalten  seien,  da  die  Beitrags - 
leistung  nicht  je  nach  der  Höhe  der  Preise  eine  verschiedene 
ist.  Der  Vorteil  eines  solchen  Tarifes  gegenüber  der  oben 
erwähnten  x\ufnahme  der  Preise  in  den  Statuten  selbst  besteht 
darin,  daß  keine  Veröffentlichung  erfolgt  und  daß  eine  Ände- 
rung der  Preise  leichter  von  statten  geht.  Da  wo  die  Preise 
je  nach  der  Lage  des  Marktes  häufigen  Schwankungen  unter- 
worfen sind,  finden  sich  auch  Bestimmungen  wie  folgende : 
„Genossenschaft  Schweizerischer  Ziegelei-Besitzer"  §  17:  ,,In 
die  Kompetenz  der  Generalversammlung  fallen  folgende  Ge- 
schäfte: c)  Bestimmung  der  Verkaufspreise  für  die  sämtlichen 
Produkte  der  Genossenschafter.  Sie  kann  dieses  Recht  zeit- 
weise oder  für  bestimmte  Fälle  dem  Vorstand  übertragen." 
Ähnlich  „Verband  Schweizer.  Rolladen-Fabriken"  §9  Ziff.  7  d. 
Während  im  „Malermeister-Verband  von  Baselland"  (§  4)  Preis- 
listen je  nach  den  Verhältnissen  vorgesehen  sind,  enthält  der 
,, Verband  Bernischer  und  Solothurnischer  Backstein-Fabrikan- 
ten' die  Bestimmung,  daß  die  Generalversammlung  jeweils 
im  November  die  Preise  für  das  nächste  Jahr  festzusetzen 
habe  (§  22  Ziff.  i  ).  Diese  Bestimmung  findet  sich  auch  im 
„Verband    Bernischer   Ziegel -Fabrikanten". 

5.  Die  Bestimmung  der  Beiträge  nach  der  Kontingentierung. 

In  solchen  Kartell-Genossenschaften,  die  eine  Kontingen- 
tierung der  Mitglieder  enthalten,  ist  es  häufig,  daß  die  Geld- 
beiträge nach  diesen  Kontingenten  berechnet  werden.  Das  Kon- 
tingent entspricht  immer  mehr  oder  weniger  genau  der  Pro- 
duktionsfähigkeit  der  Mitglieder;  es  erscheint  daher  auch  an- 
gebracht, die  finanziellen  Lasten  ihr  entsprechend  zu  ver- 
teilen.30    Beispiele:   Genossenschaft  zentralschweizerischer  Zie- 

2«  Vergl.  für  das  deutsche  Recht  Parius-Crüger  Kommentar  zum  Ge- 
nossenschaftsgesetz §   18  Anm.   I  Abs.  2. 

^"  Für  die  hier  zu  erörternde  Frage  ist  es  gleichgültig,  ob  die  Ptlicht 
zur  Einhaltung  von  Kontingenten  schon  in  den  Statuten  festgesetzt  ist  oder 
erst  in  besondern  Verträgen.     Über  diesen  letzteren  Fall  unten  §  16. 
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gelei -Besitzer  (Statuten   1914,  §  14):  „Per  100,000  Stück  Kon- 
tingent haben  die  Genossenschafter  gegen  Aushändigung  eines 
Anteilscheines    von    Fr.    30.        einen    einmaügen    Beitrag    von 
gleicher    Höhe    zu    entrichten.     Die    Zinsen    des    jeweils    vor- 
handenen   Vermögens     fließen     in    die    Genossenschaftskasse, 
dürfen  aber  nicht  zur  Deckung  laufender  Ausgaben  verwendet 
werden".    Dieselbe  Bestimmung  steht  auch  in  der  an  die  Stelle 
der  erwähnten  Genossenschaft  getretene  Genossenschaft  mittel- 
schweizerischer Ziegelei-Besitzer   (Statuten  191 5   §10).  Verband 
bernischer    und    solothurnischer    Backstein-Fabrikanten    (§7): 
„Per  230,000  Stück   Produktionsfähigkeit   (nach  der  auch  das 
Kontingent   berechnet   wird)   in   Backsteinen  ist   von   den   Mit- 
gliedern ein  einmaliger  Beitrag  von  Fr.   300.       zu  leisten,  wo- 
von   bei   der    Gründung    I4   in    bar,    1  j    in    Form   eines    Eigen- 
wechsels  auf   3    Monate   fällig    und    U    in    Form   eines   Eigen- 
wechsels  auf    6   Monate    fällig   zu    leisten    sind.     Die    General- 
versammlung   wird    das    Datum    der    Einzahlung    des    letzten 
Viertels  bestimmen."    Aber  auch  in   Kartell-Genossenschaften, 
in   denen   keine    Kontingentierung    stattfindet,    werden   oft    die 
Beiträge    nach    der    Produktionsfähigkeit    berechnet.     So    Ge- 
nossenschaft   zürcherischer    Ziegelei-Besitzer    (Statuten     1903) 
§  10,    Genossenschaft    aargauischer    Ziegelei-Besitzer    §  y.'^^ 

Aber  nicht  nur  solche  einmaligen  in  der  Übernahme  eines 
Anteilscheines  bestehenden  Beiträge  werden  häufig  nach  der 
Produktionsfähigkeit  bemessen,  sondern  auch  jährlich  zu  zah- 
lende Behräge  zur  Bestreitung  der  laufenden  Geschäftsunkosten. 
So  Genossenschaft  zürcherischer  Ziegelei-Besitzer  (Statuten 
'903  §  13),  Genossenschaft  ostschweizerischer  Ziegelei-Be- 
sitzer (Statuten  1903  §  16):  „Zur  Bestreitung  der  laufenden 
Ausgaben  haben  die  Genossenschafter  jährlich  Beiträge  zu 
entrichten,  die  entsprechend  dem  Bedürfnis  jeweils  von  der 
Genossenschafterversammlung  festgesetzt  werden  und  Fr.  i.  - 
pro  1000  Stück  ihrer  Kontingente  nicht  überschreiteen  sollen". 

Da  die  in  Stücken  eingesetzte  Produktionsfähigkeit  in 
allen  diesen  Beispielen  in  den  Statuten  nicht  aufgenommen 
ist,    geht    aus    diesen    Bestimmungen    die    absolute    Höhe    der 


31 


Vergl.  auch  ähnliche  Fälle,  wo  es  sich  nicht  um  Kartelle  handelt  bei 
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Beiträge,  die  an  die  Genossenschaft  zu  leisten  sind,  nicht  her- 
vor.   Es  ist  vielmehr  bloß  ein  Berechnungsmodus  angegeben. 
Dem  strengen  Wortlaut  nach  wird  dadurch  dem  Art.  680  Ziff.  3 
des  O.  R.  nicht  Genüge  geleistet,  der  verlangt,  daß  die  Art  und 
Größe  der  von  den  Genossenschaftern  zu  leistenden  Beiträge 
in  den  Statuten  Aufnahme  zu  finden  haben,  doch  werden  diese 
in  den  Genossenschaften  häufig  vorkommenden  Bestimmungen 
allgemein  als  zulässig  anerkannt. 3-    In  den  uns  hier  interessie- 
renden  Fällen   ist   die   persönliche    Haftpfhcht    der   Genossen- 
schafter  ausgeschlossen    (O.R.   Art.  688).    Es   haftet   den    Ge- 
nossenschafts-Gläubigern also  nur  das  aus  den  Beiträgen  bezw. 
den    Anteilscheinen    gebildete    Genossenschafts-Kapital.     Wird 
die  Art  und  Größe  dieser  in  Anteilscheinen   bestehenden  Bei- 
träge wie  es  in  Art.  680  Ziff.  5   vorgeschrieben  ist,  in  den  Sta- 
tuten  aufgenommen,   so  wird   den   Gläubigern  die   Größe   des 
Garantiekapitals   infolge    der   obligatorischen    Publikation    der 
Statuten  (O.R.  Art.  681)  indirekt  bekannt. 33  Nach  der  von  uns 
mitgeteilten  statutarischen  Bestimmung  erfahren  aber  die  Gläu- 
biger die  Größe  des  ihnen  verhafteten  Kapitals  nicht.    Anders 
wenn  bestimmt  wird  (Vereinigte  Baumwollspinnereien  Art.  27)  : 
„zum  Zwecke  der  Fmanzierung  der  Genossenschaft  legen   die 
bei  der  Gründung  der  Genossenschaft  beteiligten  Spinnereien 
ein    Genossenschaftskapital    von     Fr.     100,000.         zusammen, 
welche  auf  die  einzelnen  Spinnereien  im  Verhältnis    ihrer  Kon- 
tingentsberechtigung zu  \erteilen  sind".    Hier  ist  die  absolute 
Höhe  des  Garantiekapitals  bekannt,  nur  nicht  der  verhältnis- 
mäßige Anteil   der  einzelnen   Genossenschafter,   was   aber   für 
die  Gläubiger  nicht  von  Bedeutung  ist.  Für  die  oben  genannten 
andern   Fälle  ist  zu  sagen:  Es   besteht  keine  gesetzliche   Vor- 
schrift, daß   in   solchen   Genossenschaften,   welche  die   persön- 
liche Haftbarkeit  der  Mitglieder  ausschließen,  das  Genossen- 
schaftskapital in  bestimmter  Höhe  den  Gläubigern  bekannt  sein 
müsse,  wie  es  in  der  Aktiengesellschaft  der  Fall  ist.  Das  geht  aus 
folgendem  hervor:  Wenn  nicht  alle  Genossenschafter  die  Sta- 
tuten unterschreiben,  was  nach  der  neueren  Praxis  der  Handels- 
register   und    nach    der    Auffassung    des    Bundesrates3-i    nicht 

•■^-  Vergl.  Bachniann  zu  O.R.  Art.  680,  N.  3  e,  auch  Blattner  a.a.O. 
^'  Vergl.  Bachmann  zu  O.R.  Art.  680  N.3e  Abs.  3. 
^^  Bundesblatt  1912  Bd.  i  S.  109  if. 
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erforderlich  ist,  so  wird  die  Höhe  dieses  Garäntiekapitals  auch 
dann  nicht  bekannt,  wenn  die  absolute  Höhe  des  vom  einzelnen 
Genossenschafter  zu  zahlenden  Beitrages  bekannt  gegeben 
wird.  Bei  Genossenschaften  mit  Ausschluß  der  persönlichen 
Haftbarkeit  besteht  auch  nicht  die  Pflicht,  ein  Verzeichnis  der 
Mitglieder  der  Registerbehörde  einzureichen,  wodurch  es  jeder- 
mann möglich  ist,  von  dem  Mitgliederbestand  Einsicht  zu 
nehmen. '^"^  Falls  in  einer  Genossenschaft  aber  auch  das  an- 
fängliche den  Gläubigern  verhaftete  Kapital  bekannt  wird, 
so  ist  nicht  wie  bei  der  Aktiengesellschaft  der  feste  Bestand 
dieses  Kapitals  garantiert,  indem  ohne  weiteres  Mitglieder 
austreten  können,  denen  je  nach  den  Statuten  Ansprüche  an 
das  Vermögen  der  Genossenschaft  zukommen  (O.R.  Art.  687). 
Auch  kann  unter  Umständen  auf  die  Anteile  jegliche  Ein- 
zahlung fehlen,  da  das  Genossenschaftsrecht  keine  dem  Art.  622 
Ziffer   2   entsprechende  Bestimmung  enthält. 

Daraus  geht  hervor,  daß  wenn  auch  die  Bestimmung  der 
Geldbeiträge  in  Kartell-Genossenschaften,  in  denen  die  persön- 
liche Haftbarkeit  ausgeschlossen  ist,  entsprechend  der  Kon- 
tingentierung für  die  Gläubiger  gewisse  Nachteile  hat,  doch 
kein  Widerspruch  mit  gesetzlichen  Bestimmungen  gegeben  ist. 
Dieser  Nachteil  könnte  ohne  weiteres  dadurch  behoben  wer- 
den, daß  das  Kontingent  in  die  Statuten  mit  einbezogen  würde, 
weil  dann  aus  der  absoluten  Zahl  der  Anteilscheine,  deren 
l^röße  schon  angegeben  ist,  das  Genossenschaftskapital  er- 
sichtlich wäre.  Das  geschieht  aber  aus  folgenden  Gründen 
nicht;  Oft  ist  das  Kontingent  bei  der  Gründung  der  Genossen- 
schaft noch  nicht  bestimmt.  Es  soll  erst  auf  Grund  eines  be- 
sonders geregelten  Verfahrens  festgestellt  werden.'^"  Und  wenn 
auch  das  Kontingent  von  Anfang  an  feststeht,  so  nünmt  man 
es  nicht  in  die  Statuten  auf,  um  zu  vermeiden,  daß  es  nach 
Maßgabe  der  Art.  681  und  680  Ziff.  5  des  O.  R.  der  Öffentlich- 
keit preisgegeben  werde.  Diesen  Einblick  in  ihre  Maßnahmen 
zur  Beschränkung  der  Konkurrenz  wollen  die  Kartelle  ver- 
meiden. 


•^*  Anders  für  die  Genossenschaft    mit   persönlicher  Haftpflicht. 
Art.  702  Abs.   I. 

'^  Vergl.  darüber  unten  §  21. 
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6.  Verkaufs-Syndikate  in  Form  von  Genossenschaften. 

Infolge  des  schon  erwähnten  ümstandes,  daß  die  Art 
der  Beiträge  in  den  Genossenschaften  vollständig  frei  ist, 
besteht  auch  keine  Schwierigkeit,  die  Mitglieder  zu  verpflich- 
ten, ihre  kartellierten  Produkte  an  die  Genossenschaft  abzu- 
liefern, wie  das  zur  Durchführung  eines  Verkaufs-Syndikates 
notwendig  ist,  z.B.  Vereinigte  Baumwollspinnereien,  Verband 
bemischer  und  solothurnischer  Backstein-Fabrikanten,  Verband 
bernischer  Ziegelei-Fabrikanten.'^^ 


Aus  der  Betrachtung  der  in  die  Form  einer  Genossenschaft 
gegossenen  Kartelle  ergibt  sich :  Der  Umstand,  daß  das  ganze 
Genossenschaftsrecht  wenig  präzise  formuliert  ist,  kommt  den 
Kartellen  zu  gute.  Dem  Bedürfnis  nach  den  vielseitigen  Mit- 
gliederpflichten kommt  die  Genossenschaft  in  weitgehendem 
Maße  entgegen.  Es  besteht  keinerlei  Hindernis,  alle  denkbaren 
Kartellpflichten  in  die  Organisation  aufzunehmen.  Von  der 
Möglichkeit,  in  den  Statuten  beliebige  Ausschließungsgründe 
aufzustellen,  machen  die  Kartelle  ausgiebigen  Gebrauch. 

Nun  aber  der  große  Nachteil  für  die  Kartelle  :  Der  freie 
Austritt,  der  nur  in  sehr  geringem  Maße  beschränkt  werden 
kann.  Wir  haben  schon  bei  der  Betrachtung  der  Rechtsform 
des  Vereins  nach  Z.  G.  B.  festgestellt,  daß  das  freie  Aus- 
trittsrecht im  Zusammenhang  steht  mit  der  weitgehenden 
Autonomie  des  Vereins.  Für  die  Genossenschaft  gilt  dasselbe. 
Wir  haben  aber  gesehen,  daß  die  Kartelle  in  Mißachtung 
dieses  gesetzlichen  Grundsatzes  aus  üirem  Bedürfnis  nach 
starker  Bindung  der  Mitglieder  heraus  den  Austritt  auf  ver- 
schiedene Weise  zu  erschweren  suchen.  Weil  diesem  Bedürfnis 
nach  starker  Bindung  der  Mitglieder  die  sonst  so  geeignete 
Form  der  Genossenschaft  nicht  genügend  entgegenkommt,  ist 
man  zur  Bildung  derjenigen  Organisationen  geschritten,  die 
uns  im  folgenden  beschäftigen  sollen. 

"  Über    die    Rechtsnatur   dieser   Lieferungspflicht    im    einzelnen    siehe 
unten  §  22. 
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B.  Kombinierte  Rechtsformen. 

§  13.     Allgemeines. 

Die  bisher  besprochenen  Organisationsformen  \'on  Kar- 
tellen waren  eindeutig  unter  eine  gesetzliche  Rechtsforni  sub- 
sumierbar. Das  Kartell  war  entweder  eine  einfache  Gesell- 
schaft, ein  Verein  nach  Z.  G.  B.  oder  eine  Genossenschaft.  Es 
handelte  sich  bei  der  bisherigen  Betrachtung  nur  darum  fest- 
zustellen, wie  die  betreffende  Rechtsform  für  Kartellzwecke 
verwendet  im  einzelnen  ausgebaut  wurde.  Anders  liegen  die 
Verhältnisse  bei  den  nunmehr  zu  behandelnden  Fällen.  Hier 
wird  zur  Durchführung  des  Kartellzweckes  eine  Aktiengesell- 
schaft oder  eine  Genossenschaft  gegründet.  Aber  diese  Kor- 
porationen sind  nicht  das  Kartell.  Dieses  wird  erst  gebildet 
aus  dem  Zusammenhang  dieser  Korporation  mit  einem  weitern 
System  von  Verträgen. i 

Die   hierher   gehörenden    Beispiele   sind : 

1.  Statuten  und  Vertrag  der  Aktiengesellschaft  der  \'ereinigten 
schweizerischen  Portland-Cement-Fabriken  lA.-G.  Portland). 

2.  Statuten  und  Vertrag  der  eingetragenen  Genossenschaft 
Portland,   Zürich   (E.G.    Portland). 

3.  Statuten  und  Vertrag  der  Aktiengesellschaft  Schweiz.  Kalk- 
fabriken in  Zürich  (A.-G.  Kalk  in  Zürich).  (In  verschie- 
denen  Fassungen   von   1903,    1905,    1910.) 

4.  Statuts  de  la  societe  anonyme  des  Tuileries  de  la  Suisse 
Romande.  Contrat  entre  la  S.  A.  des  Tuileries  de  la  S.  R. 
er  rUsine  interessee  ... 

5.  Statuten  des  Verbandes  zentralschweizerischer  Ziegel-  und 
Backsteinfabrikanten    ( A.  -G. ) . 

Vertrag  zwischen  dem  Verband  zentralschweizerischer 
Ziegel-  und  Backsteinfabrikanten  (A.-G.)  und  dem  Ak- 
tionär   


i 


Häufig  ist  es  allerdings,  daß  die  Korporation,  wenigstens  wenn  sie 
eine  Genossenschaft  ist,  selbst  auch  schon  ein  Kartell  darstellt,  durch  die 
Verbindung  mit  den  Verträgen  aber  eine  weitere  Art  von  Kartellptlichten 
dazukommt.  So  werden  uns  hier  zumteil  dieselben  Genossenschaften  be- 
gegnen, die  wir  schon  im  vorhergehenden  §  besprochen  haben. 
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6.  Statuten    der    Genossenschaft    ostschweizerischer    Ziegelei- 
besitzer (G.  O.  Z.). 

Vertrag  zwischen  der  Genossenschaft  ostschweizerischcr 
Ziegeleibesitzer  und   den   Genossenschaften   

7.  Statuten  der  Genossenschaft  zentralschweizerischer  Ziegelei - 
besitzer  ( G.  C.  Z. ). 

Vertrag    zwischen    der    Genossenschaft    zentralschweize- 
rischer Ziegeleibesitzer  und  dem  Genossenschafter 

8.  Statuten  der  Genossenschaft  mittelschweizerischer  Ziegelei- 
besitzer (G.M.Z.). 

Vertrag    zwischen    der    Genossenschaft    mittelschweize- 
rischer Ziegeleibesitzer  und  dem   Genossenschafter 

9.  Statuten     der     Genossenschaft     schweizerischer     Teigwaren- 
fabrikanten (G.  S.  T.). 

Preisvertrag    der    Genossenschaft    schweizerischer    Teig- 
warenfabrikanten. 
IG.  Statuten  der  Ostschweizerischen  Mühlen -Aktiengesellschaft. 
Vertrag   zwischen    der   Aktiengesellschaft    und   den    ein- 
zelnen Aktionären.  (Nur  teilweise  bekannt  durch  eine  bundes- 
gerichtliche Entscheidung,  vergl.  oben  S.  19). 


§  14.     Die  separaten  Verträge  bilden  als  Einheit 

zusammengenommen  eine  einfache  Gesellschaft 

(„Doppel-Gesellschaften"). 

In  den  vorliegenden  Beispielen  besteht  eine  Aktiengesell- 
schaft, oder  eine  Genossenschaft,  welche  ihrerseits  mit  jedem 
einzelnen  ihrer  Mitglieder  einen  separaten  Vertrag  abschließt. 
Die  enge  Zusammengehörigkeit  der  Statuten  der  Korporation 
und  dieser  Verträge  zeigt  sich  schon  ganz  äußerlich  darin, 
daß  sie  meistens  in  einem  Heft  gedruckt  erscheinen  mit  der 
charakteristischen  Aufschrift  „Statuten  und  Vertrag  der  A.-G. 
bezw.  Genossenschaft ".  Am  Eingang  des  Vertragsformu- 
lars findet  sich  die  P^ormel :  „Vertrag  zwischen  der  A.-G 

bezw.  Genossenschaft  und  den  dabei  beteiligten  Aktio- 
nären bezw^  Genossenschaftern".  Es  handelt  sich  also  der 
Bezeichnung  nach  um  einen  Vertrag,  den  die  Korporation  mit 
einem    ihrer   Mitglieder,    wie   mit    irgend    einem    unbeteiligten 
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Dritten  abschließt.    Im  weitern  ist  im  Vertragsformular  ange- 
geben, daß  ein  solcher  gleichlautender  Vertrag  mit  sämtlichen 
Mitgliedern    der    Korporation    abgeschlossen    wird.     An    sich 
bieten    solche    Verträge    der    juristischen    Betrachtung     keine 
Schwierigkeiten.     Sobald   eine    Personenverbindung    in    irgend 
einer  Form  organisiert  Rechtspersönlichkeit  erlangt  hat,  kann 
sie  mit   jeder  beliebigen    Person,  also  auch  mit   den  einzelnen 
Mitgliedern   als  Dritten   Verträge  abschließen.    Die   Frage   ist 
nun  aber  die,  ob  in  unserem  Fall  wirklich  solche  selbständigen 
Verträge  der   Korporation  mit  den  einzelnen  Mitgliedern   vor- 
liegen,  oder  ob  diese   \  on   den   Kartellgründern  gewählte   Be- 
zeichnung nicht   dem   Wesen  des   Rechtsgeschäftes   entspricht. 
Die   in   Frage  kommenden   Verträge   sind  inhaltlich   sehr   ver- 
schieden.    Teils    handelt    es    sich    um    Lieferungsverträge    der 
Mitglieder   gegenüber    der    Korporation    (z.B.    in    der    „A.-G. 
Kalk",  die  ein  Verkaufskartell  darstellt),  teils  handelt  es  sich 
um  Kontingentierungsverträge  (so  in  den  verschiedenen  Ziegler- 
Genossenschaften;,   oder   es  ist   darin   nur  die  Emhaltung   be- 
stürmter   Preise   und   Konditionen   den   jeweiligen    Abnehmern 
gegenüber   versprochen    (^so   in   der   Genossenschaft    Schweize- 
rischer Teigwaren-Fabrikanten).    Es  zeigt  sich  hier  wiederum 
die   Tatsache,   daß   die  juristische   Organisationsform   von   der 
Kartellierungsmethode  ganz  unabhängig  ist.  Diese  weitgehende 
inhaltliche   Verschiedenheit   der  Verträge  ist  aber   für   die    Be- 
trachtung   des    Verhältnisses    der    einzelnen    Verträge    zu    ein- 
ander und  zu  den  Statuten  der  Korporation  ohne  Bedeutung. 
Aus  dem  Wesen  des  Kartells  und  der  Bedeutung  der  Ver- 
träge für  die  Erreichung  des   Kartellzweckes  geht  von   selber 
hervor,   daß   der   Zusammenhang   derselben   mit    den    Statuten 
ein   sehr  enger  sein  muß.    Das   findet   seinen   deutlichen   Aus- 
druck m  einer  Bestimmung  wie  die  folgende,  die  sich  in  meh- 
reren Kartellverträgen  fmdet :  „Dieser  Vertrag  gilt  als  integrie- 
render Bestandteil  der  Statuten".    Wir  werden  nachher  sehen, 
welche    weitere    Bedeutung    dieser    Bestimmung    beigemessen 
werden    kann.     Solange  man   die   „Verträge",    so   wie   sie   be- 
zeichnet  sind,   als  selbständige  Verträge  zwischen   der   Korpo- 
ration   und    ihren   Mitgliedern    auffassen    will,    kann    es    nichts 
anderes   bedeuten,   als   daß   der   Abschluß   eines    solchen    Ver- 
trages   (Lieferungs-,    Kontingentierungs-   oder    Preisvertrages) 
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Bedingung  ist  für  die  Aufnahme  m  die  Korporation.-'  Mit  der 
Auffassung  der  sogenannten  Verträge  als  selbständige  Ver- 
träge, unvereinbar  sind  folgende  Bestimmungen:  Erfüllt  ein 
Mitglied  des  KarteUs  die  Verpflichtung  aus  dem  Vertrag  nicht 
mehr,  so  hat  seine  weitere  Mitgliedschaft  kernen  Sinn  mehr  und 
es  wird  daher  bestimmt  (A.-G.  Portland  Vertrag  Art.  59)  : 
„Kommt  die  Fabrik  für  die  Fabrikation  von  Portland-Cement 
oder  verwandten  Bindemitteln  nicht  mehr  in  Betrieb,  so  wird  ihr 

der  Anteil  am  Vermögen  der  A.-G.   Portland  ausbezahlt 

Ähnlich  A.-G.  Kalk  Art.  59.  Die  Unmöglichkeit  der  Erfüllung 
der  vertraglichen  Pflichten  bedingt  also  den  Austritt  aus  deT 
Aktiengesellschaft.  Ganz  abgesehen  von  der  Frage,  ob  eine 
solche  Ausscheidung  des  Vermögensanteils  nicht  gegen  O.  R. 
Art.  629  verstößt,;^  kann  jedenfalls  in  einem  separaten  Ver- 
trage der  Aktiengesellschaft,  der  mit  ihren  Aktionären  wie 
mit  einem  Dritten  abgeschlossen  ist,  nicht  bestimmt  sein,  daß, 
wenn  die  vertraglichen  Pflichten  nicht  erfüllt  werden,  die 
Aktionärstellung  selber  berührt  wird. 

Von    Bedeutung    ist    auch    folgender    Punkt:     Die    Ver- 
pflichtungen,   die    im    Vertrag   geregelt    sind,    müssen    für   alle 
Einzelkontrahenten  dieselben  sein,    können    aber    naturgemäß 
nicht    während    der    ganzen    Dauer    des    Kartells    unverändert 
bleiben.    Müßten  nun  alle  einzehien  Verträge  wirklich  einzeln 
abgeändert    werden,     so    wäre    keinerlei    Garantie    dafür    ge- 
boten,   daß    man    bei    allfällig    nötig    werdender    Abänderung 
wieder  zu  einem    emheitUchen  Vertragsschema    für    alle   Kon- 
trahenten    käme.     Es    finden    sich    daher    auch    in    den     be- 
treffenden    Verträgen     Bestimmungen    folgender    Art     (A.-G. 
Portland  Vertrag  Art.  61):   „Änderungen    an   diesem  Vertrage 
und    analog     an     allen    Verträgen,     der     an     der     A.-G.     der 
Vereinigten  Portland  Cementfabriken  beteiligten  Fabriken  kön- 
nen nur  durch  Beschluß  einer  Vierfünftel  Mehrheit  der  General- 
versammlung der  A.-G.  der  Veremigten  Schweizerischen  Port- 
land  Cementfabriken,  in  der  Dreiviertel  sämtlicher  Aktien  \er- 
treten    smd,    vorgenommen    werden".     Art.  63  :    „Es    kommen 

-  So  wurde  auch  in  Deutschland  vor  Einführung  des  jetzigen  H   G  B 
§  212  die  in  den  Statuten  der  Aktiengesellschaft  enthaltenen  Bestimmungen 


über   die   Rüben-Licferungspflicht   aufgefaßt.     Ver^^l    R    (; 
(1887)  S.  15.  ^.      .      . 


in    2.  S.  Bd.  17 


'  Wir  kommen  auf  diese  Frage  weiter  unten  zu  sprechen. 
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also  solche  Beschlüsse  der  A.-G einem  Vertrage  mit  der 

unterzeichneten    P\qbrik    gleich".     Vergegenwärtigen    wir    uns, 
was   das   juristisch   zu   bedeuten   hat:   Einer   der   beiden    Kon- 
trahenten erhält   die   Befugnis   durch  Beschluß   seines   Organs 
ohne  Zustimmung  des  andern  Kontrahenten  den  X'ertrag  nach 
eigenem    Gutdünken    umzustoßen    und    einen    neuen    Vertrags - 
inhalt   mit   Verbindlichkeit   für  den   andern   Kontrahenten   auf- 
zustellen.    Diese    Bestimmung    ist    eigentümlich.     P>esteht    ein 
Vertrag    zwischen    zwei    Kontrahenten,    so    wird    er    normaler 
Weise    aufgehoben     oder    geändert    durch     übereinstimmende 
W^illensäußerung  der   beiden   Kontrahenten.    Es   ist   allerdings 
ein  Vertrag  möglich,  in  dem  die  Leistung,  zu  welcher  der  eine 
Kontrahent   verpflichtet   sein    soll,    durch    den   andern    Kontra- 
henten  bestimmt   wird.    Wenn   auch  im   schweizerischen   Recht 
keine  Bestimmung  das  ausdrücklich  festsetzt  wie  B.  G.  B.  §315, 
so  geht   das  aus  O.  R.  Art.  184  Abs.  3  hervor,   welcher  Artikel 
einer  ausdehnenden   Interpretation   fähig  ist.*    Die  betreffende 
Bestimmung  ist   also  nicht   absolut   unvereinbar   mit    der   Auf- 
fassung, daß  wir  es  wirkHch  mit  selbständigen  Verträgen  der 
einzelnen  Mitglieder  mit  der  Korporation  zu  tun  haben. ^   Aber 
diese  Auffassung  führt  hier  doch  zu  einer  gezwungenen  Kon- 
struktion.   Der  Gedanke  liegt   nahe,   daß,   wenn   ein    Beschluß 
der   Generalversammlung   der    Korporation   einen   bestehenden 
Vertrag   des   Mitgliedes   mit    der    Korporation    umstoßen    kann 
und  einem  neuen  Vertrage  gleichkommt,  der  alte  Vertrag  eben 
nicht    selbständige    Rechte    und    Pflichten    des    Mitgliedes    als 
Dritten  betraf.^   Aus  dem  Vorangegangenen  ergibt  sich  schon, 
daß   es   doch   sehr  fraglich   ist,   ob   wirklich   selbständige   Ver- 
träge   der    Korporation    mit    ihren    einzelnen    Mitgliedern    vor- 
handen sind. 

Betrachtet  man  die  in  den  verschiedenen  Kartellen  ent- 
haltenen parallelen  Verträge  der  Mitglieder  mit  der  Korpo- 
ration,  so  zeigt  sich  an  den   verschiedensten  Merkmalen,   daß 

*  Vergl.  Oser  Kommentar  zu  O.  R.  Vorbem.  VIII,  5,  zu  Tit.  i. 

^  Was  die  Bestimmungen  über  die  Höhe  des  Kontingentes  im  speziellen 
betrifft,  so  ist  dariiber  meist  bestimmt,  daß  sie  ohne  Zustimmung  der  be- 
treffenden Firma  nicht  geändert  werden  können.  Das  erklärt  sich  aus  dem 
Wesen  der  Beteiligungszif^'er.     Vergl.  darüber  unten  §  21. 

*  Vergl.  auch  Flechtheim  S.  85. 
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es  sich  nicht  um  emzeln  existierende  Verträge  handelt,  son- 
dern daß  eine  enge  Beziehung  zwischen  ihnen  besteht,  daß 
einer  dieser  Verträge  nicht  denkbar  ist  ohne  alle  andern.'  Man 
braucht  nur  daran  zu  denken,  daß  in  diesem  Vertrage  die 
Kontingentierung  der  einzelnen  Mitglieder  enthalten  ist.  Diese 
Kontingentierung  regelt  aber  eme  Beziehung  der  einzelnen 
Mitgüeder  unter  sich,  nicht  nur  der  einzelnen  Mitglieder  gegen- 
über der  Korporation.^  Verschiedene  Bestimmungen  in  den 
Verträgen  zeigen  deutlich,  daß  die  einzelnen  Verträge  zu- 
sammengenommen eine  Einheit  bilden.  Dahin  gehören  schon 
die  Emgangsworte  der  Verträge.   A.-G.  „Kalk"  Vertrag  Art.  i  : 

„Mit  sämtlichen  Fabriken  hiermit  speziell  mit  der  Plrma 

wird  dei  Vertrag  geschlossen".  In  der  Genossenschaft  Ost- 
schweizerischer Ziegelei-Besitzer  heißt  es  :  „Die  unterzeichnete 
Einzelfirma  tritt  einem  Abkommen  bei".  Ähnlich  auch  in  der 
Genossenschaft  Zentralschweizerischer  Ziegelei-Besitzer  und  der 
Genossenschaft  Zürcherischer  Ziegelei-Besitzer.  Im  Vertrag 
der  E.  G.  Portland  mit  ihren  Mitgliedern  lauten  die  Eingangs- 
worte :  „Zwischen  der  E.  G.  Portland  in  Zürich  und  ihren 
Genossenschaftern  einerseits  wird  andurch  mit  ....  andere 
seits"  der  folgende  Vertrag  geschlossen.  Im  Preisvertrag  der 
Genossenschaft  schweizerischer  Teigwaren -Fabrikanten  :  „Die 
unterzeichneten  Mitglieder  der  Genossenschaft  schweizerischer 
Teigwaren-Fabrikanten  (Kontrahenten)  haben  ein  jeder  mit 
allen  andern  und  mit  der  Genossenschaft  schweizerischer  Teig- 
waren-Fabrikanten den  nachfolgenden  Vertrag  abgeschlossen". 
Femer  sind  anzuführen  Bestünmimgen  wie:  „A.-G.  Kalk"  Ver- 
trag §  7^  :  „Die  an  der  A.-G.  Kalk  beteiügten  Fabriken  gehen 
in  diesen  Vertrag  gemeinschaftlich  em  und  verpflichten  sich 
auch  gegenseitig  unter  sich  zur  genauen  Beachtung  dieses  Ver- 
trages gegenüber  der  A.-G.  Kalk".  ÄhnHch  auch  im  Vertrag 
der  A.-G.  Portland.  Charakteristisch  ist  auch  eine  Bestim- 
mung des  Vertrages  der  verschiedenen  Genossenschaften  der 
Ziegel-Fabrikanten.    Für  einen  bestimmten  Fall  ist  eine  Kon- 

'  Das  wird  sogar  in  Deutschland  von  allen  denjenigen  Schriftstellern 
anerkannt,  die  sonst  das  System  der  Separatverträge  annehmen,  also  an  der 
Auffassung  festhalten,  daß  jedes  einzelne  Mitglied  als  Dritter  mit  der  Korpo- 
ration in  Vertragsverhältnis  steht.  Hüttner  S.  42  ff.,  Rundstein  S.  23  und  S.  30. 

^  Näheres  über  die  Kontingentierung  unten  §21. 

Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle.  8 
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ventionalstrafe   festgesetzt,   die   zugunsten   der   Genossenschaft 
verfällt.   Es  heißt  dann  weiter  (z.B.  Genossenschaft  Ostschwei- 
zerischer Ziegelei-Besitzer,   §  23)  :   „Jede   Einzelfirma  hat   der 
Genossenschaft  gegenüber  das  Recht  zu  verlangen,  daß  dieser 
Betrag  sofort  eingefordert,  nötigenfalls  rechtlich  eingetrieben 
werde".    Aus  diesen  Bestimmungen  geht  deuthch  hervor,  daß 
es   sich   in   diesem    Vertrage   nicht    um    Rechte    und    Pflichten 
handelt,  die  nur  zwischen  der  Korporation  und  jedem  einzelnen 
Mitglied  bestehen.    Jeder  einzelne  hat  ein  Recht  darauf,  daß 
jeder  andere  seinen  vertraglichen  Pflichten  nachkomme.    Alle 
diese    einzelnen    Verträge    sind    miteinander    untrennbar    ver- 
bunden,   sie   bilden   ein   einheitliches   Ganzes.    Durch    das   Zu- 
sammenwirken der  vertraglichen  Leistungen  aller  soll  ein  ge- 
meinsamer  Zweck,    der    Kartelkweck,    gefördert    werden.     Es 
liegt  somit  eine  einfache  Gesellschaft  vor.^ 

Bei  einem  solchen  in  ein  System  von  gleichlautenden  Ver-* 
trägen  gekleideten  Kartell  ist  die  Sachlage  eine  ganz  andere, 
als  bei  einem  vom  Bundesgericht  abgeurteilten  Fall,  der  zur 
Verdeutlichung  hieher  zu  ziehen  ist.  Dort  handelt  es  sich^«  um 
ein  „Syndikat"  zum  Ankauf  und  zur  Verwertung  von  einer  Anzahl 
Aktien  der  Eidgenössischen  Bank.  Die  einzelnen  „Konsortialen" 
schlössen  mit  der  Syndikatsleiterin,  der  Kreditbank  Winterthur, 
separate  Verträge,  welche  das  Bundesgericht  als  Gesellschafts- 
verträge bezeichnet.  Das  Bundesgericht  führt  nun  aus:  Wenn 
auch  diese  Verträge  auf  gleicher  Grundlage  beruhen  und  dem 
gleichen  Zwecke  dienen,  so  folgt  daraus  noch  nicht,  daß  auch 
die  Konsortialen  untereinander  m  ein  Gesellschaftsverhältnis 
getreten  sind.    In  der  Regel  bestehe  (unter  diesen  keine  Societät, 

•  Vergl.  B.  Ger.  31,  II.  S.913.  Es  handelt  sich  hier  um  die  Verträge  der 
A.-G  Kalk  mit  ihren  Mitgliedern.  Das  Bimdesgericht  führt  aus:  „Les  con- 
trats  speciaux  conclus  entre  la  Societe  et  chacun  de  ses  membres  ä  cöte  du 
contrat  social  sont  identique  et  dependant  les  uns  des  autres;  cette  solidarite 
cree  par  l'indentite  des  contrats  speciaux  passes  par  la  Societe  avec  chacun 
des  membres  du  syndicat  —  identite  qui  ramene  ces  contrats  ä  l'unite,  — 
et  les  interets  communs  existants  entre  les  divers  con-contractants  pourraient 
permettre  de  les  considerer  comme  ayant  uni  leurs  eftbrts  en  vue  d'atteindre 
un  but  commun  et  comme  etant  de  fait  associe  au  sens  de  l'art.  524  C.  O." 
Das  Bundesgericht  hat  die  Frage  nicht  entschieden,  weil  es  nach  seiner 
Auffassung  für  die  Beurteilung  des  Rechtsstreites  ohne  Bedeutung  war. 

'"  B.  Ger.  20,  S.  225,  auch  Curti  Nr.  2910. 
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jedenfalls  dann  nicht,  wenn  die  Beteiligung  ohne  Rücksicht 
auf  die  Persönlichkeit  der  übrigen  erfolgt  sei,  was  in  casu  der 
Fall  sei.  Wenn  man  bedenkt,  welche  große  Rolle  das  gegen- 
seitige Vertrauen  der  Kartellmitglieder  schon  für  die  Grün- 
dung und  dann  für  das  Bestehen  des  Karteiles  spielt  und 
ferner  daran  denkt,  daß  die  Beteiligung  ün  Kartell  im  Gegen- 
satz zu  diesem  Konsortium  Beziehungen  unter  den  Kartell- 
mitgliedern regelt,  so  kommt  man  aus  den  gleichen  Erwägungen, 
aus  denen  das  Bundesgericht  die  Annahme  eines  Gesellschafts- 
verhältnisses unter  den  Konsortialen  dieses  Syndikates  ab- 
gelehnt hat,  dazu  in  den  uns  interessierenden  Kartellen  ein 
Gesellschaftsverhältnis  anzunehmen. 

Wir  erhalten  also  das  merkwürdige  Bild,  daß  die  Unter- 
nehmer einerseits  eine  Aktiengesellschaft  bezw.  Genossenschaft, 
anderseits  unter  sich  noch  eine  weitere  einfache  Gesellschaft 
bilden,  welche  der  Erreichung  eines  und  desselben  Zweckes 
dienen  sollen. 

In  Deutschland,  wo  es  ähnliche  Verhältnisse  auch  gibt, 
herrscht  in  der  Literatur,  sowie  in  der  Judikatur  keine  Einig- 
keit darüber,  wie  diese  Verträge  juristisch  zu  beurteilen  smd. 
Aber  darüber  sind  doch  alle  einig,  daß  ein  gewisser  Zusammen- 
hang zwischen  den  einzelnen  Verträgen  vorhanden  ist.  So 
leugnet  z.B.  Hüttner  (S.  47),  der  von  einem  System  von 
Einzelverträgen  spricht,  einen  gewissen  Zusammenhang  der 
Verträge  aber  trotzdem  nicht.  Auch  Rundstein  (S.98)  spricht 
von  Kartellen,  bei  denen  das  eigentliche  Kartell  nicht  auf  der 
Verkaufsstelle,  sondern  auf  den  mit  der  Verkaufsstelle  ge- 
schlossenen Verträgen  beruht.  Aber  mehr  und  mehr  bricht 
sich  die  Auffassung  Bahn,  daß  diese  Konstruktion  den  beid- 
seitigen Absichten  nicht  entspreche,  11  Es  ist  in  erster  Linie 
Flechtheün  (S.  85),  der  energisch  die  Auffassung  vertritt,  daß 
die  separaten  Verträge  als  ein  einheitlicher  Gesellschaftsvertrag 
aufzufassen  seien.  Auch  das  Oberlandesgericht  Hamm  hatte 
schon  vorher  eme  ähnliche  Auffassung  vertreten,  hatte  sich 
aber  noch  gescheut  klipp  und  klar  auszusprechen,  daß  eine 
Gesellschaft  vorhanden  sei.  Dieses  Urteil  hat  aber,  wie  Bödme r 
(S.92)    mitteilt,    das   Reichsgericht   aufgehoben.    Durch   diese 


''  Bodmer  S.  91 
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Konstruktion  der  Separatverträge  als  Gesellschaftsvertrag  wird 
diese  besondere  Art  der  Kartellorganisation  einer  andern  gleich- 
gestellt,!- die  in  Deutschland  häufig  ist,  bei  uns  aber  nicht 
vorkommt,  einer  Organisation,  bei  der  nach  dem  berühmten 
Beispiel  des  Rheinisch  Westphähschen  Kohlensyndikates  die 
Mitglieder  der  Aktiengesellschaft  (der  Geschäftsstelle)  noch 
eine  andere  Organisation  bilden,  wobei  diese  letztere  Ver- 
einigung, meist  ein  nicht  rechtsfähiger  \'erein,  als  solche  mit 
der  Aktiengesellschaft  in  Vertragsverhältnis  steht.  Dieses  Ver- 
tragsverhältnis wird  von  der  überwiegenden  Auffassung  als 
Gesellschaftsverhältnis  betrachtet. ^^ 

Wenn  wir  festgestellt  haben,  daß  die  einzelnen  Verträge 
zusammengenommen  als  einfache  Gesellschaft  zu  betrachten 
sind,  so  erhebt  sich  die  Frage:  Welches  ist  nun  die  Stellung 
der  Korporation  in  dieser  einfachen  Gesellschaft?  Die  schon 
angeführte  Einleitung  des  Vertrages  der  E.  G.  Portland  :  „Zwi- 
schen der  A.-G.  Portland  in  Zürich  und  ihren  Genossenschaf- 
tern einerseits  wird  mit   (Name  des   Genossenschafters) 

anderseits    folgender    Vertrag    abgeschlossen"    scheint, 

wenn  man  die  einzelnen  Verträge  zusammengenommen  als  Ge- 
sellschaft deutet,  bestimmt  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Ge- 
nossenschaft, die  E.  G.  Portland,  wie  ihre  Genossenschafter, 
als  Gesellschafterin  aufzufassen  sei.  Es  erhebt  sich  allerdings 
folgendes  Bedenken  dagegen:  Die  Gesellschaft  ist  die  ver- 
tragsmäßige Verbindung  von  zwei  oder  mehreren  Personen 
zur  Erreichung  eines  gemeinsamen  Zweckes  (O.  R.  Art.  530). 
Damit  der  Zweck  ein  gemeinsamer  sei,  ist  erforderlich,  daß 
jeder  Gesellschafter  diesen  Zweck  als  eigenen  verfolge.  Man 
könnte  sich  nun  fragen,  ob  m  unserem  Fall  gesagt  werden 
könne,  die  Aktiengesellschaft  bezw.  Genossenschaft  verfolge 
den  Zweck  der  einfachen  Gesellschaft  als  ihren  eigenen,  oder 
ob  nicht  die  Korporation  nur  als  ein  Werkzeug  zur  Aus- 
führung des  Gesellschaftszweckes  erscheint.  Diese  Bedenken 
haben  verschiedene  deutsche  Autoren  bewogen,  die  Geschäfts- 
stelle nicht  als  Gesellschafterin  anzusehen.  1^   Doch  glaube  ich, 

'»  Flechtheim  S.  86. 

''  Flechtheim   S.  29,    Müller   S.  32,    Schülein  S.  41  ff.,    Bödmen  S.  71; 
schwankend:  Bauch  S.  61  ff.;  dagegen  Rundstein  S.  29  und  Hüttner  S.  48  ff. 
'■*  So  Rundstein  S.  29,  Hüttner  S.  48  ff. 
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daß  die  Aktiengesellschaft  bezw.  Genossenschaft  als  Gesell- 
schafterin anzusehen  ist,  wenn  auch  als  Gesellschafterin  mit 
besonderer  Stellung.  1^ 

Von  dieser  Organisationsform  von  Kartellen,  in  Deutsch- 
land Doppelgesellschaft  genannt,  sagt  Flechtheim  (S.  57),  daß 
sie  sich  in  der  Praxis  als  die  elastischste  und  brauchbarste 
erwiesen  habe.  In  der  folgenden  Darstellung  wird  sich  aber 
zeigen,  daß  sich  gegen  diese  Kombination  zweier  Rechtsformen 
zu  einem  Kartell,  das  doch  in  letzter  Lmie  eine  Personen-, 
Verbindung  zu  ein  und  demselben  Zweck  darstellt,  rechtliche 
Bedenken  erheben. 

Wie  aus  der  ganzen  bisherigen  Darstellung  ohne  weiteres 
hervorgeht,  stehen  die  beiden  Rechtsgebilde,  die  Aktiengesell- 
schaft bezw.  Genossenschaft  einerseits  und  die  angefügte  ein- 
fache Gesellschaft  anderseits  in  einem  sehr  engen  Verhältnis 
zu  einander.  Die  einzelnen  Unternehmer,  die  dabei  beteiligt 
sind,  fühlen  sich  als  Mitglieder  des  Syndikats  oder  des  Kar- 
tells und  sind  sich  der  doppelten  Stellung,  die  sich  aus  dieser 
Kombination  von  zwei  Rechtsformen  ergibt,  gar  nicht  bewußt. 
In  folgendem  ist  zu  untersuchen,  ob  sich  nicht  aus  dieser  Ver- 
quickung zweier  Rechtsgebilde  Unklarheiten  und  Widersprüche 
in  der  Organisation  ergeben. 

Wegen  der  Verschiedenheit  der  gesetzlichen  Normierung 
der  Aktiengesellschaft  von  derjenigen  der  Genossenschaft,  die, 
was  die  Eignung  für  Kartelle  betrifft,  sehr  groß  ist,  empfiehlt 
es  sich  die  Aktiengesellschaft,  die  in  Verbindung  mit  einer 
einfachen  Gesellschaft  auftritt,  von  der  Genossenschaft,  die  in 
derselben   Verbindung  auftritt,  getrennt  zu  behandeln. 

§  15.   Aktiengesellschaft  und  einfache  Gesellschaft.' 

Die  hier  in  Betracht  kommenden  Organisationen  sind 
wenig  zahlreich.  Von  solchen  Statuten,  die  mir  zugänglich 
wurden,  ist  nur  noch  die  A.-G.  Kalk  in  Funktion.  Von  den 
übrigen   ist  zu  sagen:  Die  A.-G.    Portland  ist   \m  Jahre    1910 

'*  So  spricht  auch  das  Bundesgericht  a.  a.  O.  von  einer  „Societe  simple 
enibrassant  la  Societe  par  actions  et  Tensemble  des  actionnaires",  vergl.  auch 
Flechtheim  S.  29. 

'  Über  die  Beispiele,  die  hieher  gehören,  vergl.  die  Aufzählung  der 
Beispiele  auf  S.  108  fg. 
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durch  die  E.  G.  Portland  abgelöst  worden.-  Der  Verband 
zentralschweizerischer  Ziegel-  und  Backstein-Fabriken  bestand 
nur  kurze  Zeit  in  der  Form  einer  ^Aktiengesellschaft.'^  Die 
Societe  Anonyme  des  Tuileries  de  la  Suisse  Romande"  ist 
schon  vor  einigen  Jahren  aufgelöst  worden.  Es  herrscht  jetzt 
in  der  westschweizerischen  Ziegehndustrie  wilde  Konkurrenz.^ 

1.  Der  Bestand  der  Aktiengesellschaft  und  der  einfachen 

Gesellschaft. 

Die    Aktiengesellschaft   ist   ihrer   ganzen    Bedeutung   nach 
mit    der   einfachen    Gesellschaft,    welche    die    Lieferungspfhcht 
der    Mitglieder   enthält,    eng    verknüpft.-^     Fällt    die    nebenher 
bestehende  einfache  Gesellschaft  weg,  so  hat  die  Aktiengesell- 
schaft keinen  Zweck  mehr.    Das  geht  deutlich  daraus  hervor, 
daß  der  Vertrag  „ein  integrierender  Bestandteil"  der  Statuten 
genannt  wird,  umgekehrt  auch  die  Statuten  ein  integrierender 
Bestandteil    des    Vertrages.     (A.-G.    Kalk    Statuten    §  2,    A.-G. 
Portland     Statuten    §  2)     im     Verband     zentralschweizerischer 
Ziegel-    und    Backstein-Fabrikanten    heißt    der    Vertrag    eine 
Ergänzung    der    Statuten.     In   einem    berühmten    Prozeß    betr. 
die  Auflösung  des   Rhein.   Westfäl.   Zement-Syndikates  —  die 
Organisation  ist  dort  ähnlich  wie  die  uns  hier  beschäftigenden: 
es    handelt    sich    um    eine    Gesellschaft    m.  b.  H.    mit    nebenher 
gehendem  Lieferungsvertrag  mit  allen  Gesellschaftern,  der  als 
einfache  Gesellschaft  zu  behandeln  ist  --  hat  das  Oberlands- 
gericht   Hamm   ausgesprochen,   daß   die    Gesellschaft   m.b.H. 
ohne  den  Lieferungsvertrag  nicht  bestehen  könne. «    Es  wurde 
hier  also  anerkannt,  daß  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  die  hier  die 

-  Jahresbericht  1910  der  Zement-Industrie-Gesellschaft. 
•■'  Vergl.  Airoldi  S.  76. 

*  Dieselbe  Organisationsform  scheint  auch  in  der  Müllerorganisation 
mehrfach  verwendet  worden  zu  sein.  Doch  ist  es  leider  unmöglich  von 
diesen  Statuten  und  Verträgen  Einsicht  zu  nehmen.  Es  wurde  nur  Einiges 
über  die  rechtliche  Organisation  eines  der  Müllerei-Syndikate,  nämlich  der 
„Ostschweizerischen  Mühlen  A.-G."  bekannt  durch  den  Aufsehen  erregenden 
Prozeß  Stücheli.  Die  aus  der  betreffenden  Bundesgerichts- Entscheidung 
ß.  Ger.  39,  II.  S.  247  ff.  bekannt  gewordenen  Bestimmungen  habe  ich  auch 
verwertet. 

"  Über  die  Rechtsnatur  dieser  Lieferungspflirht  siehe  unten  §  22. 
^  Kartell-Rundschau  Bd.  10  (1912)  S.  514  fg. 
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Stelle  unserer  Aktiengesellschaft  vertritt,  für  sich  allein  keine 
Existenzberechtigung  habe.  Dieses  LTrteü  ist  in  seiner  All- 
gemeinheit lebhaft  angefochten  worden.  Es  ist  ausgeführt 
worden,'^  es  sei  nicht  immer  der  Fall,  daß  bei  Wegfall  der 
Lieferungspflicht  das  ganze  Kartell,  insbesondere  die  „Ge- 
schäftsstelle" wegfallen  müsse,  der  gegenteilige  Standpunkt 
ließe  sich  ebenso  gut  rechtfertigen,  nur  in  solchen  Fällen  sei 
der  Standpunkt  des  Oberlandesgerichtes  Hamm  berechtigt, 
wenn  die  Kartellmitglieder  den  „Vertrag"  als  integrierenden 
Bestandteil  des  ganzen  Gesellschafts-Verhältnisses  erklärt  hät- 
ten. Diesen  Ausführungen  ist  m.  E.  nicht  beizustimmen,  es 
Wird  darin  zu  viel  Gewicht  gelegt  auf  den  von  den  Kartell- 
mitgliedern gewählten  Wortlaut.  Das  Oberlandsgericht  Hamm 
hat  mit  Recht  ausgeführt,  daß,  da  der  einzige  Zweck  der 
Gesellschaft  m.  b.  H.  einer  solchen  kombinierten  Kartell- 
Organisation  in  der  Verfolgung  des  Kartellzweckes  liege,  sie 
keine  vom  darüberstehenden  Kartell  getrennte  Existenzberech- 
tigung  habe. 

Die  Schwierigkeit,  die  sich  nun  hier  ergibt,  besteht  darin, 
daß  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Aktiengesellschaft,  und 
diejenigen,  unter,  denen  die  damit  verknüpfte  einfache  Gesell- 
schaft zu  bestehen  aufhört,  ganz  verschiedene  sind.  Die  Dauer 
der  Aktiengesellschaft  ist  m  den  vorliegenden  Statuten  überall 
eine  unbestimmte,  auch  die  folgende  Bestürmung  bedeutet  eine 
unbestünmte  Dauer:  Verband  zentralschweizerischer  Ziegel- 
und  Backstein-Fabrikanten  §  3  :  „Die  Dauer  der  Gesellschaft 
ist  3  Jahre,  wird  vor  Ablauf  des  2.  Geschäftsjahres  die  Auf- 
lösung des  Verbandes  nicht  beschlossen,  so  beträgt  die  weitere 
Dauer  jeweils  wieder  3  Jahre".  Ob  das  Ereignis,  das  die 
Dauer  der  Gesellschaft  auf  3  Jahre  beschränken  soll,  eintreten 
wird  oder  nicht,  ist  ungewiß.  Die  Dauer  des  Gesellschaft  ist 
daher,  trotz  des  bestimmt  lautenden  ersten  Satzes  unbestinmit.« 
Die  „Verträge",  d.h.  also  die  einfache  Gesellschaft,  ist  überall 
auf  eme  bestünmte  Dauer  vereinbart.  Wäre  sie  auch  wie  die 
Aktiengesellschaft  auf  eine  unbestünmte  Dauer  geschlossen, 
so  könnte  sie  von  jedem  Gesellschafter  auf  6  Monate  gekündigt 

'  Kartell-Rundschau:  Kritik  des  vorhergenannten  Urteils  von  Dr.  Vossen 
a.  a.  O. 

**  Vergl.  darüber  auch  das  oben  S.  73  ausgeführte. 
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werden  (O.  R.  543  Ziff.  6  und  546  Abs.  i).  Trotzdem  in  diesem 
Fall  also  die  Dauer  der  beiden  Rechtsformen  gleichmäßig 
bestinmit  wäre,  würde  sich  aus  dieser  Tatsache  der  Möglich- 
keit der  Kündigung  der  einfachen  Gesellschaft  die  Schwierig- 
keit ergeben,  daß  ein  Teil  der  Organisation  leicht  zur  Auf- 
lösung gebracht  werden  kann.  Doch  wie  war  schon  bei  Be- 
trachtung der  einfachen  Gesellschaft  gesehen  haben,  kommen 
solche  Kartelle  mit  unbestimmter  Dauer  kaum  je  vor. 

Nun   aber   der   andere   viel  wichtigere   Fall :   die   einfache 
Gesellscfwjt  ist  auf  eine  bestimmte  Dauer  geschlossen.    Nach 
emer    bestimmten    Anzahl    von    Jahren   hört   also    das    Gesell- 
schaftsverhältnis zu  bestehen  auf,  wenn  der  Vertrag  nicht  aus- 
drücklich  oder   stillschweigend   erneuert   wird.    Oft   wird    nun 
allerdings    eine    solche    Erneuerung    auf   derselben   oder    einer 
ähnlichen  Grundlage  stattfinden,  aber  es  steht  jedem  einzelnen 
frei,  ob  er  dabei  mitmachen  will  oder  nicht.    Ist  die  Mehrzahl 
der  Mitglieder  kartellmüde  und  zu  einer  Erneuerung  des  Ver- 
trages nicht  geneigt,  so  wird  auch  die  Aktiengesellschaft,  die 
an    sich    weiter   dauert,    durch   einen   Auflösungsbeschluß    zum 
Erlöschen   gebracht  werden.    Wie  nun  aber,   wenn   die   Mehr- 
zahl der  Mitglieder  eine  Erneuerung  der  einfachen  Gesellschaft 
will,  emer  oder  einige  der  Mitglieder  aber  dagegen  sind  ?   Für 
diesen    Fall    bestimmt    A.-G.    Kalk    Vertrag    Art.  76:    „Keine 
Fabrik   kann  ohne  ihre  Zustimmung  zur  Verlängerung   dieses 
Vertrages   angehalten    werden    und   es   ist   jeder    Fabrik    nach 
durchgeführter  Liquidation  ihr  Aktienbesüz  und  übriger  Ver- 
mögensanteil herauszubezahlen".    Es  hat  also  eine  Auflösung 
der    Aktiengesellschaft    stattzufinden.     Es   hat    demnach   jedes 
einzelne    Mitglied    die    Möglichkeit,    dadurch    daß    er    seinen 
Vertrag    mit    der   Aktiengesellschaft   nicht   erneuert,    die    Auf- 
lösung nach  Ablauf  der  in  diesem  speziellen   Vertrag   4  Jahre 
betragenden  Dauer  zu  verlangen.    Für  eine  solche  Bestimmung 
findet    sich   ün   Aktienrecht   keine   gesetzliche    Grundlage.     Ist 
die    einfache    Gesellschaft    auf    eine    bestimmte    Dauer    abge- 
schlossen, so  hat  ferner  jeder  einzelne  Gesellschafter  das  Recht, 
die    Auflösung    aus    wichtigem    Grunde    zu    verlangen     (O.  R. 
Art.  545   Abs.  2j.y    Welcher  Fall  als  wichtiger  Grund  in   einer 

'  Vergl.  darüber  oben  S.  74  {g. 
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Kartell-Gesellschaft  namentlich  in  Betracht  kommt,  wurde  im 
Abschnitt  über  die  einfache  Gesellschaft  ausgeführt.   Auch  Be- 
stimmungen wie  folgende:  A.-G.  Kalk  Vertrag  Art.  77  :  „Sonst 
(abgesehen  von  der  in  Art.  76  erwähnten  Auflösung  der  Aktien- 
gesellschaft)   ist   der  Austritt  einer  Fabrik  während   der   Ver- 
tragsdauer unter  keinen  Umständen  gestattet",  können  dieses 
Recht  nicht  beeinträchtigen,  ähnlich  auch  A.-G.  Portland,  Ver- 
trag   Art.  71.     Interessant    ist   Art.  70   dieses    Vertrages:    „Die 
Dauer  dieses  Vertrages  ist  auf  10  Jahre,  also  bis  31.  Dezember 
191 5  festgesetzt.    Er  fällt  dahin,  wenn  vor  Ablauf  dieser  Ver- 
tragsdauer die  Aktiengesellschaft  Portland  sich  auflösen  sollte. 
Überdies  kann  vom  31.  Dezember  1910  an  dieser  Vertrag  von 
jeder   beliebigen   Fabrik   gekündigt   werden,   wenn    i.    die   auf 
I.Januar   1906  festgesetzten   Preise  um  Fr.   70. —  pro  Wagen 
oder  mehr  von  der  A.-G.   Portland  herabgesetzt  worden  sind, 
2.  eine  im  Vertragsverhältnis  mit  der  A.-G.   Portland  stehende 
Fabrik  sich  freimacht,    3.  durch  Entstehen  einer  neuen  Fabrik 
ernsthafte   Konkurrenz   droht,   ohne   daß   die   Möglichkeit    der 
Beseitigung  vorhanden  wäre."   Allem  Anschein  nach,  höchstens 
für  den  Punkt  i.  läßt  sich  das  nicht  so  genau  beurteilen,  smd 
die  hier  erwälmten  Fälle,   die  das  Recht   der   Kündigung  ge- 
w^ähren  sollen,  solche  die  das  Recht  begründen,  aus  wichtigem 
Grund  die  vorzeitige  Auflösung  der  Gesellschaft  zu  verlangen. 
Die    Bestimmung,    daß    diese    Gründe   erst   nach    Verlauf    von 
5  Jahren    seit    Beginn    des    Gesellschaftsvertrages    geltend    ge- 
macht   werden    können,    ist    also    unzulässig.     Liegt    nun    em 
solcher    wichtiger    Grund    vor,    so   ist    die    Gesellschaft    durch 
Urteil  des  Richters  aufzulösen.    Was  ist  m  eniem  solchen  Fall 
das  Schicksal  der  Aktiengesellschaft  ?   Sie  wird  durch  die  Auf- 
lösung der  emfachen  Gesellschaft  direkt  in  ihrer  Existenz  nicht 
berührt,  aber  nach  den  Bestünmungen  ihrer  eigenen  Statuten 
ist  es  nun  eine  Aktiengesellschaft,  der  „integrierende  Bestand- 
teile" der  Statuten  fehlen,  da  ja  der  „Vertrag"  als  das  erklärt 
worden    war.    Durch   den   Wegfall   der   angefügten    einfachen 
Gesellschaft  ist  die  Aktiengesellschaft  ihres  hauptsächlichsten 
Mittels  zur  Erreichung  ihres  Zweckes  beraubt.    Diese   ist  ihr 
unmöglich  geworden.    Damit  ist  em  Grund  für  die  Auflösung 
gegeben.    Die  Unmöglichkeit  der  Erreichung  des  Zweckes  ist 
ein   Grimd  für   die   Auflösung,   was   sich   aus   der  gesetzlichen 
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Forderung  ergibt  (O.  R.  6i6  Ziff.  2),  daß  die  Zweckbestim- 
mung in  den  Statuten  umschrieben  sei.  Die  Aktionäre  haben 
das  Recht,  auf  dem  Wege  der  Klage  gegen  die  Gesellschaft 
die  Auflösung  durch  richterliches  Urteil  zu  verlangen. ^0  Wir 
kommen  also  hier  bezüglich  des  Bestandes  der  Aktiengesell- 
schaft zu  einem  ähnlichen  Resultat  wie  das  Oberlandesgericht 
Hamm  in  dem  schon  erwähnten  Auflösungsprezeß  des  Rhein. 
Westfäl.  Zement-Syndikates.  Das  Gericht  erbhckte  dort  im 
Wegfall  der  Lieferungsverpflichtung  einen  wichtigen  Grund 
für  die  richterliche  Aufhebung  der  Gesellschaft  m.b.H.  nach 
§§  60  Abs.  I  Ziff.  3  und  62  des  Gesetzes  betr.  die  Gesellschaft 
m.  b.  H. 

Gegen  dieses  Resultat  erheben  sich  aber  schv^^ere  Bedenken. 
Dadurch  daß  die  Aktiengesellschaft  in  ihrem  Bestände  von 
der  angefügten  Gesellschaft  abhängig  ist,  kommt  ein  dem 
Wesen  der  Aktiengesellschaft  fremdes  Element  in  sie  hinein, 
insbesondere  widerspricht  es  dem  Wesen  der  Aktiengesell- 
schaft, daß  das  einzelne  Mitglied  dadurch,  daß  es  die  richter- 
liche Auflösung  der  einfachen  Gesellschaft  verlangt,  von  sich 
aus  auch  die  Auflösung  der  Aktiengesellschaft  verlangen  kann. 
Nach  dem  Recht  der  Aktiengesellschaft  ist  aber  das  Recht,  die 
Auflösung  aus  wichtigem  Grund  zu  verlangen,  dem  einzelnen 
Aktionär  nicht  vorbehalten.  Es  kann  ihm  auch  statutarisch 
nicht  zugesagt  werden.  1^ 

Es  zeigt  sich  hierin  schon,  daß  die  Kartell-Aktiengesell- 
schaft gar  nicht  als  ein  selbständiges  Rechtsgebildc  gedacht 
ist,  sondern  bloß  als  ein  ausführendes  Organ  der  darüber 
stehenden  Kartell-Gesellschaft. 

Gegen  die  Auflösung  der  einfachen  Gesellschaft  und  da- 
mit des  ganzen  Kartells  durch  das  Verlangen  der  ^Auflösung 
aus  wichtigem  Grund  seitens  eines  Mitgliedes  kann  sich  das 
Kartell  schützen  —  und  das  geschieht  auch  fast  immer  — 
durch  eine  Abrede,  wonach  die  Gesellschaft  unter  den  übrigen 
Mitglieder  weiter  bestehen  solL^  Ich  erwähne  hier  eine  Be- 
stimmung aus  dem   Preis\ertrag  der  Genossenschaft  schweize- 

'•^  Bachmann  zu  O.  R.  Art.  664  Anm.  3. 

*'  Streng  genommen  handelt  es  sich  dabei  um  eine  neue  Gesellschaft, 
vergl.  darüber  oben  S.  77. 
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rischer  Teigwaren -Fabrikanten  (§  9)  worin  gesagt  ist,  daß 
wenn  das  Gericht  den  vorzeitigen  Rücktritt  eines  Kontrahenten 
schützen  sollte,  der  Vertrag  unter  den  übrigen  Kontrahenten 
weiter  gelte.  12  Besteht  auf  diese  Weise,  nach  der  Kündigung 
seitens  eines  Gesellschafters  oder  nachdem  er  die  Auflösung  aus 
wichtigem  Grunde  verlangt  hat,  immer  noch  eine  Gesellschaft 
ganz  der  gleichen  Art,  nur  mit  einem  Mitglied  weniger,  so  tritt 
für  die  Aktiengesellschaft  nicht  der  vorhin  erwähnte  Fall  ein, 
daß  sie  nicht  mehr  die  Möglichkeit  hat,  ihren  Zweck  zu  ver- 
folgen und  daher  zu  bestehen  aufhören  muß. 

Es    ist    hier    allerdings    m    Betracht    zu    ziehen,    daß    das 
Ausscheiden  eines  Kartell-Mitgliedes  aus  der  Gesellschaft,  eine 
Möglichkeit,  die  durch  keine  Abrede  vollständig  beseitigt  wer- 
den kann,  für  alle  andern  von  so  weittragender  Bedeutung  sein 
kann,  daß  darin  wiederum  ein  wichtiger  Grund  für  die  Auf- 
lösung  enthalten    sein    kann,    der   von   jedem    andern    Gesell- 
schafter geltend  gemacht   werden  kann.    Ich  erinnere   an   die 
schon  erwähnte  Bestimmung  des  Vertrages  der  A.-G.  Portland, 
wonach  das  Ausscheiden  eines  Mitgliedes  für  die  übrigen  das 
Recht  der  Kündigung  begründet.    Liegt  nun  aber  der  Fall  ein- 
mal  so,    daß    sich   ein   Mitglied  durch    Geltendmachung   emes 
wichtigen   Grundes  freigemacht  hat,   so  ergibt  sich   eine  neue 
Schwierigkeit    daraus,    daß    das    austretende    Mitglied    immer 
noch  Aktionär  ist ;  es  hat  aber  keinen  Smn,  ja  es  kann  für  das 
Kartell    eine    Gefahr    bedeuten,    wenn    ein    Unternehmer,    der 
früher    Mitglied    war,    jetzt    aber    seine    Kartellpflichten    nicht 
mehr  erfüllt,  noch  eüi  Stimmrecht  in  der  Kartell-Aktiengesell- 
schaft ausüben  kann.    Derjenige,  der  bei  der  für  das  Kartell 
wesentlichen  einfachen  Gesellschaft  nicht  mehr  dabei  ist,  muß 
~  das  verlangt  das  Lebensinteresse  des  Kartells  —  auch  aus 
der  Aktiengesellschaft  ausgeschlossen  werden.    Das  führt  uns 
auf  die   verschiedenen   Fälle   des   Ausscheidens  eines    Kartell- 
mitgliedes. 


^^  Es  handelt  sich  hier  allerdings  um  die  Verbindung  einer  Genossen- 
schaft mit  einer  einfachen  Gesellschaft,  aber  das  ist  für  diesen  speziellen 
Punkt  gleichgültig. 
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2.  Die  verschiedenen  Fälle  des  Ausscheidens  eines 

Kartellmitgliedes. 

a)  Betriebseinstellung. 
Die    Mitgliedschaft    in    einem    Verkaufs-Syndikat    hat    nur 
so  lange  Sinn  und  Bedeutung,  als  der  Einzelne  der  ihm  ob- 
liegenden   Lieferungspflicht    nachkommen    kann.     Schon    eine 
vorübergehende  Einstellung  des  Betriebes  läßt  die  Verpflich- 
tung des  Syndikates  dem  Einzelnen  gegenüber  ruhen.     A.-G. 
Portland    Vertrag    Art.  56:    „Wenn    eine    Fabrik    aus    irgend- 
welchen  Gründen  freiwillig  oder  gezwungen  den  Betrieb  ein- 
stellt,  so   ruhen   die   Verpflichtungen   der   A.-G.    Portland  zum 
Verkauf  des  betr.  Fabrik-Kontingentes  bis  zur  Wiederaufnahme 
des  Betriebes  durch  die  bisherigen  oder  neuen  Besitzer".  Ähnlich 
auch    A.-G.    Kalk    Vertrag   Art.  62.     Kommt    eine    Fabrik    we- 
nigstens für  die  in  dem  betr.  Syndikat  vertriebenen   Produkte 
überhaupt  nicht  mehr  in  Betrieb,  so  hat  die  Mitgliedschaft  des 
betr.    Unternehmers   aufzuhören.    In  den  „Verträgen"   ist   dar- 
über nur  bestimmt,   daß  diesem  Unternehmer  sein  Anteil  am 
Vermögen  der  Aktiengesellschaft  ausbezahlt  werde.  A.-G.  Port- 
land Vertrag  Art.  59  :  „Kommt  die  Fabrik  für  die  Fabrikation 
von  Portland-Zement  oder  verwandter  Bindemittel  nicht  mehr 
in    Betrieb,    so    wird   ihr   der   Anteil    am    Vermögen   der   A.-G. 
Portland  ausbezahlt,  sobald  genügende  Sicherheit  geleistet  ist, 
daß  sie  für  den  bisherigen  Betrieb  nicht  mehr  verwendet  wird". 
W^as  nuii  aus  den  vertraglichen  Beziehungen,  seiner  Lieferungs- 
pf licht  etc.   also  seiner  gesellschafthchen  Stellung  in  der  ein- 
fachen Gesellschaft  werden  soll,  ist  gar  nicht  ausdrücklich  be- 
stimmt, wenn  aber  bestimmt  war,  daß  bei  zeitweiliger  Betriebs- 
einstellung die  vertraglichen  Verpflichtungen  der  Aktiengesell- 
schaft gegenüber  der  betr.  Firma  ruhen,  so  ist  ohne  weiteres  klar, 
daß  hier  der  „Vertrag"  mit  der  betreffenden  Firma  zu  bestehen 
aufhören  soll.    Durch  diesen  Wegfall  sollen  aber  die  vertrag- 
lichen  Beziehungen   der  übrigen   Kartellmitglieder  keineswegs 
berührt  werden.    Wird  der  „Vertrag"  als  einfache  Gesellschaft 
aufgefaßt,    so    haben   wir   es    hier  mit    dem   Ausscheiden    eines 
Gesellschafters  zu  tun,  wobei  die  Gesellschaft  unter  den  übrigen 
Gesellschaftern    weiterbestehen    soll.     Schon    aus    dem    Wesen 
einer  Kartell-Gesellschaft  ergibt  es  sich,  daß  in  dem  uns  hier 
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beschäftigenden   F^all   die   Gesellschaft   unter  den  übrigen   Ge- 
sellschaftern  weiter   dauern   und  nicht   ihre   Auflösung    finden 
soll,  denn  meistens  wird  die  dauernde  Betriebseinstellung  eines 
Kartellmitgliedes  den  übrigen  ihre  Stellung  im  Kartell  nur  er- 
leichtern   und    daher   keinen   Grimd   zur   Auflösung    desselben 
geben,  wie  es  bisweilen  der  Fall  sein  kann,  wenn  ein  Mitglied 
aus  dem   Kartell  ausscheidet,  das  seinen  Betrieb  weiter  führt. 
In    einem    Verkaufs-Syndikat    wird    durch    den    Wegfall    eines 
Mitgliedes    die    Lieferungsquote    jedes    Einzelnen    erhöht,    wo- 
durch  die    Beschränkung   seiner   wirtschaftlichen    Freiheit   ge- 
mildert wird.    Es  sind  allerdings  auch  Fälle  denkbar,  wo  die 
Betriebseinstellung    eines    Kartellmitgliedes    den    Bestand    des 
ganzen  Kartells  gefährdet.  Das  trifft  dann  zu,  wenn  sehr  starke 
Außenseiter  vorhanden  sind,  deren  Macht  nach  dem  Wegfall 
eines   Kartellnlitgliedes    so  groß   wird,   daß   das    Kartell   seine 
Ziele  nicht  mehr  erreichen  kann.    Von  diesen  letzteren  Fällen 
abgesehen,   ist   aber,   wie  ausgeführt  wurde,   die  dauernde   Be- 
triebseinstellung   eines    Mitgliedes    kein    Grund    für   die    Auf- 
löäVmg  des  Kartells.   Nun  ist  aber  der  aus  der  emfachen  Gesell- 
schaft   ausgeschiedene    Gesellschafter    immer    noch    Aktionär, 
abei-  von  dem  Moment  an,  wo  er  seine  Kartellverpflichtungen 
nicht  mehr  erfüllt,  hat  auch  diese  seine  Aktionärstellung  kei- 
nen  Sinn  mehr.    Es  soll  ihm  daher,   wie   die   schon   erwähnte 
Bestimmung    es    ausspricht,    sein    Anteil    am    Vermögen    der 
Aktiengesellschaft  ausbezahlt  werden.    Besonders  eigentümlich 
ist  es,  daß  diese  das  Gesellschaftskapital  berührende  Bestim- 
außerhalb  der  Statuten  in  einem  Vertrag  Aufnahme  gefunden 
hat,i-'   aber   es   ist   zu   sagen,   daß   eine   derartige    Bestimmung 
auch  wenn  sie  in  den  Statuten  Aufnahme  gefimden  hätte,  nicht 
zulässig  wäre.    Das  Bundesgericht  hat  sich  über  diese  Frage 
dahin    ausgesprochen, i*    eine    Aktiengesellschaft    könne    nach 
Art.  626  und   670  O.  R.   allgemein  die  Rückzahlung  eines  be- 
stimmten   Teiles    des    Aktienkapitals    bei   entsprechender    for- 
meller  Reduktion    desselben   und   unter   Wahrimg   bestimmter 
Kautelen     zum     Schutze     des     Gesellschaftsgläubiger     (O.R. 
Art.  667)   verfügen,  einzelnen  Aktionären  dagegen  Rückzahlung 
ihrer  Einlagen  überhaupt  nicht  gewähren   dürfe,   indem  nach 

>3  Vergl.  oben  S.  iii. 

'*  B.  Ger.  Bd.  35.  II  S.  307  ^g. 
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zwingender  Vorschrift   des  Art.  629  Abs.  3   dem  einzelnen  Ak- 
tionär als  solchem  ein  Recht,  den  der  Gesellschaft  eingezahlten 
Betrag  zurückzufordern,   grundsätzlich  nicht  zustehe.    Art.  629 
Abs.  3   wolle  nicht  etwa  nur  ein  Recht  des  Aktionärs,  sondern 
—  dem  Prinzip  der  Unveränderhchkeit  des  Grundkapitals  ent- 
sprechend -  auch  ein  Recht  der  Gesellschaft  auf  Rückzahlung 
ausschließen.     Eine    derartige    Zusicherung    der    Rückzahlung 
hat  eine  der  Gesellschaft  selbst  rechtlich  unmögHche  Leistung 
zum  Gegenstand.    In  den  Statuten  der  A.-G.  Portland  §  8  und 
ähnlich  in  den  Statuten  der  A.-G.  Kalk  §   9  ist  bestmimt,  daß 
diese  zurückbezahlten  Aktien  als  nichtig  erklärt  werden  müssen 
und   daß   hierauf  an   Stelle  der  nichtig  erklärten  Aktien   eine 
gleiche  Anzahl  neuer  Aktien  ausgegeben  werden  könne,  welche 
dann  einem  oder  mehreren  Aktionären  zugeteilt  werden.    Das 
ändert   nichts   daran,   daß   das   Gesellschaftskapital  in   seinem 
Bestände    angegriffen    worden    ist,    da    diese    Zuteilung    nicht 
zwangsweise  erfolgen  kann.  Das  zeigt  sich  auch  m  der  weiteren 
Bestimmung,   daß    wenn  eine   solche   Zuteilung   nicht   erfolge, 
d.  h.   offenbar  wenn  die  Aktionärfabriken  kerne  neuen  Aktien 
zu  übernehmen   wünschen,   eine  Reduktion   des   Aktienkapitals 
stattzufinden     habe     (A.-G.    Portland    §  9).     Die     Nichtigkeit 
dieser     Bestimmungen     ist     deshalb     von     weittragender     Be- 
deutung,  weil    sie   deutlich  zeigt,   daß   eben,   die  Aktiengesell- 
schaft,   auc/i    wenn    sie    in    Verbindung    mit    einer    einfachen 
Gesellschaft  angewendet  wird,  sich  für  die  Kartelle  und  Syn- 
dikate keineswegs  eignet,  denn  in  jedem  Kartell  gibt  es  Pralle 
(neben  der  hier  besprochenen  Betriebseinstellung  eines  kartel- 
lierten Unternehmers  gibt  es  noch  andere),  wo  das  Ausscheiden 
eines    Mitgliedes    wünschenswert    erscheint.     Bei    der    Aktien- 
gesellschaft   besteht    aber    die    einzige    Art    freiwilligen    Aus- 
tretens   emzelner    Aktionäre    darm,    daß    sie   ihre   Aktien    ver- 
äußern.   Diese  Art  des  Austrittes  ist  aber  für  Kartell-Aktien- 
gesellschaften nur  dann  ohne  Gefahr,  wenn  die  Veräußerung 
der  Aktien  an  einen  Unternehmer  derselben  Branche  erfolgt, 
der   gleichzeitig   auch   den   Betrieb   des   alten   Aktionärs   über- 
nimmt,   um    ihn   auf  kartelltreue   Weise   weiterzuführen. i^    Die 
ibertragung   der   Aktien   an   irgend   einen   beliebigen   Dritten 
könnte  für  das  Kartell  von  großem  Nachteil  werden,  weshalb 
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auch  die  Aktien  stets  vinkuliert  sind.  Em  unfreiwilliges  Aus- 
scheiden anerkennt  das  Gesetz  nur  im  Falle  der  Nichteinzah- 
lung  des  gezeichneten  Aktienbetrages  (O.  R.  Art.  634  Abs.  2), 
ferner  im  Falle  der  Amortisation  von  Aktien  (O.  R.  628  Abs.  2 
Ziffer  I  und  2),  falls  die  Erwerbung  der  Aktien  seitens  der 
Gesellschaft  durch  Auslosung  geschieht.  Eine  andere  Art  des 
Ausschlusses  von  Mitgliedern  gibt  es  m\  Recht  der  Aktien- 
gesellschaft zum  Unterschied  vom  Recht  der  Genossenschaft 
(CR  Art.  685)  nicht.  Die  zwangsweise  Entäußerung  der 
Aktienrechte  in  allen  andern  als  in  den  im  Gesetz  vorgesehenen 
Fällen  ist  unzulässig.  Es  folgt  das  aus  dem  Prinzip  der  Gleich- 
behandlung aller  Aktionäre.iß 

b)  Veräußerung  eines  kartellierten  Betriebes. 
Veräußert  ein  Kartellmitglied  semen  den  Kartellbestim- 
mungen unterworfenen  Betrieb,  so  hat  seine  Mitgliedschaft  im 
Kartell  ebenso  wenig  einen  Sinn,  wie  bei  der  vorher  bespro- 
chenen dauernden  Betriebseinstellung.  Dafür  ist  es  hier  also 
für  das  Kartell  von  großer  Bedeutung,  daß  der  Erwerber  Mit- 
glied des  Kartells  werde,  denn  im  Falle  daß  das  ehemals 
kartellierte  Unternehmen  durch  die  Veräußerung  zu  den  Außen- 
seitern tritt,  ist  der  Bestand  des  Kartells  schwer  gefährdet. 
Die  Verhältnisse  können  so  liegen,  daß  es  jedem  Kartell- 
mitglied möglich  ist,  durch  die  Veräußerung  semer  Fabrik 
das  Kartell  glattweg  zu  sprengen.i^  Um  dieser  Gefahr  zu  ent- 
gehen, ist  man  in  Kartellkreisen  schon  auf  den  Gedanken 
gekommen,  die  Kartellpflichten  zu  verdinglichen  und  dadurch 
untrennbar    mit    der    Fabrik    zu    verbinden;    so    lesen    wir    im 
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Vergl.  darüber  unten  S.  127  {g. 


Bachmann  zu  O.  R.  Art.  627  N.  5.  Das  deutsche  Aktienrecht  kennt 
eine  Amortisation  mittelst  Kündigung.  H.  G.  B.  §  227.  Es  ist  versucht 
worden,  durch  Benutzung  dieser  Vorschrift  den  Grundsatz,  daß  eine  Ver- 
Wirkung  der  Mitghedschaft  außer  in  den  im  Gesetz  (H.  G.  B.  §  219)  geord- 
neten Fällen  nicht  ausgesprochen  werden  kann,  zu  beseitigen,  so  insbesondere 
Leist  S.  104.  Gegen  diese  Auffassung  wendet  sich  Staub  (Kommentar  zu 
_^       H.  G.  B.  §  227  N.  5).     Eine   derartige  Auslegung   des   §  227   enthielte   eine 

Durchbrechung  dergrundlegendenaktienrechtlichenPrinzipien.  Die  Kündigung 
muß  allen  Aktionären  gleichmäßig  bevorstehen.  Sie  muß  eine  der  Auflösung 
ähnliche  Maßregel  sein.  Das  wäre  sie  aber  nicht,  wenn  sie  nur  einzelnen 
bestimmten  Aktionären  oder  solchen,  die  bestimmte  Verpflichtungen  nicht 
erfüllen,  drohen  würde. 

Vergl.  darüber  auch  oben  S.  76. 
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Vertrag  der  A.-G.  Kalk  (Fassung  vom  September  1903;  Art.  23  : 
„Bei  einem  Übergang  der  Fabrik  in  andere  Hände  sind  die 
Verpflichtungen  aus  den  Statuten  imd  dem  Vertrag  als  Servitut 
auf  die  neuen  Eigentümer  zu  übertragen".  Diese  Bestimmung 
erinnert  an  eine  Bestimmung  in  den  Statuten  eüies  deutschen 
Verbandes,  Verband  deutscher  Zinnfolien-Fabriken,  Breslau  i^^ 
„Die  Mitgliedschaft  ist  nicht  eine  persönliche  der  derzeitigen 
Inhaber  der  vertragschließenden  Firmen,  sie  wird  vielmehr 
für  die  F^irma  als  solche  erworben  und  ist  mit  derselben  über- 
tragbar". Wenn  in  unserem  Falle  der  A.-G.  Kalk  die  Ver- 
pflichtungen aus  den  Statuten  als  Servitut  bezeichnet  werden, 
so  ist  hier  zu  sagen :  Die  Verpflichtungen  aus  den  Statuten 
können  nicht  getrennt  werden  von  der  ganzen  Mitgliedschafts- 
stellung, diese  letztere  aber  eignet  sich  nicht  dazu,  als  Grund- 
last auf  eine  Liegenschaft  gelegt  zu  werden.  ^^  Wenn  man  die 
vertragliche  Pflicht  zur  Ablieferimg  der  Produkte  an  die  Ver- 
kaufsstelle allein  ins  Auge  faßt,  so  könnte  man  die  Möglich- 
keit, sie  als  Grundlast  auf  die  Kartellfabrik  zu  legen,  an- 
nehmen, denn  hier  handelt  es  sich  tatsächlich  um  eine  Leistung, 
die  sich  „aus  der  wirtschaftlichen  Natur  des  belasteten  Grund- 
stückes ergibt". 20  Doch  kann  eben  diese  Lieferungspflicht, 
wie  schon  erwähnt,  von  der  gesamten  Mitgliedschaftsstellung 
nicht  getrennt  werden  und  es  muß  daher  die  Möglichkeit  ab- 
gelehnt werden,  eine  Grundlast  zu  errichten. 21 
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Kartell-Denkschrift  Bd.  I  Anlage  C2. 

'"  Vergl.  über  den  möglichen  Inhalt  von  Grundlasten:  Wieland,  Kom- 
mentar zum  Sachenrecht,  Art.  782  Anm.  7. 

^^  Vergl.  über  die  Auslegung  dieser  Gesetzesstelle  Wieland  a.  a.  O. 

^'  Hüttner  S.  123  flf.  gibt  sich  auch  mit  der  PVage  ab,  ob  die  Lieferungs- 
pflicht als  Reallast  (B.  G.  B.  1105)  auf  die  Fabriken  sich  legen  lasse.  Er 
sieht  die  Hauptschwierigkeit  darin,  daß  die  Kartellmitglieder  sich  schwerlich 
zu  einer  solchen  Belastung  ihres  Grundstückes  verstehen  würden.  Er  betrachtet 
die  Lieferungspflicht  nicht  wie  wir  als  gesellschaftliche  Pflicht,  wie  er  über- 
haupt von  einem  System  von  separaten  Verträgen  ausgeht.  Silberberg 
(Kartell-Rundschau  Bd.  7,  1909  S.  785  fl)  macht  den  Vorschlag,  als  Schutz 
gegen  die  Veräußerung  eines  kartellierten  Unternehmens  die  Treuhandschaft 
zu  gebrauchen,  d.  h.  die  Kartell-Genossen  verpflichten  sich,  einer  bestimmten 
Persönlichkeit  (auch  juristischer  Person)  in  ihrem  L'nternehmen  eine  je  nach 
der  Rechtsform  der  Unternehmen  verschiedene  rechtliche  Stellung  zu  geben, 
kraft  deren  eine  irgendwie  geartete  Veräußerung  der  Unternehmen  ohne 
die  Zustimmung  jener  Vertrauensperson  rechtlich  unwirksam  ist,  doch  wird 


'1 


I-    — 


--    129    — 

Offenbar  ist  man  in  den  Kreisen  der  A.-G.  Kalk  später 
selber  zur  Ansicht  gekommen,  daß  sich  die  Angehörigkeit  zum 
Kartell  auf  diese  Weise  mit  den  Fabrikgrundstücken  nicht  ver- 
knüpfen lasse,  denn  in  den  späteren  Fassungen  des  ,, Vertrages" 
ist  die  sachbezügliche  Bestimmung  fallen  gelassen.  Die  Kar- 
telle versuchen  es  daher,  wie  wir  schon  oben  ( S.  79  fg. )  ge- 
sehen haben,  sich  auf  andere  Weise  zu  helfen.  Ähnliche  Be- 
stimmungen wie  die  bei  der  Betrachtung  der  andern  Kartell- 
rechtsformen vorgefundenen  treffen  wir  nun  auch  hier.  A.-G. 
Kalk  Vertrag  (1910J  Art.  63  :  „Bei  einem  Übergang  der  Fabrik 
in  andere  Hände  sind  die  Verpflichtungen  aus  Statuten  und 
Vertrag  auf  die  neuen  Eigentümer  zu  übertragen  und  letztere 
sind  als  Rechtsnachfolger  der  A.-G.  Kalk  zu  anerkennen.  Im 
Weigerungsfalle  gelten  die  Bestimmungen  des  x\rt.  41 ".  'Art.  41 
setzt  Konventionalstrafen  fest  für  Verweigerung  von  Liefe- 
rungen). Ähnlich  A.-G.  Portland  Vertrag  Art.  57.  Im  „Vertrag 
zwischen     dem    Verband     zentralschweizerischer    Ziegel-     und 

Backstein-Fabrikanten   A.-G.    und   dem  Aktionär   "   heißt 

es:  (§  28)  „Die  Einzelfirma  verpflichtet  sich,  bei  Verpachtung 
oder  Verkauf  der  Ziegelei,  den  neuen  Pächter  oder  Käufer  zum 
Eintritt  in  den  Verband  und  in  dessen  Vertrag  zu  veranlassen. 
Tritt  der  neue  Pächter  bezw.  Käufer  nicht  in  den  Verband 
und  den  Vertrag  ein,  so  verfällt  auch  das  Aktienkapital  der 
Einzelfirma  dem  Verband  als  Konventionalstrafe  und  außer- 
dem hat  der  Zuwiderhandelnde  dem  Verband  als  Konventional- 
strafe je  1000  Fr.  pro  Million  oder  deren  Bruchteil  seiner 
Kontingentierung  zu  bezahlen".  Der  Austritt  des  Veräußerers 
und  der  Eintritt  des  Erw^erbers  in  den  Verband  geht  demnach 
im  einzelnen  folgendermaßen  vonstatten:  Ähnlich  wie  bei  der 
Betriebseinstellung  scheidet  mit  der  Veräußerung  das  Kartell- 
mitglied aus  der  einfachen  Gesellschaft  aus,  wobei  die  Gesell- 
schaft unter  den  übrigen  Mitgliedern  weiter  dauert.  Der  Er- 
werber hingegen  hat  ein  Recht  darauf,  als  Gesellschafter  an- 
erkannt zu  werden,  sobald  er  sich  zu  der  Erfüllung  der  gesell- 
schaftlichen   Leistungen    in    dem    Maße,    wde    sein    Vorgänger 

auf  diese  Weise  diesem  Treuhänder  eine  so  große  Macht  über  die  einzelnen 
kartellierten  Unternehmungen  gegeben,  daß  das  Kartell  dem  alten  ameri- 
kanischen Trust  angenähert  wird,  wo  der  trustee  auch  sämtliche  verbundenen 
Unternehmungen  „kontrolliert". 

Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle.  g 
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verpflichtet.  Ob  aber  der  Veräußerer  der  Fabrik  den  Erwerber 
veranlaßt,  die  Kartellverpflichtungen  zu  übernehmen,  liegt  in 
letzter  Linie  in  seiner  Hand. 22  Was  nun  aber  die  Aktionär- 
stellung anbetrifft,  so  hat  der  Veräußerer  die  Pflicht,  seine 
Aktien  an  den  Erwerber  zu  übertragen.  Geschieht  diese  Über- 
tragung nicht  trotz  der  Veräußerung  der  Fabrik,  so  kann 
allerdings  der  Veräußerer  zur  Bezahlung  einer  Konventional- 
strafe angehalten  werden,  er  bleibt  aber  Aktionär.  Der  Ver- 
trag des  Verbandes  zentralschweizerischer  Ziegel-  und  Back- 
stein-Fabrikanten bestimmt  nun  allerdings  für  diesen  Fall,  wie 
wir  gesehen  haben,  daß  der  Anteil  des  Veräußerers  am  Aktien- 
kapital dem  Verbände  verfällt.  Über  die  Zulässigkeit  einer 
solchen  Kaduzierung  der  Aktien  kommen  wir  weiter  unten 
noch  zu  sprechen.23  Abgesehen  von  diesem  Falle  ist  der  Ver- 
äußerer trotz  der  Veräußerung  seiner  Fabrik  immer  noch 
Aktionär ;  trotzdem  er  also  die  Fabrik,  als  deren  Besitzer  er 
am  Kartell  teilgenommen  hatte,  veräußert  hat,  kann  das  Kar- 
tell nicht  hindern,  daß  er  in  der  Generalversammlung  der- 
selben Sitz  und  Stimme  hat.  Es  zeigt  sich  hier  wiederum  der 
für  die  Kartelle  so  ungünstige  Umstand,  daß  in  der  Aktien- 
gesellschaft nicht  die  Möglichkeit  besteht,  in  den  Statuten  be- 
liebige xVusschließungsgründe  vorzusehen,  wie  dies  in  der  Ge- 
nossenschaft der  Fall  ist. 

c)  Der  Konkurs  eines   Kartellmitgliedes. 

Fällt  ein  Kartellmitglied  in  Konkurs,  so  wird  seine  Fabrik 
oder  sein  Geschäft  unter  Umständen  nicht  mehr  weitergeführt. 
Es  hat  daher  aus  dem  Kartell  auszuscheiden.  Wiederum  ver- 
ursacht sein  Ausscheiden  aus  der  einfachen  Gesellschaft  keine 
Schwierigkeit.  Für  sein  Ausscheiden  aus  der  Aktiengesell- 
schaft wird  bestimmt  ( A.-G.  Portland  Vertrag  Art.  60)  :  ,, Bricht 
über  eine  Vertragsfirma  der  Konkurs  aus,  so  bedingt  dieser 
Konkursausbruch  gegenüber  der  A.-G.  Portland  die  sofortige 
Fälligkeit  und  damit  die  Möglichkeit  der  Verrechnung  einer 
Konventionalstrafe  in  der  Höhe  des  Wertbetrages  des  auf  die 
genannte  Firma  entfallenden  Anteils  am  Vermögen  der  A.-G. 
Portland  unter  Hinzurechnung  der  laufenden  Forderungen  aus 

--  V'ergl.  darüber  oben  S.  80  u.  99. 
-'■5  Vergl.  S.  131. 
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Lieferungen,    insofern    das   bestehende    Vertragsverhältnis   mit 
den  bisherigen  Kontrahenten  oder  einem  neuen  Erwerber  des 
Geschäftes  nicht   fortgesetzt  werden  kann".    Im  zweiten   Fall, 
wenn  die   Fabrik   trotz   des   Konkurses  nicht   eingestellt   wird, 
sondern  in   andere  Hände  übergeht,  gelten  dieselben  Bestim- 
mungen wie  bei  einer  freihändigen  Veräußerung  der  Fabrik. 
Im  andern  Fall  aber  wird  nicht  wie  in  den  oben  besprochenen 
Fällen  der  Betriebseinstellung  der  Anteil  am  Aktienkapital  aus- 
bezahlt,   sondern    es    wird    die    Kaduzierung    der    Aktien    be- 
stimmt.   Ganz  abgesehen  davon,  daß  eine  solche  das  Aktien- 
kapital betreffende  Bestimmung  zum  mindesten  in  den  Statuten 
Aufnahme  finden  müßte,  ist  im  einzelnen  dagegen  einzuwenden, 
daß    trotzdem    scheinbar    eine    Konventionalstrafe    fällig    ist, 
mit    welcher    verrechnet    wird,    dieser    Fall   nicht    durch    O.  R. 
Art.  628  Abs.  2  Ziff.  3  gedeckt  ist,  da  die  Forderung  der  Ge- 
sellschaft  (die  Konventionalstrafe)   bloß  zu  dem  Zwecke  fest- 
gesetzt   ist,    um    der    Aktiengesellschaft    die    Erwerbung    der 
eigenen    Aktien    zu   ermöglichen.     Es   handelt    sich    daher   im 
Grunde  genommen  darum,  daß  für  den  Fall  des  Konkurses  die 
Verwirkung  der  Mitgliedschaft  ausgesprochen  ist.    Eine  solche 
Verwirkung  der  Mitgüedschaft  ist  aber  im  Rechte  der  Aktien- 
gesellschaft nicht  vorgesehen.    Eine  Verwirkung  der  Mitglied- 
schaft  durch    Kaduzierung  der  Aktien  kennt   das   Aktienrecht 
nur    im    Falle    der    verzögerten   Einzahlung    des    gezeichneten 
Aktienbetrages  (O.  R.  Art.  634  Abs.  2). 


Aus  dieser  Betrachtung  der  Funktion  eines  in  dieser  ge- 
mischten Form  gegossenen  Kartells  ergibt  sich:  Kommt  man 
zu  der  Auffassung,  daß  die  sogen,  separaten  Verträge  als  ein- 
fache Gesellschaft  aufzufassen  sind,  so  folgt  aus  der  daraus 
gegebenen  Möglichkeit  des  vorzeitigen  Rücktrittes  aus  wich- 
tigem Grund,  daß  die  durch  diese  Kombmation  verfolgte 
absolute  Bindung  der  Mitglieder  nicht  erreicht  wird.  Andrer- 
seits ergeben  sich  große  Schwierigkeiten  für  den  Ausschluß 
einzelner  Mitglieder,  da  die  Aktiengesellschaft  als  eigentliche 
Kapitalgesellschaft  für  ganz  andere  Bedürfnisse  ausgebaut  ist, 
als  sie  im  Kartell,  wo  die  Persönlichkeit  des  einzelnen  Mit- 
gliedes eine  große  Rolle  spielt,  vorhanden  sind. 
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Diejenigen  Bestimmungen  der  Verträge,  welche  die  Mit- 
gliederstellung  in  der  Aktiengesellschaft  betreffen,  weisen  dar- 
auf hin,  daß  die  Annahme  von  zwei  nebeneinander  bestehenden 
Gesellschaften  doch  dem  Wesen  der  Sache  nicht  gerecht  wird. 

§  16.    Genossenschaft  und  einfache  Gesellschaft. 

In  allen  hier  in  Betracht  kommenden  Beispielen  sind  die 
in  der  einfachen  Gesellschaft  normierten  Pflichten  im  Gegen- 
satz zu  den  in  Verbindung  mit  der  Aktiengesellschaft  vor- 
kommenden einfachen  Gesellschaften  nicht  Lieferungspflichten, 
sondern  es  handelt  sich  um  die  Pflicht  zur  Einhaltung  eines 
bestimmten  Kontingentes,  in  einem  Falle  um  die  Pflicht  zur 
Einhaltung  von  bestimmten  Preisen.  Der  Vertrag  heißt  daher 
in  dem  ersteren  Falle  meist  „Kontingentierungs-Vertrag".  Aus 
der  Natur  der  Genossenschaft  als  „Personal-Gesellschaft"  er- 
gibt sich  von  vornherein,  daß  eine  Verbindung  einer  Genossen- 
schaft mit  einer  einfachen  Gesellschaft  nicht  zu  denselben 
Schwierigkeiten  führt,  denen  wir  bei  der  Betrachtung  der 
Aktiengesellschaft  in  Verbindung  mit  der  einfachen  Gesell- 
schaft begegnet  sind,  da  sich  jene  Schwierigkeiten  zum  großen 
Teil  aus  der  Natur  der  Aktiengesellschaft  als  einer  reinen 
Kapitalgesellschaft  ergaben.  In  den  hier  in  Betracht  kom- 
menden Beispielen  ist  meistens  die  Genossenschaft  für  sich 
allein  genommen  schon  ein  Kartell,  da  die  Genossenschafter 
als  solche  schon  verpflichtet  sind,  die  von  der  Generalver- 
sammlung der  Genossenschaft  festgesetzten  Preise  und  Kon- 
ditionen einzuhalten.  Durch  die  besondem  Verträge  wird  dieses 
Preis-  und  Konditionen -Kartell  nun  aber  auch  noch  zum  Kon- 
tingentierungs-Kartell. Daher  kommt  es,  daß  wir  die  hier  be- 
sprochenen Beispiele  hin  und  wieder  schon  bei  der  Besprechung 
der  Kartelle,  welche  als  reine  Genossenschaften  erscheinen, 
erwähnten. 

1,  Der  Bestand  der  Genossenschaft  und  der  einfachen 

Gesellschaft. 
In    verschiedenen    dieser    Genossenschaften    wird    in    den 
Statuten  auf  das  im  Vertrag  vereinbarte  Kontingent  mehrfach 
Bezug  genommen,   so  wenn  die  Zahl  der  von  den   Genossen - 
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schaftern  zu  übernehmenden  Anteilscheine  und  der  Jahres- 
beitrag zur  Bestreitung  der  laufenden  Ausgaben  sich  aus  den 
Verhältnissen  der  Kontingente  bemißt. ^  Daraus  geht  deutlich 
hervor,  daß  der  Bestand  der  Genossenschaft  durch  den  Weg- 
fall der  die  Kontingente  enthaltenden  einfachen  Gesellschaft 
auch  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird.  Ihrem  ganzen  Wesen 
nach  ist  die  Genossenschaft  so  ausgebaut,  daß  sie  beim  Weg- 
fall der  Kontingentierung  nicht  mehr  bestehen  kann. 

Ist  die  Dauer  der  Genossenschaft  eine  unbestimmte  und 
diejenige  der  Gesellschaft  eine  bestimmte,  so  ergibt  sich  für 
den  Zeitpunkt  des  Aufhörens  der  einfachen  Gesellschaft :  Ist 
dann  die  Mehrzahl  der  Kartellmitglieder  kartellmüde,  so  wird 
wie  wir  es  für  die  Aktiengesellschaft  festgestellt  haben,  ein 
Auflösungsbeschluß  zustande  kommen.  Will  aber  die  Mehrheit 
das  Kartell  aufrecht  erhalten,  also  die  einfache  Gesellschaft 
erneuern,  so  können  die  übrigen  entweder  freiwillig  austreten 
oder  wenn  zu  befürchten  ist^  daß  das  nicht  der  Fall  ist,  so 
kann  (beides  im  Gegensatz  zur  Aktiengesellschaft)  eine  statuta- 
rische Bestimmung  aufgenommen  werden,  dahingehend,  daß 
solche  Mitglieder  aus  der  Gesellschaft  ausgeschlossen  werden 
können.  Beim  Mangel  einer  solchen  Bestimmung  kann  auch 
O.  R.  Art.  685  in  Anwendung  kommen.  Ein  Mitglied,  das  sich 
weigert,  bei  dem  neuen  Gesellschaftsvertrag  dabei  zu  sein, 
dessen  Zustandekommen  für  die  Tätigkeit  der  Genossenschaft 
unumgänglich  notwendig  ist,  kann  aus  wichtigem  Grund  durch 
richterliches  Urteil  ausgeschlossen  werden. 

Wird  die  vorzeitige  Auflösung  der  einfachen  Gesellschaft 
aus  wichtigem  Grund  verlangt  (O.  R.  Art.  545  Abs.  2)  so  gilt 
dasselbe,  was  für  die  mit  der  Aktiengesellschaft  kombinierte 
Form  gesagt  wurde.  Die  Auflösung  der  eüifachen  Gesellschaft 
wirkt  nicht  direkt  auf  die  Genossenschaft  zurück,  aber  die 
Genossenschaft  ist  eine  solche,  der  integrierende  Bestandteile 
ihrer  Statuten  fehlen.  Allerdings  wäre  es  in  einer  Genossen- 
schaft möglich,  in  die  Statuten  einen  Auflösungsgrund  als 
wichtigen  Grund  aufzunehmen  (O.  R.  Art.  709  Abs.  2  läßt  aus- 


'  Wir  treffen  hier  dieselben  Verhältnisse,  denen  wir  schon  bei  Be- 
trachtung der  reinen  Genossenschaften  begegneten,  die  für  die  Kontingente 
nicht  besondere  Verträge  enthalten,  diese  aber  doch  nicht  in  den  Statuten 
selber  aufnehmen.     Vergi.  oben  S.  103  ff. 
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drücklich  die  statutarische  Aufnahme  weiterer  Auflösungs- 
gründe  als  die  gesetzlichen  zu).  Dadurch  würde  die  Auf- 
lösungsmöglichkeit  der  Genossenschaft  der  gesetzlichen  der 
einfachen  Gesellschaft  angenähert.  Doch  findet  sich  eine  solche 
statutarische  Bestimmung  nirgends.  Sie  entspricht  auch  nicht 
dem  Streben  der  Kartelle  nach  möglichst  sicherem  Bestand. 
Meistens  wird  aber  bestimmt  sein,  daß  wenn  die  Auflösung 
der  Gesellschaft  von  emem  Mitglied  verlangt  wird,  die  Gesell- 
schaft unter  den  übrigen  weiter  dauern  soll.  Ich  erinnere  an 
die  bereits  erwähnte  Bestimmung  aus  der  Genossenschaft 
schweizerischer  Teigwarenfabriken   (S.  123). 

2.  Das  Ausscheiden  eines  Kartellmitgliedes. 

Für  die  Frage  des  Ausscheidens  aus  der  Genossenschaft 
und  der  einfachen  Gesellschaft  kommt  gegenüber  der  ent- 
sprechenden Frage  bei  der  Aktiengesellschaft  in  Betracht, 
daß  da  die  Genossenschaft  in  erster  Linie  Personalgesellschaft 
ist,  die  Regelung  sowohl  des  freiwilHgen  Austrittes  als  auch 
des  unfreiwilligen  Ausschlusses  ün  Genossenschaftsrecht  der 
entsprechenden  Regelung  im  Recht  der  einfachen  Gesellschaft 
viel  ähnlicher  ist,  als  das  bei  der  Aktiengesellschaft  der  Fall 
ist.  Es  ist  daher  mit  viel  geringeren  Schwierigkeiten  ver- 
bunden, hier  das  Ausscheiden  aus  den  beiden  nebeneinander 
hergehenden  Vereinigungsformen  in  Übereinstimmung  zu 
bringen,  als  bei  der  Aktiengesellschaft. 

a)  Austritt  aus  wichtigem  Grund. 
Wie  wir  schon  bei  der  Besprechung  der  Aktiengesellschaft 
in  Verbindung  mit  der  einfachen  Gesellschaft  gesehen  haben, 
kann  durch  Verabredung  unter  den  Gesellschaftern  bewirkt 
werden,  daß  an  Stelle  der  Auflösung  der  ganzen  Gesellschaft 
aus  wichtigem  Grund  der  die  Auflösung  verlangende  Gesell- 
schafter aus  der  Gesellschaft  ausscheidet.  Nach  der  vom 
bemischen  Obergericht  vertretenen  Ansicht,  die  den  Austritt 
aus  wichtigem  Grund  auch  bei  der  Genossenschaft  zuläßt, 
wäre  hier  kemerlei  Schwierigkeit  gegeben,  indem  der  für  den 
Austritt  aus  der  emfachen  Gesellschaft  geltend  gemachte  wich- 
tige Grund  bei  dem  engen  Zusammenhang  der  beiden  Rechts- 
formen auch  für  den  Austritt  aus  der  Genossenschaft  Geltung 
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hätte.  Nun  haben  wir  aber  gesehen,  daß  sich  gegen  diese  Auf- 
fassung Bedenken  erheben,  die  sie  nicht  als  gerechtfertigt 
erscheinen  lassen. ^  Es  würde  demnach  ein  Genossenschafter, 
trotzdem  er  aufhörte,  seinen  vertraglichen  Verpflichtungen 
nachzukommen,  dennoch  Mitglied  der  Genossenschaft  bleiben, 
doch  besteht  hier  im  Gegensatz  zur  Aktiengesellschaft  die 
Möglichkeit,  dieses  Mitglied  auszuschließen,  denn  wenn  auch 
in  den  Statuten  kein  Ausschließungsgrund  vorhanden  wäre, 
der  auf  diese  Situation  paßte,  so  könnte  die  Aufschließung 
durch  den  Richter  nach  O.  R.  Art.  685  dennoch  stattfinden, 
indem  zweifellos  wichtige  Gründe  vorliegen,  einen  Genossen- 
schafter auszuschließen,  der  sich  von  den  vertraglichen  Pflichten 
losgemacht  hat,  auf  denen  die  Existenz  der  Genossenschaft  im 
wesentlichen  beruht. 

bj  Austritt  aus  der  Genossenschaft  nach  O.  R.  Art.  684. 
Wenn  man  O.  R.  Art.  684  Abs.  3  in  Verbindung  mit  Abs.  i 
desselben  Artikels  dahin  versteht,  daß  eine  längere  zeitüche 
Bindung  als  auf  Ende  des  als  Kalenderjahr  aufzufassenden  Ge- 
schäftsjahres nicht  zulässig  sein  soll,  so  erscheinen  alle  die- 
jenigen statutarischen  Bestimmungen,  die  den  Austritt  zeitlich 
auf  einige  Jahre  hinaus  beschränken,  als  widerrechtUch  und 
daher  nichtig.^  Es  könnte  daher  ein  Mitglied  sich  auf  diese 
Nichtigkeit  berufen  und  gemäß  O.  R.  Art.  684  Abs.  3  mit 
mindestens  vierwöchentlicher  Kündigung  auf  Ende  des  Ge- 
schäftsjahres austreten.  Nun  sind  in  den  Fällen,  wo  der  Aus- 
tritt aus  der  Genossenschaft  auf  einige  Jahre  hinaus  verboten 
ist,  auch  die  Verträge  auf  dieselbe  Zeitdauer  geschlossen.  So 
ist  in  der  E.  G.  Portland  der  Austritt  aus  der  Genossenschaft 
nur  auf  31.  Dezember  1920  zulässig  (§  6  der  Statuten).  Der 
Kontingentierungs-Vertrag  beginnt  am  i.  Juli  191 3  und  dauert 
bis  31.  Dezember  1920  (Art.  42  des  Vertrages).  Man  könnte  sich 
fragen,  ob  nicht  der  austretende  Genossenschafter  trotz  seines 
Austrittes  in  der  einfachen  Gesellschaft  bleiben  müsse,  doch 
wenn  man  bedenkt,  wie  die  Genossenschaft  stark  auf  die  ver- 
traglichen Pflichten  einwirken  kann,  so  geht  daraus  hervor, 
daß   die   Mitglieder   diese    Pflichten   nur   auf   sich   genommen 

-  Vergl.  oben  S.  98  {g. 
^  Vergl.  oben  S.  94  ff. 
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haben,  unter  der  Bedingung,  daß  sie  durch  ihre  MitgUedschaft 
in  der  Genossenschaft  ein  Mitbestimmungsrecht  haben.  Der 
Austritt  aus  der  Genossenschaft,  der  nicht  verhindert  werden 
könnte,  würde  daher  einen  wichtigen  Grund  für  den  vor- 
zeitigen Rücktritt  aus  der  einfachen  Gesellschaft  bedeuten. 
Bestimmungen  wie  :  „Dieser  Vertrag  tritt  . . .  rückwirkend  auf 
i.Januai  191 4  in  Kraft,  er  dauert  ohne  Kündigungsmöglich- 
keit bis  zum  31.  Dezember  1918  und  fällt  mit  diesem  Datum 
vorbehaltlich  Erneuerung  dahin"  (Gen.  Ostschweiz.  Ziegelei- 
Besitzer,  Vertrag  §  22)  können  diese  für  die  Kartelle  fatale 
Tatsache  nicht  hindern.  Ähnlich  Genossenschaft  Zentralschweiz. 
Ziegelei-Besitzer  Art.  29.  Im  Vertrag  der  Genossenschaft  schwei- 
zerischer Teigwaren -Fabrikanten  ist  die  Verpflichtung  enthal- 
ten, während  der  Vertragsdauer,  das  sind  3  Jahre,  aus  der  Ge- 
nossenschaft nicht  auszutreten;  auch  das  hindert  nicht,  daß 
nach  O.  R.  Art.  684  nach  einem  Jahr  der  Austritt  aus  der 
Genossenschaft  genommen  werden  kann,  welcher  Austritt  dann 
seinerseits  auch  wieder  den  vorzeitigen  Rücktritt  aus  der  ein- 
fachen Gesellschaft  ermöglicht. 

c)  Ausschluß  von  Mitgliedern. 

Wie  wir  schon  bei  Besprechung  der  Genossenschaft  ge- 
sehen haben,  ist  die  Möglichkeit  der  Ausschließung  von  Ge- 
nossenschaftern eine  sehr  weitgehende.^  Es  fallen  daher  alle 
diejenigen  Schwierigkeiten,  denen  wir  bei  der  Betrachtung  der 
Aktiengesellschaft  begegnet  sind,  hinweg,  die  daraus  kamen, 
daß  der  unfreiwiUige  Austritt  aus  emer  Aktiengesellschaft  an 
ganz  bestimmte  vom  Gesetz  normierte  Voraussetzungen  ge- 
knüpft ist.  In  der  Genossenschaft  besteht  also  keinerlei  Schwie- 
rigkeit, zu  bestimmen,  daß  diejenigen  Mitglieder,  die  aus 
irgend  einem  Grunde,  sei  es  Betriebseinstellung,  Konkurs  etc., 
den  Verpflichtungen  aus  dem  Vertrag  nicht  mehr  nachkommen 
können,  aus  der  Genossenschaft  ausgeschlossen  werden.  Wenn 
die  Veräußerung  des  Betriebes  bei  der  Aktiengesellschaft  zu 
Schwierigkeiten  führt,  so  ist  das  hier  nicht  der  Fall.  Es  kann 
hier  auf  das  oben  S.  99  ff.  Gesagte  verwiesen  werden. 

Es  führt  also  hier  die  Doppelspurigkeit  in  der  Organi- 
sation eines  Kartells  nicht  zu  ebenso  großen  Schwierigkeiten, 

*  Vergl.  oben  S.  107. 
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wie  wenn  die  beiden  kombinierten  Formen  eine  Aktiengesell- 
schaft und  eine  einfache  Gesellschaft  sind.  Allerdings  kann 
hier  durch  diese  Kombination  von  vornherein  nicht  das  erreicht 
werden,  was  bei  der  Verbindung  der  Aktiengesellschaft  mit 
dem  System  von  Verträgen  erstrebt  wird,  nämlich  die  lang- 
jährige feste  Bindung,  da  die  Mitgliedschaft  in  der  Genossen- 
schaft im  Gegensatz  zur  Aktiengesellschaft  nur  für  ganz  be- 
schränkte Zeit  unkündbar  sein  kann.  Aber  trotzdem  hat  auch 
hier  diese  doppelte  Organisation  etwas  Störendes  an  sich.  Es 
entspricht  nicht  dem  Wesen  eines  Kartells,  das  eine  einheitliche 
wirtschaftliche  Größe  darstellt,  daß  die  Mitglieder  zu  diesem 
einheitlichen  Zweck  in  zwei  verschiedene  Vereinigungen  zu 
sammentreten.  Das  führt  uns  zu 
mischten   Kartell-Rechtsformen. 


weiterer    Kritik    der    ge- 


§  17.     Aktiengesellschaft  bezw.  Genossenschaft  und 
einfache  Gesellschaft  bilden  zusammen  genommen 

eine  Einheit. 

Schon  darin,  daß  die  ganze  Organisation,  die  aus  Aktien- 
gesellschaft oder  Genossenschaft  einerseits  und  einfacher  Gesell- 
schaft anderseits  besteht,  als  Kartell,  also  als  eine  wirtschaftliche 
Größe  erscheint,  zeigt  sich,  wie  wenig  es  dem  Wesen  der  Sache 
entspricht,  eine  doppelte  Organisation  anzunehmen.  Das  ist 
auch  die  Ansicht  des  Bundesgerichtes. ^  Das  Bundesgericht  hat 
in  einer  Entscheidung  betreffend  die  ,, Genossenschaft  schweize- 
rischer Metzgermeister  für  Haut-  und  Talgverwertung",  welche 
als  Aktiengesellschaft  konstituiert  war,  in  der  aber  die  Aktionäre 
auch  zur  Lieferung  von  Talg,  Häuten  und  Fellen  verpflichtet 
waren,  geäußert,  daß  es  sich  bei  dieser  Lieferungspflicht  nach 
der  Absicht  der  Gesellschaftsgründer  nicht  um  selbständige 
Verträge  mit  den  Aktionären  als  Dritten  handle.  Das  Bundes- 
gericht verwirft  aber  auch  die  Annahme  einer  besonderen  neben 
der  Aktiengesellschaft  bestehenden  einfachen  Gesellschaft  unter 
ausdrücklicher  Zurückweisung  der  von  Munzinger  in  den  Mo- 
tiven zum  Entwurf  eines  schweizer.  Handelsrechtes  (S.  160) 
aufgestellten  Konstruktion  für  die  bernischen  Aktien -Käsereien. 


^  B.Ger.  25,  II  S.  i.jff. 
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Man  sieht  aus  dieser  Entscheidung,  daß  das  Bundesgericht  der 
Annahme  von  Doppelgesellschaften,  der  Verquickung  von  zwei 
Gesellschaften,  wo  es  sich  in  letzter  Linie  doch  um  eine  Ver- 
einigung von  einzelnen  Individuen  zur  Verfolgung  eines  Zweckes 
handelt,  abhold  ist  und  daß  es  sich  nicht  gescheut  hat,  in  dem 
Fall,  der  zur  Aburteilung  gekommen  ist,  die  letzte  Konsequenz 
zu  ziehen  tmd  die  Rechtsbeständigkeit  der  den  Aktionären  auf- 
erlegten Verpflichtungen  zu  leugnen.  Diese  Entscheidung  des 
Bundesgerichtes  ist  deshalb  von  weittragender  Bedeutung,  weil 
sie  allgemein  zeigt,  daß  das  Bundesgericht  nicht  willens  ist, 
den  vom  Gesetzgeber  aufgestellten  Gesellschaftsformen  Gewalt 
anzutim,  und  mit  Hilfe  von  kompHzierten  Konstruktionen  Partei- 
abmachungen, die  den  Gesellschaftsformen  entgegenstehen, 
aufrecht  zu  erhalten.  Geht  man  von  der  Annahme  aus,  daß 
neben  der  Aktiengesellschaft  oder  der  Genossenschaft  eine  ein- 
fache Gesellschaft  besteht,  deren  Mitglieder  die  einzelnen  Ak- 
tionäre bezw.  Genossenschafter  sind,  so  kommt  man  zu  folgen- 
den Konsequenzen :  In  der  Generalversammlung  wird,  wie 
wir  gesehen  haben,  meist  mit  qualifiziertem  Mehr  über  Ände- 
rungen des  „Vertrages"  beschlossen,  also  nach  der  hier  zu 
Grunde  gelegten  Ansicht  über  Änderungen  des  Gesellschafts - 
Vertrages.  Das  würde  also  bedeuten,  daß  einem  Gesellschafter 
der  ^Aktiengesellschaft  bezw.  Genossenschaft  die  Befugnis  über- 
tragen wäre,  von  sich  aus  Änderungen  am  Gesellschaftsvertrag 
vorzunehmen.  Das  bietet  an  sich  keine  Schwierigkeit.  In  er- 
höhtem Maß  gilt  hier,  was  wir  schon  oben  (S.  112)  erwähnt 
haben,  daß  die  nähere  Bestimmung  eines  Vertragsinhaltes 
einem  Kontrahenten  überlassen  sein  könne,  denn  hier  ist  der- 
jenige Kontrahent,  der  den  Vertrag  ändern  kann,  nicht  von 
entgegengesetzten,  sondern  von  denselben  Interessen  beherrscht, 
wie  seine  Mitgesellschafter.2  Denkt  man  aber  daran,  daß  das 
Hauptorgan  dieses  einen  besondern  Gesellschafters,  die  General- 
versammlung der  Aktiengesellschaft  bezw.  der  Genossenschaft, 
aus  der  Summe  der  Mitglieder  der  einfachen  Gesellschaft  be- 
steht, so  könnte  man  diese  Generalversammlung  gleichzeitig  als 
die  Versammlung  der  Gesellschafter  betrachten.  Es  ergäbe 
sich  dann  die  merkwürdige  Tatsache,  daß  wenn  in  der  General- 
versammlung   über    Änderungen    des    Vertrages    beschlossen 

^  Vergl.  Loebinger  in  D.  J.  Z.  191 1  S.  150. 
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würde,  diese  Beschlüsse  nicht  als  Beschlüsse  der  General- 
versammlung der  Aktiengesellschaft  oder  Genossenschaft  in 
ihrer  Eigenschaft  als  solche  erscheinen  würden,  sondern  als 
Gesellschaftsbeschlüsse  der  einfachen  Gesellschaft.  ^  Diese 
Konsequenz  zeigt  deutlich,  wie  wenig  eben  die  Konstruktion 
einer  Dopi>elge Seilschaft  den  tatsächlichen  Verhältnissen  ent- 
spricht. Die  Kartellmitglieder  sind  nur  in  einer  Vereinigung 
zusammengetreten,   nicht   in   zwei  verschiedenen. 

Wie  wir  schon  erwähnt  haben,  ist  die  Konstruktion  der 
Doppelgesellschaft  in  Deutschland  aufgekommen.  Sie  liegt 
dort  näher,  weil  dort  in  gewissen  Kartellen,  neben  der  als 
Aktiengesellschaft  oder  Gesellschaft  m.  b.  H.  organisierten  so- 
genannten Geschäftsstelle,  häufig  eine  gewisse  Organisation 
der  Unternehmer  vorhanden  ist,  welche  die  Annahme  einer 
zweiten  Gesellschaft  bürgerlichen  Rechtes  oder  eines  nicht 
rechtsfähigen  Vereins  nahelegt.  Bei  näherer  Betrachtung  zeigt 
es  sich  aber  auch  hier,  daß  die  verschiedenen  Organisationen 
in  ihrer  Tätigkeit  so  stark  von  einander  abhängig  sind,  daß 
im  Grunde  genommen  doch  nur  eine  Vereinigung  der  Kartell - 
Mitglieder  vorhanden  ist"  und  nicht  zwei,  wde  es  den  Anschein 
hat.  Bei  uns  in  der  Schweiz  liegt  die  Sache  insofern  einfacher, 
als  überall  die  Beschlußfassung  über  sämtliche  Angelegen- 
heiten des  Kartells  der  Generalversammlung  der  Aktiengesell- 
schaft oder  der  Genossenschaft  übertragen  ist  und  nicht  eine 
daneben  stehende  Organisation  der  Vertragschließenden  zu 
treffen  ist.  Die  Einheithchkeit  der  Statuten  und  des  .,Ver- 
träges"  liegt  infolgedessen  offener  zutage.  Darum  kann  man 
aber  auch  bei  den  in  der  Schweiz  v^orkommenden  Formen 
nicht  die  Aktiengesellschaft  bezw.  die  Genossenschaft  als  Ge- 
schäftsstelle des  Karteiles,  als  ausübendes  Organ  einer  dahinter- 
stehenden Vereinigung  auffassen,  wie  es  in  Deutschland  ge- 
schieht. Bei  uns  ist  es  zweifellos,  daß  die  Aktiengesellschaft 
oder  die  Genossenschaft  das  Kartell  selber  ist. 


'  Es  ist  interessant,  in  einem  deutschen  Fall,  der  sonst  ähnlich  liegt, 
zu  sehen,  daß  die  Beschlußfassung  über  Änderung  des  Vertrages  nicht  der 
Generalversammlung  der  als  Gesellschaft  m.  b.  H.  organisierten  Geschäfts- 
stelle, sondern  der  „Versammlung  der  Vertragschließenden  übertragen  ist." 
Vergl.  Flechtheim  S.  88. 
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Man  sieht  aus  dieser  Entscheidung,  daß  das  Bundesgericht  der 
Annahme  von  Doppelgesellschaften,  der  Verquickung  von  zwei 
Gesellschaften,  wo  es  sich  in  letzter  Linie  doch  um  eine  Ver- 
einigung von  einzelnen  Individuen  zur  Verfolgung  eines  Zweckes 
handelt,  abhold  ist  und  daß  es  sich  nicht  gescheut  hat,  in  dem 
Fall,  der  zur  Aburteilung  gekommen  ist,  die  letzte  Konsequenz 
zu  ziehen  und  die  Rechtsbeständigkeit  der  den  Aktionären  auf- 
erlegten Verpflichtungen  zu  leugnen.  Diese  Entscheidung  des 
Bundesgerichtes  ist  deshalb  von  weittragender  Bedeutung,  weil 
sie  allgemein  zeigt,  daß  das  Bundesgericht  nicht  willens  ist, 
den  vom  Gesetzgeber  aufgestellten  Gesellschaftsformen  Gewalt 
anzutun,  und  mit  Hilfe  von  komplizierten  Konstruktionen  Partei- 
abmachungen, die  den  Gesellschaftsformen  entgegenstehen, 
aufrecht  zu  erhalten.  Geht  man  von  der  Annahme  aus,  daß 
neben  der  Aktiengesellschaft  oder  der  Genossenschaft  eine  ein- 
fache Gesellschaft  besteht,  deren  Mitglieder  die  einzelnen  Ak- 
tionäre bezw.  Genossenschafter  sind,  so  kommt  man  zu  folgen- 
den Konsequenzen :  In  der  Generalversammlung  wird,  wie 
wir  gesehen  haben,  meist  mit  qualifiziertem  Mehr  über  Ände- 
rungen des  „Vertrages"  beschlossen,  also  nach  der  hier  zu 
Grunde  gelegten  Ansicht  über  Änderungen  des  Gesellschafts - 
Vertrages.  Das  würde  also  bedeuten,  daß  einem  Gesellschafter 
der  Aktiengesellschaft  bezw.  Genossenschaft  die  Befugnis  über- 
tragen wäre,  von  sich  aus  Änderungen  am  Gesellschaftsvertrag 
vorzunehmen.  Das  bietet  an  sich  keine  Schwierigkeit.  In  er- 
höhtem Maß  gilt  hier,  was  wir  schon  oben  (S.  112)  erwähnt 
haben,  daß  die  nähere  Bestimmung  eines  Vertragsinhaltes 
einem  Kontrahenten  überlassen  sein  könne,  denn  hier  ist  der- 
jenige Kontrahent,  der  den  Vertrag  ändern  kann,  nicht  von 
entgegengesetzten,  sondern  von  denselben  Interessen  beherrscht, 
wie  seine  Mitgesellschafter.^  Denkt  man  aber  daran,  daß  das 
Hauptorgan  dieses  einen  besondern  Gesellschafters,  die  General- 
versammlung der  Aktiengesellschaft  bezw.  der  Genossenschaft, 
aus  der  Summe  der  Mitglieder  der  einfachen  Gesellschaft  be- 
steht, so  könnte  man  diese  Generalversammlung  gleichzeitig  als 
die  Versammlung  der  Gesellschafter  betrachten.  Es  ergäbe 
sich  dann  die  merkwürdige  Tatsache,  daß  wenn  in  der  General- 
versammlung   über     Änderungen     des     Vertrages    beschlossen 

'  Vergl.  L.oebingcr  in  I).  J.  Z.  191 1  S.   150. 
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würde,  diese  Beschlüsse  nicht  als  Beschlüsse  der  General- 
versammlung der  Aktiengesellschaft  oder  Genossenschaft  in 
ihrer  Eigenschaft  als  solche  erscheinen  würden,  sondern  als 
Gesellschaftsbeschlüsse  der  einfachen  Gesellschaft.  3  Diese 
Konsequenz  zeigt  deutlich,  wie  wenig  eben  die  Konstruktion 
einer  Doppelge Seilschaft  den  tatsächlichen  Verhältnissen  ent- 
spricht. Die  Kartellmitglieder  sind  nur  in  einer  Vereinigung 
zusammengetreten,   nicht   in   zwei   verschiedenen. 

Wie  wir  schon  erwähnt  habeuj  ist  die  Konstruktion  der 
Doppelgesellschaft  in  Deutschland  aufgekommen.  Sie  liegt 
dort  näher,  weil  dort  in  gewissen  Kartellen,  neben  der  als 
Aktiengesellschaft  oder  Gesellschaft  m.  b.  H.  organisierten  so- 
genannten Geschäftsstelle,  häufig  eine  gewisse  Organisation 
der  Unternehmer  vorhanden  ist,  welche  die  Annahme  einer 
zweiten  Gesellschaft  bürgerlichen  Rechtes  oder  eines  nicht 
rechtsfähigen  Vereins  nahelegt.  Bei  näherer  Betrachtung  zeigt 
es  sich  aber  auch  hier,  daß  die  verschiedenen  Organisationen 
in  ihrer  Tätigkeit  so  stark  von  einander  abhängig  sind,  daß 
im  Grunde  genommen  doch  nur  eine  Vereinigung  der  Kartell- 
Mitglieder  vorhanden  ist"  und  nicht  zwei,  wie  es  den  Anschein 
hat.  Bei  uns  in  der  Schweiz  liegt  die  Sache  insofern  einfacher, 
als  überall  die  Beschlußfassung  über  sämtliche  Angelegen- 
heiten des  Kartells  der  Generalversammlung  der  Aktiengesell- 
schaft oder  der  Genossenschaft  übertragen  ist  und  nicht  eine 
daneben  stehende  Organisation  der  Vertragschließenden  zu 
treffen  ist.  Die  Einheitlichkeit  der  Statuten  und  des  „Ver- 
trages" liegt  infolgedessen  offener  zutage.  Darum  kann  man 
aber  auch  bei  den  m  der  Schweiz  vorkommenden  Formen 
nicht  die  Aktiengesellschaft  bezw.  die  Genossenschaft  als  Ge- 
schäftsstelle des  Kartelies,  als  ausübendes  Organ  einer  dahinter- 
stehenden Vereinigung  auffassen,  wie  es  in  Deutschland  ge- 
schieht. Bei  uns  ist  es  zweifellos,  daß  die  Aktiengesellschaft 
oder  die  Genossenschaft  das  Kartell  selber  ist. 


^  Es  ist  interessant,  in  einem  deutschen  Fall,  der  sonst  ähnlich  liegt, 
zu  sehen,  daß  die  Beschlußfassung  über  Änderung  des  Vertrages  nicht  der 
Generalversammlung  der  als  Gesellschaft  m.  b.  H.  organisierten  Geschäfts- 
stelle, sondern  der  „Versammlung  der  Vertragscliließenden  übertragen  ist." 
Vergl.  Flechtheim  S.  88. 
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Ein  Licht  auf  die  Einheitüchkeit  von  Statuten  und  Vertrag 
wirft  auch  die  gemeinschaftliche  Entstehung  der  beiden.    Dem 
Wortlaut  nach  ist  es  die  bereits  gegründete  Korporation,  die 
nnt  jedem    ihrer  Mitglieder  einen   separaten  Vertrag  schließt 
Nehmen   wir   aber   z.B.   die   A.-G.    Kalk   von    1905.    Die   kon- 
stituierende Generalversammlung  fand  statt  am  23.  Dezember 
1905.    Auf  dem  Titelblatt  des  Vertrages  heißt  es  nun  :  „Ver- 
trag der  A.-G.  Schweiz.  Kalkfabriken  in  Zürich,  durchberaten 
und  beschlossen  in  der  konstituierenden  Generalversammlung 
vom    23.  Dezember    1905".     Es    ist    aber    durchaus    nicht    die 
Memung,  daß  hier  in  dieser  Generalversammlung,  wie  es  den 
Anschein  haben  möchte,  nur  das  Vertragsformular  beschlossen 
wurde,  d.  h.  nur  eine  Wegleitung  für  spätere  von  der  Aktien- 
gesellschaft  abzuschließende   Verträge.    Vielmehr  ist   das  Zu- 
standekommen des  Vertrages  die  Bedingung  für  das  Zustande- 
kommen der  Aktiengesellschaft.    Es  liegt  also  nicht  ein   Fall 
von    O.R.    Art.  623   Abs.  2    vor,   ein    Handeln   im    Namen    der 
Gesellschaft     vor     Eintragung    ins     Handelsregister,     sondern 
dieser  Vertrag  entsteht  parallel  mit  den  Statuten  durch  einen 
Gesamtakt.     Hier   ist   ein    bundesgerichtliches    Urteil   heranzu- 
ziehen.^   In   dem   abgeurteilten   Fall,   es   handelt   sich   um    die 
„Societe  des  cadrans  d'emails",  emem  Preis-  und  Konditionen- 
Kartell,     liegen     die    Verhältnisse    allerdings    insofern    etwas 
anders,  als  nicht  Separatverträge  zwischen  der  Genossenschaft 
einerseits  und  allen  einzelnen  Genossenschaften  anderseits  vor- 
handen sind,   sondern  eine  „Convention"   betreffend  Minimal- 
preise abgeschlossen  unter  den  Genossenschaftern,  ohne  daß  die 
Genossenschaft  als  Mitkontrahent  figurierte.    Die   Konvention 
für    sich    betrachtet    ist   zweifellos    eine   einfache    Gesellschaft. 
Doch    ist    der   enge    Zusammenhang   mit    der    Genossenschaft 
dadurch  hergestellt,   daß   die   Genossenschaft  die   Innehaltung 
der    Konvention    seitens   ihrer   Mitglieder   zu   überwachen   hat. 
Das   Bundesgericht   führt   hierzu  aus:   „II  est   exact   que   dans 
la  forme  les  regles  sur  le  tarif  minimum  ne  sont  pas  contenues 
dan^   les   Statuts,   mais   on   nc   doit   pas  perdre   de   vue   que   la 
Convention  qui  les  a  instituees  a  ete  passee  le  jour  meme  oü  les 
Statuts  ont   ete  adoptes   par  les  membres  de  l'association   qui 
venaient  de  les  voter,  qu'elle  confert  des  droits  aux  organes  de 
'  B.Ger.  37,  II  S.  417  ff. 
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l'association  et  qu'elle  leur  impose  des  obligations  'Statuten 
Art.  4  und  y)  et  que  dans  le  volume  remis  par  l'association  ä 
ses  membres  et  qui  porte  la  mention  suivante  :  „Ce  volume  est 
la  propriete  exclusive  de  la  Societe.  II  est  prete  aux  societaires 
et  doit  etre  restitue  au  comite  de  direction  sur  simple  de- 
mande,"  la  Convention  fait  corps  avec  les  Statuts." 

Es  hat  also  hier  das  Bundesgericht  in  dem  gemeinschaft- 
lichen und  gleichzeitigen  Entstehen  der  Genossenschaft  und 
der  daneben  hergehenden  als  einfachen  Gesellschaft  zu  qualifi- 
zierenden Konvention  auch  einen  Grund  erblickt,  um  die  ganze 
Organisation  des  Kartells  als  eine  Einheit  zu  behandeln.-'^ 

Dafür  daß  die  zwei  kombinierten  Rechtsformen  in  letzter 
Linie  doch  als  eine  Einheit  zu  betrachten  sind,  spricht  auch  die 
häufige  gegenseitige  Bezugnahme  des  Vertrages  und  der  Sta- 
tuten aufeinander.  Es  wird  hier  oft  der  Vertrag  als  Bestandteil 
der  Statuten  erklärt  und  umgekehrt  die  Statuten  als  Bestand- 
teil des  Vertrages.  Diese  Bezugnahme  kann  den  Sinn  haben, 
daß  trotz  des  äußerlichen  Auseinanderfallens  in  Statuten  und 
Vertrag  hier  eme  Einheit  besteht,  daß  ein  und  derselbe  Akt 
das  Ganze  zustande  gebracht  hat,  daß  der  Vertrag  bloß  eine 
weitere  Ausführung  der  Statuten  bedeutet  und  das  einzelne 
Mitglied  im  Grunde  genommen  nicht  erst  durch  einen  beson- 
dern Separatvertrag  die  in  diesem  „Vertrag"  enthaltenen 
Rechte  und  Pflichten  übernimmt,  sondern  daß  es  sie  schon 
durch  die  Unterwerfung  unter  die  Statuten  der  Korporation,  in 
denen  jene  implicite  enthalten  waren,  übernommen  hat.  Diese 
gegenseitige  Bezugnahme  der  Statuten  und  des  \  ertrages  auf 


'"  Im  einzelnen  Fall  kann  es  schwer  sein,  zu  unterscheiden,  ob  über- 
haupt eine  selbständige  neben  der  Genossenschaft  hergehende  Vereinbarung 
über  die  Preise  oder  ein  vom  Verband  ausgehender  Tarif  vorhanden  ist, 
wie  wir  ihn  schon  bei  der  Betrachtung  der  Genossenschaft  (oben  S.  103  ff.)  ge- 
funden haben.  So  bestimmen  die  Statuten  des  „Zimmermeister- Verbandes 
Zürichsee  und  Umgebung"  (Statuten  §  3):  „Jedes  Mitglied  des  Verbandes 
hat  sich  mit  eigenhändiger  Unterschrift  sowohl  den  Statuten,  Tarifen  und 
der  Vereinbarung,  als  auch  allfälliger  Abänderung  derselben,  sowie  allen 
mit  Mehrheit  gefaßten  Beschlüssen  der  Verbandsorgane  zu  unterziehen." 
Hier  ist  also  von  einer  Vereinbarung  die  Rede,  was  auf  einen  selbständigen 
Vertrag  der  Kartellmitglieder  neben  der  Genossenschaft  hindeutet,  anderseits 
w'ird  aber  in  den  Statuten  der  Genossenschaft  die  Verpflichtung  aufgestellt, 
zur  Einhaltung  auch  dieser  Vereinbarung. 
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einander  ist  allerdings  an  sich  noch  kein  schlüssiger  Beweis 
dafür,  daß  der  Vertrag  ein  Teil  der  gesellschaftlichen  Stellung 
in  der  Gesamtorganisation  regelt.  Das  Bundesgericht  hat  in 
seinem  \ielfach  zitierten  Urteil^  eine  Lieferungspflicht,  die  in 
den  Statuten  enthalten  war,  daraufhin  untersucht,  ob  es  sich 
nicht  um  selbständige  Rechte  und  PfHchten  des  Aktionärs  als 
Dritten  handle  oder  um  solche,  welche  die  Mitglieder  als 
Aktionäre  zu  erfüllen  hätten."^  Doch  hat  das  Bundesgericht 
immerhin  auf  die  Tatsache  Gewicht  gelegt,  daß  in  den  Statuten 
ausdrücklich  festgesetzt  war,  der  Besitz  von  Aktien  verpflichte 
zu  bestimmten  Lieferungen.  Eine  solche  ausdrückliche  Be- 
stimmung, welche  die  Lieferungspflicht  mit  den  Aktien  ver- 
knüpft, steht  nun  auch  in  der  aufgehobenen  A.-G.  Portland, 
aber  auch  in  den  alten  Statuten  der  A.-G.  Kalk.  Im  Exemplar 
der  Statuten  von  1905  dieser  letzteren  Gesellschaft,  welche 
dem  Handelsregister  eingereicht  ist,  lautet  §  7  :  „Die  Aktien 
können  nur  von  den  vertragschließenden  Fabriken  übernom- 
men werden,  welche  sich  außer  zu  Einzahlungen  bis  auf  den 
Nominalbetrag  der  Aktien  auch  zu  Natural-Leistungen  gemäß 
Vertrag  Art verpflichten".  Es  wird  also  hier  die  Über- 
nahme der  Lieferungsverpflichtung  neben  die  Verpflichtung 
zur  Einzahlung  der  Geldbeträge  gestellt  und  auf  den  Vertrag 
für  die  nähere  Regelung  dieser  Lieferungspflicht  verwiesen. 
Die  Worte  „außer"  und  „auch  zu  Natural-Leistungen  etc." 
sind  aber  gestrichen  und  so  ist  der  §  7  in  der  Fassung  stehen 
geblieben,  der  eine  Selbstverständlichkeit  ausdrückt :  ,,Die 
Aktien  können  nur  von  den  vertragschließenden  Fabriken  über- 
nommen werden,  welche  sich  zu  Einzahlungen  bis  auf  den 
Nominalbetrag  der  Aktien  verpflichten". 

«  B.  Ger.  25,  II  S.  14  ff. 

"  Deshalb  scheint  es  mir  nicht  zutreffend  zu  sein,  daß  Bodnier  S.  83 
N.  2,  Müller  S.  31,  in  Fällen  wo  die  Separat-Verträge  im  Gesellschaftsvertrag 
der  als  Gesellschaft  m.  b.  H.  konstruierten  Geschäftsstelle  als  Bestandteil  des 
GesellschaftsA'ertrages  bezeichnet  werden,  ohne  weiteres  den  Verträgen  jede 
selbständige  rechtliche  Bedeutung  absprechen.  Aus  dieser  Bezeichnung  als 
Bestandteil  des  Gesellschaftsvertrags  folgt:  „daß  die  Kartell-iMitglieder  auch 
hinsichtlich  der  durch  den  Nebenvertrag  begründeten  Rechten  und  Pflichten 
ausschießlich  in  ihrer  Eigenschaft  als  Gesellschafter  in  Betracht  kommen 
und  das  Kartell  tatsächlich  und  rechtlich  mit  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  in 
vollem  Umfange  identisch  ist." 


< 
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Dieser  eigentümliche  §  7  ist  deshalb  hier  erwähnt  worden, 
weil  er  ein  Licht  wirft  auf  die  Bedeutung  des  „Vertrages".  Die 
darin  enthaltenen  Rechte  und  Pflichten  waren  offenbar  bei  den 
Beratungen  in  der  konstituierenden  Generalversammlung  als 
solche  der  Aktionäre  gedacht.  In  letzter  Stunde  wurde  aber 
der  Passus  in  den  Statuten,  der  dies  ausdrücklich  festsetzen 
sollte,  durchgestrichen,  indem  man  sich  dessen  bewußt  wurde, 
daß  die  Rechtsprechung  derartige  Nebenleistungen  in  einer 
Aktiengesellschaft   nicht    als    rechtsbeständig   anerkannt. 

Aus  der  vorangegangenen  Betrachtung  geht  m.  E.  mit 
Evidenz  hervor,  daß  die  Statuten  und  der  Vertrag  als  eine 
Einheit  aufzufassen  sind  und  die  Auffassung  einer  „Doppel- 
gesellschaft" nicht  zutreffend  ist.^ 

§  18.     Mischf  ormen  ? 

Nachdem  wir  gesehen  haben,  daß  die  „Verträge"  trotz 
ihrer  Bezeichnung  als  Vertrag  zwischen  der  Aktiengesellschaft 
und  den  einzelnen  Mitgliedern  nicht  als  Separat-Verträge  zwi- 
schen der  Korporation  und  ihren  Mitgliedern  qua  tertii  auf- 
gefaßt werden  können,  aber  auch  die  Konstruktion  einer  be- 
sonderen einfachen  Gesellschaft  neben  der  Aktiengesellschaft 
oder  Genossenschaft  versagt,  da  eine  solche  doppelte  Organi- 
sation dem  Wesen  der  Sache  nicht  entspricht, ^  stellt  sich  die 
Frage,  ob  wir  es  bei  diesem  Kartell  nicht  mit  einer  gemischten 
Gesellschaftsform  zu  tun  haben,  das  Wort  in  dem  Sinne  ge- 
nommen, daß  das  von  den  Kartell-Mitgliedern  hergestellte 
Gebilde  teilweise  unter  den  Normen  des  Aktienrechtes,  bezw. 
Genossenschaftsrechtes  stehen  soll,  teilweise  aber  dem  Recht 
der  einfachen  Gesellschaft  oder  überhaupt  nur  den  Regeln 
über  die  Verträge  im  allgemeinen  unterstehen  soll.   Das  hier  in 

^  Vergl.  auch  Ebert,  die  Nebenleistungs- Aktiengesellschaft,  Leipziger 
Diss.  1904.  Es  wird  hier  von  den  Rübenzucker  -  Aktiengesellschaften,  vor 
Bestehen  von  H.  G.  B.  §212  gesagt:  (Seite  31)  „Eine  durch  denselben  Akt 
geschaffene  und  durch  dieselbe  Organisation  umspannte  zugleich  als  Aktien- 
gesellschaft und  Societät  sich  darstellende  Rechtsbildung  ist  juristisch  ein 
Unding." 

^  Ganz  abgesehen  von  den  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  dem  Neben- 
einander-Bestehen  dieser  beiden  Rechtsformen,  die  doch  von  einander  ab- 
hängig sind,  ergeben,  Vergl.  oben  §§  15  u.  16. 
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Betracht  kommende  Rechtsgebilde  ist  nicht  zu  verwechseln 
mit  dem,  was  Hoeniger^  einen  gemischten  Gesellschaftsvertrag 
nennt.  Dort  handelt  es  sich  darum,  daß  die  Leistungen  der  in 
einer  Gesellschaft  verbundenen  Individuen  im  einzelnen  den 
Vorschriften  über  den  ihnen  entsprechenden  Vertragstypus 
(z.  B.  Kauf,  Miete,  Dienstvertrag )  unterstehen  sollen.  Der  uns 
beschäftigende  Fall  würde  aber  bedeuten,  daß  die  Gesellschaft 
selber  (was  Hoeniger  den  „leistungsverknüpfenden  Tatbestand" 
nennt)  nicht  eindeutig  unter  eine  vom  Gesetz  geregelte  Ge- 
sellschaftsform fällt,  sondern  eine  Mischung  derselben  enthält. 
Eine  solche  Mischung  der  verschiedenen  Formen  der  Per- 
sonen-Verbände ist  aber  nach  positiver  gesetzlicher  Regelung 
nicht  zulässig.  Das  geht  im  einzelnen  aus  folgenden  Bestim- 
mungen hervor:  Z.  G.  B.  Art.  59  überweist  die  Personen-Ver- 
bände, die  einen  wirtschaftlichen  Zweck  verfolgen,  den  Be- 
stimmungen des  O.  R.  über  die  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften. Die  „idealen  Vereine"  sind  in  Z.  G.  B.  Art.  60  ff.  be- 
handelt. Art.  62  bestim.mt,  daß  ein  Verein,  dem  die  Persönlich- 
keit nicht  zukommt,  oder  der  sie  noch  nicht  erlangt  hat,  einer 
einfachen  Gesellschaft  gleichzustellen  sei.  Für  die  wirtschaft- 
lichen Personen -Verbände  gilt  O.  R.  Art.  530  Abs.  2  :  „Eiii 
solcher  Personen-Verband  ist  eine  einfache  Gesellschaft,  wenn 
nicht  die  Voraussetzungen  einer  andern  durch  das  Gesetz  ge- 
ordneten Gesellschaft  zutreffen".  Diese  andern  Gesellschaften 
sind:  Kollektivgesellschaft  (Art.  390 — 61 1),  Aktiengesellschaft 
und  Kommandit -Aktiengesellschaft  (Art.  612 — 677)  und  Ge- 
nossenschaften (Art.  678 — 715).  Hat  eine  Personen-Vereinigung 
die  Voraussetzimgen  einer  dieser  speziellen  Gesellschaftsformen 
nicht  erfüllt,  so  ist  sie  eine  einfache  Gesellschaft.  Ein  Drittes 
gibt  es  nicht.  Mit  andern  Worten  :  Jede  Personen-Vereinigung 
läßt  sich  eindeutig  unter  eine  der  \om  Gesetz  geordneten  Ge- 
sellschafts- und  Vereinsformen  subsumieren.  Diese  Auffassung, 
welche  deutlich  aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  hervorgeht,  ist 
vom  Bundesgericht  in  der  mehrfach  angezogenen  Entscheidung 
betr.  die  ,, Genossenschaft  Schweiz.  Metzgermeister  für  Haut- 
und  Talgverwertung"  stillschweigend  anerkannt  worden.  Ähn- 
lich hat   auch   das   deutsche   Reichsgericht"^   vor   Bestehen   des 

-  Hoeniger,  die  gemischten  Verträge  in  iiiren  Grundformen  S.  45  ff. 
»  R.  G.  in  Z.  S.  Bd.  26  (1890)  Seite  88. 


^ 


—    145    — 

jetzigen    §212    des    H.  G.  B.    ausgesprochen,    wenn    man    das 
Rüben  -  Lieferungs  -  Verhältnis    (in   einer    sogenannten    Rüben- 
zucker-Aktiengesellschaft)   der   Beteiligung    als    Aktionär   ein- 
verleiben wolle,  handle  es  sich  um  eine  gesellschaftliche  Misch - 
form,    welche    nach    Lage    der    Gesetzgebung    rechtlich    nicht 
möglich  sei.    Es  ist  hier  noch  eme  weitere  Entscheidung  des 
Reichsgerichtes  zu  erwähnen.^  In  einem  als  Gesellschaf  t  m.b.H. 
konstituierten    Kartell    wollte    ein    MitgUed    „aus    wichtigem 
Grund"    kündigen.     Es    machte    geltend,    die    kartellmäßigen 
Pflichten    seien    von    zu    großer    Bedeutung,    als    daß    sie    als 
Nebenverpflichtungen  nach  §  3  Abs.  2   des  Gesetzes  betr.   die 
Gesellschaften  m.  b.  H.  aufgefaßt  werden  könnten.    Es  handle 
sich    um    selbständige    Hauptverpflichtungen,    die    trotz    ihrer 
Aufnahme  in   das   Gesellschafts-Statut   nach   den   allgemeinen 
Grundsätzen  des  Gesellschaftsrechtes  zu  behandeln  seien.    Es 
gelte  für  sie  also  die  freie  Kündigung  nach  §  723  B.  G.  B.   Das 
Reichsgericht  hat  diese  Auffassung  nicht  gebilligt,  es  hat  sich 
auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  wenn  einmal  für  das  Kartell 
die  Form  einer  Gesellschaft  m.b.H.  gewählt  worden  sei,  für 
die  Mitgliederstellung  einzig  die  Normen  des  Gesetzes  betr.  die 
Gesellschaft  m.  b.  H.  in  Anwendung  zu  kommen  haben,  wonach 
die   Kündigung   aus  wichtigem   Grund  nicht  möglich  sei.    An 
dieser  Entscheidung  interessiert  uns  hier  folgendes:  Das  kün- 
digende Mitglied  wollte  die  Organisation  des  Kartells  als  das 
aufgefaßt  wissen,  was  wir  hier  als  geseUschaftliche  Mischform 
bezeichnet   haben.     Im   großen    Ganzen   sollte   das    Recht    der 
Gesellschaft   m.  b.  H.    gelten,    für    gewisse    Gesellschaftsrechte 
und  Pflichten  hingegen  das  Recht  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
in  Betracht  kommen.    Das  Reichsgericht  hat,  wie  mir  schemt, 
mit  Recht  diese  Auffassung  zurückgewiesen.^ 

Die  im  O.  R.  geregelten  Gesellschaftsformen  bilden  nach 
dem  Vorangegangenen  einen  numerus  clausus.  Daraus  folgt, 
daß  sämtliche  gesellschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  ent- 
sprechend  der   gesetzlichen    Regelung    der   jeweils    gewählten 


*  R.G.  in  Z.S.  Bd.  73  S.  429  ff. 

^  Eine  andere  Frage  ist  es  allerdings,  ob  nicht  durch  die  Aufnahme 
von  Kartellpflichten  in  eine  Gesell,  m.  b.  H.  eine  zu  starke  Bindung  der  Mit- 
glieder erreicht  wird.     Darüber  unten  S.  312  fg. 

Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle.  lO 
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Gesellschaftsform  zu  beurteilen  sind.  Daraus  folgt  für  uns  im 
besonderen :  Wählt  eine  Personen -Vereinigung,  die  sich  als 
Kartell  darstellt,  die  Form  einer  Aktiengesellschaft  oder  einer 
Genossenschaft,  so  sind  sämtliche  Mitglieder-Rechte  und 
-Pflichten  den  Normen  über  die  Aktiengesellschaft  oder  die 
Genossenschaft  unterworfen.  Es  ist  also  zu  untersuchen,  ob 
die  in  den  besonderen  „Verträgen"  enthaltenen  Rechte  und 
Pflichten  als  solche  der  Aktionäre  oder  Genossenschafter  auf- 
gefaß:  rechtsbeständig  sind  oder  ob  sie  gegen  zwingende 
Normen  des  Aktienrechtes  oder  des  Rechtes  der  Genossen- 
schaft verstoßen.  Wenn  sie  als  Aktionär-PfUchten  bezw.  Ge- 
nossenschafter-Pflichten mögUch  sind,  so  ist  eine  weitere  Frage 
die,  ob  es  zulässig  war,  diese  Rechte  und  Pflichten  außerhalb 
der  Statuten  in  besonderen  Verträgen  zu  regeln;  denn  die 
Statuten  sind  dazu  da,  um  die  Beziehungen  zwischen  den  Mit- 
gliedern als  solchen  und  der  Korporation  zu  regeln.  Doch  ist 
das  nicht  so  zu  verstehen,  daß  die  Statuten  selber  bis  in  alle 
Einzelheiten  das  ganze  Verhältnis  der  Mitglieder  zur  Kor- 
poration enthalten  sollen.  Es  ist  sehr  wohl  mögHch,  daß  ge- 
wisse Bestimmungen  neben  den  Statuten,  in  von  diesen  ab- 
hängigen Geschäftsordnungen,  Reglementen  etc.  sich  befinden. 
Wegen  der  großen  Verschiedenheit  der  Aktiengesellschaft  und 
der  Genossenschaft  in  bezug  auf  die  zulässigen  Mitglieder- 
pflichten smd  für  diese  weitere  Untersuchung  die  beiden 
Rechtsformen  wieder  getrennt  zu  behandeln. 


§  19      Einheitliche  Kartell-Aktiengesellschaften? 

Nach  O.  R.  Art.  633  ist  der  Aktionär  nicht  schuldig,  zu 
den  Zwecken  der  Gesellschaft  und  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
bindlichkeiten mehr  beizutragen,  als  den  für  die  Aktien  sta- 
tutenmäßig festgesetzten  Betrag.  Dieser  Artikel  spricht  nicht 
nur  aus,  daß  der  Aktionär  nicht  zu  höheren  Geldbeiträgen 
verpflichtet  ist,  als  sich  aus  dem  Nominalbetrag  (bezw.  dem 
Emissionsbetrag)  ergibt,  sondern  es  ist  darin  der  viel  all- 
gemeinere Gedanke  enthalten,  daß  die  Aktionäre  in  ihrer 
Eigenschaft  als  solche  neben  der  Einzalüung  der  durch  den 
Nominalbetrag   festgesetzten   Geldsumme   zu   keinerlei   andern 
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Leistungen  verpflichtet  werden  können.  Das  Bundesgericht^ 
hat  ausgeführt,  diese  Bestimmung  erkläre  sich  nicht  schon  aus 
dem  Wesen  der  Aktiengesellschaft  —  das  deutsche  H.  G.  B. 
kennt  eine  Nebenleistungs-A.-G.  (§  212)  —  sondern  sie  zeige, 
daß  der  schweizerische  Gesetzgeber  die  Aktiengesellschaft  als 
reine  Kapitalgesellschaft  ausgebaut  habe.  Für  andere  Bedürf- 
nisse sind  vom  Gesetz  andere  Gesellschaftsformen  vorgesehen. 

Daraus  folgt  für  uns,  daß  sämtliche  kartellartigen  Pflichten, 
wie  die  Einhaltung  von  bestimmten  Konditionen  und  Preisen 
oder  eines  Kontingentes,  ferner  die  Lieferungspflicht  in  Ver- 
kaufskartellen, auf  Aktienrecht  nicht  gegründet  sein  können. 
Allerdings  steht  nun  dem  nichts  im  Wege,  daß  alle  möghchen, 
über  die  in  Art.  633  vorgesehenen  Leistungen  hinausgehende 
Verpflichtungen  den  einzelnen  Aktionären  durch  besondere 
Verträge,  die  den  Aktionär  zum  Gesellschafts-Gläubiger  und 
Schuldner  machen,  auferlegt  werden.  Doch  habe  ich  nachzu- 
weisen versucht,  daß  solche  besonderen  Verträge  dem  Wesen 
der  Kartell-Verpflichtungen  nicht  entsprechen.  Allerdings  sind 
scheinbar  solche  separaten  Nebenverträge  vorhanden  und  es 
kann  wohl  sein,  daß  das  Bewußtsein  davon,  daß  die  Kartell - 
pflichten  als  Aktionärpflichten  nicht  angängig  seien,  die  Kar- 
tellgründer bewogen  hat,  diese  in  besondere  Nebenverträge  zu 
kleiden.  Da  aber  diese  Verträge  Bestimmungen  enthalten, 
welche  die  MitgHederstellung  in  der  Aktiengesellschaft  dem 
Wesen  der  Kartelle  entsprechend  modifizieren,  können  sie, 
trotzdem  sie  dem  Schein  nach  Verträge  mit  den  Aktionären 
qua  tertii  darstellen,  niemals  als  solche  aufgefaßt  werden.  Da 
nun  aber  die  in  diesen  Verträgen  enthaltenen  Pflichten  und 
Rechte  als  solche  von  Aktionären  rechtlich  nicht  zulässig  sind, 
gibt  es  überhaupt  keine  Möglichkeit,  sie  unter  irgend  einer 
Rechtsform  einwandfrei  zu  subsummieren.  Es  bleibt  nichts 
anderes  übrig  als  ihre  Rechtsbeständigkeit  zu  leugnen.  Wie 
steht  es  aber  mit  der  Aktiengesellschaft  ?  In  dem  mehrfach 
zitierten  Bundesgerichtsurteil  ist  die  „Aktiengesellschaft  Schweiz. 
Metzgermeister  für  Haut-  und  Talgverwertung"  trotz  der 
Nichtigkeit  der  LieferungsverpfHchtung  von  Talg  und  Häuten, 
die  den  Aktionären  auferlegt  war,  als  zu  Recht  bestehend  an- 


*  B.  Ger.  25,  II  S.  20  ff. 
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erkannt  worden,  mit  der  Begründung,  daß  (wie  schon  erwähnt) 
eine  solche  Bestimmung  wie  diejenige  der  Lieferung  von  Roh- 
material als  Aktionärpflicht  nicht  an  sich  schon  gegen  das 
Wesen  der  Aktiengesellschaft,  wie  es  in  O.  R.  Art.  612  normiert 
sei,  verstoße,  wenn  sie  auch  nach  O.  R.  Art.  633  nicht  zulässig 
sei.  In  dem  vom  Bundesgericht  abgeurteilten  Fall  liegen  aber  die 
Verhältnisse  wesentlich  anders  als  bei  den  uns  hier  interessie- 
renden Kartell -Aktiengesellschaften.  Die  Gesellschaft  Schweiz. 
Metzgermeister  für  Haut-  und  Talgverwertung  hätte,  wie  das 
Bundesgericht  ausgeführt  hat,  denselben  wirtschaftlichen  Zweck 
auch  so  erreichen  können,  daß  die  Aktiengesellschaft  mit  be- 
liebigen Dritten,  unter  anderm  auch  den  Aktionären,  Kauf- 
verträge abgeschlossen  hätte.  Diese  Aktiengesellschaft  ist  aber 
kein  Kartell.  Bei  einem  solchen  ist  dieser  Weg  nicht  möglich.^ 
Im  Kartell  konmit  ,es  auf  das  Zusammenarbeiten  individuell  be- 
stimmter Unternehmer  an.  Wenn  also  die  Kartellgründer  aus 
bestimmten  Gründen  für  den  Kartellverein  die  Form  einer 
Aktiengesellschaft  wählen,  so  ist  es  die  Aufgabe  der  beigefügten 
Verträge,  die  im  Grunde  ungeeignete  Rechtsform  der  Aktien- 
gesellschaft im  Sinne  der  Kartelle  zu  einer  Personalgesellschaft 
zu  modifizieren.  Hier  kann  man  also  nicht  sagen,  daß  die 
Kartelle  den  von  ihnen  erstrebten  wirtschaftlichen  Zweck  auch 
so  hätten  erreichen  können,  daß  die  Aktiengesellschaft  mit 
ihren  Aktionären  wie  mit  beliebigen  )D ritten  Verträge  ge- 
schlossen hätten,  die  mit  der  Mitgliederstellung  keinen  recht- 
lichen Zusammenhang  gehabt  hätten.  Vielmehr  wird  in  den 
Verträgen  diese  Mitgliederstellung  gerade  umgestaltet. 3  Die 
auf  diese  Weise  von  den  Kartell-Mitgliedern  hergestellte  Per- 


^  Nach  der  Terminologie  Liefmanns  ist  die  Gesellschaft  Schweiz. 
Metzgermeister  für  Haut-  und  Talgverwertung  eine  „Gesellschaft"  (im  wirt- 
schaftlichen Sinn),  während  die  uns  hier  interessierenden  Aktiengesell- 
schaften „Verbände"  sind.     Liefmann:   Die  Unternehmer-Verbände  S.  11  fg. 

^  Ich  erinnere  insbesondere  an  die  auf  S.  124 ff.  behandelten  Bestimmungen 
betr.  das  Ausscheiden  von  Aktionären.  Vergl.  auch  Flechtheim  S.  49  wo 
die  Kartellaktiengesellschaften  der  Rübenzuckeraktiengesellschaften  gegen- 
über gestellt  werden.  Bei  den  letzteren  sind  wirklich  „Nebenverträge"  vor- 
handen, nicht  aber  bei  den  ersteren.  Bei  diesen  ist  vielmehr  die  Aktien- 
gesellschaft eigentlich  die  „Nebengesellschaft",  die  Hauptsache  sind  die 
Verträge. 
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sonen Verbindung  ist  im  Gegensatz  zu  der  vom  Bundesgericht 
behandelten  „A.-G.  Schweiz.  Metzgermeister  für  Haut-  und  Talg - 
Verwertung"  gar  keine  Aktiengesellschaft,  da  die  notwendig 
dazu  gehörenden  „Verträge"  die  Aktiengesellschaft  in  wesent- 
licher Weise  verändern  und  nicht  bloß  den  Aktionären  eine 
im  Aktienrecht  keine  Grundlage  findende  Verpflichtung  auf- 
erlegen sollen.  Daher  kann  man  auch  hier  nicht,  wie  es  das 
Bundesgericht  gemacht  hat,  trotz  der  Nichtigkeit  der  beson- 
deren Verpflichtungen  die  Aktiengesellschaft  als  solche  für 
rechtsbeständig  erklären.  Hier  kommt  man  vielmehr  zu  der 
Schlußfolgerung,  daß  die  ganze  ihrem  Wesen  nach  modifi- 
zierte Aktiengesellschaft  rechtlich  unhaltbar  ist.  Daß  die 
Aktiengesellschaft  ohne  die  in  den  Verträgen  enthaltene  Modi- 
fikation gar  keine  selbständige  rechtliche  Existenz  mehr  haben 
kann,  zeigt  sich  übrigens  an  der  schon  mitgeteilten  Bestim- 
mung, wonach  die  Verträge  integrierende  Bestandteile  der 
Statuten  genannt  werden.  Eine  solche  Verwendung  der  Aktien- 
gesellschaft als  eines  unselbständigen  Teiles  eines  einheitlichen 
gesellschaftlichen  Rechtsgebildes  widerspricht  \öllig  ihrem 
Wesen.  Die  Aktiengesellschaft  ist,  so  geht  schon  aus  der 
Legal-Definition  von  Art.  612  hervor,  eine  bestimmte  Art  einer 
Gesellschaft  zu  einem  bestimmten  Zweck,  ein  selbständiges 
Gebilde.  Beiden  betreffenden  Kartellen  aber  steht  und  fällt  die 
scheinbare  Aktiengesellschaft  mit  den  in  ihr  selber  nicht  ent- 
haltenen Kartell-Abmachungen.*  So  kommen  wir  hier  also  zu 
dem  Resultat,  daß  der  Versuch,  die  Aktiengesellschaft  modi- 
fiziert durch  besonders  angefügte  Verträge  für  Kartellzwecke 
zu  verwenden,  als  ein  mißglückter  zu  betrachten  ist. 

Anders  sind  folgende  Fälle  zu  beurteilen,  l'nter  dem 
Namen  ,,A.-G.  ostschweiz.  Zementfabriken"  besteht  eine  allei- 
nige Verkaufsstelle  der  Schweiz.  Zementindustrie -Gesellschaft, 
Zementwerke  Ing.  Borner  in  Wallenstadt,  Rheintalische  Ze- 
ment A.-G.  in  Rüthi.  Ferner  unter  dem  Namen  „Ziegelei- 
Aktiengesellschaft"  eine  Aktiengesellschaft  zum  Zweck  der 
Vermittlung  des  einheitlich  organisierten  Verkaufs  der  P^abriken  : 
„Züricher  Ziegelei,  Zürich,  Keller  &  Cie.  PtunLion,  Hermann 
Keller,    Schloß    Teufen"     (Art.   i    der    Statuten  .     Die    Pflicht 


*  Ich  bin  mir  bewußt,  hier  im  Widerspruch  zu  stciien  mit  der  gesamten 
bisherigen  deutschen  Literatur  über  die  Kartell-Rechtsformen. 
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der  einzelnen   Fabriken,   nicht   selbständig  zu   \crkaufen,   son- 
dern ihre  Waren  an  die  Verkaufsstelle  abzuliefern,  ist  nicht  in 
den  Statuten  enthalten,   sie  ist,   wie  wir  gesehen  haben,   auch 
nicht  als  Aktionärpflicht  möglich.    Es  müssen  also  hier  offen- 
bar  auch   weitere   Verträge   der   einzelnen   Aktionäre   mit   der 
Aktiengesellschaft  über  diese  Lieferungspflicht  vorhanden  sein. 
Doch  kann  man  hier  ohne  weitere  Schwierigkeit  wirklich  selb- 
ständige Neben  vertrage  annehmen,  wie  es  das   Bundesgericht 
für  die  „A.-G.    Schweiz.   Metzgermeister   für   Haut-   und   Talg- 
verwertung"  als  möglich   angenommen  hat.    Es   handelt   sich 
hier  nicht   um   Verkaufssyndikate   mit   den    darin   notwendigen 
Kartellpflichten,  wie  Kontingentierung  etc.    Vielmehr  smd  die 
Mitglieder  dieser  beiden  Aktiengesellschaften  schon  Mitglieder 
eines  Kontingentierungs-Kartells.   Die  Mitglieder   der  Genossen- 
schaft ostschweizerischer  Zementfabriken  sind  sämtlich  in  der 
E.  G.    Portland,5  diejenigen  der  Ziegelei-Aktiengesellschaft   in 
der  Genossenschaft  zürcherischer  Ziegeleien.     Es  fallen  somit 
diejenigen     Schwierigkeiten,    die    einer    eigentlichen     Kartell- 
Aktiengesellschaft  entgegenstehen,  weg. 

An  dieser  Stelle  soll  einem  Einwand  begegnet  werden, 
den  man  gegen  unsere  Auffassung  von  Doppelgesellschaften 
erheben  könnte.  Wenn  wir  auf  Grund  der  näheren  Betrach- 
tung der  sogenannten  Doppelgesellschaften  zu  dem  Ergebnis 
kommen,  daß  die  sogen,  selbständigen  separaten  Verträge,  die 
scheinbar  von  der  Aktiengesellschaft  mit  den  Aktionären'wie 
mit  Dritten  abgeschlossen  sind,  in  Wirklichkeit  einen  Teil  der 
Aktionärstellung  regeln  sollen,  so  könnte  man  \ielleicht  noch 
einwenden,  daß  das  letzten  Endes  nur  in  der  ungeschickten 
Redaktion  der  ganzen  Organisation  liege  und  daß  eine  Organi- 
sation eines  Kartelles  denkbar  sei,  welche  diesen  Fehler  ver- 
meide. Dazu  ist  nun  folgendes  zu  sagen:  In  der  Genossen- 
schaft des  O.  R.,  in  welcher  den  Mitgliedern  in  ganz  freier 
Weise  die  verschiedenartigsten  Pfhchten  und  also  auch  alle 
typischen  Kartellpflichten  auferlegt  werden  können,  ist  den 
Mitgliedern  kraft  zwingenden  Rechtssatzes  (O.  R.  Art.  684) 
die  Möglichkeit  des  Austrittes  in  hohem  Maße  gewahrt.    In  der 

=  In  Art.  2  Ziffer  2  des  Vertrages  der  A.-G.  Portland  ist  ausdrücklich 
gestattet,  daß  sich  die  einzelnen  Fabriken  zu  Verkaufsstellen  zusammen- 
schließen. 


^ 


Aktiengesellschaft    hingegen    kann    durch    Vinkulierung    der 
Aktien   den  Aktionären   die   Möglichkeit   des   Austrittes   über- 
haupt  genommen   werden.    Die   starke   Bindung  ist   aber  hier 
unbedenklich,   weil   der   Aktionär   nur   mit   einem    bestimmten 
Geldbetrag  beteiligt  ist  und  ihm   (nach  O.  R.   Art.  633)   keine 
anderen  Verpflichtungen  auferlegt  werden  können,  als  die  Ein- 
zahlung des  statutenmäßig  festgesetzten  Aktienbetrages.  Denken 
wir  uns  nun  eine   Kartellorganisation,   die  zur  Hauptsache  in 
Form   einer  Aktiengesellschaft  gegossen  ist,   in  der  aber   die 
Aktionäre   außerdem   durch   langfristige    Nebenverträge   noch 
zu  andern  Leistungen  als  zur  Einzahlung  des  Aktienbetrages 
verpflichtet    sind,    wobei    diese    Leistungen    durch    geschickte 
Formulierung  der  Verträge  so  eng  mit  der  Aktionär-Qualität 
verknüpft  sind,  daß  es  faktisch  aufs  selbe  hinauskommt,  wie 
wenn  die  Aktionäre  in  ihrer  Eigenschaft  als  solche  zu  diesen 
Leistungen  verpflichtet  wären.    Eine  solche  Organisation  um- 
geht  den   Art.  633    O.  R.     Es   kommt   dabei  nicht   darauf   an, 
ob    eine    Absicht    zu    dieser    Umgehung    vorhanden    war    oder 
nicht.ö   Daraus  geht  aber  nicht  ohne  weiteres  hervor,  daß  das 
Umgehungsgeschäft  gleich  zu  behandeln  sei  wie  eine  statuta- 
rische Bestimmung  einer  Aktiengesellschaft,  die  direkt  gegen 
den  zwingenden  Rechtssatz  von  Art.  633  O.  R.  verstoßen  würde, 
d.h.   also  als  widerrechtlich  und  infolgedessen  nichtig   (O.  R. 
Art.  20). 7    Aber  aus  der  zwingenden  Regelung  des  Austrittes 
der  Mitglieder  einer  Genossenschaft  ergibt  sich,  daß  der  durch 
das    Umgehungsgeschäft    erreichte    Erfolg,    nämlich    die    Er- 
richtung   einer    Korporation    mit    vielgestaltigen    Mitglieder- 
pflichten ohne  entsprechend  leichte   Austrittsmöglichkeit,   von 
der  Rechtsordnung  nicht  als  zulässig  anerkannt  ist.  Aus  diesem 
Grund  wäre  eine  solche   Organisation  als  widerrechtlich  und 
deshalb  nichtig  zu  betrachten. 8 

«  Vergl.  Endemann  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handelsrecht  Bd.  42  S.  338.  Ende- 
mann  richtet  sich  hier  gegen  J.  Pfaff  (Das  Handeln  in  fraudem  legis  S.  157) 
der  das  Wesen  des  in  fraudem  legis  agere  in  der  absichtlich  falsclien  wört- 
lichen Interpretation  des  betr.  Rechtssatzes  erbHckt. 

'  Vergl.  Staudinger,  Kommentar  zu  B.  G.  B.  §117  Bern.  4  b. 

^  Vergl.  Staudinger  a.  a.  O. 
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§  20.     Die  mit  der  Genossenschaft  kombinierte 
Reciitsform  ist  als  einheitliche  Genossenschaft  zu 

betrachten. 

Im  Recht  der  Genossenschaft  O.  R.  Art.  678  ff.  ist  keine 
dem  Art.  633  analoge  Bestimmimg  enthalten.  Die  Mitglieder- 
rechte und  -pflichten  können  außerordentlich  vielseitig  sein.i 
Es  besteht  daher  auch  im  allgemeinen  nicht  die  mindeste 
Schwierigkeit,  den  Genossenschaftern  alle  in  Betracht  kom- 
menden kartellartigen  Pflichten  aufzuerlegen.  So  haben  wir 
gesehen,  daß  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Preis-  und  Kon- 
ditionen-Kartelle, aber  auch  Kontingentierungs-  und  Verkaufs- 
Kartelle  einheitlich  in  die  Form  von  Genossenschaften  ge- 
gossen sind. 

Wenn  wir  also  bei  der  Betrachtung  der  scheinbar  doppelten 
Organisationsformen  zu  der  Überzeugung  gelangt  sind,  daß  im 
Grunde   genommen  eine   einheitliche  Organisation    vorhanden 
ist  und  daß,  wenn  für  sie  die  Form  einer  Genossenschaft  ge- 
wählt wurde,  die  Normen  des  Genossenschaftsrechtes  zur  Be- 
urteilung der  Rechtsbeständigkeit  der  Organisation  allein  maß- 
gebend  sind,   kommen   wir  hier   im    Gegensatz   zu   dem   über 
die  Aktiengesellschaft  gesagten  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  in 
den  Verträgen  enthaltenen  Rechte  und  Pflichten  als  genossen- 
schaftliche  zu   Recht    bestehen    können.     FragHch   kann    bloß 
noch    sein,    ob    es    zulässig    ist,    die    Genossenschafterstellung 
teilweise  außerhalb  der  Statuten  in  besonderen  Verträgen  zu 
normieren,  wie  das  in  den  hier  in  Betracht  kommenden  Fällen 
geschehen  ist. 

Die  Statuten  selber  müssen  die  Bedingungen  des  Ein-  und 
Austrittes  der  Genossenschafter  enthalten  ( O.  R.  Art.  680 
Ziff.  4j.  Es  wäre  also  nicht  zulässig,  in  Nebenverträgen  dies- 
bezügliche Bestimmungen  aufzunehmen.  In  den  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Kartellen  ist  das  auch  nicht  der  Fall.  So 
ist  z.  B.  in  den  Verträgen  der  Genossenschaft  ostschweizerischer 
Ziegelei  -  Besitzer  sowie  der  Genossenschaft  zentralschweize- 
rischer Ziegelei-Besitzer  genau  die  gleich  lange  unkündbare 
Frist  vorgesehen  wie  in  den  betreffenden  Statuten  für  den  Aus- 

^  Vergl.  oben  S.  107. 


tritt  aus  der  Genossenschaft.-'  Da  das  Genossenschaftsrecht  in 
der  Bestimmung  von  Ausschließungsgründen  alle  Freiheit  läßt, 
ist  kein  Bedürfnis  vorhanden,  in  den  Verträgen  diesbezügliche 
Bestimmungen  aufzunehmen,  wie  das  bei  der  Aktiengesellschaft 
der  Fall  ist. 

Hauptsächlich  kommt  hier  in  Betracht  O.  R.  Art.  680 
Ziff.  5,  wonach  Art  und  Größe  der  von  den  Genossenschaftern 
zu  leistenden  Beiträge  in  den  Statuten  bestünmt  sem  müssen. 
Die  Kartellpflichten  wie  Einhaltung  \on  Preisen  oder  eines 
bestimmten  Kontingentes  oder  die  Lieferimg  der  Produkte  an 
die  Genossenschaft  in  der  Höhe  eines  Kontingentes  sind  ge- 
nossenschaftliche Beiträge.  Doch  ist  dem  Art.  680  Ziff.  5  Ge- 
nüge getan,  wenn  in  den  Statuten  bestimmt  ist,  daß  die  Mit- 
glieder zur  Einhaltung  von  Preisen  etc.  verpflichtet  sind.  Es 
ist  nicht  erforderlich,  daß  die  Höhe  der  Preise,  die  Größe  des 
Kontingentes  des  einzelnen  Mitgliedes  auch  in  den  Statuten 
angegeben  sei,  denn  die  Beitragsleistung  besteht  in  der  Ein- 
haltung der  Preise,  des  Kontingentes  schlechthin.  Die  Bei- 
tragsleistung ist  nicht  größer  oder  kleiner  je  nach  der  Höhe 
des  Preises  oder  des  Kontingentes  etc^ 

Wenn  also  die  Kartellpflichten  in  den  Statuten  grund- 
sätzlich schon  erwähnt  sind,  so  enthalten  die  Verträge  bloß 
eine  nähere  Regelung  dieser  statutarischen  Beiträge.  Die  Sta- 
tuten der  Genossenschaft  zentralschweizerischer  Ziegelei-Be- 
sitzer (1914)  enthalten  folgende  Bestimmung  (§3):  „Alle 
Mittel,  welche  direkt  oder  indirekt  dem  Genossenschaftszweck 
dienen,  fallen  in  den  Rahmen  der  Genossenschaftstätigkeit. 
Speziell  ist  vorgesehen:  i.  Festsetzung  verbindlicher  Backstein- 
und  Ziegel -Preise,  3.  Kontmgentierung  sämtlicher  Genossen- 
schaftsbetriebe, Durchführung  des  Kontingents-Ausgleiches 
imd  Abschluß  eines  bezüglichen  Separatvertrages  mit  jedem 
Genossenschafter."  Hier  sieht  man  deutlich,  daß  die  Genossen- 
schafter im  Grunde  genommen  schon  als  solche  zur  Einhaltung 
eines  Kontingentes  verpflichtet  süid,  sobald  die  Kontingen- 
tierimg,  welche   durchzuführen   die   Genossenschaft   kompetent 

2  Über  die  Frage  der  Zulässigkeit  einer  solchen  zeitlich  langen  Bindung 
in  der  Genossenschaft  vergl.  oben  .S.  94  ff. 

^  Über  Geldbeiträge,  die  nach  der  Größe  des  Kontingentes  abgestuft 
sind,  vergl.  oben  S.  103 fif. 
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ist,  durchgeführt  ist.  Sie  werden  nicht  erst  durch  besondere 
Verträge  hierzu  verpflichtet.  Diese  enthaUen  vielmehr  bloß 
die  nähere  Ausführung  der  genossenschaftlichen  Beitrags- 
pfhcht.^  Demnach  sind  diese  Verträge  den  Reglementen,  Regu- 
lativen etc.  gleichzustellen,  die  als  Teile  der  Statuten  gelten, 
aber  aus  äußeren  Gründen  nicht  in  diese  selber  aufgenommen 
werden.  Die  Bezeichnung  eines  besonderen  Vertrages  zwischen 
der  Genossenschaft  und  jedem  einzelnen  Mitglied  ist  insofern 
irreführend,  als  die  Genossenschafter  schon  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  solche  zur  Einhaltung  der  im  Vertrag  näher  ge- 
regelten \  erpflichtungen  angehalten  sind. 

Wenn  wir  hier  festgestellt  haben,  daß  es  auf  jeden  Fall 
genügt,  wenn  die  Pflicht  zur  Einhaltung  der  Kartellbestim- 
mungen allgemein  in  den  Statuten  ausgesprochen  ist,  so  geht 
das  Bundesgericht  in  dem  schon  erwähnten  l' rteil  ( B.  Ger. 
36,11  S.  557  ff.)  weiter,  indem  es  als  zulässig  erklärt,  daß  den 
Mitgliedern  einer  Genossenschaft  durch  Beschluß  der  General- 
versammlung die  Einhaltung  von  Brotpreisen  auferlegt  werde, 
ohne  daß  diese  Pflicht  speziell  in  den  Statuten  vorgesehen  n^ar. 
Hier  handelt  es  sich  zweifellos  um  einen  Beitrag  der  Genossen- 
schafter. Das  Bundesgericht  hat  diesen  Beitrag  als  rechtsbestän- 
dig anerkannt,  ohne  daß  er  überhaupt  in  den  Statuten  erwähnt 
war,  mit  der  bloßen  Begründung,  daß  er  in  den  statutarischen 
Zweck  hineinpasse. 5  Nach  dieser  Auffassung  ist  es  gleich- 
gültig, wenn  die  in  den  Verträgen  enthaltenen  Verpflichtungen 
auch  nicht  in  den  Statuten  schon  enthalten  sind,  wenn  sie  nur 
allgemein  in  den  Rahmen  des  Genossenschaftszweckes  hinein- 
passen. Wenn  also  in  den  Statuten  die  Bekämpfung  der  Kon- 
kurrenz unter  den  Mitgliedern  mit  allen  möglichen  Mitteln  als 
Zweck  genannt  wird,  so  kann  den  Mitgliedern  die  Einhaltung 
von  Preisen,  die  Reduktion  ihrer  Produktion  etc.  als  Genossen - 
Schaftspflicht  auferlegt  werden.  Das  ist  als  genossenschaft- 
liche Beitragsleistung  möglich,  die  Genossenschafter  über- 
nehmen die  Pflicht  hierzu  nicht  erst  in  besonderen  Verträgen.^ 

*  Dieselbe  Bestimmung  ist  auch  in  der  Genoss.  ostschweiz.  Ziegelei- 
Besitzer  enthalten. 

'  Vergl.  einen  ähnlichen  Fall  R.  G.  in  Z.  S.  Bd.  47  S.  146  ff. 
®  Das  B.  Ger.  hat  in  einem  Urteil,  das  die  Genoss.  zürcherischer  Ziegelei- 
Besitzer  betrifft,    nicht  näher  untersucht,   ob  der  „Vertrag"  zwischen  einem 
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So  sehen  wir  hier  nn  Gegensatz  zu  dem  für  die  Aktien- 
gesellschaft festgelegten  Resultat,  daß  die  scheinbar  aus  einer 
Genossenschaft  und  einer  einfachen  Gesellschaft  kombinierte 
Kartellorganisation  als  einheitliche  Genossenschaft  aufgefaßt 
werden  kann,  da  die  Verträge  nichts  enthalten,  was  nicht  in 
den  Rahmen  der  Genossenschaft  hineinpassen  würde.  Der 
Grund,  der  für  die  Kombination  einer  Aktiengesellschaft  mit 
einem  System  von  „Verträgen"  maßgebend  war,  nämlich:  die 
Verwendung  der  an  sich  für  Kartelle  ungeeigneten  Aktiengesell- 
schaft für  Kartellzwecke  wegen  der  m  ihr  möglichen  starken 
Bindung  der  Mitglieder,  kommt  hier  nicht  in  Betracht.  Neben 
dem  vom  Bundesgericht^  angenommenen  Grund,  daß  dadurch 
gewisse  Teile  des  Genossenschaftsverhältnisses  geheim  ge-, 
halten  werden  sollen,  erklärt  sich  die  Verwendung  von  sepa- 
raten Verträgen  auch  noch  aus  der  Natur  der  Beteiligungs- 
ziffer. ^ 


Genossenschafter  und  der  Genossenschaft  wirkhch  ein  selbständiger  Ver- 
trag, abgeschlossen  zwischen  der  Genossenschaft  und  dem  Genossenschafter 
wie  mit  einem  Dritten  ist  oder  ob  er  bloß  die  nähere  Regelung  eines  Teiles 
der  Genossenschafter-Stellung  enthält.     B.  Ger.  39,  II  S.  581. 

'  Vergl.  B.Ger.  37,  II  S.  417  ff. 

^  Vergl.  darüber  im  folgenden  §. 


^ 
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III.  Teil. 

Spezielle  kartellrechtliche  Fragen. 

§  21.     Die  Beteiligungsziffer. 

1.  Allgemeines. 

Ist  es  in  einer  Branche  der  Industrie  zu  einer  Überproduk- 
tion gekommen  oder  steht  eine  solche  wenigstens  in  nächster 
Zeit  bevor,  so  genügt  es  zur  Besserung  der  Lage  nicht  mehr, 
wenn  die  Unternehmer  sich  nur  über  die  Preise  und  Konditionen 
des  Absatzes  verständigen,  es  ist  vielmehr  eine  Beschränkung 
des  Absatzes  oder  der  Produktion  (der  Unterschied  ist  kein 
prinzipieller)  notwendig.  Das  radikalste  Mittel,  um  diesen 
Zweck  zu  erreichen,  besteht  darin,  daß  sämtliche  einzelnen 
Unternehmer  ihre  wirtschaftliche  Selbständigkeit  aufgeben,  ein 
neues  Unternehmen  (etwa  als  Aktiengesellschaft)  gründen, 
welches  dann  nur  so  viele  der  alten  Betriebe  weiterführt,  als 
zur  Befriedigung  der  Nachfrage  nötig  sind.  Dieses  Mittel 
wurde  in  der  Gips-Industrie  ergriffen  durch  die  Gründung  der 
„Gips-Union".  1  Hier  haben  wir  kein  Kartell  mehr,  es  ist  schon 
eine  höhere  Form  der  Konzentration  erreicht. ^ 

Wollen  die  Unternehmer  einer  Branche  nicht  so  weit 
gehen,  so  bleibt  ihnen  das  Mittel,  jeden  einzelnen  selbständig- 
bleibenden unter  ihnen  in  der  Produktion  bezvv.  im  Absatz  zu 
beschränken.  Jeder  Unternehmer  erhält  einen  bestimmten  An- 
teil an  der  für  die  Deckung  des  Bedarfes  nötigen  Produktion 
zugewiesen.  Dieser  Anteil  heißt :  Kontingent,  Beteiligungs- 
ziffer, Kontingentsziffer,  Quote,  Lieferungsquote  etc.  Es  bildet 
sich  ein  Kontingentierungs-Kartell. 

Das  Kontingent,  die  Beteiligungsziffer  kann  naturgemäß, 
weil  der  Gesamtumsatz  selbst  fortwährenden  Schwankungen 
unterworfen  ist,  nur  als  Verhältniszahl  festgesetzt  sein.  Schein- 

'  Vergl.  Airoldi  S.  53  fg. 
^  Vergl.  oben  S.  4. 
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bar  wird  die  Beteiligungsziffer  zwar  häufig  in  festen  Zahlen 
ausgedrückt.  Es  wird  z.  B.  festgesetzt,  das  Kontingent  des  A 
betrage  5000,  das  des  B  3000,  das  des  C  2000.  Diese  Zahlen 
gelten  aber  nur  für  den  Fall,  daß  die  Nachfrage  wirklich  die 
Summe  dieser  Kontingente,  also  10,000  beträgt.  Sinkt  jedoch 
der  Bedarf  unter  diese  Zahl,  was  meistens  der  Fall  ist,  da 
durch  das  Bestreben  der  einzelnen  Unternehmer,  ein  mög- 
lichst großes  Kontingent  zu  haben,  die  absoluten  Zahlen  sehr 
hoch  gegriffen  sind,  so  werden  die  absoluten  Zahlen  propor- 
tional heruntergesetzt.  Die  proportionale  Reduktion  der  absolut 
angegebenen  Kontingente  wird  in  den  Verträgen  und  Statuten 
meist  stillschweigend  vorausgesetzt.  Erwähnt  ist  sie  im  Ver- 
trag der  A.-G.  Kalk  (1903)  Art.  9.  Etwas  umständlich  ist  die 
Natur  des  Kontingentes  als  Verhältniszahl  auch  umschrieben 
in  den  Statuten  des  Verbandes  bernischer  Ziegelfabrikanten 
(§  52)  :  „An  dem  Gesamt-Jahresumsatz  der  Genossenschafts- 
Mitglieder  ist  jede  Firma  im  Verhältnis  zu  ihrem  Kontingent 
prozentual  beteiligt,  d.  h.  der  Gesamt-Jahresumsatz  der  ein- 
zelnen Firma  steht  im  Verhältnis  zum  Gesamt-Jahresumsatz  der 
sämtlichen  Genossenschafter,  wie  ihre  Kontingentierung  zur 
Summe  derjenigen  aller  Genossenschafter.  Erreicht  diese  Ge- 
samtsumme der  Absatzziffer  aller  Genossenschafter  die  Kon- 
tingentsziffer aller  Genossenschafter,  so  hat  die  Firma  An- 
spruch auf  einen  Absatz  gleich  ihrer  Kontingentierung,  bleibt 
dagegen  die  Gesamtsumme  der  Absatzziffern  aller  Genossen- 
schafter unter  der  Kontingentierungsziffer  aller  Genossen- 
schafter, so  beträgt  der  Absatz,  auf  den  die  einzelne  Firma 
Anspruch  hat,  so  viele  Prozent  ihrer  Kontingentierungs  als  der 
Gesamtabsatz  aller  Genossenschafter  Prozente  der  Kontingen- 
tierung aller  Genossenschafter  ausmacht." 

Nach  diesen  Verhältniszahlen  erfolgt  die  Zuteilung  der 
Aufträge  durch  das  Kartell. ^  Diese  kann  aber  nie  so  voll- 
kommen erfolgen,  daß  jede  Kartell-Firma  gerade  so  viel  zu 
liefern  hat,  wie  ihr  nach  dem  Kontingent  zukommt.  So  be- 
stimmt Art.  9  des  Vertrages  der  A.-G.  Kalk  (1903):  „Die 
Verkaufsstelle  ist  verpflichtet,  die  eingehenden  Bestellungen 
bei  den  Fabriken  nach  Möglichkeit  so  zu  verteilen,  daß  jede 

^  Das  trifft  natürlich  nur  da  zu,  wo  sämtliche  Aufträge  durch  das  Kartell 
vermittelt  werden. 
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Fabrik  monatlich  im  Verhältnis  ihres  Kontingentes  gleich- 
mäßig berücksichtigt  wird".  Wegen  der  nicht  zu  vermeidenden 
Ungleichheiten  erfolgt  dann  ein  Ausgleich,  der  auf  die  ver-, 
schiedenste  Weise  durchgeführt  werden  kann.^ 

Aus   der   Natur   des    Kontmgentes   als   verhähnismäßigen 
Anteils  am  Absatz  geht  hervor,  daß  jede  Änderung  im  Kon- 
tingent eines  Mitgliedes  eine  Änderung  im  Kontingente  sämt- 
licher andern  Kartelhnitglieder  bedeutet.^    Darum  finden  sich 
auch   Bestimmungen   wie:   „Während   der  Dauer   dieses    Kon- 
tingentierungsvertrages   werden    keinerlei    Produktionsvermeh- 
rungen oder  Neubetriebe  in  die  Kontingente  der  Einzelfirma 
aufgenommen   (Genossenschaft  ostschweizerischer  Ziegelei-Be- 
sitzer, Vertrag  §  4)".  Die  Beschränkung  der  freien  Produktion 
bezw.  des  freien  Absatzes  ist  eine  in  die  Selbständigkeit  der 
Einzelnen  äußerst  einschneidende  Maßregel.    Wenn   sich   der 
Einzehie  dazu  hergeben  soll,  so  tut  er  es  nur  unter  der  Voraus. 
Setzung,  daß  das  Kontingent,  so  wie  es  anfänglich  festgesetzt 
wurde,  während  der  Dauer  des   Kartells  bestehen  bleibt   und 
nicht  gegen  seinen  Willen  geändert  werden  kann.    Eine  dies- 
bezügliche  Bestmimung   findet   sich   daher  mit   wenigen   Aus- 
nahmen  in   allen   Kartellen,   z.B.   A.-G.    Kalk   Vertrag  Art.  32 
(1910):  „Diese  Kontingente  bilden  die  Verhältniszahl  für  die 
Verteilung  des  gesamten  Konsums  unter  die  Fabriken  und  es 
dürfen  daher  ohne  Zustimmung  der  betreffenden  Fabriken  keine 
Änderungen  vorgenommen  werden".    Wenn  in  Art.  9  des  Ver- 
trages  der   A.-G.    Kalk    von    1903    bestimmt   war:   „Ohne    die 
Zustknmung  der  betr.  Firma  darf  deren  Kontingent  während 
der   Vertragsdauer   nicht   einseitig    reduziert    werden,    sondern 
nur  proportional  für  alle  Beteiligten",  so  heißt  das  auch  nichts 
anderes,  als  daß  die  Beteihgungsziffer  als  Verhältniszahl  auf- 
gefaßt  überhaupt    nicht    herabgesetzt 'wird.     Wenn   nun    aber 
auch  eine  einzelne  Fabrik  zu  emer  Änderung  ihres  Kontingentes 
ihre  Zustimmung  geben  würde,  so  ist  zu  bedenken,  daß  durch 
eme    solche    Änderung    die    Kontingente    sämtlicher    anderen 
Fabriken  geändert  würden,  die  auch  ein  Recht  darauf  haben, 
daß  ohne  üire  Zustünmung  ihre  jeweiHgen  Kontingente  nicht 
geändert  werden.    Daraus  geht  hervor,   daß  das  ganze   Kon- 

*  Nicklisch:  Kartellbetrieb  S.  12  ff.  unten  S.  166  ff. 
'  Vergl.  auch  B.  Ger.  31,  II  S.  922. 


m 


i 


tingentierungsverhältnis  ohne  die  Einwilligung  sämtlicher  Be- 
teiligten in  den  meisten  Fällen  nicht  geändert  werden  kann. 
Diese  Tatsache  wirft  ein  Licht  auf  das  Wesen  des  Kontingen- 
tierungs-Kartells. Sie  zeigt,  wie  stark  die  Individualität  der 
einzelnen  Unternehmer  darin  zum  Ausdruck  kommt. 

2.  Die  Festsetzung  der  Beteiligungsziffer.*' 

Die    Feststellung    der    Beteiligungsziffer    spielt    beim    Ab- 
schluß  jedes   auf   Kontingentierung    beruhenden    Kartells    die 
wichtigste    Rolle    und    bietet     die     größten     Schwierigkeiten. 
Verschiedene   Methoden    sind    schon    zur   Anwendung    gekom- 
men.  Die  Idee,  die  der  Kontingentierung  der  einzelnen  Unter- 
nehmer  zu    Grunde    liegt    und    darin    besteht,    daß    dasjenige 
Verhältnis  der  wirtschaftHchen  Macht,  das  die  einzelnen  Unter- 
nehmer   durch    die    bisherige    freie    Konkurrenz    nun    einmal 
erlangt  haben,   während  der   Kartelldauer  sich  gleich  bleiben 
und    nicht    zugunsten    des    einen    oder    andern    der    Branche - 
Genossen    verschieben    soll,    findet    dann   ihre    beste    Verwirk- 
lichung, wenn  das  Macht  Verhältnis  und  dementsprechend   die 
Beteiligungsziffer  auf  Grund  eines  objektiven  Verfahrens  fest- 
gestellt  wird,   für  welches    bestimmte   Regeln  in   den   Kartell- 
Statuten  bezw.    -Verträgen  aufgestellt  werden.    Eine  derartige 
Festsetzung  der  Beteiligungsziffer  ist  in  folgenden  Verbänden 
vorgesehen :  Verband  bernischer  und  solothurnischer  Backstein- 
Fabrikanten    §  4    Abs.  3 :    „Die    Höhe    der    Produktions-    und 
Verkaufsverhältnisse    des    jeweiligen    Genossenschafters     wird 
durch  die  in  §  39  vorgesehenen  Experten  bestimmt.    Dieselben 
haben  die  letzten  drei  Jahre  als  Grundlage  anzunehmen".  §  10: 
„Das  Durchschnitts-Quantum  welches  jedes  Mitglied  berechtigt 
ist  zu  verkaufen,  wird  nach  Maßgabe  der  in  §  4  xAbs.  3   vor- 
gesehenen Expertise  in  der  Generalversammlung  vereinbart". 
§13:  „Die   Genossenschafter  haben  beim  Eintritt  in  die   Ge- 
nossenschaft das  produzierte  und  verkaufte  Quantum  g-ewöhn- 
lieber    Backsteine    während    der    letzten    3    Jahre    anzugeben, 
ebensci    die    Produktionsfähigkeit    der    Fabrik    in    Backsteinen 
überhaupt".    Ähnlich:  Verband  bernischer  Ziegel-Fabrikanten, 
Vereinigte    Baumwoll-Spümereien  ^(Art.  19    Abs.  2),     Verband 

®  Vergl.  auch  Liefmann,  Die  Unternehmerverbände  S.  92. 
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schweizerischer  Rolladen -Fabriken  (Regulativ  für  die  Kon- 
tingentierungs -Beiträge  §  2).  Eine  interessante  Bestimmung 
enthält  die  Genossenschaft  zentralschweizerischer  Ziegelei-Be- 
sitzer. Hier  wird  das  Verfahren,  nach  welchem  die  Beteiligungs- 
ziffer bestimmt  werden  soll,  genau  bestimmt.  Die  beiden  Fak- 
toren, die  zu  ihrer  Bestimmung  dienen,  sind:  i.  Der  Verkauf 
der  Firma  in  einem  von  ihr  nach  freier  Wahl  bezeichneten 
Jahr,  2.  die  maximale  Fabrikations-Fähigkeit.  Das  arithme- 
tische Mittel  aus  der  Summe  von  Faktor  i  und  2  bildet  das 
Kontingent.  Zu  der  Ausmittlung  dieser  Kontingente  ist  eine 
Kontingentierungs-Kommission  bestellt,  gegen  deren  Feststel- 
lung die  Berufung  an  eine  Oberexpertise  zulässig  ist.  Die 
Oberexpertise  besteht  aus  2  Kaufleuten  und  einem  Juristen  und 
wird  von  der  Generalversammlung  gewählt.  Mit  wenigen  Ab- 
weichungen besteht  dasselbe  Verfahren  in  der  an  die  Stelle 
der  Genossenschaft  zentralschweizerischer  Ziegelei-Besitzer  ge- 
tretenen Genossenschaft  mittelschweizerischer  Ziegelei -Besitzer. 

Diese  Art  der  Feststellung  der  Beteiligungsziffer  hat  den 
großen  Nachteil,  daß  die  einzelnen  Mitglieder,  die  bei  einem 
solchen  Kartell  mitmachen,  nicht  von  Anfang  an  genau  über- 
blicken können,  wie  groß  die  übernommene  Verpflichtung,  die 
Einschränkung  ihrer  eigenen  Freiheit  ist.  Wie  wir  aber  schon 
festgestellt  haben,  ist  die  Einschränkung  der  Produktion  eine 
so  tief  einschneidende  Maßregel,  daß  der  Einzelne  wenigstens 
genau  deren  Umfang  sollte  überblicken  können.  Es  ist  viel- 
leicht nicht  zum  wenigsten  aus  diesem  Grunde  zu  erklären, 
daß  die  zuletzt  erwähnten  verschiedenen  Genossenschaften  der 
Ziegelfabrikation  jeweils  so  rasch  ihr  Ende  fanden,  um  auf 
einer  etwas  andern  Basis  wieder  neu  errichtet  zu  werden. 

Bei  dieser  Art  der  Kontingents-Feststellung  ist  es  von  Be- 
deutung, daß  für  die  Bestimmung  der  Produktionsfähigkeit 
das  Mittel  von  verschiedenen  Jahren  genommen  wird,  weil 
dadurch  Zufälligkeiten  am  ehesten  vermieden  werden  können. 
So  wurde  in  der  konstituierenden  Generalversammlung  des 
Verbandes  schweizerischer  Rolladenfabriken  (i.Okt.  191 2)  von 
einer  beteiligten  Firma  geltend  gemacht,  es  sei  für  die  Bei 
rechnung  ihres  Kontingentes  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  daß 
ihre  Produktion  im  vorangegangenen  Jahr  infolge  eines  Streiks 
zurückgeblieben  sei;  darauf  wurde  von  anderer  Seite  der  Vor- 
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schlag  gemacht,  allgemein  an  Stelle  der  vorgesehenen  2  Jahre 
3  vorangegangene  Jahre  zur  Berechnung  des  Produktions - 
mittels  heranzuziehen,  um  solche  durch  Streik  und  andere 
besonderen  Verhältnisse  hervorgerufene  Ungleichheiten  auszu- 
gleichen. 

Die  Festsetzung  der  Beteiligungsziffer  nach  dieser  Methode 
erfolgt  entweder  für  die  Dauer  des  ganzen  Kartells  oder  nur 
für  eine  kürzere  Zeitperiode.  So  bestimmt  §  16  Abs.  2  der  Sta- 
tuten des  Verbandes  bernischer  Ziegel-Fabrikanten:  „Die  Kon- 
tingentierung wird  jeweils  auf  3  Jahre  festgesetzt  und  nach 
Ablauf  derselben  revidiert".  Im  Verband  bernischer  und  solo- 
thumischer  Backstein-Fabrikanten  findet  alljährlich  eine  Neu- 
festsetzung statt.  So  auch  im  Verband  schweizerischer  Roll- 
laden  -Fabrikanten. 

Am  häufigsten  finden  sich  von  vornherein  festgelegte  Kon- 
tingente, die  vor  der  Gründung  des  betreffenden  Kartells  auf 
dem  Wege  freier  Vereinbarung  gefunden  wurden.  Es  finden  sich 
also  hier  in  den  Statuten  bezw.  Verträgen  keine  Berechnungs- 
arten  für  die  Kontingents-Feststellung.  Daraus  geht  deutlich 
hervor,  welche  Bedeutung  der  bestimmten  Höhe  des  Kon- 
tingentes zukommt.  Die  Unternehmer  wollen  sich  nicht  binden, 
ohne  genau  zu  wissen,  ein  wie  großer  prozentualer  Anteil  am 
Absatz  ihnen  zukommt.  Bezeichnenderweise  findet  bei  den 
meisten  jetzt  funktionierenden  Kartellen  eine  derartige  Fest- 
setzung der  Beteiligungsziffer  statt.  Von  den  verschiedenen 
lokalen  Ziegel-Kartellen  hat  jetzt  nur  noch  die  Genossenschaft 
mittelschweizerischer  Ziegelei-Besitzer  eine  Beteiligungsziffer, 
die  errechnet  wird.  Alle  übrigen  haben  eine  v^ereinbarte  Be- 
teiligungsziffer. Daraus  scheint  hervorzugehen,  daß  man  mit 
der  Festsetzung  der  Beteiligungsziffer  durch  Kommissionen 
und  Experten  keine  guten  Erfahrungen  gemacht  hat  und  des- 
halb bei  Neugründungen  von  Anfang  an  fest  vereinbarte  Be- 
teiligungsziffern zu  Grunde  legt.  Der  große  Unterschied  be- 
steht eben  darin,  daß  im  letztern  Fall  das  ganze  Kartell  auf 
der  Beteiligungsziffer  aufgebaut  wird,  während  im  ersteren 
Fall  es  zu  den  Kartellpflichten  der  Unternehmer  gehört,  sich 
zu  allererst  durch  ein  besonderes  Verfahren  der  Feststellung 
der  ihnen  zukommenden  Beteihgungsziffer  zu  unterwerfen.  Wie 
wir  schon  bei  den  Betrachtungen  der  Aktiengesellschaft  und 


Zotlly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle. 
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der    Genossenschaft    in    Verbindung    mit    Verträgen    gesehen 
haben,    erscheinen    die    fest    abgemachten"  Beteiligungsziffem 
vielfach  in   Form   von   besonderen   mit   der  Aktiengesellschaft 
bezw.    Genossenschaft    stipulierten    Verträgen.     Aus    den    Be- 
trachtungen über  die  Festsetzung  der  Beteiligungsziffer  zeigt 
sich    wiederum,     daß    diese     Organisation     dem     Wesen    des 
Kontingentierungs-Kartells  keineswegs   entspricht.    Es  werden 
nicht  in  diesen  Verträgen  die  Beteiligungsziffer  zwischen  der 
schon  gegründeten  Korporation  und  jedem  einzelnen  Mitglied 
vereinbart,  denn  erst  auf  Grund  der  Beteiligungsziffer  kommt 
überhaupt  das  ganze  Kartell  zustande.    Wir  haben  auch  schon 
gesehen,  wie  die  Aktiengesellschaft  bezw.   Genossenschaft  mit 
den    Systemen    von    Verträgen    zusammengenommen    als    eine 
Einheit   erscheint.     Während   bei   einer   Aktiengesellschaft   die 
gesetzlichen   Grundlagen   es  nicht  erlauben,   die   Beteihgungs- 
ziffer  mit   den   daraus  entspringenden  Rechten   und   Pflichten 
in  die  Stellung  als  Aktionäre  hinein  zu  verarbeiten,  stehen  dem 
in  der  Form  der  Genossenschaft  keine  Hindernisse  im  Wege. 
Es   fragt    sich   daher,    warum    bei   solchen    Kartellen,    die   die 
Form  einer  Genossenschaft  wählten,  trotzdem  die  Beteiligungs- 
ziffer m   solchen   besonderen   Verträgen   aufgenommen   wurde. 
Die  Erklärung  hierfür  ergibt  sich  aus  folgendem.    Einer- 
seits  gehen   diese   Verträge  aus   dem   Bestreben  hervor,   nicht 
die  ganze  Tätigkeit  des  Kartells  der  Öffentlichkeit  bekannt  zu 
geben.'  Anderseits  kommt  aber  in  diesen  besonderen  Verträgen 
zum  Ausdruck,  daß  die  Beteiligungsziffer  nicht  der  Majorität 
emer  Generalversammlung  unterworfen  sein  soll,  sondern  daß 
es  sich  hier  um  Rechte  und  Pf  Hebten  handeh,  die  gegen  den 
Willen   des   Einzelnen   nicht   abgeändert   werden   können.    Da 
aber  die  BeteiHgungsziffer  m  einem  Kontingentierungs-Kartell 
die    Grundlage    der    Mitgliedschaft    bedeutet,    überhaupt     die 
Grundlage  des  ganzen  Kartells  ist,  erscheint  sie  nicht  als  von 
der  Genossenschaft  mit  beliebigen  Dritten  abgemacht,  sondern 
sie    kommt    jedem    Genossenschafter   in    dieser    seiner    Eigen- 
schaft als  Mitghed  der  Genossenschaft  zu.    Das  Besondere  ist 
aber,    daß    die   hier   in   Betracht    kommenden   genossenschaft- 
lichen Rechte  und  Pflichten  nicht  solche  sind,  die  durch  Mehr- 
heitsbeschlüsse   abgeändert    werden    können,    es    handelt    sich 

'  Vergl.  darüber  oben  S.  155  und  die  dort  zit.  B.  Ger.- Entscheidung. 
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vielmehr  um  Sonderrechte  und  Sonderverpflichtungen. ^  Daß 
allen  Genossenschaftern  eine  Beteiligungsziffer  zusteht,  wider- 
spricht nicht  dem  Wesen  des  Sonderrechtes. ^ 

Gierke^^  weist  auf  solche  Körperschaften  hin,  welche  ohne 
bestimmte  Sonderrechte  üirer  Mitglieder  keinen  Augenblick 
als  das  was  sie  sind,  bestehen  können.  Er  verwirft  die  Auf- 
fassung, welche  diese  Sonderrechte  aus  dem  Zusammenhang 
herausreißt  und  so  konstruiert,  als  sei  zunächst  einmal  eine 
zur  ausschließlichen  Herrschaft  über  eine  Gemeinsphäre  be- 
rufene juristische  Person  ins  Leben  getreten  und  hierauf  eine 
Summe  individueller  Rechtsverhältnisse  zwischen  ihr  und  den 
Mitgliedern  geschaffen  worden.  Wird  ein  Kontingentierungs- 
Kartell  körperschaftlich  organisiert,  so  ist  es  nicht  anders 
möglich,  als  daß  ein  stark  individualistischer  Einschlag  vor- 
handen ist,  der  sich  in  der  Beteiligungsziffer  und  den  daran- 
hängenden Rechten  und  Pflichten  ausdrückt.  Doch  handelt  es 
sich  (nach  dem  Ausdruck  Gierkes)  um  „körperschaftliche  In- 
dividualrechte", nicht  um  selbständige  Rechtsverhältnisse  ab- 
geschlossen zwischen  der  juristischen  Person  und  ihren  Mit- 
gliedern, wie  mit  beliebigen  Dritten. ^^ 

3.  Beteiligungsziffer  und  Aufnahme  neuer  Mitgh'eder 

in  ein  Kartell. 

In  allen  Kontingentierungs-Kartellen,  sei  der  Verkauf  zen- 
tralisiert oder  nicht,  ist  ein  Mitglied  ohne  Beteiligungsziffer 
imdenkbar,  denn  die  darin  enthaltenen  Rechte  und  Pflichten 
sind  die  hauptsächlichsten  der  Mitglieder.  Soll  ein  neues  Mit- 
glied in  ein  solches  Kartell  aufgenommen  werden,  so  muß  es 
auch  eine  Beteiligungsziffer  erhalten.  Dadurch  werden  aber 
die  Beteiligungsziffern  sämtlicher  andern  Mitglieder  beein- 
einträchtigt.     Es    sind   allerdings    Fälle   denkbar,    wo   die    Be- 


^  So  hat  auch  ein  deutsches  Gericht  (Das  Oberlandsgericht  Hamm)  die 
B.  Z.  in  einem  als  GmbH  konstr.  Kartell  als  ein  Sonderrecht  anerkannt,  so 
daß  eine  besond.  Statut  Leistung  nicht  durch  Mehrheitsbeschluß  beeinträchtigt 
werden  könne.  (Kartell-Rundschau  Bd.  9  S.  27). 

^  Vergl.  Egger  Vorbem.  3  c  zu  Z.G.B.  Art.  70  — 75. 

'®  Giercke,  Genossenschaftstheorie  S.  319  fg. 

*'  Doch  soll  hier  nicht  auf  die  bestrittene  Rechtsnatur  der  Sonderrechte 
eingegangen  werden. 
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te  ligungsziffer    der    einzelnen    alten     Mitglieder     nur    als    ver- 
hältnismäßiger Anteil  am  Gesamtabsatz  des  Kartells  berührt 
wird,   die   tatsächliche  Absatzmögüchkeit  aber  keine  Einbuße 
erleidet ;    dann    nämlich,    wenn    die    dem    neuen    Mitglied    zu- 
gesprochene   Beteiligungsziffer    der    Vergrößerung   des    durch 
seine  Aufnahme  auf  das  Kartell  fallenden  Gesamtkonsums  ent- 
spricht    Diese  Vergrößerung  entsteht  dadurch,  daß  der  Absatz 
des  neuen   Mitgliedes,  das  früher  Außenseiter  war,  jetzt  dem 
Kartellabsatz   zugute   kommt.    Wie   wir   gesehen   haben,   kann 
die  Beteiligungsziffer  ohne  die  Einwilligung  des  betr.  einzelnen 
Mitgliedes   nicht   geändert   werden.    Es   können   daher   in   ein 
solches  Kartell  im  Prinzip  neue  Mitgheder  nur  mit  Einstimmig- 
keit sämtlicher  alten  Mitglieder  aufgenommen  werden.    Ganz 
unklar  sind  Bestimmungen  wie  folgende,  die  nur  aus  der  Aus- 
einanderreißung  des   ganzen   Kartell-Verhältnisses  in  Statuten 
und  Vertrag  erklärlich  sind.    In  der  Genossenschaft  ostschwei- 
zerischer Ziegelei-Besitzer   §  4  heißt   es :   „Jede   innerhalb   des 
Genossenschaftsgebietes    ansässige    Ziegelei-Firma    kann    Mit- 
glied der  Genossenschaft  werden.    Die  Anmeldung  ist  an  den 
Vorstand  zu  richten.   Die  Aufnahme  erfolgt  durch  die  General- 
versammlung  (welche  nach  §  26  darüber  mit  einfacher  Stim- 
menmehrheit entscheidet)."    Nach  §  3  Ziff.  2  der  Statuten  ist 
der  Zweck  der  Genossenschaft  die  Kontingentierung  der  Ge- 
nossenschaftsbetriebe.    Im   Vertrage   ist  die    Kontingentierung 
durchgeführt.     Es    ist    also   ein    Kontingentierungs-Kartell,    in 
dem  die  Mitgliedschaft  ohne  Beteiligungsziffer  undenkbar  ist. 
Nun    bestimmt    §  28    des    Kontingentierungsvertrages :    „Vorn 
stehenden    Vertragsinhalt   modifizierenden    Parteiabmachungen 
haben  nur  Gültigkeit,  wenn  sie  schriftlich  vereinbart  und  beid- 
seitig unterzeichnet  sind".    Nachdem  feststeht,  daß  die  Ände- 
rung der  Beteiligungsziffer  eines  Einzigen,  aber  auch  die  Zu- 
teilung einer   Beteiligungsziffer  einem  neuen  Mitglied  gegen- 
über für  sämtliche  andern  Mitgheder  auch  eine  Änderung  in 
der   Beteiligungsziffer,    also   eine   Änderung   des    Inhaltes   des 
Kontingentierungs-Vertrages  bedeutet,  muß,  damit  einem  neuen 
Mitghed   eine    Beteiligungsziffer    zugeteilt   werden    kann,    mit 
jedem   alten   Mitglied  eine  diesbezügHche   schriftliche   Verein- 
barung erfolgen.    Mit  andern  Worten:  es  genügt  der  Wider- 
stand eines   Einzigen,  um  zu  verunmöglichen,   daß  ein  neues 
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Mitglied  eine  Beteiligungsziffer  erhält.  Dazu  stehen  aber  die 
statutarischen  Aufnahmebestimmungen  in  krassestem  Wider- 
spruch. Sie  sind  es,  die  dem  Wesen  eines  solchen  Kontingen - 
tierungs -Kartells  in  keiner  Weise  entsprechen.  Dem  Wesen  der 
Genossenschaft  entspricht  allerdings  im  allgemeinen  die  leichte 
Möglichkeit  der  iVufnahme  neuer  Mitglieder.  In  einem  Kon- 
tingentierungs-Kartell ist  es  aber  nicht  der  Fall. 

Ähnliche    Schwierigkeiten    wie   die   besprochenen   ergeben 
sich  auch  bei  der  E.  G.   Portland.    Anders  liegen  die  Verhält - 
hältnisse  in  der  Genossenschaft  mittelschweizerischer  Ziegelei - 
Besitzer.    Hier  ist  nicht  von  Anfang  an  die   Beteiligungsziffer 
für  jeden    Einzelnen   festgesetzt,   sondern   sie   wird  erst   durch 
eine    Kommission   nach   bestimmtem    Verfahren   errechnet   und 
es  ist   vorgesehen,   daß   bei   Neuaufnahmen  diese   Kommission 
wieder  in  Funktion  zu  treten  hat.    Für  die  Neuaufnahmen  sind 
die    gleichen    Bestimmungen    vorhanden,    wie    die    eben    be- 
sprochenen der  Genossenschaft  ostschweizerischer  Ziegelei-Be- 
sitzer.    Für   das   neu   aufgenommene   Mitglied   wird   also   eine 
Beteiligungsziffer  bestimmt  und  es  steht  hier  keine  Bestimmung 
entgegen,    die    den    alten   Mitghedern    die    Un Veränderlichkeit 
ihres  Kontingentes  zusichert.  Das  ist  allerdings  eine  Ausnahme, 
die  auch  für  die  Kartelle  im  allgemeinen  nicht  empfehlenswert 
sein  dürfte.   Es  liegt  im  Wesen  des  Kontingentierungs-Kartells, 
daß  es  individuell  bestimmte  Unternehmer  umfaßt  und  nicht 
ohne  weiteres  neue  Mitglieder  aufnehmen  kann.    Um  gefähr- 
liche neue  Outsiders  als  Mitglieder  aufnehmen  zu  können,  ohne 
neue   Kontingente   schaffen  zu  müssen,  ist  von  der  E.  G.  Port- 
land   folgendes    Verfahren ^ 2   angewendet   worden.     Es    wurden 
alte  bestehende  Zementfabriken,  die  im  Kartell  waren,  gekauft, 
ihre  Betriebe  stillgelegt  und  die  Kontingente  dieser  Fabriken 
an  die  neuen  Mitglieder  verteilt.   Auf  diese  Weise  wurden  neue 
Mitglieder    aufgenommen,    ohne    daß    eine    Änderung    in    den 
Kontingents  -  Verhältnissen    eintrat,    denn    es    kommt    für    die 
übrigen  alten  Mitglieder  aufs  gleiche  hinaus,  ob  einige  Kon^ 
tingente  von  ursprünglichen  oder  von  neuen  Mitgliedern  inne- 
gehabt werden.    Daß   die  E.  G.    Portland  diesen  Ausweg  ein- 
schlug,   um    neue    Mitglieder    aufnehmen    zu    können,    ist    ein 


12  Vergl.  Praxis  des  B.  Ger.  4.  Jahrg.  S.  325. 
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Beweis  dafür,  daß  eine  solche  Neuaufnahme  in  ein  Kon- 
tingentierungs-Kartell mit  großen  Schwierigkeiten  verbunden 
ist.i3 

4.  Die  Arten  des  Ausgleichs 

Da  wo  die  sämtlichen  Aufträge  durch  das  Kartell  an  die 
einzelnen  Mitgüeder  verteilt  werden,  kann  diese  Verteilung  nie 
so  vollkommen  erfolgen,  daß  jede  Kartellfirma  gerade  so  viel 
Aufträge  erhält,  als  ihr  nach  ihrer  Beteiligungsziffer  zukommen 
sollten.  1^  Aber  auch  in  denjenigen  Kartellen,  in  denen  die 
Kartell-Mitglieder  ohne  Vermittlung  des  Karteiles  selbständig 
ihre  Aufträge  empfangen  und  ausführen,  ergibt  sich  immer 
eine  Differenz  gegenüber  der  Beteiligungsziffer.  Der  Vertrag 
der  E.  G.  Portland  nennt  diejenigen  Fabriken,  die  hinter  ihrer 
Beteiligungsziffer  zurückbleiben  ,, Minus-Fabriken",  diejenigen 
die  sie  überschreiten  „Plus-Fabriken"  (E.  G.  Portland  Vertrag 
Art.  14).  Diese  Differenz  wird  nun  in  den  Kartellen  nach  einer 
bestimmten  Zeit,  teils  monatlich,  meistens  aber  am  Schluß 
eines  Geschäftsjahres  ausgeglichen.  Schon  die  wenigen  Bei- 
spiele von  schweizerischen  Kartellen,  die  dieser  Betrachtung 
zugänglich  sind,  weisen  die  v-erschiedensten  Arten  des  Aus- 
gleiches auf.i^ 

a)  Der  Ausgleich  kann  dadurch  herbeigeführt  werden, 
daß  derjenige,  der  seine  Beteiligungszitfer  in  einer  Zeitperiode 
überschritten  hat,  sich  in  der  folgenden  Zeitperiode  eine  Re- 
duktion gefallen  lassen  muß,  während  umgekehrt  derjenige 
der   sie   nicht   erreichte,   in   der  nächsten   Zeitperiode   die    Be- 


^^  Ein  deutsches  Gericht  (das  Oberlandesgericht  Cöln)  Kartell-Rundschau 
Bd.  9  S.  23ff.  hat  sich  über  diese  PVage  geäußert:  In  einem  Kontingentierungs- 
Kartell  (dem  Braunkohlen -Brikett -Verkaut'sverein  in  Cöln)  war  gegen  den 
Willen  eines  Mitgliedes  (Gewerkschaft  Roddergrube)  ein  neues  Mitglied  durch 
Beschluß  der  Generalversammlung  aufgenommen  worden.  Das  Gericht  hat 
die  Klage  dieses  Mitgliedes,  worin  dieser  Beschluß  angefochten  wurde,  gut- 
geheißen, mit  der  Begründung,  daß  durch  die  Aufnahme  eine  Änderung  der 
Beteilig.-Ziffer  des  Klägers  notwendig  verbunden  sei,  die  Beteilig.-Zifter  aber 
nach  den  Statuten  des  Kartells  nicht  ohne  den  Willen  der  betr.  Mitglieder 
abgeändert  werden  könne. 

Vergl.  darüber  schon  oben  S.  157. 

Über  diesen  Ausgleich  hat  ausführlich  geschrieben  Nicklisch  :  Kartell- 
betrieb S.  12  ff. 
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teiligimgsziffer  überschreiten  darf.  So  bestimmt  Art.  14  Abs.  4 
Vertrag  A.-G.  Kalk  (1903):  „Plus-  oder  Mmus -Lieferungen 
gegenüber  dem  Kontingents-Betreffnis  emes  jeden  Kalender- 
jahres werden  auf  das  nächste  Jahr  übertragen.  Eine  ähnliche 
Vortragung  der  Mehr-  sowie  der  Minderbeteiligung  ist  vor- 
gesehen im  Verband  zentralschweizerischer  Ziegel-  und  Back- 
stein-Fabrikanten A.-G.,  Vertrag  §  12:  „Befindet  sich  eine 
einzelne  Firma  aus  Mangel  an  diesjährigen  Bestellungen  mit 
ihren  Lieferungen  im  Rückstand,  so  muß  sie  sich  zur  Ein- 
holung dieses  Rückstandes  eine  Erhöhung  des  monatlichen 
Betreffnisses  bis  zu  200/0  gefallen  lassen".  §  16:  „Je  auf 
Jahresschluß  hat  überdies  ein  Ausgleich  stattzufinden,  der 
durch  die  zu  Anfang  des  neuen  Jahres  eingehenden  Bestel- 
lungen vorzunehmen  ist".  Eine  ungleiche  Behandlung  des 
Mehr  und  des  Weniger  im  Verhältnis  zum  Kontingent  kommt 
auch  vor.  A.-G.  Portland,  Vertrag  Art.  31  lautet:  „Für  den 
Verkauf  der  übrigen  kontingentierten  Produkte  (ausgenommen 
ist  das  Portland-Kontingent)  gilt  folgende  Bestimmung :  . . . 
Vortragung  von  Minderverkäufen  auf  das  nächste  Jahr  ist 
nicht  gestattet,  dagegen  muß  der  eventuelle  Mehrverkauf  einer 
Marke,  der  nur  bis  zur  Höhe  von  20  0/0  des  Kontingentes  in 
einem  Jahr  zulässig  ist,  vom  nächstjährigen  Kontingente  ab- 
gezogen werden".  Hier  wird  die  Minderbeteiligung  einfach 
fallen  gelassen,  die  MehrbeteiHgung  aber  vom  nächsten  Jahres- 
betreffnis abgezogen.  Hierher  gehört  auch  eine  Bestimmung 
aus  einem  Verband,  dessen  Namen  ich  nicht  nennen  kann  :16 
(Art.  6)  „Lieferungsaufträge,  die  einer  Verbandsfirma  im  Laufe 
des  Monats  Dezember  erteilt  werden,  sind  soweit  die  betr. 
Firma  das  maximale  Quantum  für  das  laufende  Jahr  noch 
nicht  erreicht  hat,  für  das  laufende  Jahr  abgabepflichtig.  So- 
weit aber  das  maximale  Quantum  des  laufenden  Jahres  über- 
schritten wurde,  sind  solche  Aufträge  auf  das  folgende  Jahr  zu 
übertragen  und  dort  zu  verrechnen." 

b)  Am  häufigsten,  offenbar  weil  am  leichtesten  durchzu- 
führen, ist  ein  Barausgleich.  Es  wird  hier  also  nicht  mehr 
der  Mengenunterschied  ausgeglichen,  sondern  der  Gewinnunter- 

'«  Es  ist  derselbe  Verband,  der  oben  S.  52  fg.  und  S.  81  fg.  besprochen 
wurde. 


—  i68  — 


169  — 


schied,  der  aus  der  ungleichmäßigen  Verteilung  des  Kartell- 
umsatzes  entstanden  ist.  Die  einfachste  Form  dieses  Ausgleiches 
ist  die,  daß  für  eine  bestimmte  Mengeneinheit  (bei  Ziegel- 
kartellen z.B.  1000  Stück,  bei  Zementkartellen  ein  Wagen) 
ein  bestimmter  Betrag  festgesetzt  wird.  Dieser  ergibt  dann 
mit  der  im  einzelnen  Falle  festgestellten  Mehr-  oder  Minder- 
lieferung multipliziert  den  Betrag,  der  vom  Einzelnen  zu  zahlen 
ist  oder  den  er  vom  Kartell  fordern  kann.  A.-G.  Portland, 
Vertrag  Art.  28  :  „Die  mi  Laufe  eines  Geschäftsjahres  sich 
ergebenden  Vorsprünge  oder  Rückstände  im  Portland  Kon- 
tingente werden,  insofern  die  jetzigen  Stationspreise  erhalten 
bleiben,  mit  Fr.  100.-  per  Wagen  in  bar  ausgeglichen.  Bei 
der  eventuellen  Reduzierung  der  Stationspreise  hat  die  General- 
versammlung den  betr.  Ansatz  zu  bestimmen."  Ganz  ähnlich 
auch  in  der  A.-G.  Kalk,  nur  mit  dem  Unterschied,  daß  der 
Ausgleich  zweimal  jährlich  erfolgt.  Hierher  gehört  auch  fol- 
gende Bestimmung  aus  den  Statuten  des  Verbandes  bernischer 
Ziegelfabrikanten  (§  54)  :  „Hat  das  einzelne  Mitglied  in  einem 
Rechnungsjahr  mehr  abgesetzt,  als  ihm  nach  der  im  §  52 
niedergelegten  Berechnungsart  zukommt,  so  ist  es  der  Ge- 
nossenschaft gegenüber  entschädigungspflichtig  mit  Fr.  7. — 
pro  1000. — .  Hat  die  einzelne  Firma  in  einem  Rechnungsjahre 
weniger  abgesetzt  als  ihr  nach  der  in  §  52  niedergelegten  Be- 
rechnungsart zukommt,  so  hat  sie  das  Recht,  von  der  Ge- 
nossenschaft mit  Fr.  5. —  pro  1000  entschädigt  zu  werden." 
Ganz  ähnlich :  Genossenschaft  ostschweizerischer  Ziegelei-Be- 
sitzer, Vertrag  §§  15  und  18.  Hier  ist  die  Besonderheit,  daß 
für  das  Recht  auf  Entschädigung  eine  maximale  Grenze  von 
20,000  P>.  festgesetzt  ist.  Auch  kommt  es  vor,  daß  für  die 
Mehrlieferung  über  die  Beteiligungsziffer  hmaus  eine  Abgabe 
festgesetzt  ist,  der  aber  nicht  eine  Entschädigung  für  Minder- 
lieferungen entspricht.  So  mi  Verband  schweizerischer  Roll- 
laden-Fabriken, Regulativ  für  die  Kontingent-Beiträge  §5,  Ver- 
band bernischer  und  solothurnischer  Backstein-Fabrikanten,, 
Statuten  §  46  Abs.  2  :  „Sollte  es  vorkommen,  daß  eine  Fabrik 
mehr  als  das  ihr  zugewiesene  Quantum  geliefert  hat,  während 
andere  weniger,  so  hat  die  erstere  zuhanden  des  Verkaufs - 
bureaus  eine  Abgabe  von  Fr.  5.—  per  1000  mehr  verkaufter 
Stücke  zu  entrichten".    Eine  weitere  ähnliche  Bestimmuno;  aus 


einem  Verband,  dessen  Namen  zu  nennen  mir  nicht  gestattet 
ist  (Art.  5  Abs.  3)  :  „Wenn  die  Jahresproduktion  einer  Ver- 
bandsfirma das  ihr  zugeteilte  Maxünal-Quantum  übersteigt, 
so  ist  sie  verpflichtet,  für  das  die  maximale  Quote  über- 
schreitende Gewicht  neben  der  normalen  Abgabe  einen  wei- 
teren Zuschlag  an  die  Verbandskasse  zu  entrichten  und  zwar 
bei  einer  Überschreitung  bis  zu  1000  =  50/0^  bei  einer  Über- 
schreitung von  10  500/0  =  10  0/0,  bei  einer  Überschreitung 
von  mehr  als  50  <Vo  =  20  0/0  des  Fakturawertes.  Umgekehrt 
setzt  folgende  Bestimmung  fest  (ebenfalls  aus  den  Statuten 
eines  Verbandes,  dessen  Namen  ich  nicht  nennen  kann)  §  16 
Ziff.  I  :  ,, Diejenigen  Kontrahenten,  deren  Umsatz  im  laufenden 
Geschäftsjahr  unter  der  festgestellten  Beteiligungsziffer  ge- 
blieben ist,  bekommen  seitens  des  Verbandes  aus  den  einge- 
gangenen Abgaben  10  »o  des  festgesetzten  Minderumsatzes 
vergütet,  höchstens  aber  5  0/0  der  Beteiligungsziffer  und  nie 
mehr  als  Fr.  15,000. — ".  Eine  Ausnahme  vom  Recht  auf  Ent- 
schädigung statuiert  die  A.-G.  Portland,  Vertrag  Art.  34  für 
den  Fall,  daß  die  Beteiligungsziffer  infolge  Sclbstverschuldens 
seitens  der  betr.  Firma  nicht  erreicht  wurde. 

In  einigen  Kartellen  finden  sich  abgestufte  Ausgleichsätze, 
so  in  der  E.  G.  Portland,  Vertrag  Art.  4  :  .,Für  allfällige  Mehr- 
lieferungen jeder  einzelnen  Fabrik  (Plusfabrik  1  die  sich  am 
31.  Dezember  eines  jeden  Betriebsjahres  über  die  Lieferungs- 
berechtigung hinaus  ergeben,  ist  der  Kontrollstelle,  wo  diese 
Vorsprünge  nur  bis  1 0/0  der  Lieferungsberechtigung  ausmachen, 
eine  Entschädigung  von  Fr.  150. —  und  soweit  diese  Vor- 
sprünge I  »()  übersteigen,  eine  solche  von  Fr.  200.  per 
Wagen   \'on    10   Tonnen   abzüglich   der  jeweiligen   Einlage   in 


den    Schutzfonds    zu    entrichten".     Art. 


I.    Aus    den    nach 


Art.  4  zu  entrichtenden  Entschädigungen  erhalten  diejenigen 
Fabriken,  welche  ihre  Lieferungsberechtigung  nicht  erreiclien, 
(Minus-Fabriken)  .  .  .  für  ihre  Rückstände,  wo  diese  nur  bis 
I  0/0  der  Lieferungsberechtigung  ausmaclien,  eine  Entschä- 
digung von  P>.  150.-  und  für  Rückstände  von  1-  10  0/0 
Fr.  200.—  per  Wagen  von  10  Tonnen,  abzüglich  der  jewei- 
ligen Einlage  in  den  Schutzfonds.  2.  Wenn  der  Rückstand 
einer  Fabrik  am  Ende  eines  Jahres  10  o/o  der  Lieferungs- 
berechtigung  übersteigt,    so   wird   für   den   über    10  <^o    hinaus- 
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gehenden  Rückstand  ein  Abzug  von  Fr.  50.—  per  10  Tonnen 
gemacht,  welcher  in  den  Schutzfonds  fällt.  Die  Entschädigung 
beträgt  in  diesem  Falle  demnach  nur  Fr.  150.-  per  10  Ton- 
nen, abzüglich  der  jeweiligen  Einlage  in  den  Schutzfonds." 
Ähnlich  in  der  Genossenschaft  zentralschweizerischer  Ziegelei- 
Besitzer,  mit  dem  Unterschied,  daß  hier  abgestufte  Ausgleich- 
sätze nur  für  die  Zahlungen  seitens  der  einzelnen  Genossen- 
schafter für  Mehrlieferungen  festgesetzt  sind  (Art.  22),  wäh- 
rend für  die  Entschädigung,  die  von  der  Genossenschaft  für 
Minderlieferungen  gezahlt  wird,  nur  ein  Ausgleichsatz  besteht 
(Art.  27).  Diese  Bestimmungen  sind  nach  der  Auflösung  der 
Genossenschaft  zentralschweizerischer  Ziegelei-Besitzer  ohne 
Änderung  in  den  Vertrag  der  neu  gegründeten  Genossenschaft 
mittel  schweizerischer  Ziegelei-Besitzer  übernommen  worden. 

c)  Eine  weitere  Maßregel  zur  Herbeiführung  des  Aus- 
gleiches der  BcteiUgungsziffer  besteht  in  der  zeitweisen  Er- 
höhung oder  Herabsetzung  des  Preises.  A.-G.  Kalk  Vertrag 
1913  Art.  14  bestimmt  hierüber:  „Zum  Zwecke  des  Kon- 
tmgents-Ausgleiches  ist  zeitweise  auf  Marken,  die  im  Vor- 
sprung sind,  der  Preis  bis  Fr.  20.  per  Wagen  zu  erhöhen. 
Wenn  auch  dann  der  Ausgleich  nicht  bewerkstelligt  werden 
kann,  so  müssen  sich  die  Firmen,  die  im  Rückstande  sind, 
eine  Preisreduktion  von  Fr.  5.—  bis  Fr.  20.  -  per  Wagen  ge- 
fallen lassen,  bis  der  Ausgleich  hergestellt  ist.  Die  Erhöhung 
und  Herabsetzung  geschieht  nach  Anhörung  der  betr.  Fabrik 
durch  den  Verwaltungsrat.  Der  Mehrerlös  fällt  zur  Hälfte  der 
liefernden  Fabrik,  zur  Hälfte  der  A.-G.  Kalk  zu.  Der  Preis- 
abzug fällt  ganz  zu  Lasten  der  Firma,  die  sich  im  Rückstande 
befindet."  Etwas  modifiziert  wurde  dieselbe  Bestimmung  bei 
der  Revision  der  Statuten  und  des  Vertrages  im  Jahre  19 10 
beibehalten  (Art.  23):  „Wenn  zur  Regulierung  des  Kalk-Ab- 
satzes der  verschiedenen  Fabriken  der  Preis  zeitweise  und  in 
bestimmten  Gebieten  reduziert  werden  muß,  so  wird  der  aus 
solchen  Lieferungen  für  die  betr.  Minusfabriken  entstehende 
Ausfall  wie  folgt  verteilt :  1/3  auf  die  liefernden  Minusfabriken, 
1/3  nach  Maßgabe  ihres  Plusbestandes  auf  die  Plusfabriken  und 
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auf  die  Vorsichtskasse  der  A.-G.  Kalk".  Eine  allgemein  ge- 
haltene Bestimmung  ähnlicher  Art  enthält  auch  die  E.  G.  Port- 
land Vertrag  Art.  29  :  „Für  Ausnahmefälle,  namentlich  zu  Kon- 
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tingents -Ausgleich  kann   der  Vorstand  den   Genossenschaftern 
einen  billigeren  Verkaufspreis  bewilligen". 

d)  Dem  Ausgleich  dienen  schließlich  auch  Bestimmungen 
über  Aushilfs-  oder  Ersatzlieferungen.!^  Hierher  gehört  fol- 
gende Bestimmung  aus  einem  Verbände,  dessen  Namen  ich 
wiederum  nicht  angeben  kann  (§  17  Ziff.  i):  „Ein  vorüber- 
gehend abnormal  schlecht  beschäftigter  Kontrahent  ist  be- 
rechtigt, der  Geschäftsleitung  von  dem  bei  ihm  bestehenden 
Arbeitsmangel  Kenntnis  zu  geben.  Die  Geschäftsleitung  ist 
berechtigt,  sich  von  der  Richtigkeit  der  erhaltenen  Angaben 
zu  überzeugen  und  sich  nach  den  Ursachen  des  Arbeitsmangels 
zu  erkundigen.  (Ziff.  2)  :  Nach  Empfang  der  Mitteilung  und 
nach  Erhalt  verlangter  Aufschlüsse  ist  die  Geschäftsleitung 
verpflichtet,  die  übrigen  Kontrahenten  von  der  erhaltenen 
Mitteilung  zu  benachrichtigen  und  sie  anzufragen,  ob  sie  im 
f^all  wären,  dem  schlecht  beschäftigten  Kontrahenten  Arbeit 
abzugeben.  (Ziff.  3)  :  Kontrahenten,  welche  so  mit  Arbeits- 
auft ragen  überhäuft  sind,  daß  sie  bei  genügender  Arbeiterzahl 
eine  Lieferungsfrist  von  mehr  als  3—4  Wochen  beanspruchen 
und  Überstunden  anordnen  müssen,  sind  verpflichtet,  Gesuchen 
um  Arbeitsabgabe  schlecht  beschäftigter  Kontrahenten  zu  ent- 
sprechen." Verband  zentralschweizerischer  Ziegel-  und  Back- 
Stein-Fabriken  A.-G.,  Vertrag  §  6  Abs.  2:  „Zeitweises  Fabri- 
zierenlassen bei  einer  Einzelfirma  ist  nur  in  Fällen  von  Streik 
oder  höherer  Gewalt  gestattet  und  es  bedarf  hierzu  der  Er- 
laubnis durch  den  Verwaltungsrat". 

••  •• 

5.  Die  Übertragung  der  Beteiligungs-Ziffer. 

In  vielen  Kartell-Statuten  finden  sich  Bestimmungen,  die 
vom  t'bergang  der  Beteiligungsziffer  von  einem  Mitglied  auf  ein 
anderes  oder  auf  das  Kartell  als  solches  handeln.  Als  Beispiele 
führe  ich  an  :  A.-G.  Kalk,  Vertrag  1903  Art.  10  Satz  2  :  „Für  ganze 
oder  teilweise  Übertragung  von  Kontingenten  an  andere  Syndi- 
kats-F^abriken  ist  die  Zustimmung  der  Generalversammlung  er- 
forderlich"; A.-G.  Kalk,  Vertrag  19 10  Art.  35  :  „Für  ganze  oder 
teilweise  Übertragung  von  Kontingenten  an  andere  Syndikats- 
Fabriken,  sei  es,  daß  eine  Fabrik  einer  andern  das  Kontin «:ent 


'"  Verel.  Nicklisch  a.  a.  O.  S.  22. 
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oder  einen  Teil  desselben  zur  Fabrikation  und  Lieferung  an  die 
Verkaufsstelle  abtritt,  sei  es,  daß  eine  Fabrik  bei  einem  andern 
Verbandswerk  für  ihre  Rechnung  fabrizieren  lassen  will,  ist  die 
Zustimmung  des  Verwaltimgsrates  der  A.-G.   Kalk  notwendig. 
Diese  muß  erteilt  werden,  wenn  die  Interessen  der  A.-G.  Kalk 
sowie  einzelner  Fabriken  dadurch  nicht  verletzt  werden.    Die 
Übertragung   von    Kontingenten   an   außer   Syndikat   stehende 
Fabriken    ist     untersagt."     Genossenschaft    ostschweizerischer 
Ziegelei-Besitzer,  Vertrag  §  3  :  „Es  ist  der  Genossenschaft  so- 
wohl   als    jeder    einzelnen    Firma    gestattet,    Kontingente    von 
Genossenschaftern    zu    erwerben".     Verband    zentralschweize- 
rischer Ziegel-  und  Backstein-Fabrikanten  A.-G.,  Vertrag  §6: 
„Abtretung  des  Kontingentes  (das  ist  der  Berechtigung  zur  Fa- 
brikation eines  bestimmten  Quantums  zuhanden  des  \\>rkaufs- 
bureau  des  Verbandes;   ist  gestattet".    Genossenschaft  zentral- 
schweizerischer  Ziegelei-Besitzer,    Vertrag   Art.  9 :   „Es   ist   der 
Einzelfirma    nur    mit    Zustimmung    von     '■  i    sämtlicher    Einzel- 
firmen   gestattet,    andere    Kontingente   zu   erwerben    und    dem 
eigenen  Kontingent  zuzuzählen".   Gleichlautend  Genossenschaft 
mittelschweizerischer   Ziegelei-Besitzer   Art.  10   und   E.  G.  Port- 
land, Vertrag  Art.  11  :  „Kauf  und  Verkauf  oder  sonstige  (ber- 
tragungen  und  Rückübertragung  von  Kontingentsanteilen  unter 
den   einzelnen    Fabriken    oder   Gruppen    ist   nicht    gestattet". ^^ 
Ostschweizerische  Mühlen  A.-G.,  Vertrag  §  20  Abs.  1  :  „Über- 
einkommen  zwischen   Gesellschaftsmitgliedern  unter  sich  über 
zeitweise  teilweise  oder  ganze  Übernahme  der  Lieferungen  eines 
Kontrahenten    durch    den    andern    sind    unter   Anzeige    an    den 
Verwaltungsrat    und   nach   Genehmigung   durch   denselben   ge- 
stattet.   Die  Genehmigung  soll  jedoch  erst  dann  erteilt  werden, 
wenn  das  ganze  Vertragsverhältnis  geregelt  ist,  und  sowohl  \'on 
dem   Verwaltungsrat   als   \on   den   betr.    Kontrahenten   gut   ge- 
heißen wird." 

Diese  Übertragung  von  Beteiligungsziffern  sind  hier  immer 
gemeint  ohne  die  Übertragung  der  betreffenden  Fabrik,  für 
welche  die  Beteiligungsziffer  festgesetzt  war.  Bei  einer  Ver- 
äußerung der  Fabrik  bezw.  des  Geschäfts  besteht  immer  die 
Pflicht   des   Veräußerers,   dafür  zu  sorgen,   daß   der  Erwerber 
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die  sämtlichen  Rechte  und  Pflichten  des  Veräußerers  dem 
Kartell  gegenüber  übernimmt.  Darunter  ist  in  erster  Linie  die 
Einhaltung  der  dem  Veräußerer  zukommenden  Beteiligungs- 
ziffer zu  verstehen,  wenn  man  bedenkt,  wie  eng  die  Beteiligungs- 
ziffer mit  der  betreffenden  Fabrik  zusammenhängt.^''  So  er- 
scheint bei  einer  Veräußerung  einer  Fabrik  eigentlich  keine 
Übertragung  der  Beteiligungsziffer  stattzufinden,  diese  bleibt 
bei  der  Fabrik,  nur  wird  sie  von  dem  neuen  Besitzer  ein- 
gehalten. 

In  allen  Fällen  handelt  es  sich  um  Kontingentsüber- 
tragungen wieder  an  Mitglieder  oder  an  das  Kartell  selber. 
Ausdrücklich  ist  das  gesagt  in  der  oben  Seite  171  mitgeteilten 
Bestimmung  des  Vertrages  der  A.-G.   Kalk  (1910)  Art.  35. 

Selbstverständlich  ist  es,  daß  derjenige,  der  seine  Be- 
teihgungsziffer  an  ein  anderes  Kartellmitglied  vollständig  über- 
trägt, seine  Produktion  in  der  kartellierten  Ware  einstellen 
muß  und  nicht  als  Außenseiter  weiter  produzieren  kann,  denn 
sonst  hätte  ja  ein  jedes  Kartellmitglied,  dem  die  Kartell- 
pflichten unbequem  geworden  sind,  ein  einfaches  Mittel  in  der 
Hand,  um  sich  davon  frei  zu  machen.  Von  der  Übertraoun^r 
der  Beteiligungsziffer,  die  eme  Änderung  in  den  Rechtsverhält- 
nissen der  Einzelnen  zum  Kartell  zur  Folge  hat,  sind  die- 
jenigen Fälle  zu  unterscheiden,  wo  eine  Verbandsfirma,  um 
auf  ihre  Beteiligungsziffer  zu  kommen,  bei  einer  andern  Ver- 
bandsfirma für  sich  fabrizieren  läßt.  Durch  solche  Ab- 
machungen wird  die  rechtliche  Stellung  des  Einzelnen  zum 
Kartell  in  keiner  Weise  berührt.  Wo  nicht  eine  besondere 
Erlaubnis  als  erforderlich  verlangt  wird, 20  sind  derartige  Ge- 
schäfte ohne   weiteres  als  zulässig  zu  betrachten. 21 

'^  Wie  wir  oben  S  127  fg.  gesehen  haben,  wurde  schon  daran  gedacht, 
die  sämtlichen  Kartellpflichten  mit  der  Beteiligungsziffer  als  dingliche  Last 
auf  die  Fabrik  zu  legen. 

-^  "^  Wie  in  den  oben  erwähnten  Bestimmungen  der  A.-G.  Kalk  1910  und 

im  Verband  Zentralschweiz.  Ziegel-  und  Backstein-Fabriken. 

Vergl.  Flechtheim  S.  122  und  die  dort  mitgeteilte  Bestimmung  des 
Lieferungsvertrages  des  Rhein.  Westfäl.  Zement-Syndikates.  Flechtheim'sagt 
hierzu,  es  handle  sich  nicht  um  eine  wirkliche  Übertragung  der  Beteiligungs- 
ziffer, sondern  nur  um  eine  inter  partes  wirksame  Vereinbarung  über  die 
Ausnutzung  der  Beteiligungs-Ziffer. 
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Wie  ist  nun  aber  eine  Übertragung  der  Beteiligungsziffer 
selbst  rechtlich  zu  beurteilen  ? 

Um  den  Vorgang  zu  verstehen,  der  sich  bei  Übertragung 
der  Beteiligungsziffer  abspielt,  ist  es  erforderlich,  das  juristische 
Wesen  der  Beteiligungsziffer  selbst  näher  zu  betrachten.    Das 
Bundesgericht  nennt  das  Kontingente^  das  „Recht  auf  eine  be- 
stimmte Jahresproduktion".  Damit  ist  aber  das  Wesen  der  Be- 
teiligungsziffer nur  sehr  einseitig  bezeichnet.  Bedenkt  man,  daß 
jedes  Kontingentierungs-Kartell  aus  dem  Bestreben  hervorgeht, 
einer  eingetretenen  oder  befürchteten    Überproduktion  zu  ent- 
gehen,  so  erscheint  das  dem  einzelnen  Kartellmitghed  zukom- 
mende Kontingent  in  erster  Linie  vielmehr  als  eine  P^inschrän- 
kung  des  an  sich  schrankenlosen  Rechtes  auf  Produktion  und 
Absatz.  Die  Leistung,  die  dem  einzelnen  Kartellmitglied  durch  die 
Beteiligungsziffer  auferlegt  wird,   besteht  in  erster  Linie  in  einem 
l'nterlassen.    Der  Einzelne  soll  nicht  mehr  produzieren  bezw. 
absetzen,   als  in  seiner  Beteiligungsziffer  festgesetzt  ist.    Doch 
ist    diese    L^nterlassungspfUcht    nicht    absolut    ausgesprochen, 
indem  eine   Überschreitung  nicht  schlechthin  verboten  ist,  son- 
dern bloß  abgabepflichtig  macht.    Daneben  hat,  und  soweit  ist 
dem    Bundesgericht    beizustimmen,    der    Einzelne    den    andern 
Mitgliedern  gegenüber  ein  Recht  darauf,  jährlich  mit  seiner  Pro- 
duktion bezw.  seinem  Absatz  auf  die  Höhe  seiner  Beteili^j^un^rs- 
Ziffer  zu  kommen.    Dieses  Recht  äußert  sich  darm,   daß   der- 
jenige, der  unverschuldet  seine  Beteiligungsziffer  nicht  erreicht, 
Anspruch  darauf  hat,  ausgeglichen  zu  werden.--^    In  den  Kar- 
tellen   mit    zentralisiertem   Absatz    erscheint    die    Beteiligungs- 
ziffer  als  ein  notwendiger  Bestandteil  der  Lieferungspflicht  der 
Mitglieder  an  das  Kartell,  denn  eine  Zentralisation  ohne  eine 
gewisse  Kontingentierung  ist  nicht  denkbar,  da  die  Verkaufs- 
stelle   immer    nur    so    viel    an    Syndikats-Produkten    brauchen 
karm,  wie  die  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes  gestattet. 24  Doch 
darf  man    deswegen   die   Beteiligungsziffer  nicht   nur   im   Zu- 
sammenhang   mit    dieser    Lieferungspflicht    behandeln,-^    viel- 
mehr ist  zu  berücksichtigen,  daß  auch  da,  wo  eine  Lieferungs- 


'-  Praxis  Bd.  4  S.  325. 

-'  Vergl.  darüber  oben  S.  166  ff. 

"  Vergl.  Flechtheini  S.  104. 

"  So  Flechtheini  a.  a.  O.  wenigstens  der  Hauptsache  nach, 
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pflicht  vorhanden  ist,  im  Grunde  genommen  der  Anteil  des 
Einzelnen  am  Absatz  die  Hauptsache  ist,  die  Bedeutung  der 
Zentralisation  des  Absatzes,  welche  die  Lieferungspflicht  mit 
sich  bringt,  besteht  namentlich  darin,  eine  Kontrolle  über  die 
Einhaltung   der   Beteiligungsziffer   zu  haben.-*» 

Geht  man  nun  auch  da\'on  aus,  daß  die  Beteiligungsziffer 
ein  Recht  darstellt,  wie  das  Bundesgericht  ausspricht,  ein  Recht 
auf  eine  bestimmte  Jahresproduktion,  so  folgt  daraus  nicht 
ohne  weiteres,  daß  es  als  übertragbares  Recht  gedacht  ist.  Alle 
Forderungsrechte  können  gemäß  dem  Prinzip  der  Vertrags- 
freiheit auf  dem  Gebiete  des  O.  R.  in  beliebiger  Beschränkung, 
also  auch  unabtretbar  begründet  werden.-' 

Gerade  eine  nähere  Betrachtung  des  Vorganges,  der  sich 
bei  einer  sogenannten  Übertragung  der  auf  bestimmte  Verhält- 
niszahlen   aufgebauten    Beteiligungsziffer    abspielt,    zeigt,    daß 
die   Beteiligungsziffer   an   sich  nicht  übertragbar  ist   und   daß 
da  wo  in  den  Kartell-Statuten  eine  solche  zugelassen  ist,   ein 
Vorgang   besonderer  Art  geregelt  ist.    Bei  einer  sogenannten 
Übertragung  einer  Beteiligungsziffer  von  einem  Kartellmitglied 
auf  ein   anderes  handelt  es  sich   um  folgenden   Vorgang :   das 
Kartellmitglied  A,  dem  seine  Beteiligungsziffer  zu  klein  ist  und 
der  die  Möglichkeit  haben  möchte,  seinen  Geschäftsbetrieb  zu 
vergrößern,  w^endet  sich  an  das  Kartellmitglied  B  und  verspricht 
ihm   eine   bestimmte   Geldsumme,   für   den   Fall,   daß    B    seine 
Produktion  in  den  kartellierten  Produkten  vollständig  oder  in 
einem    bestimmten    Umfange   einstellt.    Der   Vertrag,    der   auf 
dieser  Grundlage  zwischen  A  und  B  zustande  kommt,  charak- 
terisiert sich  als  ein  Vertrag  auf  Unterlassung.    Die  Leistung 
des  B  besteht  darin,  daß  er  von  nun  an  keine  der  betreffenden 
Waren    herstellt    und    verkauft.     Das    Kartellmitglied    B,    dem 
schon  die  Beteiligungsziffer  im  Kartell  ein  beschränktes  Kon- 
kurrenzverbot allen  übrigen  Kartellmitgliedern  gegenüber  auf- 
erlegt hat,  begibt  sich  nunmehr  im  Vertrag  mit  A  seines  durch 
die  ihm  zukommende  Beteiligungsziffer  limitierten  Produktions- 


-*'  Vergl.  darüber  auch  Kestner  S.  153.  Er  bezeichnet  die  gemeinsame 
Verkaufsstelle  als  den  einzig  zulässigen  Schutz  gegen  Umgehung  der  Kartell- 
pflichten. 

*^  Oser  zu  O.  R.  Art.  20  Bemerk.  III  36  ß. 


} 


-  176  - 

rechtes.  Bis  dahin  handelt  es  sich  um  eine  rein  interne  An- 
gelegenheit der  Kartellmitglieder  A  und  B.  Damit  aber  von 
einer  Übertragung  der  Beteihgungsziffer  des  B  an  den  A  die 
Rede  sein  kann,  ist  erforderlich,  daß  das  Kartell  bezw.  die 
übrigen  Kartellmitglieder  anerkennen,  daß  die  Beteiligungs- 
ziffer desA  um  diejenige  des  B  erhöht  werde.  Um  festzustellen, 
wie  die  Interessens-Frage  in  einem  solchen  Falle  für  die 
übrigen  Kartelhiiitglieder  liegt,  müssen  wir  untersuchen,  wel- 
chen Einfluß  die  Aufgabe  der  Produktion  seitens  eines  Mit- 
gliedes auf  die  Geschäftslage  der  übrigen  Kartellmitglieder 
ausübt.  Kommt  ein  solches  Abkommen,  wie  das  oben  be- 
schriebene zwischen  zwei  Unternehmern  einer  kartellfreien 
Branche  zustande,  so  wirkt  die  Aufgabe  der  Produktion  eines 
Unternehmers  infolge  eines  diesbezüglichen  Vertrages  nicht 
nur  zugunsten  desjenigen,  der  sich  die  Aufgabe  der  Produktion 
gegen  Entgelt  hat  versprechen  lassen.  Dadurch,  daß  er  in  die 
laufenden  Geschäfte  seines  Gegenkontrahenten  eintritt  und 
dieser  ihm  die  künftig  an  ihn,  der  nicht  mehr  produziert,  ge- 
langenden Offerten  übermittelt,  hat  allerdings  derjenige,  der 
seinem  Gegenkontrahenten  für  die  Aufgabe  der  Produktion 
einen  Entgelt  gegeben  hat,  den  größten  Vorteil  von  diesem 
Geschäft,  aber  auch  die  übrigen  Unternehmer  der  Branche 
werden  günstiger  gestellt.  Einer  der  Konkurrenten  ist  eben 
weggefallen  und  ein  jeder  der  übrigen  Unternehiner  kann 
einen  Teil  der  künftigen  Aufträge,  die  sonst  auf  den  ausschei- 
denden gefallen  wären,  an  sich  ziehen.  An  diesen  Verhält- 
nissen ändert  das  Bestehen  eines  Kontingentierungs-Kartells 
nichts.  Auch  dann  bewirkt  die  Aufgabe  der  Produktion  seitens 
eines  MitgUedes  infolge  eines  Vertrages  mit  einem  andern 
einen  Vorteil  für  alle  andern  Mitglieder.  Dieser  Vorteil  fällt 
aber  dahin,  wenn  derjenige,  der  für  die  Aufgabe  der  Produktion 
dieses  einen  Mitgliedes  ein  Entgelt  gegeben  hat,  seine  Be- 
teiligungsziffer um  diejenige  dessen,  der  nicht  mehr  produziert, 
vergrößern  kann.  Das  Kontingentierungs-Kartell  verfolgt  den 
Zweck,  die  Produktion  bezw.  den  Absatz  unter  den  Mitgliedern 
nach  Maßgabe  von  festen  Verhältniszahlen,  die  ihrerseits  auf 
der  Produktionsfähigkeit  und  der  vor  der  Kartellgründung 
stattgefundenen  Absatztätigkeit  der  Einzelnen  aufgebaut  sind, 
zu   verteilen.     Kann   aber   ein    Kartellmitglied   A   durch    einen 
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Vertrag  mit  einem  Kartellmitglied  B,  wonach  dieser  seine 
Produktion  aufgibt,  seine  Beteiligungsziffer  um  diejenige  des 
B  erhöhen,  so  entsprechen  die  neuen  Beteiligungsziffern  nicht 
mehr  den  Grundlagen  derselben  bei  der  Gründung  des  Kartells, 
denn  durch  die  Aufgabe  der  Produktion  seitens  des  B  haben 
sich  die  gescliäft liehen  Chancen  für  alle  Mitglieder,  nicht  nur 
für  den  A  erhöht,  allerdings  am  meisten  zugunsten  des  A,  wie 
wir  schon  oben  ausgeführt  haben.  Setzen  wir  aber  den  Fall, 
daß  kurz  nach  diesem  Vertrag  zwischen  A  und  B  eine  Neu- 
festsetzung der  Beteiligungsziffern  nach  objektivem  Verfahren 
stattzufinden  hätte,  so  w^ürde  dem  A  niemals  eine  Beteiligungs- 
ziffer  zugesprochen,  die  der  Summe  seiner  ehemaligen  und 
derjenigen  des  B  entsprechen  würde,  denn  die  Grundlagen  zur 
Berechnung  der  Beteiligungsziffer  haben  sich  nur  unwesentlich 
zu  seinen  Gunsten  verändert.  Durch  eine  Übertragiuig  der  Be- 
teiligungsziffer hat  also  ein  Mitglied  die  Möglichkeit,  seine 
Absatztätigkeit  im  Verhältnis  zu  den  andern  Mitgliedern  auf 
eine  Art  und  Weise  zu  erhöhen,  wie  es  ihm  im  kartellfreien 
Stadium  nicht  möglich  gewesen  wäre  und  wie  es  dem  Wesen 
des  Kontmgentierungs -Kartells  nicht  entspricht. 

Ein  einfaches  Zahlenbeispiel  mag  diese  etwas  komplizierten 
Verhältnisse  erläutern.  Wir  nehmen  an,  in  einer  bestimmten 
Branche  gebe  es  4  Unternehmer.  Ein  Kartell  besteht  nicht. 
Der  Prozentsatz  am  Gesamtabsatz,  der  auf  diese  4  Unternehmer 
fäUt,  beträgt  für  die  Einzelnen:  A  =  10  0/0^  B  =  20  0/0, 
C  =^  30  0/0,  D  =  40  0/0.  Der  mächtigste  Unternehmer,  D, 
schließt  mit  C  einen  Vertrag  ab,  dahingehend,  daß  C  auf  die 
Produktion  dieser  W^are  gegen  einen  Entgelt  verzichte.  C  fällt 
also  für  die  Produktion  dieser  Ware  außer  Betracht.  Käme 
der  Vorteil  dieser  Produktionsaufgabe  ausschließlich  dem  B 
zugute,  so  würde  sich  für  das  Absatzverhältnis  unter  A,  B  und 
D  ergeben  :  A  =  10  0/0,  B  =  20  0/0,  D  =  70  0/0.  Dem  ist  nun  aber 
nicht  so.  Infolge  der  Produktionseinstellung  des  C  erhöht  sich 
auch  die  Absatzmöglichkeit  für  A  und  B.  Würde  sie  sich  im 
gleichen  Verhältnis  erhöhen  wie  für  C,  so  käme  man  auf  die 
Zahlen :  A  =  10  X  ''h  =  H^S  %,  B  =  20  X  ^'h  =  28,5  «/o, 
D  =  40  X  ^V"  =  57j2  0/0.  Wie  wir  aber  erwähnt  haben,  würde 
sich  dieses  Verhältnis  etwas  zugunsten  des  D  verschieben. 
D  käme  vielleicht  auf  60  0/0  oder  etwas  darüber,  nicht  aber  auf 

Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle.  12 
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jo  o/o.  Nehmen  wir  nun  den  Fall,  zwischen  den  Unternehmern 
A,  B,  C  und  D  bestehe  ein  Kontingentierungs-Kartell  mit  den 
Kontingenten  :  A  =  lo  o/o,  B  =  20  oo,  C  =  30  o/«  und  D  ==  40  0/0, 
so  könnte  D  durch  einen  entsprechenden  Vertrag  wie  den 
oben  beschriebenen,  wenn  er  dadurch  auch  die  volle  Be- 
teiligungsziffer des  C  übernehmen  könnte,  seine  Beteiligungs- 
ziffer auf  70  0/0  des  Gesamtumsatzes  erhöhen,  was  dem  Ver- 
hältnis der  Absatzmöglichkeit  unter  den  Kartellgenossen  nicht 
entspricht. 

Daraus  ergibt  sich,  daß  es  sich  nicht  ohne  weiteres  von 
selbst  versteht,  daß  die  Beteiligungsziffer  in  Kontingentierungs- 
Kartellen  übertragbar  gedacht  ist,  da  daraus  einzelne  Kartell- 
mitglieder, besonders  diejenigen  die  kapitalkräftig  sind,  aus 
einem  Vertrag  mit  einem  andern  Kartellmitglied  einen  größeren 
Vorteil  ziehen  können,  als  ihnen  im  kartellfreien  Zustand 
möglich  wäre.  Im  Kartell  sollen  aber  doch  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  die  solidaren  Interessen  aller  BeteiHgten  zur 
Geltung  kommen.  Wenn  daher  in  Kartell-Statuten  und  Ver- 
trägen die  Übertragung  von  Beteiligungsziffem  unter  den  Mit- 
gliedern als  erlaubt  erscheint,  so  enthalten  die  diesbezüglichen 
Bestimmungen  nicht  etwas,  was  sich  im  Grunde  genommen 
von  selbst  versteht,  sondern  sie  statuieren  für  die  einzelnen 
Kartellmitglieder  ein  Recht  besonderer  Art,  nämlich  das  Recht, 
den  Vorteil  aus  einem  Konkurrenzvertrag  mit  einem  andern 
Mitglied,  der  sonst  allen  Branchengenossen  zufällt,  für  sich 
allein  in  Anspruch  nehmen  zu  können.  So  versteht  es  sich 
auch,  daß  in  einigen  Kartellen  diese  ,, Übertragung  der  Be- 
teiligungsziffer" nur  unter  Zustimmung  einer  sehr  starken 
Majorität  der  übrigen  Mitglieder  gestattet  ist  oder  überhaupt 
verboten  ist.-^ 

In  einem  Kontingentierungs-Kartell  ist  ein  Mitglied  ohne 
Beteiligungsziffer  nicht  denkbar.  Das  Mitglied,  das  seine  Be- 
teiligungsziffer an  ein  anderes  überträgt,  scheidet  damit  not- 
wendig aus  dem  Kartell  aus.  Wenn  in  (\vn  meisten  Kart^'llen 
die  gesellschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  auf  die  Beteiligungs- 
ziffer aufgebaut  sind,  diese  „die  Machtstellung  des  Einzelnen 
im    Gesamt-Rechtsverhältnis    ausdrückt",-^    so    muß    Hand    in 

-**  So:  E.  G.  Portland,  Vertrag  Art.  11. 
^^  Flechtheim  S.  1 16. 
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Hand  mit  der  Übertragung  der  Beteiligungsziffer  die  Über- 
tragung der  gesamten  Gesellschafter -Stellung  erfolgen. -^^  Für 
diese  Übertragung  der  Gesellschafter-Stellung  ist  die  Rechts - 
form  des  betreffenden  Kartells  von  maßgebender  Bedeutung. 

In  diesem  Zusammenhang  kommen  die  einfache  Gesell- 
schaft, die  Genossenschaft  und  die,  wie  wir  gesehen  haben, 
rechtlich  keineswegs  einwandfreie  Doppel-Gesellschaft  in  Be- 
tracht. 

Nach  O.  R.  Art.  542  ist  eine  Übertragung  der  gesamten 
Gesellschafter-Stellung  an  einen  Dritten,  wodurch  dieser  Ge- 
sellschafter würde,  im  allgemeinen  nicht  zulässig.  Die  Auf- 
nahme eines  neuen  Gesellschafters  bedeutet  eine  Veränderung 
des  gesamten  internen  Gesellschafts-Verhältnisses,  sodaß  ein 
Gesellschafter  von  sich  aus  ohne*  Einwilligung  seiner  Mitgesell- 
schafter einen  neuen  Gesellschafter  nicht  aufnehmen  kann. 
Doch  ist  dieser  Art.  542  dispositiv  und  es  kann  daher  im 
Gesellschaftsvertrag  dem  Einzelnen  das  Recht  eingeräumt  wer- 
den, einen  Dritten  in  die  Gesellschaft  aufzunehmen.-^^  Wenn 
eine  solche  Bestimmung  im  Gesellschaftsvertrag  möglich  ist, 
so  scheint  noch  viel  eher  eine  Bestimmung  zulässig,  die  dem 
einzelnen  Gesellschafter  erlaubt,  seine  gesamte  Gesellschafter - 
Stellung  auf  einen  Mitgesellschafter  zu  übertragen,  sodaß 
dieser  letztere  in  der  Gesellschaft  seine  gesellschaftliche  Macht - 


^°  Die  Beteiligungsziflfer  bedeutet  das  Maß  bestimmter  gesellschaftlicher 
Pflichten  und  damit  verbundener  Rechte,  doch  ist  es  zu  weit  gegangen, 
wenn  man  die  Beteiligungs-Ziflier  überhaupt  nur  bezeichnet  als  den  Ausdruck 
der  Machtstellung  im  Gesamt-Rechtsverhältnis  (Flechtheim),  denn  damit  ist 
die  Eigenart  der  in  der  B.  Z.  enthaltenen  Pflichten  nicht  erklärt.  Als  Beweis 
für  die  Richtigkeit  seiner  Ansicht  weist  Flechtheim  auf  das  nach  der  Be- 
teiligungs-Ziffer abgestufte  Stimmrecht  hin.  Das  ist  aber  in  dieser  Allge- 
meinheit gar  nicht  zutrelTend.  In  der  Kartelldenkschrift  findet  sich  eine 
große  Zahl  von  Beispielen,  wo  das  Stimmrecht  nicht  nach  der  Beteiligungs- 
Zifter  abgestuft  ist.  Dahin  gehören:  Oberschles.  Roheisen-Syndikat  GmbH. 
Zabrze  (Kartell  -  Denkschrift  Bd.  i  Anl.  B5),  Niederrhein.  Westfäl.  Träger- 
Verband  (Anl.  B  6),  Verband  deutscher  Tuben-  und  Spritzkorken- Fabriken 
(Anlage  C  1). 

^^  Zeller  zu  O.  R.  Art.  542  N.  i.  Auch  in  Deutschland  wird  der  ent- 
sprechende §717  des  R.  G.  B.  als  dispositiver  Rechtssatz  aufgefaßt,  und  eine 
Übertragung  der  Mitgliedschaft  demnach  als  zulässig  erachtet,  wenn  sie  im 
Gesellschaftsvertrag  vorgesehen  ist.  Oertmann  :  Schuldverhältnisse  N.  4  zu 
§717.     Sohm :  Der  Gegenstand,  in  Festschrift  für  Degenkolb.  S.  71. 
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Stellung  mit  derjenigen  des  nunmehr  Austretenden  vereint 
geltend  machen  kann.  Es  wird  allerdings  auch  durch  eine 
derartige  Abmachung  unter  zwei  Gesellschaftern  das  gesamte 
interne  Gesellschaftsverhältnis  verändert,  aber  anderseits  fällt 
hier  das  Bedenken  weg,  das  sich  aus  der  Natur  der  Gesell- 
schaft als  eines  „Vertrauensvertrages"  32  gegen  die  Aufnahme 
eines  Dritten  in  die  Gesellschaft  durch  einen  Gesellschafter 
ergibt.  In  einem  als  einfache  Gesellschaft  organisierten  Kon- 
tingentierungs-Kartell, in  dem  die  Übertragung  der  Beteiligungs- 
ziffer von  einem  Kartellmitglied  auf  ein  anderes  als  erlaubt 
erscheint,  und  in  dem  die  gesamte  gesellschaftliche  Macht- 
stellung nach  der  Beteiligungsziffer  abgestuft  ist,  erscheint 
die  Übertragung  der  gesamten  Gesellschafterstellung  still- 
schweigend als  zulässig  anerkannt.  Bei  vielen  als  Genossen- 
schaften organisierten  Kartellen  haben  die  Mitglieder  eine 
nach  der  Größe  ihrer  Beteiligungsziffer  abgestufte  Zahl  von 
Anteilscheinen  zu  übernehmen. ^^  Nach  der  Zahl  dieser  Anteil- 
scheine ist  dann  auch  das  Stimmrecht  in  der  Generalversamm- 
lung abgestuft.  So  Genossenschaft  zentralschweizerischer  Zie- 
gelei-Besitzer §  IQ,  Genossenschaft  ostschweizerischer  Ziegelei- 
Besitzer  §11.  Auch  partizipieren  die  Genossenschafter  am 
Genossenschaftsvermögen  im  Verhältnis  ihrer  Anteilscheine, 
(renossenschaft  zentralschweizerischer  Ziegelei-Besitzer  §  13, 
Genossenschaft  ostschweizerischer  Ziegelei-Besitzer  §  14.  Da- 
mit nun  durch  eine  vollständige  oder  teilweise  Übertragung 
der  Beteiligungsziffer  das  gewollte,  der  Beteiligungsziffer  ent- 
sprechende Machtverhältnis  der  einzelnen  Mitglieder  nicht  ge- 
stört werde,  hat  ein  Übergang  einer  entsprechenden  Zahl  von 
.Anteilscheinen  zu  erfolgen.  Nun  bestimmen  allerdings  die  Sta- 
tuten der  Genossenschaft  zentralschweizerischer  Ziegelei-Be- 
sitzer in  §  14,  Abs.  3  (ähnlich  Genossenschaft  ostschweizerischer 
Ziegelei-Besitzer  §  15  Abs.  3),  daß  die  Anteilscheine  nur  in 
Verbindung  mit  dem  Genossenschaftsbetrieb  nach  Maßgabe 
der  Kontingentierung  übertragbar  seien.  In  diesen  beiden  Ge- 
nossenschaften ist  aber  eine  Übertragung  des  Kontingentes 
vorgesehen.  Es  ist  nun  anzunehmen,  und  das  geht  indirekt 
aus  der  Bestimmung  hervor,   daß   die  Zahl  der  Anteilscheine 

32  Hafner  N.  i  zu  O.  R.  Art.  542.     Rossell,  Bd.  3  S.  593. 
"  Vergl.  oben  S.  103  fg. 
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den  Kontingenten  entsprechen  soll,  daß  also  bei  der  Über- 
tragung der  Beteiligungsziffer  ohne  gleichzeitige  Veräußerung 
des  Genossenschaftsbetriebes  eine  Übertragung  einer  entspre- 
chenden Zahl  von  Anteilscheinen  zu  erfolgen  hat.  Gegen  eine 
solche  Übertragung  von  Genossenschaftsanteilen  und  damit 
der  Mitgliedschaftsrechte  in  der  Genossenschaft  ist  prinzipiell 
nichts  einzuwenden. 34^ 

Die  Organisation  der  Kartelle,  die  eine  Aktiengesellschaft 
bilden  und  daneben  ein  System  von  Verträgen  ist  rechtlich 
unhaltbar.35  Am  ehesten  läßt  sie  sich  noch  als  eine  einfache 
Gesellschaft  betrachten,  in  der  die  Aktiengesellschaft  als  Ge- 
schäftsstelle Gesellschafterin  mit  besonderer  Stellung  ist.  Bei 
der  Übertragung  der  Beteiligungsziffer  kommt  also  einerseits 
das  über  die  als  einfache  Gesellschaft  organisierten  Kartelle 
Gesagte  in  Betracht,  anderseits  hätte  dann  eben  eine  Über- 
tragung einer  entsprechenden  Zahl  von  Aktien  stattzufinden, 
da  diese  in  einem  der  Beteiligungsziffer  entsprechenden  Ver- 
hältnis   von   den   einzelnen   Mitgliedern   übernommen   wurden. 

Eine  besondere  Bedeutung  kommt  der  in  den  Statuten 
mehrfach  erwähnten  Übertragung  der  Beteiligungsziffer  an  das 
Kartell  selber  zu,  z.B.  Genossenschaft  ostschweizerischer  Zie- 
gelei-Besitzer, Vertrag  §  3  :  „Bezügliche  Verträge  (betreffend 
Übertragung  von  Kontingentsanteilen)  zwischen  Einzelfirmen 
sind  der  Generalversammlung  der  G.  O.  Z.  zu  unterbreiten  ; 
dieselbe  hat  das  Recht,  an  Stelle  des  Kontingentsübernehmers 
in  diese  Verträge  selbst  einzutreten".  Der  ,, Ankauf  von  Pro- 
duktionsanteilen" ist  auch  vorgesehen  in  den  Statuten  des  Ver- 
bandes bernischer  und  solothurnischer  Backstein-Fabrikanten 
(§  3  Ziff.  3  und  4).  Das  Kartell  übernimmt  solche  Kontingente 
nicht  in  der  Absicht,  selbst  in  dem  betreffenden  Umfange  eine 
Fabrikation  zu  betreiben,  sondern  um  sie  an  andere  Fabriken 
weitergeben  zu  können,  namentlich  an  solche  Fabriken,  die 
neu  aufgenommen  werden  sollen.  Wenn  in  diesen  Phallen  das 
Kartell  eine  Beteiligungsziffer  zur  Verfügung  hat,  die  dem  neu 
Eintretenden  zugeteilt  werden  kann,  so  wird  dadurch  eine 
Schwierigkeit  umgangen,  die  sich  sonst  jeder  Neuaufnahme  von 
Mitgliedern  in  ein  Kontingentierungs-Kartell  entgegenstellt.'^ 

'*  Vergl.  Bachmann  zu  O.K.  Vorbemerk,  vor  Art.  678. 

^^  Vergl.  oben  S.  146  flf. 

20  Vergl.  Bundesgericht  in  Praxis  Bd.  4  S.  325  und  oben  S.  164  tg. 
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§  22.     Die  Lieferungspflicht. 

In  allen  denjenigen  Kartellen,  in  denen  der  Absatz  zen- 
tralisiert ist,  besteht  eine  besondere  Pflicht  der  einzelnen 
Mitglieder,  die  Kartellprodukte  an  das  Kartell  abzuliefern. 
Diese  Lieferungspflicht  ist  notwendig,  damit  das  Kartell  bezw. 
dessen  Verkaufsstelle  fortwährend  die  für  seine  Absatztätigkeit 
erforderliche  Menge  v^on  Produkten  zur  Verfügung  hat.  So 
bestimmt  Art.  17  Abs.  2  der  Statuten  der  Vereinigten  Baum- 
wollspinnereien :  ,,Die  Genossenschafter  sind  verpflichtet,  ihre 
i^^anze  Produktion  in  Kalikot-Garn  ausschließlich  der  Genossen- 
Schaft  zu  verkaufen"  oder  A.-G.  Portland,  Vertrag  Art.  2  Abs.  3  : 
„Sie  (die  unterzeichnete  Firma)  verpflichtet  sich  ferner,  die 
kartellierten  Bindemittel  ....  ausschließlich  an  die  A.-G.  Port- 

land  in  Zürich zu  verkaufen".    In  der  ostschweizerischen 

Mühlen  A.-G.  ist  nicht  von  einem  Verkauf  die  Rede,  sondern 
es  heißt  hier:  „Die  Mühlenbesitzer  übertragen  der  A.-G.  das 
Alleinverkaufsrecht".  1  A.-G.  Kalk  Vertrag  Art.  2  bestimmt: 
„Demgemäß  verpflichten  sich  die  vorbezeichneten  Fabriken, 
die  in  Art.  i  erwähnten  Bindemittel  in  der  Schweiz  vom  i.  Ja- 
nuar 191 1  an  nur  für  Rechnung  der  A.-G.  Kalk  in  Zürich  zu 
liefern  und  zwar  nach  Maßgabe  der  nachfolgenden  Bestim- 
mungen". 

Das  Wesen  dieser  für  die  Kartelle  so  charakteristischen 
Lieferungspflicht  soll  hier  näher  dargelegt  werden.  Ich  lege 
der  folgenden  Erörterung  hauptsächlich  das  erstgenannte  Bei- 
spiel, die  Genossenschaft  Vereinigter  Baumwollspinnereien  zu 
Grunde  Nach  Art.  17  der  Genossenschafts-Statuten  sind  die 
(jcnossenschafter  verpflichtet,  ihre  ganze  Produktion  in  Kalikot- 
Garnen  ausschließlich  der  Genossenschaft  zu  verkaufen.  Be- 
trachtet man  zunächst  diese  Verpflichtung  für  sich,  ohne  zu 
berücksichtigen,  daß  sie  einen  Teil  der  Mitgliederstellung  aus- 
macht, so  könnte  man  sich  fragen,  ob  es  sich  um  einen  Vor- 
vertrag handelt,  der  die  Verpflichtung  zum  Abschluß  von 
späteren  Kaufverträgen  enthält,  oder  ob  hier  ein  Sukzessiv- 
Lieferungsvertrag  vorliegt.  Doch  wäre  wohl  eher  das  letztere 
anzunehmen.    Es  wird  bereits  die  Erfüllung,  das  Liefern   der 


'  Vergl.  B.  Ger.  39,  II  .S.  247  fg. 
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Game  zu  dem  gegebenen  Zeitpunkte,  versprochen,  nicht  bloß 
die  Eingehung  einer  Verpflichtung. 2  Nim  ist  aber  diese  Suk- 
zessiv-LieferungspfÜcht  den  Genossenschaftern  als  solchen  auf- 
erlegt. Sie  ist  nicht  abgeschlossen  als  selbständiger  Vertrag 
zwischen  den  Genossenschaftern  als  Dritten  und  der  Genossen- 
schaft. Sie  gehört  vielmehr  als  wesentlicher  Bestandteil  zu  der 
Mitgliedschaftsstellung  der  Genossenschafter.  Das  will  an  sich 
noch  nicht  heißen,  daß  sie  nicht  im  einzelnen  den  Normen 
des  Kaufvertrags  unterworfen  sein  könnte,  doch  können  auf  sie 
im  allgemeinen  die  Grundsätze  der  gegenseitigen  Verträge 
nicht  Anwendung  finden.  So  könnte  ein  Genossenschafter 
nicht  gegen  die  Genossenschaft  die  Einrede  des  nicht  erfüllten 
Vertrages  geltend  machen  und  eine  einzelne  Lieferung  ver- 
weigern, wenn  die  Genossenschaft  für  frühere  Lieferungen  das 
Entgelt  noch  nicht  bezahlt  hätte  (O.  R.  Art.  82).'^  Im  gleichen 
Sinn  hat  auch  das  Bundesgericht  ausgesprochen, *  daß  ein  Ge- 
nossenschafter nicht  die  Zahlung  eines  statutarisch  festgesetzten 
Beitrages  verweigern  darf,  unter  Berufung  darauf,  daß  die 
Genossenschaft  ihrerseits  einer  von  ihren  Pfhchten,  in  casu  die 
Bekanntgabe  des  monatlichen  Verkaufs,  nicht  nachgekommen 
sei.  Insbesondere  wird  sich  aber  nicht  ein  Genossenschafter 
durch  Rücktritt  von  der  Lieferungspflicht  freimachen  (O.  R. 
Art.  107  Abs.  2)  und  dabei  doch  Mitglied  der  Genossenschaft 
bleiben  können.  In  einem  solchen  Fall,  wo  die  Genossenschaft 
ihren  Pflichten  aus  dem  Lieferungs Verhältnis  gegen  die  Ge- 
nossenschafter nicht  nachkommt,  wird  neben  einer  Schaden- 
ersatzforderung nur  der  Austritt  aus  der  Genossenschaft  in 
Frage  kommen.  Dafür  kommen  die  Statuten  und  falls  diese 
nichts  aussagen,  das  Gesetz  (O.  R.  Art.  684)  in  Betracht.  Die 
LieferungspfHcht  ist  also  eüie  genossenschaftliche  Mitglieder- 
pflicht. In  den  Statuten  wird  sie  aber  als  „Kauf"  bezeichnet. 
Soll  das  bedeuten,  daß  die  Lieferungspflicht  im  einzelnen  trotz 
ihrer  Natur  als  Genossenschafterpflicht,  den  Normen  des 
Kaufes  unterworfen  ist  ?  Gewdß  sind  solche  genossenschaft- 
liche MitgUederpflichten  denkbar.    So  wird  z.  B.  in  emer  Ge- 

2  Vergl.  Oser  zu  O.  R.  Art.  148  Anm.  III  i  Abs.  4. 

^  Art.  82  bezieht  sich  auch  auf  die  hier  in  Betracht  kommenden  exceptio 
non  rite  ad-impletu  contractu,  vergl.  Oser  Kommentar  zu  O.R.  Art.  82  Anm.  4. 
*  Revue  der  Gerichtspraxis  Bd.  20  S.  103. 
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nossenschafts-Molkerei,  in  der  die  Mitglieder  zur  Lieferung 
eines  gewissen  Quantums  Milch  verpflichtet  sind,  die  Ge- 
währspflicht der  Genossenschafter  für  ihre  Milchlieferungen 
nach  den  Grundsätzen  des  Kaufvertrages  zu  beurteilen  sein, 
obgleich  auch  hier  die  Milchlieferung  keineswegs  auf  einem 
besonderen  Rechtsgeschäft,  wie  mit  einem  fremden  Milch - 
liefe ranten  beruht,  sondern  genossenschaftliche  Pflicht  ist.-^ 
Das  trifft  auch  dann  zu,  wenn  für  die  Lieferungen  von  der 
Genossenschaft  kein  direktes  Entgelt  bezahlt  wird,  sondern 
die  Mitglieder  auf  den  Gewinn  der  Genossenschaft  angewiesen 
sind,  als  Entschädigung  für  ihre  Leistungen.  Wenn  im  Genossen- 
schaftsrecht keine  Bestimmung  enthalten  ist,  aus  der  ein  solcher 
Grundsatz  ohne  weiteres  hervorgeht,  wie  das  in  O.  R.  Art.  531 
Abs.  3  für  die  einfache  Gesellschaft  der  Fall  ist,  so  kann 
man  zweifellos  davon  ausgehen,  daß  für  genossenschaftliche 
Lieferungen  der  Mitglieder  an  die  Genossenschaft  dasselbe  zu 
gelten  habe.  Bei  den  Verkaufs-Kartellen  liegt  aber  der  Fall 
ganz  anders  als  in  dem  genannten  Beispiel  der  Genossenschafts- 
Molkerei.  Die  Kartell-Genossenschaft  hat  an  den  Lieferungen 
seitens  ihrer  Mitglieder  nicht  ein  eigenes  Interesse.  Ob  die  von 
den  Kartellmitgliedern  abgelieferten  Produkte  gut  sind  oder 
nicht,  hat  für  sie  nur  insoweit  Interesse,  als  ihre  Abnehmer 
wegen  Lieferung  von  schlechter  Ware  auf  sie  zurückgreifen 
können.  Darum  wird  die  Genossenschaft  auch  nicht  die  Waren 
prüfen,  um  gegebenenfalls  die  Mängelrüge  geltend  zu  machen 
(O.  R.  Art.  201  Abs.  i).  Die  Genossenschaft  übergibt  die  Ware 
ungeprüft  weiter  an  die  Dritt -Abnehmer  und  nur  wenn  diese 
die  Gewährleistung  der  Genossenschaft  beanspruchen,  richtet 
sie  sich  gegen  ihre  Mitglieder,  denn  ihr  sollen  aus  der  mangel- 
haften Lieferung  der  Genossenschafter  keine  Kosten  erwachsen. 
So  bestimmt  Art.  24  der  Statuten  der  Vereinigten  Baumwoll- 
spinnereien :  „Jede  Genossenschafts-Spinnerei  haftet  der  Ge- 
nossenschaft für  alle  Folgen,  welche  derselben  aus  der  Liefe- 
rung mangelhafter  oder  schlechter  Kalikot-Garne  entstehen 
können".   Aus  dem  Vorangegangenen  ergibt  sich,  daß  trotz  der 
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'  Vergl.  Reichsgericht  in  Z.  S.  Bd.  47  S.  146  ff.  insbes.  S.  149. 

Vergl.  über  eine  Käsereigenossenschaft,  in  der  die  obligatorische  Milch- 
lieferung der  Genossenschafter  als  Kauf  bezeichnet  wird  (§8  der  Genossen- 
schaftsstatuten) B.  Ger.  37,  II  S.  360  if. 


Bezeichnung  der  Lieferungspflicht  als  „Kauf"  die  Bestün- 
mungen  dieses  Vertrags-Typus  (ganz  abgesehen  davon,  daß  die 
Lieferungspflicht  kernen  selbständigen  Vertrag  zwischen  Drit- 
ten sondern  eine  genossenschaftliche  PfHcht  darstellt)  auf  das 
Lieferungsverhältnis  keine  Anwendung  finden  können.  Das 
zeigt  sich  insbesondere  auch  in  folgendem  :  In  der  Genossen- 
schafter-Versammlung werden  die  Verkaufspreise  festgesetzt 
(Art.  lolit.  c  der  Statuten  der  Vereinigten  Baumwollspinnereien). 
Darunter  sind  die  Preise  zu  verstehen,  zu  welchen  die  Ge- 
nossenschaft (bezw.  die  Verkaufsstelle)  die  von  den  Ge- 
nossenschaftern hergestellten  Garne  verkaufen  soll.  Dadurch 
werden  aber  indirekt  auch  diejenigen  Preise  bestimmt,  zu 
denen  die  Genossenschaft  die  Garne  von  den  Genossen- 
schaftern übernimmt.  In  der  deutschen  Literatur  ist  für 
diese  Preise  der  Ausdruck  „Verrechnungspreis"  gepreßt  wor- 
den.'^ Dieser  Preis  wird  gefunden,  indem  man  von  dem  Ver- 
kaufspreis, d.  h.  dem  Preis,  zu  dem  die  Genossenschaft  ver- 
kauft, eine  Abgabe  abzieht,  die  an  die  Genossenschaftskasse 
zur  Bestreitung  der  laufenden  Ausgaben  fällt.  (Statuten  der 
Vereinigten  Baumwollspinnereien  Art.  23  :  Abgabe  von  i  ^/o). 
Weil  die  Genossenschaft  dem  Genossenschafter  nicht  als  Ab- 
nehmer gegenübersteht,  der  das  egoistische  Interesse  hat,  für 
die  erhaltenen  W^aren  möglichst  wenig  zu  bezahlen,  ist  die 
Bestürmung  des  Preises,  zu  dem  die  Genossenschaft  die  Pro- 
dukte von  den  einzelnen  Genossenschaftern  abnimmt,  nicht 
unter  demselben  Gesichtspunkt  zu  betrachten,  wie  wenn  bei 
einem  Kaufvertrag  die  Höhe  des  Kaufpreises  einseitig  durch  den 
Käufer  festgesetzt  wird.  Das  dürfte  insbesondere  dann  prak- 
tisch werden,  wenn  bemi  Auftreten  gefährlicher  Außenseiter- 
Konkurrenz  die  Genossenschaft  sogenannte  „Kampf  preise" 
beschließt.  In  diesem  Falle  könnte  der  einzelne  Genossen- 
schafter nicht  einwenden,  daß  diese  Preise  seiner  Leistung 
nicht  angemessen  seien,  was  er  unter  Umständen  tun  könnte, 
wenn  es  sich  um  die  Bestimmung  der  Gegenleistung  durch 
den  Gegenkontrahenten  handeln  würde.  Hier  kann  nur  fraglich 
sein,  ob  die  Genossenschafts-Versammlung  zur  Fassung  eines 
solchen  Beschlusses  kompetent  war  oder  nicht.'' 

ö  Vergl.  Nicklisch  S.  51  ff.  und  63  ff. 

'  Vergl.  auch  dazu  die  Ausführungen  von  Flechtheim  .S.  45  ff. 
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In  der  deutschen  Literatur  ist  auch  die  Frage  erörtert 
worden,  ob  nicht  das  Lieferungsverhältnis  den  typischen  Inhah 
eines  Kommissionsvertrages  aufweise. ^  Das  Einzige,  was  da- 
für spricht,  daß  das  Lieferungsverhäknis  im  einzelnen  als 
Kommission  zu  betrachten  ist,  ist  der  Umstand,  daß  der  Ein- 
zelne in  verschiedenen  Kartellen  für  die  Absatztätigkeit  des 
Karteiles  an  dieses  eine  Abgabe  zu  entrichten  hat,  die  mit 
einer  Provision  (O.R.  Art.  432)  eine  gewisse  Ähnlichkeit  hat. 
Diese  Abgabe  heißt  gelegentlich  „Kontingentsabgabe",  z.B. 
Verband  schweizerischer  Rolladen -Fabriken  Art.  3.^  Im  übrigen 
zeigen  sich  die  ganz  andern  Voraussetzungen,  die  der  Kom- 
mission zugrunde  hegen,  schon  daran,  daß  die  Kommission  als 
Unterart  des  Auftrages  von  beiden  Vertragsteilen  frei  wider- 
rufen oder  gekündigt  werden  kann  (vergl.  O.  R.  Art.  425  Abs.  2 
in  Verbindung  mit  O.R.  Art.  404  Abs.  i).  Von  dem  ist  beim 
Lieferungsverhältnis  keine  Rede.  Vielmehr  handelt  es  sich  hier 
um  ein  Rechtsverhältnis,  das  oft  auf  Jahre  hinaus  nicht  ge- 
kündigt werden  kann. 

Wir  haben  bisher  der  Erörterung  über  die  Lieferungs- 
pflicht ein  solches  Kartell  zugrunde  gelegt,  das  einheitlich  in 
die  Form  einer  Genossenschaft  gegossen  ist.  Nun  gibt  es  aber 
auch  Verkaufs-Syndikate,  die  aus  einer  Verbindung  einer 
Aktiengesellschaft  mit  einem  System  von  Verträgen  bestehen. 10 
Hier  ist  die  LieferungspfHcht  in  einem  separaten  Nebenvertrage 
geregelt.  Ist  nun  etwa  hier  die  Lieferungspflicht  als  ein  ge- 
wöhnlicher Kaufsvertrag  aufzufassen,  abgeschlossen  zwischen 
der  Aktiengesellschaft  und  ihren  Aktionären  als  einem  Dritten? 
Wir  haben  gesehen,  daß  auch  in  diesen  Fällen  das  Ausein- 
anderreißen des  ganzen  Kartellverhältnisses  in  einzelne  separate 
Verträge  dem  Wesen  des  Kartells  keineswegs  entspricht,  daß 
vielmehr  auch  hier  eine  einheitliche  korporative  Organisation 
gewollt  ist.^^  Die  Rechtsform  dieser  Kartelle  ist  keineswegs 
einwandfrei.    Am  ehesten  läßt  sie  sich  noch  auffassen  als  eine 


""  Flechtheim  S.syfg.  und  die  dort  zit.  R.  G.  Entsch.  in  Z.S.  Bd.48S.311. 

'  Sie  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  der  meist  viel  höheren  Abgabe,  die 
bei  Überschreitung  des  Kontingents  zur  Herstellung  des  Ausgleiches  zu  ent- 
richten ist. 

10  Vergl.  oben  S.  108. 

"  V'ergl    oben  S.  137  ft'. 
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Kombination  einer  Aktiengesellschaft  mit  einer  einfachen  Ge- 
sellschaft. Die  einzelnen  Separatverträge  bilden  als  Einheit 
zusammengenommen  die  einfache  Gesellschaft.  Sie  enthalten 
nun  aber  zur  Hauptsache  die  hier  besprochene  Lieferungs- 
pflicht, welche  also  als  gesellschaftliche  Pflicht  erscheint.  Das 
hindert  nun  aber  nicht,  daß  zu  imtersuchen  bleibt,  ob  diese 
gesellschaftliche  Pflicht  nicht  den  einzelnen  Regeln  des  Kauf- 
vertrages zu  unterstellen  ist.  Es  handelt  sich  hier  um  das 
Problem  des  gemischten  Gesellschafts-Vertrages. ^-  Doch  er- 
ledigt sich  diese  Frage  hier  für  die  Lieferungspflicht  mit  einem 
Hinw^eis  auf  das  oben  Ausgeführte.  Wenn  dort  gezeigt  wurde, 
daß  die  genossenschaftliche  Lieferungspflicht  ihrem  Wesen 
nach  mit  einem  Kauf  wenig  gemein  hat,  so  gilt  das  auch  für 
diese  hier  in  Frage  stehende  gesellschaftliche  Lieferungspflicht. 
Dasselbe  gilt  auch  für  die  dort  kurz  erörterte  Frage,  ob  die 
Kommission  hier  anzuziehen  sei.^^ 

So  kommen  wir  zu  dem  Resultat,  daß  die  Lieferungs- 
pf licht  in  den  Verkaufs-Syndikaten  eine  genossenschaftliche 
Pflicht  besonderer  Art  ist,  die  auch  da  wo  sie  in  den  Statuten 
selbst  als  Kaufvertrag  bezeichnet  ist,  nicht  als  solcher  auf- 
gefaßt werden  kann. 

In  der  deutschen  Literatur  wird  die  Erörterung  über  die 
Rechtsnatur  der  Lieferungspflicht  dadurch  wesentlich  kompli- 
zierter, daß  die  Frage  nach  dem  Verhältnis  vom  Kartell  bezw. 
einzelnen  Kartellmitglied  zu  der  mit  Rechtspersönlichkeit  aus- 
gestatteten Rechtsstelle  bezw\  Verkaufsstelle  mit  hineinspielt. ^* 
Wie  wir  gesehen  haben,  ist  bei  den  in  der  schweizerischen 
Kartellpraxis  vorkommenden  Formen  die  Unterscheidung  von 
eigentlichen  Kartellen  und  deren  Geschäftsstelle  nicht  ange- 
bracht. Wenn  aber  doch  in  einigen  schweizerischen  Beispielen 
von  Verkaufsstellen  die  Rede  ist,  so  z.  B.  Vereinigte  Baumwoll- 
spinnereien Art.  8,    Verband    bernischer    und    solothurnischer 


'^  Vergl.  Höniger:  Die  gemischten  Verträge  in  ihrer  Grundform,  S.  45ff. 
Die  Gesellschaft  ist  der  „leistungsverknüpfende  Tatbestand".  Die  einzelnen 
gesellschaftlichen  Leistungen  aber  können  den  typischen  Inhalt  der  ver- 
schiedensten im  Gesetz  normierten  Vertragstypen  aufweisen. 

"  Auch  Flechtheim  (S.  36fg.),  der  hauptsächlich  diese  Kartellform  be- 
handelt, kommt  für  die  Lieferungspflicht  zu  demselben  Resultat. 

'*  Vergl.  Bodmer  S.  148  und  die  dort  zit. 
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Backstein-Fabrikanten    §  40,    so   ist    darunter    nicht    eine    selb- 
ständige,  der   Kartellvereinigung  bezw.   den  einzelnen   Kartell- 
mitgliedern   gegenüberstehende    Rechtspersönlichkeit    gemeint, 
sondern  bloß  das  ausführende  Organ   des  als  Genossenschaft 
organisierten    Kartells.     Die    Lieferungspflicht    ist    in    diesem 
Falle  die  genossenschaftliche  Pflicht  der  Genossenschaft  gegen- 
über.    Es    ist    nicht    eine    besondere    Pflicht    dieser    Verkaufs- 
stelle   gegenüber.     Nur    in    einem    mir    bekannt    gewordenen 
Falle,  in  der  A.-G.  Kalk,  verkaufte  früher  nicht  die  A.-G.  Kalk 
selber  durch  ihre  Organe  die  kartellierten  Produkte  ihrer  Mit- 
glieder, sondern  sie  übertrug  diesen  Verkauf  an  die  A.-G.  Port- 
land.   A.-G.  Kalk  Vertrag  1903  Art.  19:  „Die  A.-G.  Kalk  über- 
trägt durch  Vertrag  der  A.-G.   Portland  den  Verkauf  in  Über- 
nahme des  Delkredere,  die  Fakturierung  und  den  Inkasso,  so- 
wie die   Ausfertigung   der  Montagerapporte   für   die   Fabriken 
und  die  übrigen  notwendigen  Arbeiten,   gegen  eine  durch  die 
Generalversammlung    festzusetzende    Verkaufsgebühr".    Dieser 
hier  genannte  Vertrag  ist  zweifellos  als  Kommission  aufzufassen. 
Seit    1910   verkauft   die   A.-G.    Kalk    die    Produkte   ihrer   Mit- 
glieder selber. 
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IV.  Teil. 

Die  Frage  nach  der  geeignetsten  Kartell- 
Rechtsform. 

§  23.     Zusammenfassende  Betrachtung  der  einzelnen 
Rechtsformen  auf  ihre  Eignung  für  Kartelle. 

Wir  haben  gesehen,  wie  sich  die  Kartelle  für  ihre 
Zwecke  der  vorhandenen  Vereins-  und  Gesellschaftsformen 
bedient  haben ;  dabei  haben  wir  bemerkt,  wie  sie  da  und  dort 
mit  zwingenden  Normen  der  Rechtsordnung  in  Widerspruch 
geraten.  Es  ist  hier  nun  zu  untersuchen,  ob  die  Kartelle  mit 
den  Bedürfnissen,  die  wir  kennen  gelernt  haben,  die  Möglich- 
keit haben,  sich  rechtlich  einwandfrei  in  irgend  einer  der  vor- 
handenen Vereins-  und  Gesellschaftsformen  zu  organisieren, 
mit  andern  Worten,  ob  es  also  bloß  an  der  mangelnden  Kennt- 
nis der  für  die  Kartellzwecke  günstigen  Rechtsform  liegt,  wenn 
die  Kartelle  stellenweise  mit  der  Rechtsordnung  in  Wider- 
spruch geraten  sind,  oder  ob  es  an  der  Ausgestaltung  der  vor- 
handenen Vereins-  und  Gesellschaftsformen  selbst  liegt,  die  den 
Kartellbedürfnissen  nicht  genügend  entgegenkommen.  Maß- 
gebend für  die  Wahl  der  Rechtsform  für  ein  bestimmtes  Kar- 
tell ist  in  erster  Linie,  ob  es  nach  außen  im  Verkehr  tätig 
sein  will,  ob  das  Kartell  als  solches  Geschäfte  machen  will 
oder  ob  die  Kartellabmachungen  eine  rein  interne  Angelegen- 
heit der  verbundenen  Unternehmer  bleiben  sollen.  Im  ersteren 
Falle  benötigt  das  Kartell  eine  Organisationsform,  welcher 
juristische  Persönlichkeit  zukommt.  1  Doch  zeigt  sich  auch  bei 
vielen  andern  Kartellen,  die  nicht  auf  diese  Weise  in  Rechts- 
verkehr mit  Dritten  treten  wollen,  das  Bestreben,  sich  korpo- 
rativ zu  organisieren.  Daß  der  Grund,  warum  die  juristische 
Persönlichkeit  erstrebt  wird,  nicht  der  ist,  nach  außenhin  als 
selbständige   Größe   aufzutreten,   zeigt   sich   am   besten   darin. 


^  Über  solche  Organisationsformen,  in  denen  nicht  das  Kartell  als 
solches,  sondern  nur  eine  davon  abhängige  Geschäftsstelle  in  Rechtsverkehr 
mit  Dritten  tritt,  weiter  unten. 
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daß   sich   Verträge   finden,    von   als    Genossenschaften   organi- 
sierten   Karteilen   mit    Abnehmern    oder    mit    andern    Kartell- 
genossenschaften derselben  Branche,  worin  nicht  die  Genossen- 
schaft allein  als  solche  den  Vertrag  abschließt,  sondern  auch 
alle  einzehien   Genossenschafter  als   Kontrahenten   erscheinen, 
z.B.    Vertrag   vom    S.Dezember    1905    zwischen    verschiedenen 
Ziegelei-Genossenschaften.^^    In  solchen  Fällen  können  sich  die 
Gegenkontrahenten  bei  Vertragsverletzungen  direkt  an  die  ein- 
zelnen Kartelhnitglieder  halten.    Hier  schließt  die  Korporation 
nicht  nur  in  eigenem  Namen  einen  Vertrag  ab,  sondern  gleich- 
zeitig auch  als  Stellvertreter  sämtücher  Mitgheder.    Allerdings 
kommt  es  auch  vor,  daß  eine   Genossenschaft  als  solche  der- 
artige   Verträge    abschließt.     Dann    können    sich    die    Gegen- 
kontrahenten nur  an  die  Genossenschaft  halten.    Bei  Vertrags- 
verletzungen, welche  V  on  einzelnen  Genossenschaftern  begangen 
werden,  ist  es  Sache  der  Genossenschaft,   sich  durch  Regreß 
auf  den  fehlbaren  Genossenschafter  schadlos  zu  halten.    Hier- 
her   gehören    die    xon    der    Genossenschaft    ostschweizerischer 
Ziegelei  -  Besitzer    abgeschlossenen    Verträge    mit    Abnehmer- 
Organisationen.    (Statuten  der  Genossenschaft  ostschweizerischer 
Ziegelei-Besitzer  §   3.) 

Bei  solchen  Kartellen,  welche  nicht  als  Verkaufsstelle 
ihrer  Mitglieder  funktionieren.  Hegt  die  Hauptbedeutung  der 
juristischen  Persönlichkeit  in  folgendem  : 

I.  In  erster  Linie  ist  daran  zu  denken,  daß  der  Bestand 
emer  korporativen  Personenverbindung  sicherer  ist  als  der- 
jenige einer  einfachen  Gesellschaft. 3  Prinzipiell  bewirkt  der 
Austritt  eines  Mitgliedes  nicht  die  Auflösung  der  Korporation 
wahrend  bei  der  Gesellschaft  die  Annahme  der  Verpflichtung 
zu  emer  neuen  Gesellschaft  nötig  ist,  damit  nicht  durch  das 
nicht  mehr  Mitmachen  eines  Gesellschafters  die  ganze  Gesell- 
schaft aufgelöst  werde. 

2  Die  Mitglieder  einer  einfachen  Gesellschaft  übernehmen 
ganz  bestimmte  vertragliche  Verpflichtungen,  die  gegen  ihren 
Willen    nicht    abgeändert    werden    können,    wenn    im    Gesell- 


i- 


'  Vergl.  oben  S.  63,  vergl.  auch  die  S.  60  i 


aus  den  .Distriktsverträgen"  betr.  den  Bierverkauf 
'  Vergl.  Fuld  in  Holdheim   1906  S.  36. 


g.  mitgeteilten  Bestimmunoren 
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schaftsvertrag  nicht  ausdrücklich  eine  andere  Regelung  ge- 
troffen ist  (O.R.  Art.  534).  .Vnders  in  der  Korporation.  Hier 
unterwirft  sich  das  Mitglied  der  Vereinsautonomie.*  Für  Be- 
schlüsse ist  grundsätzlich  die  Mehrheit  maßgebend  (Z.  G.  B. 
Art.  67  Abs.  2,  O.R.  Art.  648  und  707).  Daraus  geht  hervor, 
daß  em  Kartell,  das  als  Korporation  ausgebaut  ist,  mit  viel 
mehr  Leichtigkeit  sich  veränderten  wirtschaftlichen  Verhält- 
nissen anpassen  kann.  Insbesondere  ist  in  der  korporativen 
Personenverbindung  im   Gegensatz  zur  einfachen   Gesellschaft 

eme   sehr   ausgedehnte   Disziplinargewalt   über   die    Mitglieder 
möglich.  5 

3.  Ein  weiterer  Vorteil  der  korporativen  Organisation  be- 
steht darm,  daß  die  Vereinsorgane  die  natürlichen  Organe  für 
die  Überwachung  der  Durchführung  der  Kartell-Verabredun-en 
abgeben.  Ist  ein  Kartell  nicht  korporativ  organisiert,  so  ist"  es 
notwendig,  besondere  Vorkehrungen  für  die  Kontrolle  zu  tref- 
fen. So  sehen  wir,  daß  in  solchen  Kartellen  vielfach  ein  Treu- 
hander zur  Überwachung  der  Durchführung  des  Kartells  be- 
auftragt wird.6  So  werden  z.  B.  die  Mitglieder  des  „Syndicat 
des  fabricants  suisses  de  bougies"  durch  die  Schweiz  Treu- 
handgesellschaft in  Basel  beaufsichtigt. 

Trotz    der   mit    der    erlangten    juristischen    Persönlichkeit 
verbundenen  Vorteile  gibt  es  aber  eine  große  Zahl   von   Kar- 
te len,  die  sie  nicht  besitzen.    Um  die  Rechtspersönlichkeit  zu 
erlangen,    ist    (abgesehen    vom    idealen    Verein,    der    für    die 
wenigsten    Kartelle    in    Frage    kommt)    eine    Eintragung    ins 
Handelsregister    und    damit    eine    Bekanntgabe    der    Existenz 
notig,  die  von  vielen  Kartellen  lieber  vermieden   wird     Sämt- 
liche  Kartelle,   die  nicht  in  irgend  einer  besondern   Form  die 
juristische    Persönlichkeit    erlangt    haben,    sind    einfache    Ge- 
sellschaften.  Die  einfache  Gesellschaft  ist  die  Grundform  jeder 
Vereinigung  von  verschiedenen  Individuen  zur  Erreichung  eines 

J  Vergl.  Egger  zu  Z.G.B.  Art.  60  Anmerkung  4a.  Auf  die  bestrittene  Fra^e 
der  Rechtsnatur  der  Statuten  soll  hier  nicht  eingetreten  werden 

°  Vergl.  Leist,  Untersuchungen  zum  Innern  Vereinsrecht  S  s8  Der- 
selbe, D.e  btrafgewalt  moderner  Vereine  in  Schmollers  lahrbuch  iür  Gesetz- 
ge  ung  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  des  deutschen  Reiches.  Bd  .6 
ieil  1  b.  67  it.,  msbes.  S.  94. 

'  Vergl.  die  oben  S.  58  ff.  gen.  Beispiele. 
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gemeinsamen  Zweckes.  Wenn  den  Erfordernissen  in  irgend 
einer  besonderen  Form  nicht  genügt  wird,  so  liegt  eine  ein- 
fache Gesellschaft  vor. 

a)  Die  einjache  Gesellschaft. 

Im  Rahmen  der  einfachen  Gesellschaft  haben  die  Kartelle 
die  Möglichkeit  zu  unbeschränkter  Entfaltung.  Jede  Art  der 
Kartellpflichten  ist  als  gesellschaftUche  Pflicht  möglich."  Auch 
können  die  einzelnen  Mitglieder  beliebig  lang  an  die  Gesell- 
schaft gebunden  werden.  Das  Gesellschaftsrecht  enthält  keine 
maximale  Zeitdauer,  über  die  hinaus  eine  Gesellschaft  gültig 
nicht  abgeschlossen  werden  könnte.  Immerhin  ist  der  vor- 
zeitige Rücktritt  aus  wichtigem  Grund  ünmer  vorbehalten. 
Wie  wir  im  Laufe  dieser  Darstellung  mehrfach  gesehen  haben, 
spielt  dieser  Punkt  im  Kartellwesen  eine  überaus  große  Rolle. 
Der  Rücktritt  aus  wichtigem  Grund  wird  in  der  Literatur  viel- 
fach als  notwendiges  Attribut  eines  Karteiles  dargestellt.^  In 
der  Kartellpraxis  hingegen  sehen  wir,  wie  aus  dem  Bedürfnis 
nach  starker  absolut  unlöslicher  Bindung  der  Einzelnen  der 
Versuch  gemacht  wird,  diese  zwingende  Bestimmung  des  Ge- 
sellschaftsrechtes zu  umgehen.  Ein  höchst  charakteristisches 
Beispiel  in  der  deutschen  Kartellpraxis  sei  hier  zugezogen  ;  da 
die  rechtlichen  Grundlagen  für  den  hier  interessierenden  Punkt 
in  der  Schweiz  dieselben  sind  wie  in  Deutschland  (der  vor- 
zeitige Rücktritt  aus  einer  Gesellschaft  aus  wichtigem  Grund 
ist  in  den  beiden  Gesetzen  ähnlich  geregelt),  ist  dieses  Beispiel 
auch  für  unsere  Verhältnisse  von  Interesse.  §  3  des  betreffenden 
Kartellvertrages^  bestimmt :  „Sämtliche  ....  Firmen  treten  zu 
einer  Gemeinschaft  zusammen".  §  23  Abs.  4 :  „Die  Aufnahme 
neuer  Mitglieder  oder  die  Genehmigung  des  Austrittes  eines 
Mitgliedes  sowie  die  vorzeitige  Auflösung  der  Gemeinschaft 
und  andere  Vertragsänderungen  müssen  mit  Stimmeneinheit 
beschlossen  werden".  Das  in  Frage  kommende  Kartell  ist 
seiner  Struktur  nach  zweifelsohne  eine  Gesellschaft  des  B.  G.  B. 
Es  fehlen  auch  nicht  Geldbeiträge  und  ein  gemeinschaftliches 
Vermögen,   wie   sonst   in    vielen    Kartell-Gesellschaften.     Trotz 


'  Vergl,  oben  S.  68. 

*  Vergl.  Flechtheim  S.  94.  .  . 

*  Es  ist  mir  nicht  gestattet,  das  Kartell  seinem  Namen  nach  zu  nennen. 
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der  Bezeichnung  als  Gemeinschaft  kann  das  Kartell  also  nicht 
verhmdem,  daß  die  zwingenden  Normen  des  Gesellschafts - 
rechtes  Anwendung  zu  finden  haben.  Der  erwähnte  §  23  Abs.  4 
des  Vertrages  hindert  nicht,  daß  ein  Mitglied  aus  wichtigem 
Grund  die  vorzeitige  Auflösung  verlangen  kann.  In  diesem 
Zusammenhang  ist  auch  auf  die  bereits  erwähnte  Äußerung 
Kestners,  daßio  durch  die  Errichtung  einer  Geschäftsstelle, 
die  mit  den  einzelnen  Kartellmitgliedern  in  Verkehr  tritt,  das 
Gesellschaftsrecht  durch  das  viel  strengere  Kaufrecht  ersetzt 
werde,  näher  einzugehen.  In  erster  Linie  ist  dagegen  einzu- 
wenden, daß  Kaufrecht  und  Gesellschaftsrecht  nicht  in  dem 
Sinne  Gegensätze  bedeuten,  daß  das  eine  durch  das  andere 
ersetzt  werden  könnte,  vielmehr  sehen  wir  im  Gesellschafts - 
recht  selber,  daß  für  bestimmte  Leistungen  der  Gesellschafter 
von  Gesetzes  wegen  die  Grundsätze  des  Kaufrechtes  in  An- 
wendung gebracht  werden  (CR.  Art.  531  Abs.  2).  Aber  auch 
von  dieser  bestimmten  gesetzlichen  Normierung  abgesehen, 
gibt  es  viele  Fälle,  wo  in  einer  Gesellschaft  für  die  Leistungen 
der  Gesellschafter  die  Grundsätze  anderer  Vertragstypen,  wie 
Dienstvertrag,  Miete,  Pacht  und  insbesondere  Kauf  in  Anwen- 
dung kommen.  Es  ist  das  der  von  Hoeniger  genannte  Fall  des 
„gemischten  Gesellschafts -Vertrages  ".^  Die  von  Kestner  ge- 
nannten Fälle  sind  nun  als  solche  aufzufassen.  Allerdings  sind 
von  den  Parteien  nur  die  einzelnen  Leistungen  speziell  fest- 
gesetzt, die  eben  dem  Kauf  recht  unterstehen  sollen,  ^2  während 
der  „leistungsverknüpfende  Tatbestand"  gar  nicht  erwähnt  ist; 
aber  trotzdem  ist  er  eben  doch  vorhanden.  Er  zeigt  sich  in 
dem  engen  Zusammenhang  der  einzelnen  Verträge  zu  ein- 
ander, insbesondere  in  der  Beteüigungsziffer.  Trotz  der  äußer- 
lichen Auflösung  in  viele  einzelne  Verträge  mit  einer  Geschäfts- 
stelle können  die  Parteien  die  Tatsache  nicht  aus  der  Welt 
schaffen,  daß  die  Verträge  zusammengenommen  als  eine  Ein- 
heit   erscheinen,    die    als    solche    dem    Begriffe    der    einfachen 


^^  Kestner:  Der  Organisationszwang  S.  148. 

^'  Vergl.  Hoeniger  S.  45  ff.  auch  schon  oben  S.  144. 

^2  Übrigens  ist  auch  noch  fraglich,  ob  die  in  Betracht  kommenden 
Lieferungsverträge  wirklich  als  Kaufverträge  aufzufassen  sind.  Vergl.  oben 
S.  182  ff. 


Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle. 
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Gesellschaft  entspricht.    Damit  sind  aber  auch  die  zwingenden 
Normen  des   Gesellschaftsrechtes  ohne  weiteres   anwendbar.i^ 

Wir  sehen  also,  daß  das  Gesetz  der  hier  zu  Tage  tretenden 
Tendenz  der  Kartelle,  eine  absolute  Bindung  der  Mitglieder 
zu  erzielen,  nicht  entspricht.  Die  MögHchkeit  des  vorzeitigen 
Rücktrittes  aus  wichtigem  Grund  bedeutet  immer  eine  gewisse 
Gefahr  für  den  Bestand  der  Kartelle  und  man  versteht  daher^ 
daß  es  in  ihrem  Bestreben  liegt,  diese  ihnen  unbequeme  Be- 
stimmung für  sich  wirkungslos  zu  machen.  Doch  handelt  es 
sich  hierbei  nicht  um  eine  vereinzelte  gesetzliche  Bestimmung, 
sie  entspricht  viehnehr  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die 
zulässige  vertraghche  Bindung.  Das  Reichsgericht  hat  in 
einer  schon  erwähnten  Entscheidung^^  diesen  Gedanken  aus- 
gesprochen. 

In  Deutschland  und  in  Frankreich  ist  bei  solchen  Kartellen^ 
die  nach  außen  im  Rechtsverkehr  auftreten,  die  schon  erwähnte 
Geschäftsstelle  häufig.  Es  ist  also  eigentüch  nicht  das  Kartell 
selber,  das  in  den  Rechtsverkehr  tritt,  sondern  dieses  besteht  in 
den  Verträgen,  die  zwischen  der  Geschäftsstelle  und  den  ein- 
zelnen Kartellmitgliedern  bezw.  der  Gesamtheit  dieser  Kartell- 
mitgheder  geschlossen  werden. i^  In  der  Kartell-Literatur  wird 
diese  Kartellrechtsform  im  allgemeinen  als  besonders  geeignet 
für  die  zentralisierte  Absatztätigkeit  genannt.  Doch  regt  sich 
auch  in  den  beiden  genannten  Ländern  der  Widerspruch  da- 
gegen. Bei  Besprechung  der  Anwendbarkeit  von  codc  penal 
Art.  419  auf  die  Kartelle  wirft  Prevost^^^  die  Frage  auf,  ob  dieser 
Artikel  \-ielleicht  deshalb  auf  Verkaufs-Syndikate  (Comptoirs) 
nicht  angewendet  werden  könne,  weil  es  sich  bei  diesen  nicht  um 
eine  „reunionoucoalition"  unter  den  Unternehmern  handle,  son- 
dern um  eine  „societe"  mit  eigener  juristischer  Persönlichkeit,  die 
dann  ihrerseits  mit  den  Mitgliedern  Verträge  schließt.  Prevost 
kommt  aber  auf  Grund  der  Betrachtung  des  Zweckes  und  der 
Funktion  der  Comptoirs  zum  Resultat,  daß  diese  trotz  ihrer 
Bezeichnung   als   „Societe   Anonyme"    als    „Association"  i-    zu 

Vergl.  schon  oben  über  die  Zusannnenfassung  der  sogen,  separaten 
Verträge  als  einfache  Gesellschaft.    S.  109  tT. 
•^  Vergl.  oben  S.  98. 
'^  Vergl.  schon  oben  S.  108  ff. 

Henri  Prevost:  Les  ententes  entre  producteurs  en  France,  Paris  1904. 
*^  Nach  dem  Gesetze  vom  i.  Juli  1901. 
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betrachten  seien,  auf  welche  code  penal  Art.  419  Anwendung 
finden  könne.  Prevost  ist  also  wie  wir  der  Meinung,  daß  die 
Aktiengesellschaft,  die  Geschäftsstelle  nicht  als  eine  selbstän- 
dige juristische  Person  aufgefaßt  werden  kann,  die  mit  den 
eüizelnen  Kartellmitgliedern  qua  tertü  in  Verkehr  tritt,  sondern 
daß  hier  eine  einheitliche  Vereinigung  von  Unternehmern  vor- 
handen sei.  Ähnlich  führt  auch  Silberberg  aus  ( S.  227  ff),  in 
dem  rechtlichen  Aufbau  der  mit  einer  Absatz-Geschäftsstelle 
ausgestatteten  Kartelle  sei  davon  auszugehen,  daß  die  Ge- 
schäftsstelle bloßes  Organ  des  Karteiles,  nur  Mittel,  aber 
nie  Selbstzweck  sei.  Damit  ist  aber  eigentlich  schon  ge- 
sagt, daß,  wenn  auQh  eine  Geschäftsstelle  als  Aktien- 
gesellschaft oder  Gesellschaft  m.  b.  H.  ausgebaut  ist,  keine 
richtige  Aktiengesellschaft  oder  Gesellschaft  m.b.H.  gewollt 
ist,  sondern  daß  diese  nur  eine  Scheinexistenz  führt.  Denn  das 
Wesen  der  Persönlichkeit,  auch  der  juristischen,  besteht  darin, 
daß  sie  stets  Selbstzweck,  nie  bloß  Mittel  zum  Zweck  ist. 
Silberberg  vertritt  die  Auffassung,  es  sei  grundfalsch,  eine  Ab- 
satz-Gescliäftsstelle  zu  schaffen,  um  das  eigentliche  Kartell  an 
diese  anzuflicken,  wohl  aber  ließe  sich  ein  Kartell,  das  über- 
haupt einer  Absatz -Geschäftsstelle  bedarf,  so  organisieren,  daß 
es  seine  eigene  Geschäftsstelle  ^u  sein  vermag. 

Wenn  auch  im  größten  und  ältesten  deutschen  Kartell,  das 
eine  solche'  Geschäftsstelle  hat,  im  Rheinisch -Westfälischen 
Kohlen -Syndikat  die  Statuten  und  Verträge  so  verfaßt  sind, 
daß  wenigstens  die  äußerliche  Selbständigkeit  der  als  Aktien- 
gesellschaft konstruierten  Geschäftsstelle  gewahrt  ist,  so  gibt 
es  auch  andere  Beispiele,  wo  dieses  nicht  der  Fall  ist.  Folgende 
Bestimmungen  der  Satzungen  des  „Oberschlesischen  Roheisen - 
Syndikates"!^  seien  hier  zur  Erläuterung  zugezogen:  §  i 
Abs.  4  „Als  gemeinsame  Verkaufsstelle  wird  eine  Gesellschaft 
m.  b.  H.  unter  der  Firma  , Verkaufsstelle  des  Oberschlesischen 
Roheisen-Syndikates  G.m.b.H.*  errichtet".  §2  bestimmt  die 
Syndikatsorgane:  i.  die  Generalversammlung,  2.  der  Vor- 
stand, 3  ein  eventuell  zu  bestimmender  Vertrauensmann,  4.  die 
Verkaufsstelle.  §  5  :  „Die  Generalversammlung  beschließt 
a)  mit  einfacher  Mehrheit  i.  über  die  Instruktionen  für  die 
Verkaufsstelle".     8  6   handelt    über    die    Verkaufsstelle;    „Die 


'«  Kartell-Denkschrift  Bd.  i  Anlage  B  Nr.  5. 
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Verkaufsstelle  G.  m.  b.  H.  steht  unter  der  Leitung  eines  oder 
mehrerer  Geschäftsführer  und  erhält  ihre  allgemeinen  Direk- 
tiven von  der  Generalversammlung  bezw.  vom  Vorstand,  deren 
Beschlüssen  sie  Folge  zu  geben  hat.  Aus  den  hier  angeführten 
Bestimmungen  geht  deutlich  hervor,  daß  die  als  G.  m.  b.  H. 
konstruierte  Geschäftsstelle  keinerlei  Selbständigkeit  besitzt. 
Sie  figuriert  selbst  unter  den  Organen  des  über  der  Gesellschaft 
m.b.H.  stehenden  Syndikates.  Sie  erhält  ihre  allgemeinen 
Direktiven  von  einem  Organ  des  Syndikates,  denn  die  General- 
versammlung und  der  Vorstand  sind  nicht  Organe  der  Gesell- 
schaft m.  b.  H.,  sondern,  wie  sie  selbst,  auch  Organe  des  dar- 
überstehenden Syndikates.  Ähnliche  Beispiele  finden  sich  in  der 
Kartell-Denkschrift  noch  verschiedene.  So  Anlage  A,  Nr.  9, 
Anlage  B,  Nr.  7,  Nr.  19  a,  Nr.  26  und  Nr.  30.  Eine  solche 
Verwendung  einer  Gesellschaft  m.  b.  H.  ist  mit  ihrem  Wesen 
als  juristische  Person  nicht  verträglich.  Neben  der  als  „Syn- 
dikat" bezeichneten  Vereinigung,  die  als  Gesellschaft  des 
B.  G.  B.  eventuell  als  nicht  rechtsfähiger  Verein  aufzufassen 
ist,  ist  keine  selbständige  Gesellschaft  m.  b.  H.  mit  juristischer 
Persönlichkeit  gewollt.  Mit  Leichtigkeit  hätte  sich  das  Syn- 
dikat als  solches  in  der  Form  einer  Gesellschaft  m.  b.  H.  kon- 
stituieren können.  Es  ist  eben  der  verhängnisvolle  Einfluß 
des  Kohlen-Syndikates,  mit  seiner  Doppelorganisation,  der  hier 
nachwirkt. 

Flechtheün,  der  diese  Organisationen  bespricht,  ist  der 
.Ansicht,  daß  die  hier  \orhaiidenen  Unstimmigkeiten  sich  leicht 
vermeiden  ließen,  er  verweist  auf  die  guten  Vorbilder  von 
Doppelgesellschaften,  wie  sie  z.  B.  das  Kohlensyndü<:at  darstellt. 
Ich  glaube  aber,  daß  gerade  die  Organisationen,  welche  die 
Tatsache,  daß  im  Grunde  genommen  nicht  zwei  Gesellschaften, 
sondern  bloß  eüie  Vereinigung  zu  einem  Zweck  vorhanden  ist, 
weniger  gut  verschleiern,  als  Beweis  dafür  zu  gelten  haben,  daß 
die  Doppelgesellschaften  den  tatsächlichen  Verhältnissen  nicht 
entsprechen.  Es  wird  in  der  deutschen  Literatur  vielfach  über- 
sehen, daß  zur  Zeit  als  die  ältesten  Kartelle  mit  Geschäfts- 
stelle, insbesondere  das  Rhein -Westfäl.  Kohlen -Syndikat  ge- 
gründet   wurde,i9   noch    gar    nicht    feststand,    ob    die    Recht- 
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sprechung  ein  solches  gemeinschaftliches  Vorgehen  der  Unter- 
nehmer schützen  würde  und  es  darum  geboten  erschien,  eine 
Aktiengesellschaft  mit  allgemem  gehaltener  Zweckangabe  zu 
gründen  der  man  nicht  anmerkte,  was  sie  im  Grunde  genommen 
für  eine  Funktion  ausübe. -^  Jetzt  ist  die  Rechtslage  für  die 
Kartelle  eine  ganz  andere.  In  wiederholten  Entscheidungen  ist 
\^om  Reichsgericht  die  Rechtsbeständigkeit  der  Kartelle  aner- 
kannt worden. 21  Das  Kartell  braucht  sich  also  nicht  mehr  hinter 
eine  Geschäftsstelle  zu  verstecken,  es  kann  selbst  seine  Geschäfts- 
stelle sein.  Deswegen  können  die  Kartelle  immer  noch  einzelne 
Bestimmungen,  die  sie  nicht  der  Öffentlichkeit  preiszugeben 
wünschen,  einer  besonderen  vertraglichen  Urkunde  \orbehaltcn 
und  nicht  in  die  Statuten  aufnehmen.  Im  allgemeinen  liegt  aber 
das  Geschäftsgebahren  der  großen  deutschen  Kartelle  offen  zu 
Tage.  In  Frankreich  ist  es  ohne  weiteres  verständlich,  warum 
eine  solche  verhüllende  Form  für  die  Kartelle  Bedürfnis  war, 
denn  dort  ist  der  berühmte  Art.  419  des  code  penal  für  jedes 
Kartell,  das  sich  zu  seiner  wahren  Natur  bekennen  würde, 
eine  beständige  Gefahr.  Aber  wie  die  schon  erwähnten  Aus- 
führungen von  Prevost  beweisen,  schützt  diese  Organisation 
trotzdem  nicht  vor  der  Anwendung  des  berüchtigten  Artikels. 
Aus  andern  Erwägungen  wird  diese  Gesetzesbestimmung  auf 
viele  Kartelle  als  nicht  anwendbar  erklärt. 22  Es  steht  also  fest, 
daß  die  Organisation  der  Kartelle  mit  Geschäftsstellen  auch 
in  den  Ländern,  wo  sie  am  häufigsten  vorkommt,  gar  nicht 
unbedingt  als  geeignet  und  dem  Kartell  am  zweckdienlichsten 
anerkannt  ist,  sondern  daß  auch  dort  eine  einheitliche  Rechts- 
form, in  welchem  das  Kartell  selbst  Geschäftsstelle  ist,  wün- 
schenswert erscheint. 


"  Das  Rhein.-Westfäl.  Kohlensyndikat  besteht  in  seiner  jetzigen  Form 


schon  seit  1893.  Vergl.  Steinmann-Bucher,  Schriften  des  Vereins  lür  Sozial- 
Pohtilc  Bd.  60  S.  217. 

'^  Die  statutarische  Zweclcangabe  der  als  Aktiengesellschaft  konstituierten 
Geschäftsstelle  des  Rhein.  Westfäl.  Kohlensyndikats  lautet:  (Statuten  §  2) 
„Gegenstand  des  Unternehmens  ist  der  An-  und  Verkauf  von  Kohlen,  Koks 
und  Briketts,  die  Aufbereitung  von  Kohlen,  der  Erwerb  von  Grubenfeldern 
und  Bergwerksanteilen,  der  Betrieb  von  Unternehmungen  aller  Art,  die  aut 
die  Lagerung,  den  Absatz  und  die  Beförderung  von  Bergwerksprodukten 
gerichtet  sind,  sowie  die  Beteiligung  an  solchen  Unternehmungen". 

-'  Vergl.  über  diese  Rechtsprechung:  Rundstein  S.  61  fg. 

^^  Vergl.  oben  S.  25  fg. 
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bj  Einheitliche  Kartell-Rechtsjorm  mit  juristischer 

Persönlichkeit. 

Es  ist  nun  weiter  zu  untersuchen,  welche  Form  der 
Personenverbindung  mit  juristischer  Persönlichkeit  sich  für  die 
Kartelle  am  besten  eignet. 

Die  Aktiengesellschaft  des  schweizerischen  Rechtes  erweist 
sich,  wie  aus  den  früheren  Ausführungen  hervorgeht,  als  ganz 
ungeeignet,  weil  sie  als  reine   Kapitalgesellschaft   gedacht  ist. 

Der  Verebt  des  Z.  G.  B.  ist  em  Verein  mit  „idealem  Zweck" 
und  da  der  Kartellzweck,  die  Beseitigung  oder  wenigstens  die 
Beschränkung  der  Konkurrenz,  um  die  Rentabilität  der  em- 
zelnen  Unternehmungen  zu  steigern,  ein  wirtschaftlicher  ist, 
kommt  diese  Rechtsform  für  die  Kartelle  im  allgemeinen  nicht 
in  Betracht.  Wie  oben  S.  88  ff.  ausgeführt  wurde,  gibt  es 
allerdings  als  ideale  Vereine  konstituierte  Fach-  und  Berufs- 
verbände, welche  dazu  übergehen,  einzelne  kartellartige  Zwecke 
zu  verfolgen.  Doch  handelt  es  sich  immer  um  Ausnahmefälle, 
wenn  eine  solche  als  Verein  organisierte  Personenverbindung 
selber  zum  Kartell  wird.  Häufiger  ist  es,  daß  im  Schöße 
eines  solchen  Vereins  die  Anregung  zur  Bildung  von  Kartellen 
gegeben  wird,  die  aber  dann  in  ihrer  Organisation  \on  dem 
Verein  unabhängig  sind. 

Wir  haben  gesehen,  daß  die  Form  der  Genossenschaft 
weitaus  die  größte  Zahl  von  Kartellen  umfaßt  und  zwar  fallen 
Kartelle  der  verschiedensten  Art,  sowohl  einfache  Konditionen - 
Kartelle  als  auch  Verkaufs-Syndikate  darunter.  Die  Genossen- 
schaft erscheint  daher  zunächst  als  für  Kartelle  äußerst  ge- 
eignet. Immerhin  ist  zu  bedenken,  daß  gerade  viele  Kartelle 
mit  zentralisiertem  Absatz  die  verunglückte  Form  der  Aktien- 
gesellschaft in  Verbindung  mit  einem  System  von  Verträgen 
gewählt  haben.  Schon  dieser  Umstand  deutet  darauf  hin,  daß 
(wenn  wir  wenigstens  annehmen,  daß  bei  den  Kartellgrün- 
dungen diese  Organisationsfragen  ventiliert  wurden)  die  Ge- 
nossenschaft gewisse  Nachteile  für  die  Kartelle  mit  sich  bringt. 

Günstig  für  die  Kartelle  ist  der  l'mstand,  daß  die  Ge- 
nossenschaft das  O.  R.  im  Gegensatz  zu  der  deutschen  Ge- 
nossenschaft weniger  engherzig  auf  ganz  bestimmte  Verhält- 
nisse  zugeschnitten  ist.    In   der   deutschen   Genossenschaft   ist 
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das  „demokratische*'  Prinzip  so  stark  zum  Ausdruck  gebracht, 
daß  sie  sich  nur  für  Kartelle  eignet,  deren  Mitglieder  von  fast 
gleicher  wirtschaftlicher  Stärke  sind.23  Ich  denke  an  die 
zwingende  Bestimmung,  daß  jeder  Genossenschafter  in  der 
Generalversammlung  nur  eine  Stimme  hat  (Genossenschafts- 
gesetz §  43  Abs.  2).  Ein  mächtiger  Unternehmer  könnte  sich 
nie  darein  schicken,  an  einem  Kartell  teilzunehmen,  in  dem 
jeder  der  kleineren  Unternehmer  genau  die  gleiche  Macht  in 
der  Bestimmung  der  Kartell -Leitung  hat  wie  er  selber.  In  der 
Schweiz.  Genossenschaft  gilt  dieses  gleiche  Stimmrecht  nur 
bei  Mangel  abweichender  Bestimmungen  fO.  R.  Art.  707).  Eine 
weitere  Erschwerung  für  die  Kartelle  bildet  m  der  deutschen 
Genossenschaft  der  Umstand,  daß  beim  Sinken  der  Mitglieder- 
zahl auf  weniger  als  7  auf  Antrag  des  Vorstandes  und  wenn 
dieser  binnen  6  Monaten  nicht  erfolgt,  von  amtswegen  nach 
Anhörung  des  Vorstandes  die 'Auflösung  der  Genossenschaft 
durch  das  Gericht  ausgesprochen  wird.  Bei  geringerer  Mit- 
gliederzahl ist  daher  der  Bestand  des  Kartelles  stets  gefährdet 
Nach  schweizerischem  Recht  kann  allerdings  eine  Genossen- 
schaft auch  erst  entstehen,  wenn  7  Mitglieder  die  in  Schrift 
verfaßten  Statuten  unterzeichnet  haben  (O.  R.  Art.  679  j,  aber 
ein  späteres  Sinken  der  Mitgliederzahl  ist  an  sich  noch 
kein  Auflösungsgrund  für  die  Genossenschaft.  Eine  richter- 
liche Auflösung  findet  erst  dann  statt;,  wenn  die  statutenmäßige 
Besetzung  des  Vorstandes  oder  anderer  in  den  Statuten  als  not- 
wendig vorausgesetzter  Organe  aus  Mangel  an  der  erforder- 
lichen Mitgliederzahl  unmöglich  geworden  ist  fO.  R.  Art.  710. 
Da  aber  in  der  Genossenschaft  der  Vorstand  das  einzig  not- 
wendige Organ  ist  und  dieses  Organ  aus  einem  Mitglied  be- 
stehen kann,24  sq  ^{^id.  Genossenschaften  mit  bloß  zwei  Mit- 
gliedern denkbar.  Die  für  Kartellzwecke  höchst  ungünstigen 
Bestimmungen  einer  weitgehenden  Revisionspflicht  ( Genossen - 
Schaftsgesetz  §§  53 — 64)  und  der  Einsicht  der  Staatsbehörden 
in  das  die  Generalversammlungsbeschlüsse  enthaltende  Pro- 
tokollbuch (Genossenschaftsgesetz  §  47)  haben  in  der  schwei- 
zerischen Genossenschaft  keine  Analogie.    Wie  wir  schon  fest- 

-^  Siberberg  S.  199. 

-^  Bach  mann  zu  O.  R.  Art.  695  N.  2. 
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gestellt  haben,25  bestehen  in  der  Genossenschaft  keine  Hinder- 
nisse, den  Genossenschaftern  die  verschiedensten  Leistungen 
als  Mitgliedschaftspflichten  aufzuerlegen.  In  dieser  Beziehung 
steht  die  deutsche  Genossenschaft  der  schweizerischen  gleich. 
Soweit  erscheint  in  der  Tat  die  Genossenschaft  des  Schweiz. 
O.R.  als  eme  äußerst  günstige  Kartell-Rechtsform.-^  Ein 
großer  Vorteil  der  Genossenschaft  gegenüber  anderen  Rechts- 
formen liegt  eben  darin,  daß  für  die  Organisation  der  Ge- 
nossenschaft in  erster  Linie  die  Statuten  und  nicht  das  Gesetz 
maßgebend  sind-^"?  Doch  sind  eine  Anzahl  von  Bestimmungen 
des  Genossenschaftsrechts  doch  zwingenden  Rechts  und  einige 
unter  ihnen  sind  für  die  Kartelle  äußerst  ungünstig.  Wie  wir 
oben  näher  ausgeführt  haben,  ist  es  namentlich  die  Bestim- 
mung in  Art.  684,  die  den  Kartellen  Schwierigkeiten  macht  und 
Anlaß  bietet  zu  verschiedenartigen  rechtswidrigen  Bestim- 
mungen der  Statuten  und  Verträge;  denn  wie  wir  im  Laufe 
der  Darstellung  auf  Schritt  und  Tritt  gesehen  haben,  ist  die 
möglichst  starke  Bindung  der  einzelnen  Unternehmer  an  das 
Kartell  eines  der  wichtigsten  Erfordernisse  einer  gut  funk- 
tionierenden Kartell-Organisation.  Diesem  Bedürfnisse  kommt 
der  Art.  684  nur  in  sehr  beschränktem  Maße  entgegen.  Das 
Nähere  wurde  oben  S.94ff.  ausgeführt.  Den  für  die  Kartelle 
bedeutenden  Nachteil,  daß  die  Mitglieder  nur  für  kurze  Zeit 
an  das  Kartell  gebunden  werden  können,  teilt  die  schweize- 
rische Genossenschaft  mit  der  entsprechenden  deutschen  Rechts- 
form. In  dieser  Beziehung  ist  zwar  die  deutsche  Genossen- 
schaft dem  Kartell  günstiger.  Doch  kann  nach  zwingender 
Vorschrift  (Genossenschaftsgesetz  §  65)  das  freie  Kündigungs- 
recht der  Genossenschafter  nur  durch  eine  höchstens  zwei- 
jährige Kündigungsfrist  beschränkt  werden. ^^ 


-*  Verjs;!.  oben  S.  102. 

-^  Trotz  der  hier  kurz  erwähnten  Nachteile  der  deutschen  Genossenschaft 
wird  auch  sie  als  geeignete  Kartellrechtsform  betrachtet.  Vergl.  Vossen  in 
Kartellrundschau  Bd.  7  (1909 1  S.  208. 

^'  Bachmann  zu  O.R.  Art. 695  N.  i.  Ausdrücklich  das  deutsche  Genossen- 
schafts-Gesetz in  §  18. 

^®  Parisius  Krüger  führt  dazu  aus:  (Kommentar  zum  Genossenschafts- 
gesetz §  65  Anm.  i)  „Das  Genossenschaftsgesetz  beruht  auf  einem  freien 
Austrittsrecht  der  Mitglieder.  Es  ist  dies  eine  notwendige  Folge  des  per- 
sonellen Charakters  der  Genossenschaft.    Nach  dem  Grunde  und  dem  Zwecke 


-^1 
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Ein  weiterer  Nachteü  für  die  Kartellgenossenschaften  be- 
deutet der  Umstand,  daß  aus  Art.  680  Ziff.  5  in  Verbindung 
mit  Art.  681  hervorgeht,  daß  sämtliche  Mitgliederbeiträge  ver- 
öffentlicht werden  müssen.  Das  Bundesgericht  hat  darin  den 
Grund  erblickt,  daß  sich  die  „Societe  des  fabricants  de  cadrans 
d'email"  nicht  emheithch  als  Genossenschaft  konstituiert  hat, 
sondern  neben  den  Statuten  noch  eine  besondere  „Convention" 
gebildet  hat. 29  Doch  ist  dieser  Punkt,  wie  aus  den  Ausführungen 
auf  S.  47  ff.  hervorgeht,  nur  von  sekundärer  Bedeutung. 

Wir  kommen  so  zu  dem  Resultat,  daß  in  der  Schweiz  die 
Kartelle  nicht  die  Möglichkeit  haben,  mit  ihrem  Bedürfnis 
nach  starker  Bindung  der  Mitglieder  sich  rechtlich  einwand- 
frei zu  organisieren. 

§  24.  Der  Konflikt  der  Kartelle  mit  der  Rechtsordnung. 

Wenn  wdr  in  der  vorangehenden  Darstellung  gesehen 
haben,  daß  in  der  Schweiz  keine  für  die  Kartellbestrebungen 
ganz  geeignete  Form  vorhanden  ist,  so  liegt  das  nicht  bloß 
an  Emzelheiten  in  der  Ausgestaltung  der  verschiedenen  in 
Betracht  kommenden  Vereins-  und  Gesellschaftsformen.  Nicht 
eine  kleine  unwesentliche  Änderung  in  der  Ausgestaltung  der 
Aktiengesellschaft  oder  der  Genossenschaft  ist  es,  die  den 
Kartellen  genügen  würde,  denn  wenn  die  Kartelle  in  der 
Genossenschaft  eine  mehrjährige  absolute  Bindung  wünschen 
oder  eine  Aktiengesellschaft,  in  der  den  Aktionären  alle  Kartell- 
pflichten auferlegt  werden  können,  so  sind  das  Wünsche,  die 
über  die  im  Gesetz  allgemein  anerkannten  Grenzen  der  Frei- 
heitsbeschränkung hinausstreben.  1  Dieses  Streben  nach  starker 

des  Gesetzes  soll  eine  übermäßige  Beschränkung  der  wirtschaftlichen  Frei- 
heit der  Genossen  verhindert  werden  und  ihnen  das  Recht  zum  freiwilligen 
Austritt  mit  Ablauf  einer  zweijährigen  Kündigungsfrist  unter  allen  Umständen 
gesichert  bleiben." 

2»  B.  Ger.  37,  II  S.  41^  Ü\  schon  zit.  oben  S.  155. 

^  Ich  verweise  auf  die  S.  200  erwähnte  Ausführung  von  Parisius  Krüger 
betr.  die  Genossenschaft.  Für  die  Aktiengesellschaft  auf  eine  Entscheidung 
des  R.  G.  (R.G.  in  Z  S.  Bd.  21,  S.  157):  „Insbesondere  läßt  sich  die  enge 
Beziehung  zwischen  der  statuierten  umfassenden  Herrschaft  des  Mehrheits- 
willens  und  der  auf  die  bestimmten  Beiträge  des  Grundkapitals  beschränkte 
Beteiligung  nicht  verkennen". 

Ferner  auch  Lehmann:  Das  Recht  der  Aktiengesellschaft.  Bd.  1  S.  219. 


\ 
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Bindung  der  einzelnen  Mitglieder  in  einer  als  Korporation 
organisierten  Rechtsform  ist  das  wesentliche  Merkmal  der 
Kartelle.  Allerdings  ist  das  nicht  das  einzig  charakteristische, 
vielmehr  spielen  noch  anere  Momente  mit.  So  bedeutet  die 
obligatorische  Veröffentlichung  der  Statuten  in  der  Genossen- 
schaft ein  Nachteil  für  die  Kartelle,  der  auch  zu  einer  Kom- 
bination von  Rechtsformen  geführt  hat.  Doch  spielt  diese 
Frage  je  länger  je  mehr  keine  so  wichtige  Rolle.  Ich  erinnere 
hier  an  den  Verband  der  Schweiz.  Schreibmaschinen-Händler, 
der  in  seinen  dem  Handelsregister  übergebenen  Statuten  bis 
in  alle  Einzelheiten  sämtliche  Kartellverpflichtungen  aufge- 
nommen hat. 

Es  wurde  oben  ausgeführt,  daß  wir  in  der  Schweiz  keine 
gesetzlichen  Bestimmungen  haben,  die  sich  direkt  gegen  die 
Kartelle  richten,  keine  kartellfeindlichcn  Gesetze.-  Aus  der 
ganzen  Darstellung  hat  es  sich  nun  gezeigt,  daß  unser  Vereins- 
und Gesellschaftsrecht  den  Kartellen  mit  ihren  Bedürfnissen 
nicht  entgegenkommt.  In  der  Ausgestaltung  der  Vereins-  und 
Gesellschaftsformen  aber  kommt  zum  Ausdruck,  eine  wie  starke 
Bindung  der  einzelnen  Persönlichkeit  zur  Erreichung  eines 
gemeinsamen  Zwecks  die  Rechtsordnung  als  zulässig  erachtet. 
Daraus,  daß  die  Grenzen  der  erlaubten  Bindung  in  korpora- 
tiven Personenverbindungen  den  Kartellen  zu  eng  erscheinen 
und  sie  sich  vielfach  darüber  hinwegsetzen,  zeigt  es  sich  nun 
doch,  daß  die  Kartelle  zur  Erreichung  ihres  Zweckes,  der 
wie  wir  oben  gesehen  haben,  im  allgemeinen  als  erlaubt  gilt, 
sich  eines  Mittels  bedienen,  das  dem  von  der  Rechtsordnung 
vertretenen  stark  individualistischen  Standpunkt  nicht  ent- 
spricht. 

Nun  haben  wir  allerdings  gesehen,  daß  die  Rechts- 
sprechung geneigt  ist,  die  in  den  Kartellen  vorkommende 
Bindung  der  einzelnen  Mitglieder  anzuerkennen.  In  dem  oben 
S.  48  besprochenen  Urteil  betreffend  die  A.-G.  Kalk  wurde  die 
in  den  einzelnen  Verträgen  enthaltene  Lieferungspflicht  auf 
3  Jahre  hinaus  als  zulässig  anerkannt.  Doch  hat  das  Bundes- 
gericht Gewicht  gelegt  auf  die  relativ  kurze  Zeit  von  3  Jahren. 


i 


Vergl.  oben  im  I.Teil  (S.  23ff.)  über   die   prinzipielle  Stellungnahme 
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Wie  wir  aber  gesehen  haben,  ist  in  vielen  Kartell-Statuten  eine 
Bindung  von  5  Jahren  und  darüber  vorgesehen.  Das  Bundes- 
gericht hat  aber  in  diesem  Urteil  nicht  beachtet,  daß  hier  eine 
Lieferungspflicht  eines  Mitgliedes  in  einer  korporativen  Per- 
sonenverbindung vorlag,  und  daß  die  einzige  korporative  Per- 
sonenverbindung, in  der  eine  solche  kartellartige  Lieferungs- 
pflicht möglich  ist,  die  Genossenschaft  eine  zeitliche  Bindung 
von  mehr  als  einem  Jahr  nicht  zuläßt. 

Wenn  de  lege  ferenda  die  Frage  nach  einer  günstigen 
Kartell-Rechtsform  gestellt  wird,  so  handelt  es  sich  also  nicht 
darum,  ob  den  Kartellen  zuliebe  die  eine  oder  andere  Gesell- 
schaftsform eine  kleine  Änderung  erfahren  soll,  sondern  dar- 
um, ob  das  Streben  nach  einer  stärkeren  Beschränkung  der 
Freiheit  als  sie  bis  anhin  in  korporativen  Personenverbindungen 
vom  Gesetz  vorgesehen  war,  anerkannt  werden  soll. 

Diese  Frage  soll  hier  nicht  beantwortet  werden.  Ich 
begnüge  mich  damit,  sie  aufzuwerfen.  Sie  kann  auch  nicht  für 
die  Kartelle  allein  beantwortet  werden,  denn  sie  führt  in  einen 
größeren  Zusammenhang.  Es  handelt  sich  in  letzter  Linie  um 
die  Frage,  wie  die  auf  dem  Boden  des  Individualismus  stehende 
Rechtsordnung  zu  der  immer  mehr  um  sich  greifenden  Ver- 
gesellschaftung auf  allen  Gebieten  menschlicher  Tätigkeit  Stel- 
lung nehmen  will. 

§  25.    Ausblick  in  die  deutschen  Verhältnisse. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  in  diesem  Zusammenhang  zu 
untersuchen,  ob  nicht  die  ausländische  Gesetzgebung  den  Kar- 
tellen in  höherem  Maße  entgegenkommt  als  es  in  der  Schweiz 
der  Fall  ist.  Wenn  wir  diesen  Ausblick  über  die  Schweiz  hin- 
aus auf  Deutschland  beschränken,  so  rechtfertigt  sich  das  da- 
durch, daß  Deutschland  das  klassische  Land  der  Kartelle  ist 
und  darum  dort  die  größte  Erfahrung  in  der  Eignung  von  Ge- 
sellschaftsformen für  Kartelle  zu  erwarten  ist  und  ferner  auch 
dadurch,  daß  das  deutsche  Gesellschaftsrecht  auf  die  schweize- 
rische Gesetzgebung  (O.R.  von  1881  )  von  maßgebendem 
Einfluß  war.  Es  sei  hier  nur  an  die  Genossenschaft  des  O.  R. 
erinnert,  die  in  den  Hauptzügen  eine  Kopie  der  deutschen 
Genossenschaft  darstellt. ^ 


der  Rechtsordnung  zur  Kartellfrage. 


Vergl.  Bericht  der  ständerätlichen  Kommission,  Bundesblatt  1880  Bd.  3 
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Von  den  deutschen  Gesellschaftsformen  kommen  hier  nur 
in  Betracht  die  ,, Aktiengesellschaft  mit  Nebenleistungen"  nach 
H.  G.  B.  §212  ( Nebenleistungs-Aktiengesellschaft")  und  die 
Gesellschaft  m.  b.  H.  (Gesetz  betreffend  die  Gesellschaft  m.  b. 
H.  vom  20.  April  1892J.  Von  der  deutschen  Genossenschaft 
haben  wir  bei  Besprechung  der  schweizerischen  Genossen- 
schaft beiläufig  gesprochen  und  es  hat  sich  dabei  gezeigt,  daß 
im  allgemeinen  jene  eine  geringere  Eignung  für  Kartelle  auf- 
weist als  diese. - 

Der  §  212  des  neuen  deutschen  H.  G.  B.,  wonach  den 
Aktionären  neben  den  Kapitaleinlagen  die  Verpflichtung  zu 
„wiederkehrenden  nicht  in  Geld  bestehenden  Leistungen"  auf- 
erlegt werden  können,  ist  für  ganz  bestimmte  Bedürfnisse 
aufgestellt  worden,  nämlich  für  die  Rübenzucker-Aktiengesell- 
schaften. In  der  gesamten  handelsrechtlichen  Literatur  wird 
betont,  daß  sich  die  durch  diesen  Paragraphen  zugelassene 
Form  der  Nebenleistungs-Aktiengesellschaft  für  Kartelle  in 
hervorragendem  Maße  eigne. "^  Dem  gegenüber  stellt  Flecht- 
heim fest  (S.96),  daß  die  Kartellpraxis  sich  dieser  Form  fast 
gar  nicht  bedient.  In  der  ganzen  Kartelldenkschrift,  die  hun- 
derte von  Kartellstatuten  enthält,  befindet  sich  ein  einziges  als 
Aktiengesellschaft  mit  Nebenleistungen  nach  §212  organi- 
siertes Kartell,  „die  wirtschaftliche  Vereinigung  deutscher  Gas- 
werke A.-G.  zu  Coeln".  An  diesem  Beispiele  weist  Flechtheim 
nach,  daß  sich  die  verschiedenartigen  notwendigen  Kartell- 
verpflichtungen nicht  in  den  Rahmen  von  „wiederkehrenden 
nichr  in  Geld  bestehenden  Leistungen"  einspannen  lassen.  Es 
handelt  sich  dabei  um  folgende  Bestimmungen  der  Statuten 
dieses  Kartells  (§  10  Abs.  2)  :  „Die  Gaswerke  sind  gehalten, 
alle  zum  Femabsatz  verfügbaren  Koksmengen  rechtzeitig  bei 
dem  Vorstand  der  Vereinigung  anzumelden,  sowie  ihm  alle  bei 
ihnen  einlaufenden  Anfragen  und  Gebote  betreffend  Koks  un- 
verzüglich auf  kürzestem  Wege  zu  übermitteln.  Sie  dürfen 
keine  Abschlüsse  in  Koks  selbständig  machen."  Die  Ge- 
schäftsunkosten werden  von  den  Aktionären  durch  „Abgabe" 


*  Es  finden  sich  daher  auch  in  der  Kartell-Denkschrift  nur  12  als  Ge- 
nossenschaften organisierte  Kartelle. 

^  Staub,  Kommentar  zu  H.G.B.  §  212  Anm.  i;  Lehmann,  Handelsrecht 
S.  391  Anm.  5;  Leist  S.  19. 
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und  „L^mlagen"  aufgebracht  (§  17).  Auch  sind  Vertrags- 
strafen vorgesehen  (§  18).  Die  Verpflichtung  zur  Weitergabe 
von  Offerten  ist  keine  regelmäßig  wiederkehrendee  Leistung. 
Ob  die  Pflicht  zur  Unterlassung  von  selbständigen  Abschlüssen 
unter  §  212  Abs.  i  fällt,  ist  zum  mindesten  sehr  zweifelhaft.* 
Dagegen  sind  die  „Abgaben"  oder  „Umlagen"  als  Geld- 
leistungen unmöglich  Inhalt  von  Nebenleistungen  im  Sinne 
von  H.G.B.  §212.  Die  Vertragsstrafen  sind  zulässig  nach 
§212  Abs.  2.  Es  ist  ohne  weiteres  ersichtlich,  daß  das  einzige 
als  Nebenleistungs -Aktiengesellschaft  organisierte  Kartell  sich 
über  die  Beschränkungen  des  §  212  H.G.B.  hinweggesetzt 
hat.  Allerdings  enthält  ja  nicht  jedes  Kartell  genau  die  Ver- 
pflichtungen dieses  hier  genannten  Beispiels,  aber  in  den 
meisten  Kartellen  werden  die  kartellmäßigen  Verpflichtungen 
nicht  in  solchen  Leistungen  aufgehen,  an  die  in  §  212  gedacht 
ist,  an  regelmäßig  wiederkehrende  Naturalleistungen.  Es  ist 
demnach  die  Nebenleistungs- Aktiengesellschaft  nur  beschränkt 
als  günstige  Kurtellre cht s form  zu  betrachten.  Anderseits  ist 
allerdings  zuzugeben,  daß  sie  in  mancher  Hinsicht  den  Kartell- 
bedürfnissen in  weitgehendem  Maße  entgegenkommt.  Es  ist 
nämlich  hier  der  Schutz  gegen  vorzeitigen  Rücktritt  einzelner 
Mitglieder  besonders  groß.^  Die  Aktien  sind  unveräußerlich 
ohne  Genehmigung  der  Gesellschaft  und  es  kann  sich  also  nicht 
ein  Kartellmitglied  durch  Veräußerting  seiner  Aktien  vom  Kar- 
tell losmachen,  aber  —  und  das  ist  der  wichtigste  Punkt —  es 
gibt  auch  keinen  gesetzlich  zulässigen  Rücktritt  aus  wichtigem 
Grund.  Hier  kann  also  die  feste  Bindung  der  einzelnen  Mit- 
glieder, die  in  den  andern  Organisationsformen  trotz  aller 
Mühe  wegen  widerstrebenden  Gesetzesbestimmungen  nicht  er- 
reicht wird,  durchgesetzt  werden.^  Eine  andere  Frage  ist  nun 
allerdings,  ob  eine  solche  starke  Bindung  der  Einzelnen 
nicht  im  Widerspruch   steht  mit   der   sonst   als  zulässig   aner- 

*  Für  zulässig  hält  sie  Leist  S.  18. 

^  Vergl.  Vossen,  der  Schutz  des  Kartelies  vor  vorzeitigem  Verfall. 
Kartellrundschau  7  (1909)  S.  16. 

®  ßodmer  (S.  58)  betrachtet  diesen  Umstand,  den  geringen  Schutz  der 
Mitglieder  gegen  den  Zwang,  bei  der  Gesellschaft  bleiben  zu  müssen,  als 
erschwerend  für  die  Kartellbildung.  Angesichts  des  überall  an  den  Kartellen 
zutage  tretenden  Strebens,  die  Mitglieder  so  stark  als  irgend  möglich  an  das 
Kartell  zu  binden,  kann  ich  dieser  Ansicht  nicht  beistimmen. 
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kannten  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit.^  Diesem 
großen  Vorteil,  den  die  Nebenleistungs -Aktiengesellschaft  für 
die  Kartelle  bietet,  stehen  aber  alle  diejenigen  Nachteile  ent- 
gegen, die  sich  aus  der  Natur  der  Aktiengesellschaft  als 
Kapitalgesellschaft  ergeben,  insbesondere  die  Unmöglichkeit 
des  Ausschlusses  einzelner  Aktionäre,^  der  doch  in  gewissen 
Fällen  für  eine  Kartellgesellschaft  von  Bedeutung  sein  kann. 
Die  Gesellschaft  m.  b.  H.  ist  die  in  Deutschland  weitaus 
am  meisten  gebrauchte  Organisationsform  für  Kartelle.  Ab- 
gesehen von  den  vielen  „Kartell-Gescliäftsstellen",  die  als 
Gesellschaft  m.  b.  H.  angefühn  sind,  .gibt  es  auch  eine  beträcht- 
liche Zahl  von  Kartellen,  die  als  solche  in  die  Form  einer 
Gesellschaft  m.  b.  H.  gegossen  sind.  Die  Gesellschaft  m.  b.  H. 
weist  von  vornherein  gegenüber  der  Aktiengesellschaft  eine 
Reihe  von  Besonderheiten  auf,  die  sie,  wie  überhaupt  für  alle 
Fälle  von  kleüieren  Kapitalgesellschaften,  für  die  Kartelle  ge- 
eigneter erscheüien  läßt  als  die  Aktiengesellschaft.  Schon  die 
Gründung  vollzieht  sich  in  wesentlich  einfacheren  Formen 
(Ges.  betr.  die  G.  m.  b.  H.  §§  24—31  im  Gegensatz  zu  H.  G.  B. 
§§  187—207).  Auch  smd  für  die  Tätigkeit  der  Gesellschaft 
m.  b.  H.  nicht  so  weitgehende  Publizitätsvorschriften  aufgestellt, 
wie  für  die  Aktiengesellschaft  (H.G.  B.  §  265).  Die  Eignung 
für  Kartelle  geht  überhaupt  schon  aus  dem  ganzen  Wesen  der 
Gesellschaft  m.b.H.  hervor,  welche  weder  rein  „indivuali- 
stisch"  noch  rein  „kollektivistisch"  ist.^  Für  die  Kartellpraxis 
von  entscheidender  Bedeutung  ist  aber  die  Bestimmung  des 
§  3  Abs.  2  Gesellschaft  m.b.H.  —  Gesetz,  wonach  den  Gesell- 
schaftern außer  der  Leistung  von  Kapitaleinlagen  noch  „andere 
Verpflichtungen"  gegenüber  der  Gesellschaft  auferlegt  werden 
können.  Im  Gegensatz  zu  H.  G.  B.  §  212  smd  diese  Verpflich- 
tungen in  keiner  Weise  näher  umschrieben.  Es  können  dem- 
nach alle  rechtlich  überhaupt  möglichen  Verpflichtungen  als 
„andere  Verpflichtungen"  im  Sinne  von  §  3  Abs.  2  in  Betracht 
kommen.   So  steht  eüiem  als  Gesellschaft  m.  b.  H.  organisierten 


'  Vergl.  darüber  unten  S.  208. 

^  Vergl.  dazu  Staub  zu  §  227  H.  G.  B.  Anm.  8  mit  ausdrücklicher  Zu- 
rückweisung der  von  Leist  S.  104  vertretenen  Ansicht. 

®  Vergl.  Parisius-Crügcr,  das  Reichsgesetz  betr.  die  Ges.  m.  b.  H.  Syste- 
matische Darstellung  und  Kommentar.     3.  Auflage,  S.  22. 
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Kartell  kein  Hindernis  im  Weg,  alle  in  Betracht  kommenden 
Kartellverpflichtungen  im  Gesellschaftsvertrag  aufzunehmen. 
So  die  nötigen  Unterlassungspflichten,  ferner  aber  auch  Ab- 
gaben und  Umlagen,  welche,  wie  wir  gesehen  haben,  als 
aktien rechtliche  Nebenleistungen  nicht  möglich  sind.  Nicht 
zu  unterschätzen  ist  auch  gegenüber  dem  über  die  Genossen- 
schaft des  O.  R.  Gesagten  der  Vorteil,  daß  die  „andern  Ver- 
pflichtungen", in  der  Veröffentlichung,  durch  welche  die  Ein- 
tragung gemacht  wird,  nicht  anzugeben  sind  f§  10  Gesetz  betr. 
die  G.  m.  b.  H.).  Weil  die  G.  m.  b.  H.  in  der  Hauptsache  doch  als 
Kapitalgesellschaft  ausgebaut  ist,  ergeben  sich  für  die  Kartelle 
doch  auch  gewisse  Nachteile,  denen  wir  bei  der  Aktiengesell- 
schaft begegnet  sind.  So  ist  kein  Ausschluß  möglich  wegen 
Nichterfüllung  der  weitergehenden  Verpflichtungen. 10  Das 
Gesetz  betreffend  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  enthält  keine  Be- 
stimmung, welche  den  Mitgliedern  den  vorzeitigen  Rücktritt 
aus  wichtigen  Gründen  vorbehält.  Eine  solche  Bestimmung 
kann  allerdings  in  den  Statuten  aufgenommen  werden  (§  60 
Abs.  2). 11  Andernfalls  kann  ein  Mitglied  nicht  wie  in  der 
Gesellschaft  bürgerlichen  Rechts  (B.  G.  B.  §723)  aus  wich- 
tigem Grund  kündigen.  So  eine  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichtes. 12  Gegen  sie  richtet  sich  Flechtheim  ( S.  94  ff.  i  ;  nach 
ihm  ist  die  Kündigung  aus  wichtigem  Grund  in  Kartellen, 
die  als  Gesellschaft  m.  b.  H.  organisiert  sind,  stets  als  still- 
schweigend statutarisch  festgesetzt  anzunehmen.  Andernfalls 
wäre  der  Gesellschaftsvertrag  nach  §  138  (Verstoß  gegen  die 
guten  Sitten)  als  nichtig  zu  betrachten.  Infolgedessen  sei  das 
Hineininterpretieren  einer  Kündigungsbefugnis  aus  wichtigem 
Grund  das  geringere  Übel.  Gegen  diese  Auslegung  erheben 
sich  doch  Bedenken.  Nach  dem  was  wir  im  Laufe  der 
Darstellung  gesehen  haben,  bleibt  zu  berücksichtigen,  daß 
vielleicht  die  Unternehmer,  die  das  Kartell  gründeten,  mit  be- 
wußter Absicht   die   Form   der   Gesellschaft   m.b.H.   wählten. 


10 


Vergl.  5taub,  Kommentar  zum  Ges.  betr.  G.m.b.H.  Anm.  31  zu  §3: 
die  §§  20  ft^.  beziehen  sich  nach  Staub,  ähnlich  wie  die  entsprechenden  im 
Aktienrecht,  nur  auf  die  rückständigen  Kapitaleinlagen. 

^*  Vergl.  Parisius-Crüger,  Kommentar  zum  Ges.  betr.  die  G.m.b.H. 
Anm.  7  zu  §  60. 

^^  R.  G.  in  Z.  S.  Bd.  73  S.  429  if.,  schon  zit.  oben  S.  145  fg. 
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um  die  Möglichkeit  der  Kündigung  aus  wichtigem  Grund  zu 
umgehen  und  sie  ohne  diese  starke  Bindung,  die  sie  für  nötig 
erachteten,  das  Kartell  gar  nicht  gegründet  hätten.  In  diesem 
Fall  ginge  es  doch  nicht  an,  die  Möglichkeit  der  Kündigung 
aus  wichtigem  Grund  als  gewollt  in  die  Statuten  hinein  zu 
interpretieren,  auch  wenn  man  ohne  diese  Kündigungsmöglich- 
keit den  ganzen  Gesellschaftsvertrag  als  nichtig  erklären 
müßte. 

In  Deutschland  liegen  also,  wie  aus  dieser  Betrachtung 
hervorgeht,  die  Dinge  wesentlich  anders  als  in  der  Schweiz. 
Dort  sind  Gesellschaftsformen,  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  und 
unter  Vorbehalt  auch  die  Nebenleistungs -Aktiengesellschaft 
vorhanden,  die  dem  Wunsch  der  Kartelle  nach  einer  korpora- 
tiven Organisation  mit  inhaltlich  vielseitigen  Mitgliederpflichten 
und  einer  zeitlich  langen  und  absolut  festen  Bindung  der  Mit- 
glieder entgegenkommen.  Weil  aber  diese  Gesellschaftsformen, 
von  den  Kartellen  benutzt,  zu  einer  Beschränkung  der  persön- 
lichen Freiheit  der  Mitglieder  führt,  die  unverhältnismäßig 
viel  weitgehender  ist,  als  die  sonst  von  der  Rechtsordnung 
anerkannte  und  in  andern  Rechtsformen  erreichbare,  werden 
in  der  deutschen  Literatur  Stimmen  laut  gegen  die  Zulässig - 
keit  einer  solchen  Kartell-Rechtsform.  Es  ist  bezeichnend,  daß 
gerade  Flechtheim,  der  selbst  in  der  Kartell-Praxis  steht  und 
auf  jeden  Fall  am  besten  weiß,  wie  weitgehend  die  Kartell: 
pflichten  die  persönliche  Freiheit  der  Mitglieder  beeinflussen, 
wie  schon  erwähnt  wurde,  ein  Kartell,  das  nicht  aus  wichtigem 
Grund  kündbar  wäre,  nicht  als  rechtsbeständig  anerkennen 
will.  Nicht  nur  für  die  Kartelle  speziell  führt  Leist  (S.  150  fg.) 
aus,  daß  mit  Hilfe  von  vinkulierten  Aktien  und  Geschäfts- 
anteilen neue  Hörigkeits Verhältnisse  begründet  werden  können. 

Die  Frage  nach  einer  Kartell-Rechtsform  de  lege  ferenda 
stellt  sich  demnach  in  Deutschland  viel  konkreter  als  in  der 
Schweiz.  Es  handelt  sich  dort  darum,  ob  die  Gesellschaft  m.  b.  H. 
und  die  Nebenleistungs-Aktiengesellschaft,  die  den  Bedürf- 
nissen der  Kartelle  in  mancher  Hinsicht  so  sehr  entgegen- 
kommt, als  Kartell-Rechtsform  anzuerkennen  und  deshalb  spe- 
ziell für  die  Kartelle  noch  weiter  auszubauen  ist,  oder  ob  eine 
gesetzliche  Änderung  dahingehen  solle,  es  zu  verunmöglichen. 
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daß  weiterliin  die  Kartelle  sich  dieser  Rechtsform  bedienen 
können,  welche  zu  einer  so  außerordentlich  starken  Bindung 
der  Mitglieder  im  Kartell  führen  kann.  Es  ist  hier  zu  er- 
wähnen, daß  da  wo  in  der  deutschen  Literatur  Vorschläge  für 
eine  Kartell-Rechtsform  de  lege  ferenda  gemacht  werden,  die 
Neigung  vorhanden  ist,  in  letzterem  Sinne  zu  entscheiden.  So 
stellt  Rundstein  (S.  102)  das  Postulat  auf,  eine  zwingende 
Rechtsnorm  müsse  bestimmen,  daß  die  einzelnen  Unternehmer 
nur  für  eine  relativ  kurze  Zeit  an  das  Kartell  gebunden  sein 
dürfen  und  daß  der  vorzeitige  Rücktritt  aus  wichtigem  Grund 
jederzeit  gewahrt  sem  müsse.  Dabei  wird  eine  exemplifizierende 
Aufzählung  dieser  wichtigen  Gründe  verlangt,  die  aber  für 
den  Richter  nicht  bindend  sein  soll.^^ 


'^  Es  sei  auch  auf  die  Ausführungen  von  Kohler  hingewiesen,  der  ver- 
langt, daß  in  einem  Kartell  überhaupt  jederzeit  der  Rücktritt  gestattet  sein 
müsse  (Die  Ideale  im  Recht,  Arch.  für  bürgerl.  Recht  Bd.  5  S.  161  ff'.). 


Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle. 
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